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Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im neuen Reich 


Von Rechtsanwalt Reuß, Dozent der Verwaltungsakademie Berlin 


. Das Schickſal der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Dritten 
Reich ſteht heute im Mittelpunkt des allgemeinen Intereſſes. 
„Immer wieder wird die Frage erörtert, ob der Fort⸗ 
beſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit mit den Struktur⸗ 
brinzipien des neuen Verfaſſungsrechts, insbeſondere mit dem 
Führergedanken, vereinbar ſei. Es wird der Zweifel laut, daß 
bie geſamte Einrichtung der Verwaltungsgerichtsbarkeit doch 
wohl ihrem inſtitutionellen Sinne nach dem liberaliſtiſchen 
Geiſte verhaftet ſei und auf dem überwundenen Gedanken. 
ih Dualismus zwiſchen freier Einzelperſon und Staat 
ruhe. 

Man muß es als das Verdienſt dieſer Erörterung ) be⸗ 
zeichnen, die grundſätzliche Seite der Frage aufgezeigt, zu⸗ 
gleich aber die erhobenen Bedenken überwunden und die Not⸗ 
wendigkeit des Fortbeſtandes der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
aus dem Ideengut der neuen Zeit dargetan zu haben. 

7 Es iſt eine offenſichtliche Verkennung des Führergedan⸗ 
ens, wenn man glaubt, aus ihm ein Argument gegen die 
Beibehaltung der Verwaltungsgerichtsbarkeit herleiten zu 
Funen. Das Verhältnis des einzelnen zur Gemeinſchaft und 
des Volkes zum Staat wird in einem Führerſtaat keines⸗ 
wegs durch etatiſtiſches Denken beſtimmt. „Der National⸗ 
zialismus rückt bewußt in den Mittelpunkt ſeines ganzen 
Denkens: das Volk :).“ Es iſt nicht inhaltsleer, ſondern fub- 
h anzhaft gemeint, wenn die Führer der Bewegung immer 
wieder betonen, daß der Nationalſozialismus auf der „völki⸗ 
chen“ Weltanſchauung beruhe. Nicht umſonſt hat Adolf 
Hitlers) „unſer Volkstum und die in ihm gegebenen Kräfte 
und Werte“ als die „ewigen Fundamente unſeres Lebens“ 

Tzeichnet. Die nationalſozialiſtiſche Idee ſtellt eine Rang⸗ 

ordnung menſchlicher Gemeinſchaftswerte auf. „Den höchſten 


0 ) Vgl. Knauth: Dig. 1934, 1119 ff.; Weidemann: Ver 
altungs⸗Akademie Bd. II Nr. 24 S. 13/14; Fabricius: Aka⸗ 
emie für Deutſches Recht 1935, 46 ff.; Maunz, Neue Grundlagen 
— Verwaltungsrechts; derſ.: Z Staats W. 95, 311 ff.; Schelcher: 

hen mL. 1935, 209/10; Georg Schmidt: NRerwütl. 1935, 
ff; Koellreutter, Grundriß der Allg. Staatslehre S. 252 ff.; 
artarin⸗Tarnheyden, Werdendes Staatsrecht S. 160 ff.; 

igachens vor allem grundlegend Stuckart: Deutſche Verwaltung 
35, 161 ff. 

0 Adolf Hitler auf dem Erntedankfeſt am 1. Okt. 1933. 
Staatsakt in der Garniſonkirche Potsdam 1933. 


Nang in ihr nimmt das Volkstum ein).“ Im Gegenſatz zu 
dieſem am Volkstum orientierten Denken kreiſt das etatiſtiſche 
Denken um den Staat. Ihn erfaßt es aber nicht in ſeiner 
ſubſtanzhaften Fülle als die „Geſtalt des politiſchen Volkes“ s), 
als den „lebendigen Organismus des Volkstums“ 6), ſondern 
als ein Inſtrument der ſozialen Technik, das es in äſthetiſcher 
Bewunderung zu einem Höchſtwert des Lebens hypoſtaſiert. 
Das etatiſtiſche Denken erweiſt ſich ſo als ein Ausſchnitt aus 
dem Weltbild des techniſchen Zeitalters, dem die Überſteige⸗ 
rung des Wertes techniſcher Errungenſchaften eigentümlich 
war. Der Staat als bürokratiſche „Maſchine“, als präziſer 
Befehls⸗ „Mechanismus“ war zu einem eigenen Erlebniswert 
geworden. Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich das Wort 
Adolf Hitlers), daß der Staat in dieſem Sinne nur 
„Mittel zum Zweck“ ſei. Der Nationalſozialismus unter⸗ 
ſcheidet alſo ſcharf zwiſchen dem Staat im engeren Sinne, 
dem ſtaatlichen Behörden- und Amterweſen, das nur „Mittel 
zum Zweck“, alſo eine „dem Volkstum dienende Organi⸗ 
ſation“s) ift, und dem Staat im weiteren Sinne, der mit der 
Totalität des politiſchen Volkes identiſch v), deſſen lebenbedin⸗ 
gende und geſtaltwirkende Form, alſo der „lebendige Or⸗ 
ganismus des Volkstums“ iſt. 


Dieſe Erkenntnis iſt für das Problem der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit von grundlegender Bedeutung. Immer wieder 
kann man der Auffaſſung begegnen, daß es der hohen Be⸗ 
wertung des Staates durch den Nationalſozialismus wider⸗ 
ſpreche, wenn man es dem einzelnen geſtatten wolle, behörd⸗ 
liche Maßnahmen zum Gegenſtand verwaltungsgerichtlicher 
Nachprüfung zu machen. Angeblich verſinke der einzelne nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung gegenüber der Majeſtät des 
Staates in ein abſolutes Nichts, ſo daß der bloße Gedanke, 
ihm gegenüber behördlichen Akten ein Recht auf gerichtliche 
Nachprüfung zu geben, als prinzipwidrig gelten müſſe. Dieſe 
Argumentation beruht auf einem augenſcheinlichen Trugſchluß. 
Sie umkleidet den Staat im engeren Sinne, der nach Hitlers 


) Kier: NS. Handbuch f. Recht und Geſetzgebung S. 19. 
5) Huber: ZStaats®. 95, 28ff. 

6) Adolf Hitler, Mein Kampf S. 434. 

) Adolf Hitler, Mein Kampf S. 433. 

8) Kier a. a. O. 

9) Reuß: JW. 1934, 2962; derſ.: JW. 1935, 688. 
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Wort nur „Mittel zum Zweck“ iſt, mit der ganzen Weihe 
und Würde, die nach nationalſozialiſtiſcher Anſchauung dem 
Staat im weiteren Sinne als dem „lebendigen Organismus 
des Volkstums“ gebührt. Es handelt ſich alſo bei dieſem 
Argument um eine offenſichtliche Nachwirkung des etatiſtiſchen 
Denkens, das ſich zu Unrecht mit nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
danken drapiert. Selbſtverſtändlich folgt aus der Gliedſtellung 
des einzelnen im Volkstum, daß ſich der einzelne nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung nicht gegen die Volksgemeinſchaft, 
alſo nicht gegen den Staat im weiteren Sinne als den 
„lebendigen Organismus des Volkstums“ ſtellen darf; das 
wäre Volksverrat im ernſteſten Sinne des Wortes. Dieſer 
Gedankengang trifft jedoch nicht mehr zu, wenn man dem Be⸗ 
griff des Staates im weiteren Sinn ſein ſpezifiſches Subſtrat 
nimmt und es gegen das Subſtrat des Staatsbegriffes im 
engeren Sinn auswechſelt. Eine ſolche Manipulation ſtellt ſich 
als eine etatiſtiſche Verfälſchung der nationalſozialiſtiſchen 
Staatsauffaſſung dar. Dieſer Auffaſſung widerſpricht es durch⸗ 
aus, daß jeder Pope im Dorf ein kleiner Zar von Rußland 
wird! Deshalb iſt es völlig abwegig, wenn uns die Epigonen 
des Etatismus glauben machen wollen, daß die Würde des 
nationalſozialiſtiſchen Staates gewiſſermaßen am Rockärmel 
jedes Poliziſten hänge und es deshalb eine Gefährdung dieſer 
Würde ſei, wenn man dem einzelnen geſtatten wolle, etwa 
von einer polizeilichen Verfügung zu behaupten, daß ſie 
rechtswidrig und darum verwaltungsgerichtlich aufzuheben ſei. 


Der Nationalſozialismus denkt weder etatiſtiſch noch 
utopiſch, ſondern real. Deshalb rechnet er auch mit den 
Mängeln alles Irdiſchen. Bei allem Vertrauen zu den Be⸗ 
hörden vergißt er nicht, daß dieſe „von Menſchen geleitet 
werden, die nicht unfehlbar, ſondern rechtlichen Irrtümern 
unterworfen ſind“ 10). Zutreffend ſagt Fabricius): 
„Nationalſozialiſtiſche Verwaltungspolitik muß mit der menſch⸗ 
lichen Unvollkommenheit rechnen und ſich ſagen, daß es immer 
Menſchen geben wird, die ſich durch die im Führergedanken 
beſchloſſene Macht- und Autoritätsfülle zum Mißbrauch der 
Macht und zur Willkür verleiten laſſen. Hiergegen gilt es 
Vorſorge zu treffen.“ In dieſer Hinſicht iſt man ſich allſeits 
einig; „Irrungen und Mißgriffe oder Fehlentſcheidungen 
kommen überall vor. Das bedingt die menſchliche Unzuläng⸗ 
lichkeit. Deshalb wird es auch in einer nach nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Grundſätzen geordneten und in nationalſozialiſtiſchem 
Geiſte geführten Verwaltung Rechtsmittel ohne Rückſicht 
darauf geben müſſen, ob, wieweit und in welchem Sinne 
man ſubjektive öffentliche Rechte anerkennt“ 12). So führt die 
Grundeinſtellung des Nationalſozialismus, für den nicht der 
Staat (im engeren Sinne), ſondern das Volk die entſchei⸗ 
dende Größe iſt, zu einer Inſchutznahme des Volkes gegen— 
über den Fährniſſen und menſchlichen Unzulänglichkeiten des 
ſtaatlichen Verwaltungsapparates. Allerdings iſt dieſe In⸗ 
ſchutznahme des Volkes nicht eine Parteinahme für das In⸗ 
dividuum, ſondern eine Garantie für die gedeihliche Entwick⸗ 
lung der Geſamtheit. Der Nationalſozialismus will keinen 
Staat der Marionetten, ſondern der Perſönlichkeiten! Das 
Perſönlichkeitsideal im Dritten Reich iſt allerdings grund⸗ 
verſchieden von jenem Bilde der Perſönlichkeit, das welt⸗ 
bürgerlich gerichtete Literaten in ihrem Herzen tragen. Die 
Perſönlichkeit im Dritten Reich weiß ſich ihrem Volkstum 
nicht nur biologiſch zugehörig, ſondern auch fittfich verpflichtet. 
Ihre Bindung an das Volkstum iſt eine Bindung an die 
„Subſtanz ihres eigenen Seins“ 18). Aber gerade dieſe Bin⸗ 
dung und dieſes Verantwortungsbewußtſein ſetzt die Zubilli⸗ 
gung eines perſönlichen Lebensſpielraums voraus, der als 
ſittliche Lebensluft für die Entfaltung wahrer Perſönlichkeit 
unentbehrlich iſt (vgl. Forſthoff, Der totale Staat, S. 42). 
Dieſer perſönliche Lebensſpielraum iſt mit der Autorität des 
Führerſtaates durchaus verträglich, da er nur „im Rahmen 


10) Raeke: JW. 1935, 242. 

11) a. a. O. S. 48. 

12) Knauth a. a. O. S. 1120. 
& en Larenz, Nechts⸗ und Staatsphiloſophie der Gegenwart 


der Weltanſchauung“ 3) gewährt wird. Aus dieſer Ein⸗ 
ſtellung ſtammen auch die beachtlichen Vorſchläge Tartarin⸗ 
Tarnheydens ), durch eine rechtliche Gewährleiſtung 
„nationaler perſönlicher Rechtsgüter“ eine „Garantie deſſen zu 
ſchaffen, was ein perſönliches Ethos erſt ermöglicht“. Aus dieſer 
Einſtellung heraus hat auch RMin. Dr. Frank noch jüngſt 
in Königsberg 185) „die Freiheit der Anwaltſchaft, dem Recht 
des einzelnen gegenüber einer Machtſtellung zu dienen, als 
einen Beſtandteil der Gemeinſchaftskultur dieſer Zeit“ be⸗ 
zeichnet. Mit Recht hat er (a. a. O.) erklärt, die Rechts⸗ 
ſicherheit ſei „die erſte große Vorausſetzung des Staatsauf⸗ 
baues und der Inbegriff deſſen, was den einzelnen Bürger 
im Volksganzen bewegt. Dieſer will ja ſein Leben aufbauen, 
ſein eigenes Glück zimmern, will für ſeine Familie arbeiten 
und will in dieſer erſten Zelle der völkiſchen Gemeinſchaft 
den Schutz des Staates und feines Rechtes haben. Es ilt 
älteſtes germaniſches Gut, daß in dieſer Sphäre des einzelnen 
die Rechtsſicherheit zu Hauſe iſt“. Man ſollte ſich alſo hüten, 
jedes individuelle Recht für individualiſtiſch und den Begriff 
des ſubjektiven öffentlichen Rechts für eine rein liberaliſtiſche 
Denkfigur zu erklären. Auch die Zubilligung von Rechten iſt 
ein Mittel der ſozialen Verpflichtung und der Indienſtſtellung 
für die Gemeinſchaft. Man wird daher Huber ic) zuſtimmen, 
wenn er erklärt: „Daher ſind Grundrechte im Sinne von 
„Grundformen der Volksordnung' mit dem totalen Staat 
durchaus vereinbar.“ Es läßt ſich ſogar behaupten, daß 
Grundrechte in dieſem Sinne erſt die Vorausſetzung einer 
echten Gemeinschaft darſtellen. „Dieſer Grundrechtsbegriff ent“ 
ſpringt der juriſtiſchen Erkenntnis, daß überhaupt keine menſch⸗ 
liche Gemeinſchaft ohne echte Grundrechte, d. h. ohne ſpezifiſche, 
gemeinſchaftsweſentliche Rechtspoſitionen der Mitglieder be 
ſtehen kann. Es ſind daher nicht alle Grundrechte notwendig 
gleicher Struktur, wie die individualiſtiſchen Grundrechte der 
liberalen Verfaſſungen 17). 

Da der Nationalſozialismus das Volkstum nicht nur als 
eine vegetativ⸗biologiſche Einheit, ſondern als einen Kosmos 
kultureller Werte erhalten und fördern will, muß er folge 
richtigerweiſe innerhalb der Volksordnung jene Auflockerung 
und Auflichtung bejahen, ohne die der einzelne als Teilträger 
dieſer völkiſchen Kulturwerte verkümmern und damit auch die 
Miſſion des geſamten Volkstums unerfüllbar würde. So läßt 
ſich die Stellung des Nationalſozialismus zu dem Verhältnis 
zwiſchen einzelnem und Gemeinſchaft an einem Bilde ver⸗ 
deutlichen: Verkümmert der Baum, weil er im Walde ſteht? 
Oder nimmt er nicht vielmehr gerade deshalb teil an der 
Majeſtät dieſes Gottesdomes der Natur? Wird aber der kluge 
Forſtmann nicht auch dem einzelnen Baum Licht, Luft und 
Lebensraum gönnen, — nicht um des Baumes, nein, um des 
Waldes willen? 

Nur dieſe grundſätzliche Beſinnung ſchafft einen ſicheren 
Ausgangspunkt für die Behandlung aller Probleme, die ſi 
aus dem Verhältnis des einzelnen zur Gemeinſchaft und des 
Volkes zum Staat ergeben. In dieſen Problemkreis gehört 
aber die hier erörterte Frage. 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Dritten Reich kann 
alſo nicht als eine primär dem einzelnen und ſeinen Intereſſen 
dienende Einrichtung, ſondern nur als „Hüter der objektiven 
Ordnung“ 18) betrachtet werden. Dieſe von Staatsſekretär 
Dr. Studart geprägte Formulierung dürfte die veränderte 
Blickrichtung der neuen Zeit mit anſchaulicher Prägnanz zum 
Ausdruck bringen. Ihm iſt durchaus zuzuſtimmen, wenn er 
trotz Anerkennung ſubjektiver öffentlicher Rechte erklärt, daß 
es nicht die Aufgabe der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſein 
könne, zum Schutze dieſer Rechte tätig zu ſein. „Die unmittel⸗ 
bare Aufgabe der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt die Siche⸗ 
rung und der Schutz der nationalſozialiſtiſchen Volksordnung 
als ſolcher, inſofern und inſoweit durch einen Verwaltungs- 


1 a) Adolf, Hitler auf dem Deutichen Juriſtentag in Leipstd 
mit Bezug auf die richterliche Unabhängigkeit. 

Fa. I, omlaa 

15) IW. 1935, 1756/57. 

16) AHOHR. NF. 24, 250. > 

17) Carl Schmitt, Nationalſozialismus und Völkerrecht S. “ 

1s) Stuckart: Deutſche Verwaltung 1935, 163. 
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akt infolge der Beeinträchtigung der Belange einzelner zu⸗ 
gleich die Volksordnung geſtört iſt. Nur in dieſem Rahmen 
findet die Sicherung individueller Anſprüche ſtatt. Es iſt alſo 
nicht Rechtsſchutz zu gewähren, weil die Intereſſen des ein⸗ 
zelnen verletzt ſind, ſondern weil die Verletzung der Privat⸗ 
mtereſſen zur Störung der allgemeinen Volksordnung führt. 
m des Ganzen willen aber hat der Staat ein Intereſſe 
daran, daß die Einzelzelle in Ordnung iſt, d. h. daß die Be⸗ 
lange des einzelnen nicht zum Schaden der Geſamtheit be⸗ 
einträchtigt werden 19). Sinn und Zweck des Verwaltungs- 
rechtsſchutzes iſt „nicht Sicherung des einzelnen, ſondern 
Sicherung und Geſtaltung der Lebensordnung der Gemein⸗ 
ſchaft“ 10). Dieſe Ausführüng liegt ganz in der Linie der 
Forderung des RMin. Dr. Frank, „das Recht vom Volke 
aus aufzubauen“ 20) und zeigt, daß ſich die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit mit nationalſozialiſtiſchem Geiſt voll und ganz 
vereinbaren läßt. Dies war auch die einmütige Meinung 
der Teilnehmer an der Gaufachberatertagung Verwaltungs⸗ 
juriſten, die am 29. und 30. Juni d. J. unter dem Vor⸗ 
lit des Reichsfachgruppenleiters Verwaltungsjuriſten Staats⸗ 
ſekretärs Dr. Stuckart im Hauſe der Deutſchen Rechts⸗ 
front in Berlin ſtattgefunden hat. Auf ihr war der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit ein beſonderes Referat des zu⸗ 
ſtändigen Referenten im Reichsinnenminiſterium, des Miniſte⸗ 
rlalrats Dr. Dankwerts, gewidmet, der ſich mit über- 
zeugenden Gründen fur ihre Beibehaltung ausſprach und ſie 
als „eine beſonders wirkſame Art der Dezentraliſation“ be⸗ 
zeichnete, die „gerade im Intereſſe der Volksgemeinſchaft 
nahezu unentbehrlich“ ſei. Auch die Ausſprache, die im An⸗ 
ſchluß an dieſes Referat in dieſem beſonders fachkundigen 
Gremium ſtattfand, zeigte, daß die Frage der Beibehaltung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit in poſitivem Sinne entſchieden 
iſt; beſonders erfreulich war es, daß einer der Teilnehmer 
den aus dem Führergedanken hergeleiteten Scheineinwand 
gegen die Verwaltungsgerichtsbarkeit mit der Bemerkung 
zurückwies, daß den Vertretern dieſer abwegigen Anſicht 
offenbar eine Verwechſelung des Führergrundſatzes, der auf 
der Mitarbeit des Volkes aufbaue, mit dem Präfekturſyſtem 
romaniſcher Prägung unterlaufe. Mit vollem Recht wurde be- 
tont, daß ein Führerſtaat auf dem Vertrauen des Volkes 
beruhe, und daß dieſes Vertrauen des Volkes die Beibehal- 
tung der Verwaltungsgerichte verlange. Man braucht ſich bei 
dieſer Feſtſtellung nur des Wortes des Führers zu erinnern, 
aß Führertum auf dem freien und guten Willen der Ge 
ührten beruhe. Dieſes Band des Vertrauens, das Führer 
und Volk umſchlingt, würde gelockert, wenn das Volk aus der 
A ſchaffung der Verwaltungsgerichtsbarkeit folgern würde, 
daß der Staat kein reines Gewiſſen beſitze und ſich deshalb 
N rechtlichen Nachprüfung ſeiner Maßnahrien entziehen 
Olle. 


Daß ſich aus dem Führergedanken kein ernſthafter Ein⸗ 
wand gegen die Verwaltungsgerichtsbarkeit herleiten läßt, er⸗ 
gibt die einfache Erwägung, daß die Verwaltungsgerichte doch 
ebenſo wie die Behörden der aktiven Verwaltung kraft einer 
Delegation des Führers tätig werden und gerade die be⸗ 
ondere Aufgabe haben, die richtige Innehaltung der Direk⸗ 
wen des Führers durch die Verwaltungsbehörden zu über⸗ 
wachen. Die Verwaltungsgerichte ſind alſo zu dem beſonderen 
Werk berufen, darauf bedacht zu fein, daß der Wille des 
Bührers rein und abſichtsgemäß verwirklicht und nicht im 
range der alltäglichen Verwaltungsgeſchäfte mißdeutet und 
mißachtet wird. 

D Es läßt ſich jedoch mit gutem Grund behaupten, daß der 
Führergrundſatz der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht nur nicht 
dun Wege ſteht, ſondern dieſe ſogar erſordert. Da „bei jedem 
vertwaltungsakt und bei jeder Rechtsanwendung Meinungs⸗ 
Ne ebenen über die Bedeutung der Rechtsvorſchriften, 
Ei Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes und den erſtrebten 
Mie möglich“ ſind und „ungewollte Fehlentſcheidungen und 
elgriſſe fich nie ganz vermeiden laſſen, auch nicht bei beſter 
nung der Staatsverwaltung und hervorragendſten Ver⸗ 

5 . a. a. O. S. 162/68. 

S. a uc für Recht und Geſetzgebung, Einleitung 


waltungsbeamten“ 21), muß der Gefahr, die ſich aus der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Verwaltungshandhabung für die Verwal⸗ 
tungseinheit, für die Rechtsſicherheit und damit für die 
Reſonnanz im Volke ergibt, unbedingt vorgebeugt werden. 
Wenn dieſe Aufgabe den Aufſichtsbehörden, die ja ſelbſt lau⸗ 
fende Verwaltungsgeſchäfte zu erledigen haben, und letztlich 
den Zentralinſtanzen aufgebürdet würde, ſo „würden letzten 
Endes die Zentralbehörden, d. h. die Reichsminiſterien, deren 
eigentlichſte Aufgabe die Führungsentſcheidungen ſind, in 
einer unerträglichen Weiſe mit dieſer Nachprüfungstätigkeit 
belaſtet“ 22). So liegt alſo die Beibehaltung der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit nicht nur im Intereſſe des Führergedankens, 
ſondern auch ganz allgemein im Intereſſe der aktiven Ver⸗ 
waltungsbehörden. Dieſe ſtehen der Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit keineswegs ablehnend gegenüber. Sie ſchätzen vielmehr 
die Tätigkeit der Verwaltungsgerichte. Nicht nur, weil deren 
bloßes Daſein das Vertrauen des Volkes in die Lauterkeit der 
Verwaltungsführung hebt, ſondern auch deshalb, weil die 
Vielzahl der täglichen Verwaltungsaufgaben oft genug vom 
aktiven Verwaltungsbeamten verlangt, daß er den gordiſchen 
Knoten beſtehender Zweifel, den er im Drange der Geſchäfte 
nicht löſen kann, einfach zerhaut; deshalb begrüßt es der Ver⸗ 
waltungspraktiker, daß ihm die Verwaltungsgerichte die Auf⸗ 
gabe ſorgfältigen Meditierens abnehmen und ihm für die 
künftige Verwaltungsführung das reife Ergebnis ihrer Über⸗ 
legungen als praktiſche Verwaltungsmaximen zur Verfügung 
ſtellen 28). Es gibt gar keinen Zweifel darüber, daß die Tätig⸗ 
keit der Verwaltungsbehörden ſeit Beſtehen der Verwaltungs⸗ 
gerichte unausgeſetzt durch deren Rechtſprechung befruchtet 
worden iſt. „Die rechtsbildende und rechtsvertiefende Tätig⸗ 
keit der Verwaltungsgerichte“ 2) iſt ſogar ein beſonderes 
Ruhmesblatt in der Geſchichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Viele Beſtimmungen des Verwaltungsrechts ſind für die un⸗ 
mittelbare Verwaltungspraxis wegen ihrer allgemeinen und 
weiten Faſſung geradezu unanwendbar. Sie liegen auf dem 
Gebiete des Rechts wie erratiſche Blöcke oder ungefügige 
Findlinge umher. Sie behauen und für die alltägliche Praxis 
verwendbar gemacht zu haben, iſt das Verdienſt der Ver⸗ 
waltungsgerichte. Auch ſonſt kann die Rechtſprechung der 
Verwaltungsgerichte, insbeſondere die des Preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, für ſich das Verdienſt in Anſpruch 
nehmen, im Gegenſatz zur Rechtſprechung der Zivilgerichte, 
insbeſondere des Reichsgerichts, ſchon in der Vergangenheit 
nicht abſtrakt⸗normativiſtiſch geweſen, ſondern durch die innere 
Anſchauung wirklicher Rechtsgebilde inſpiriert worden zu ſein. 
Es kann überhaupt als ein kennzeichnendes Merkmal der 
Verwaltungsrechtspflege angeſprochen werden, daß ſie ſtets 
in weit höherem Maße als die Zivilgerichtsbarkeit lebensnah 
und wirklichkeitsverbunden geweſen iſt. Sie ſchöpfte ſchon von 
jeher ihre Einſichten und Erkenntniſſe nicht aus rein kritiſcher 
Analyſe von Geſetzesworten, ſondern aus der Klarſtellung 
der mit den Rechtsgebilden ſelbſt gegebenen Ordnung. Darauf 
beruht auch das wirkliche Schöpfertum und die tiefe Frucht⸗ 
barkeit der Rechtſprechung des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, das für eine Fülle geſetzlich nicht oder nur lücken⸗ 
haft geregelter Lebensgebiete, z. B. für das erſt jüngſt kodi⸗ 
fizierte Gebiet des Polizeirechts, des Wegerechts uſw. wert⸗ 
volle — auf Rechtstatſachen⸗ und Rechtsgebildeforſchung be⸗ 
ruhende — Klarſtellungen gebracht hat. Dieſe Überlegenheit, 
insbeſondere der Rechtſprechung des Preußiſchen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts, i. S. der neuen Anforderungen an das rechts» 
wiſſenſchaftliche Denken 25) beruht auf einer Reihe prinzipiell 
beachtlicher Gründe. Zunächſt fehlte der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit angeſichts der offenſichtlichen Lückenhaftigkeit poſitiver 
Geſetzesregeln auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts der 
poſitiviſtiſche Irrglaube an die lückenloſe Geſchloſſenheit des 
normativ verſtandenen Rechtsſyſtems. Gerade dieſer Irr⸗ 
glaube aber hat in der Zivilrechtspflege jene unfruchtbare 


21) Stuckart a. a. O. S. 161. 
22) Stuckart a. a. O. S. 162. 
20) Stuckart a. a. O. S. 162; Weidemann a. a. O. S. 14. 
24) Weidemann a. a. O. S. 14. 
Carl Schmitt, Die drei Arten des rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Denkens. 
254% 
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intellektuelle Artiſtik großgezüchtet, die der Verwaltungs⸗ 
rechtspflege zu ihrem Vorteil fremd geblieben iſt. Die Spär⸗ 
lichkeit poſitiver Beſtimmungen im Bereich des Verwaltungs⸗ 
rechts zwang die Verwaltungsgerichtsbarkeit vielmehr dazu, 
nicht alles Heil von einer introvertiert⸗poſitiviſtiſchen Rechts⸗ 
betrachtung zu erwarten, ſondern zum ſchöpferiſchen Quell 
aller Erkenntnis, nämlich zu den naturhaft gegebenen oder 
geſchichtlich gewachſenen Daſeinsformen des völkiſchen Lebens, 
hinabzuſteigen. Zu einer ſolchen Hinwendung zum Leben 
ſelbſt war die Verwaltungsgerichtsbarkeit auch aus perſonellen 
Gründen beſonders befähigt, da die Richter der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit faſt ſämtlich durch die Schule der aktiven Ver⸗ 
waltung gegangen ſind und mit Hilfe der ſo gewonnenen 
lebendigen Anſchauung leichter imſtande ſind, ſich „zu den 
Müttern“ heimzufinden. 

Man ſieht: die Einrichtung der Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit rechtfertigt ſich ebenſo aus grundſätzlichen wie aus ver⸗ 
waltungstechniſchen und geſchichtlichen Erwägungen. Sie iſt 
eine bewährte Inſtitution. Niemand, dem an einem guten 
Einvernehmen zwiſchen dem Volk und den Behörden liegt, 
wird dieſen „Harmoniſator der Diſſonanzen“ miſſen wollen. 
Er iſt ein Faktor des Vertrauens, der gerade im Führerſtaat 
nicht entbehrt werden kann. 

So muß alſo die Frage nach der Beibehaltung der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit als entſchieden gelten. Es kann ſich 
nur noch um die Frage ihres Umfangs und ihrer naheren 
Ausgeſtaltung handeln 26). Zunächſt kann feſtgeſtellt werden, 
daß man ſich über den Ausſchluß verwaltungsgerichtlicher 
Nachprüfung politiſcher Entſcheidungen einig iſt ?“). Unklar iſt 
nur, wie dieſer Grundſatz verwirklicht werden ſoll. Die erſten 
Schwierigkeiten ſetzen ſchon bei der Umreißung des Begriffs 
des „Politiſchen“ ein. Da neuerdings eine ſtarke Neigung be⸗ 
ſteht, das geſamte Verwaltungsrecht durchgängig für „politi⸗ 
ſches Recht“ zu erklären 28), dürfte es ſich hier im weſentlichen 
um die Beſtimmung des Intenſitätsgrades handeln 2). Wer 
ſoll beſtimmen, ob die politiſchen Erwägungen bei Erlaß eines 
konkreten Verwaltungsaktes einen ſolchen Intenſitätsgrad be⸗ 
ſaßen, daß eine verwaltungsgerichtliche Nachprüfung auszu⸗ 
ſchließen iſt? Es dürfte ein Gebot der Konſequenz ſein, hier⸗ 
über nicht die Verwaltungsgerichte, ſondern die Verwaltungs⸗ 
behörden entſcheiden zu laſſen. Da nämlich „gerade die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob eine Angelegenheit oder ein Sach⸗ 
gebiet politiſch oder unpolitiſch iſt, in ſpezifiſcher Weiſe eine 
politiſche Entſcheidung darſtellt“ 30%), der Grundgedanke aber 
doch gerade dahin geht, die Verwaltungsgerichte keine poli⸗ 
tiſchen Entſcheidungen fällen zu laſſen, bleibt nur übrig, die 
Entſcheidung über den Grad der politiſchen Imprägnierung 
eines Verwaltungsaktes den Verwaltungsbehörden zuzuweiſen. 
Man würde nicht dasſelbe Ergebnis erzielen, wenn man etwa 
ſagen wollte, die Verwaltungsgerichte ſollten auf die Nach⸗ 
prüfung von Rechtsfragen beſchränkt ſein. Politiſche Fragen 


26) So auch der Standpunkt Stuckarts a. a. O.; ebenſo 
Weidemann a. a. O., Knauth a. a. O., Fabricius a. a. O. u. a. 

27) Statt aller: Stuckart a. a. O. und Knauth a. a. O. 

28) Maunz a. a. O.; Köttgen: RVerwBl. 1935, 66. 

29) Stuckart a. a. O. S. 161; Heckel, Berichte über die 
Lage und das Studium des öffentlichen Rechts S. 15. 

30) Carl Schmitt, Staat, Bewegung, Volk S. 17. 


und Rechtsfragen ſind nämlich keine unbedingten Gegenſätze, 
vielmehr ſind die meiſten in der Verwaltungspraxis auf⸗ 
tauchenden Fragen, deren politiſcher Charakter zutage liegt, 
zugleich auch Rechtsfragen. Es kann ſich alſo nur darum 
handeln, welche Fragen, obwohl ſie Rechtsfragen ſind, des⸗ 
halb, weil ſie zugleich im eminenten Sinne politiſche Fragen 
ſind, aus Gründen der Staatsräſon der gerichtlichen Nach⸗ 
prüfung entzogen werden ſollen. Die Löſung dieſer Schwierig⸗ 
keit wird ſich nur im Wege einer Stellungnahme zum kon⸗ 
kreten Fall vollziehen können. Dieſe Stellungnahme muß aus 
dem dargelegten Grunde den Verwaltungsbehörden überlaſſen 
bleiben. Doch muß hier dafür Vorſorge getroffen werden, daß 
ſich die Verwaltungsbehörden nicht durch eine allzu ſchema⸗ 
tiſche, formularmäßige Handhabung gegen jede mißliebige 
verwaltungsgerichtliche Nachprüfung immun machen. Über⸗ 
haupt muß die Behörde, deren Verfügung im konkreten Falle 
in Frage ſteht, nicht ſelbſt bindend darüber befinden dürfen, 
ob überwiegende politiſche Gründe den Erlaß der Verfügung 
veranlaßt haben. Das würde erhebliche Mißſtände im Gefolge 
haben. Es würden ſicher alsbald Formulare in Übung kommen, 
in denen bereits vorgedruckt wäre: „Dieſe Verfügung iſt aus 
überwiegenden politiſchen Gründen ergangen; ein Rechtsbehelf 
findet daher gegen ſie nicht ſtatt.“ Schon aus Gründen der 
Bequemlichkeit würde dieſer Satz meiſt nicht durchſtrichen wer⸗ 
den, und es wäre der Anfang zu einer generellen Rechts- 
verweigerung in Verwaltungsſachen gemacht. Man könnte 
daher eher daran denken, daß erſt auf erfolgte Anfechtung 
des Verwaltungsaktes hin die jeweilige Aufſichtsbehörde dem 
Verwaltungsgericht bindend erklären dürfte, der angefochtene 
Verwaltungsakt ſei politiſcher Natur, ſo daß alſo ſeine ver⸗ 
waltungsgerichtliche Überprüfung inhibiert wäre. Ich ſtimme 
aber Knauth zu, wenn er meint, es ſei die einzige erträg⸗ 
liche Löſung, daß die zuſtändige Zentralbehörde die Frage 
bindend entſcheides r). Man muß nämlich davon ausgehen, 
daß ſicher ohnehin der Verwaltungsrechtsweg nur nach Maß⸗ 
gabe des Enumerationsprinzips offen ſtehen wird. Wenn alſo 
der Geſetzgeber einen beſtimmten Typus von Verwaltung‘ 
akt der Anfechtbarkeit im Verwaltungsgerichtsverfahren unter“ 
wirft, ſo muß es eine ſtreng zu handhabende Ausnahme 
bleiben, daß ein konkreter Verwaltungsakt, der dieſem Typus 
unterfällt, gleichwohl unanfechtbar bleibt. Dann müſſen ge 
wichtige Gründe vorliegen, die der Zentralbehörde im Einzel 
fall zu unterbreiten und von dieſer zu prüfen ſind. Auf dieſe 
Weiſe wird dem grundſätzlichen Erfordernis, ausgeſprochen 
politiſche Verwaltungsmaßnahmen der verwaltungsgericht⸗ 
lichen Nachprüfung zu entziehen, Rechnung getragen, aber do 
zugleich der Gefahr vorgebeugt, daß die Statuierung dieſer 
Möglichkeit im Wege der Verwaltungsübung zu einer al 
gemeinen Verweigerung des Rechtsſchutzes in Verwaltungs“ 
ſachen wird. 

Auf die übrigen Fragen, insbeſondere auf das Problem 
der Organiſation der Verwaltungsgerichtsbehörden — eine 
oder zwei Inſtanzen, Tatſachen und Reviſions⸗ oder zwei 
Tatſacheninſtanzen, Beteiligung von Laien, Angliederung der 
Verwaltungsgerichtsbehörden an die Verwaltungsbehörden 
uſw. — ſoll hier nicht eingegangen werden. 
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Bürgerlich⸗ rechtliche Wirkungen der Deutſchen Gemeindeordnung 


Von Rechtsanwalt Herbert Schneider, Karlsruhe i. Bad. 


Die verfaſſungsmäßige Neugeſtaltung des Gemeinderech⸗ 
tes bewirkt auch weſentliche Anderungen in der Vertretung der 
Gemeinde nach außen. 

J. Nach bisherigem Recht war die Vertretung der Ge⸗ 
meinden in den einzelnen Landesteilen unterſchiedlich ge⸗ 
regelt. Die Vertretungsmacht kam verſchiedenen Organen in. 
verſchiedenem Umfang zu. Zudem war nach mehreren Ge⸗ 


meinde⸗ und Städteordnungen die Vertretung nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. an beſondere Formen gebunden !), wenn 


1) So 5 88 gif. 7 IL Prochem . f. d. öl. Prov.; 856 Biff,® 
Städte O. f. d. öſtl. Prov. (dazu NGZ. 122, 177 JW. 1929, 1132): 
8 60 Ziff. 7 StädteD. f. Schlesw.⸗Holſt.; 856 Ziff. 8 Weſif. Städted. 
860 Ziff. 8 Städte O. f. Heſſen⸗Naſſau u. a.; dazu RG53. 189 
— JW. 1933, 1526, wo die bisherige Rechtſprechung aufgeführt it. 
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es ſich um Erklärungen handelte, durch die die Gemeinde ver- 
pflichtet werden ſollte. 

In anderen Landesteilen waren Verpflichtungserklärun⸗ 
gen des Bürgermeiſters, wie andere Willenserklärungen, ſo⸗ 
fern nicht nach bürgerlichem Recht eine beſondere Form vor⸗ 
geſchrieben war, formfrei gültig 2). Mochte auch der Bürger⸗ 
meiſter nach außen ſeine Beſugniſſe weit überſchritten haben, 
ſo konnte er zwar im Innenverhältnis verantwortlich ſein, 
auf den Umfang ſeiner Vertretungsmacht nach außen war dies 
ohne Einfluß. 

Die neue Deutſche Gemeindeordnung (DGem O.) hat dem 

bisherigen troſtloſen Wirrwar ein Ende gemacht und ohne 
Rückſicht auf die Größe der Gemeinde eine einheitliche Rege⸗ 
lung eingeführt. Dem Führerprinzip entſprechend iſt der 
Bürgermeiſter grundſätzlich einziges Vertretungsorgan der 
Gemeinde. Nur in zwei Fällen muß, weil eine Vertretung 
durch den Bürgermeiſter nicht möglich, die Vertretung der 
Gemeinde in anderer Weiſe erfolgen: 

1. Bei Verträgen mit dem Bürgermeiſter. In dieſem 
Falle erfolgt ihre Vertretung durch den Stellvertreter des 
Bürgermeiſters. Die Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde zu 
dieſem Vertrag ift erforderlich (§ 115 Abſ. 2 DGem O.). 

2. Zur Geltendmachung von Anfprücden der Gemeinde 
gegen den Bürgermeiſter. Hier iſt die Aufſichtsbehörde als 
Vertreterin zuſtändig ($ 115 Abſ. 1 DGemO.). 

Allgemeiner Stellvertreter des Bürgermeiſters iſt für die 
Dauer ſeiner Amtszeit der erſte Beigeordnete, der in den 
Städten die Amtsbezeichnung „Bürgermeiſter“ führt (8 35 
Abſ. 1 DGem O.). Der Bürgermeiſter kann ihm alſo die all⸗ 
gemeine Vertretung nicht im Wege der Geſchäftsverteilung 
entziehen. Die Vertretungsmacht des erſten Beigeordneten iſt 
unabhängig davon, ob der Bürgermeiſter an der Vertretung 
verhindert iſt. Er hat vielmehr die Macht, in jedem Fall 
Rechtsgeſchäfte für die Gemeinde abzuſchließen ), ſelbſt wenn 
der Bürgermeiſter mit der Ausübung der geſetzlichen Ver⸗ 
tretungsbefugnis durch den allgemeinen Vertreter nicht ein⸗ 
verſtanden iſt; denn eine Beſtimmung des Bürgermeiſters, 
inwieweit der allgemeine Vertreter von ſeiner Vertretungs⸗ 
befugnis Gebrauch machen darf, würde nur das Innenver⸗ 
hältnis betreffen, alſo die Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte 
nach außen nicht berühren). Wer mit dem erſten Beigeord- 
neten einer Gemeinde Rechtsgeſchäfte ſchließt, darf ſich darauf 
berlaſſen, daß das Geſchäft wirkſam iſt. 


Das Pro G. hat dieſe Beſtimmungen anders ausgelegt und Helfritz 
„Die Vertretung der Städte und Landgemeinden“, 1916) folgend in 
ihnen keine Beſchränkung der Vertretungsmacht, ſondern nur die 
nordnung erblickt, daß dann, wenn der Magiſtrat in ſeiner Geſamt⸗ 
eit zum Verwalten und Ausführen berufen iſt, auch die Vertretung 
nach außen ihm allein zuſteht und verpflichtende Urkunden der Unter⸗ 
ſchriſt des Bürgermeiſters und eines Magiſtratsmitglieds bedürfen 
rod. 70, 268 ff.; Helfritz, Grundriß des preuß. Kommunal⸗ 
zechts, 1932, S. 75). Demgegenüber hat das RG. an feiner Recht⸗ 
loachung feſtgehalten JW. 1922, 392 und RG. 121, 19 = JW. 1928, 
1937, Auf dieſen Streit kann im übrigen nicht näher eingegangen 
17 den. Zu nennen wäre hier noch Art. 17 Abſ. 3 Bayczem O. v. 
Ut Okt. 1927, nach welchem in Gemeinden unter 3000 Einwohnern 
barkunden, die eine Verpflichtung der Gemeinden begründen, vom 
8 und zwei Mitgliedern des Gemeinderats unterzeichnet 
müſſen. 

W 2) Hollje, Komm. z. Oldchem O. Arlt. 32 Anm. 20; Klien, 

ecelchemO. v. 22. Mai 1920 $ 33 Ziff. 11 Anm. 1; 88 71, 74 
vlan tädted. Im ganzen galten bis zur nationalſozialiſtiſchen Re⸗ 
olution im Deutſchen Reich nicht weniger als 41 verſchiedene Ge⸗ 

indeverfaſſungen, davon allein in Preußen 15. Eine überſichtliche 

ufſtelung über die Form für namens der Gemeinde abzugebende 
Sarßflichtungserklärungen gibt für das damalige Recht Golzer: 
„ 30, 207, 343. In Preußen wurde auf dieſem Gebiet durch 
6 am 1. Jan. 1934 in Kraft getretene PrGemVerfGG. und das 
Nec Finch. v. 15. Dez. 1933 zwar Rechtseinheit, aber noch Keine 
lan cherheit geſchaffen, weil durch den 8 45 Gem Finch. nicht völlig 
Ver 5 unzweifelhaft feſtgeſtellt war, wann Schriſtlichkeit für eine 
fe pflichtungserklärung erforderlich war und wann nicht (vgl. Stef⸗ 

"5: 238. 1935, 605). 

0 . DI. 1935, 606. ne 
> 1% . Ausf $ 5 iV. 1935 Nr. 

zu 8 35 A0. 1 Auw. z. Ausf. der DEmd. (PrMVliV. 1935 Nr. 14) 
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Die übrigen Beigeordneten ſind zur Vertretung des 
Bürgermeiſters allgemein nur berufen, wenn der erſte Bei⸗ 
geordnete verhindert iſt. 

Neben der allgemeinen Vertretung des Bürgermeiſters 
durch den erſten Beigeordneten gibt es eine beſondere Ver⸗ 
tretung durch die Beigeordneten in ihren Arbeitsgebieten 
(§ 35 Abſ. 2 DGemd.). Da es ſich um eine durch Geſetz an⸗ 
geordnete Vertretung handelt, könnte der Bürgermeiſter dieſe 
Vertretungsmacht der Beigeordneten nur durch andere Ge⸗ 
ſchäftsverteilung (8 37), nicht aber durch Beſchränkung der 


Vertretungsbefugnis einengen. Schließlich kann der Bürger⸗ 


meiſter auch andere Beamte und Angeſtellte in beſtimmten 
Angelegenheiten mit feiner Vertretung beauftragen (§ 35 
Ab}. 2), wozu es einer beſonderen Form des Auftrags nicht 
bedarf. Der Umfang der Vertretungsmacht wird durch die 
Weiſung des Bürgermeiſters beſtimmt. 

Willenserklärungen namens der Gemeinde, durch die die 
Gemeinde verpflichtet werden ſolls), ſind nach 8 36 Abi. 2 
D6emd. vom Bürgermeiſter unter ſeiner Amtsbezeichnung 
handſchriftlich zu unterzeichnen. Dies gilt nach ausdrücklicher 
Beſtimmung der amtlichen Begründung zu 8 36 Ziff. 2a 
auch für ſogenannte laufende Verpflichtungen. Es hätte viel⸗ 
leicht nahegelegen, für ſie eine Ausnahme zuzulaſſen, wie 
ſie z. B. vom RG. in der Rechtſprechung zu § 88 Ziff. 7 
Abſ. 2 öſtl. LGemd. gemacht ware). Aber da der Begriff 
„Geſchäfte der laufenden Verwaltung“ beſonders für den 
Vertragsgegner keineswegs klar und feſt beſtimmbar iſt, wäre 
gerade dadurch wieder neue Unſicherheit in die Regelung der 
Eingehung von Verpflichtungen in das neue Recht hinein⸗ 
getragen worden“). 

Die Unterſchrift des Bürgermeiſters wird durch die 
Unterſchrift zweier vertretungsberechtigter Beamten oder An⸗ 
geſtellten erſetzt, die für dieſen Fall vertretungsberechtigt ſind. 

Schriftlichkeit des Vertrages im ganzen iſt nicht erforder⸗ 
lich. Es genügt, wenn nur die Verpflichtungserklärung des 
Bürgermeiſters oder zweier vertretungsberechtigter Beamten 
oder Angeſtellten in ſchriftlicher Form vorliegt, ſomit Halb- 
ſchriftlichkeit, wie fie beiſpielsweiſe in 8 766 BGB. vorge⸗ 
ſchrieben iſt. Schreiben ſonſtige Geſetze weitergehende Formen 
vor, z. B. § 313 BGB., jo find über den 8 36 Abſ. 2 
DGemd. hinaus auch dieſe Formen zu beachten. 

Der Unterſchrift zweier vertretungsberechtigter Beamten 
oder Angeſtellten bedarf es insbeſondere auch dann, wenn die 
Stelle des Bürgermeiſters überhaupt unbeſetzt iſt, oder wenn 
der ordentliche Bürgermeiſterſtellvertreter an Stelle des be⸗ 
urlaubten Bürgermeiſters handelt s). Es iſt dann ſtets die Un⸗ 
terſchrift eines weiteren Beigeordneten, eines zweiten ver⸗ 
tretungsberechtigten Gemeindebeamten oder Angeſtellten nötig. 
Die Unterſchrift des Stellvertreters des Bürgermeiſters allein 
genügt nicht. 

Der Bürgermeiſter kann auch andere, nicht im Dienſte 
der Gemeinde ftehende Perſonen, z. B. Rechtsanwälte be⸗ 
vollmächtigen, namens der Gemeinde Verpflichtungserklärun⸗ 
gen abzugeben. Nach der erſten Anweiſung zur Ausführung 
der GemO. zu § 36 Anm. 2d (PrMBliV. 1935 Nr. 14) ſoll 
ein ſolcher Bevollmächtigter, um die Gemeinde verpflichten 
zu können, ſchriftlicher Vollmacht bedürfen. Das iſt im Hin⸗ 
blick auf $ 167 Abſ. 2 BGB. nicht unzweifelhaft. Aus § 36 


5) Alſo nur ſolche Erklärungen, die darauf abzielen, eine Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde zu begründen, nicht auch ſolche, bei denen 
die Entſtehung einer Verpflichtung nur Nebenfolge iſt, fallen unter 
dieſe Beſtimmung (Amtl. Begründung zu § 36 Ziff. 2a). Die An⸗ 
nahme einer Schenkung bedarf z. B. nicht der Form des 536 Abſ. 2, 
obwohl ſie die Verpflichtung zur Zahlung der Schenkungsſteuer und 
gegebenenfalls die Verpflichtung aus $528 BOB. begründet. 

6) RG. 104, 205. 2 

7) Es beſteht ziemliche Einmütigkeit darüber, daß dieſe Recht⸗ 
ſprechung, die die Geſchäfte der „Laufenden Verwaltung“ vom Form 
zwang freiließ, erſt recht Rechtsunſicherheit ſchuf, denn dieſer Begriff 
it flüſſig und deshalb praktiſch wertlos. Vgl. Helfritz, Kommunal⸗ 
recht, 1932, S. 75 Anm. 142 und beſonders Richter: R.⸗ u. Pr⸗ 
VerwBl. 1931, 687 Anm. 25. 

8) Steffens: DIL. 1935, 608. 
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Abſ. 2 DGem0O. ergibt ſich die Notwendigkeit der Schriftlich⸗ 
keit der Vollmacht nicht, da durch die Vollmachtserteilung 
allein die Gemeinde nicht verpflichtet wird. Ich bin daher der 
Auffaſſung, daß im Hinblick auf § 167 Abſ. 2 BGB. die 
Vollmacht nur unter den beſonderen Vorausſetzungen der 
Schriftform bedarf, bei deren Vorliegen die Rechtſprechung 
entgegen dem § 167 Abſ. 2 BGB. auch für den Bevollmäch⸗ 
tigungsakt Einhaltung der für das Rechtsgeſchäft, auf das 
ſich die Vollmacht bezieht, beſtimmten Form für notwendig 
erachtet hat (vgl. hierüber RG. Komm. $ 167 Anm. 2). 

Das Geſetz enthält keine Beſtimmung darüber, welche 
Rechtsfolgen eintreten, wenn der Bürgermeiſter oder ſein 
Vertreter die nach $ 36 Abſ. 2 DGem O. vorgeſchriebene Form 
nicht wahren. Mit Recht haben Surén⸗-Loſchelder in 
Anm. 2 b zu 8 36 ausgeführt, daß § 36 im Gegenſatz zu § 88 
Ziff. 8 öſtl. LGemd., § 60 Ziff. 7 Städte O. für Schleswig⸗ 
Holftein u. a. nur eine reine Formvorſchrift, nicht auch eine 
Beſchränkung der Vertretungsmacht des Gemeindeorgans dar⸗ 
ſtellt, die mit dem Führergedanken unverträglich wäre. 

Die Folgen der Verletzung der Form richten ſich ſomit 
nach $ 125 BGB. und beſtehen in der Nichtigkeit der form⸗ 
widrig abgegebenen Willenserklärung. Iſt aber die die Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde enthaltende Willenserklärung nichtig, 
ſo iſt das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, ſofern nicht anzunehmen 
iſt — was hier nur in den allerſeltenſten Fällen zutreffen 
wird —, daß es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen 
fein würde (8 139 BGB.). 

Grundſätzlich kann daher die völlige Nichtigkeit des 
Rechtsgeſchäfts, das die formlos eingegangene Verpflichtung 
der Gemeinde enthält, als Regel angenommen werden. 

Welche Wirkungen treten nun aber ein, wenn der Ver⸗ 
trag von einer Seite, oder gar von beiden Seiten erfüllt 
wird? 

Wenn beiſpielsweiſe von einer Gemeinde ein Bade— 
meiſter nur auf Grund einer mündlichen Vereinbarung ein⸗ 
geſtellt wird, ſeine Tätigkeit aufnimmt und die Gemeinde den 
Gehalt bezahlt? Oder der Kanzleivorſtand beſtellt fernmündlich 
Schreibmaterial? 

Unzweifelhaft find dieſe Verträge nach 8 125 BGB. 
nichtig. Gegenüber der auf Formmangel beruhenden Nichtig⸗ 
keit, iſt der gute Glaube nicht geſchützt. Geltendmachung des 
Formmangels verſtößt, wie das RG. in ſtändiger Necht⸗ 
ſprechung feſtgeſtellt hat, an ſich nicht gegen Treu und 
Glauben“). 

Wie aber, wenn ein Vertragsteil geleiſtet hat, wie wenn 
beide Teile den nichtigen Vertrag erfüllt haben? Soll etwa 
der Vertragsgegner, der von der Nichtigkeit des Vertrags 
keine Kenntnis hatte — und es wird lange Zeit dauern, bis 
die Kenntnis dieſer ſcharfen Formvorſchrift wirklich All⸗ 
gemeingut geworden iſt — nach $ 812 BGB. berechtigt fein, 
das in Unkenntnis der Nichtigkeit Geleiſtete zurückzufordern, 
obwohl die Gemeinde erfüllt hat? 

Soll die Gemeinde berechtigt ſein, trotz Annahme der 
Leiſtung ihres Vertragsgegners, der den nichtigen Vertrag 
in Erwartung der Gegenleiſtung durch die Gemeinde erfüllt 
hat, ihre Leiſtung unter Geltendmachung der Formnichtig⸗ 
keit des Vertrags zu verweigern, jo daß der Vertragsgegner 
gezwungen iſt, ſeine Leiſtung zurückzunehmen, oder falls das 
unmöglich iſt, ſich mit einem der Höhe nach recht zweifel⸗ 
haften Bereicherungsanſpruch abfinden zu laſſen? Und ſchließ⸗ 
lich, wie geſtaltet ſich die Haftung, wenn etwa ein Vertrags⸗ 
teil in Erfüllung dieſes nichtigen Vertrages den andern Teil 
ſchuldhaft ſchädigt, z. B. der formlos angeſtellte Bademeiſter 10) 
verrichtet ſeine Aufgabe ſchlecht, ein Badegaſt kommt dadurch 
zu Schaden, die Gemeinde muß Schadenserſatz leiſten; kann ſie 
auf den Bademeiſter Rückgriff nehmen, obwohl der Vertrag 


9) 163. 73, 209 — JW. 1910, 592; 96, 313 — JM. 1919, 
993; 117, 124 — ZW. 1927, 2118. Nur unter beſonderen Voraus⸗ 
feßungen ſteht der Berufung auf den Formmangel der Gegeneinwand 
der Argliſt entgegen (RG. 107, 357; JW. 1926, 1810). 

10) Vgl. Arbgiſpr. 1930, 51. Wäre der in dieſer Entfcheidung 
genannte Bademeiſter der Gemeinde haftbar, wenn er ſchuldhaft einen 
Badegaſt verletzt hätte? 


mit ihm nichtig war? Und wie geſtaltet ſich die Haftung der 
Stadt, wenn ein Geiſteskranker ins Städtiſche Krankenhaus 
aufgenommen wird, und ehe ſein Vormund den Vertrag mit 
der Stadt abgeſchloſſen hat, durch das Verſchulden des Pflege- 
perſonals Schaden erleidet; wie, wenn das der Gemeinde ge⸗ 
hörende Gaswerk auf fernmündliche Beſtellung ſchlechten Koks 
liefert und der Beſteller auf Grund der Schlechtlieferung 
Schadenserſatz verlangt? 

1. Die Folgen des Formmangels ſind nach unſerer 
Rechtsordnung je nach den rechtspolitiſchen Zwecken, denen 
die Formvorſchrift dient, verſchieden. 

Dient die Form dazu, die Überlegung zu fördern, über⸗ 
eilte Entſchlüſſe zu hemmen, oder dient ſie lediglich dazu, 
den Beweis der Willenserklärung zu erleichtern und zu 
ſichern? Wird der durch die Formvorſchrift ins Auge gefaßte 
Zweck nur erreicht, wenn das formwidrig abgeſchloſſene Rechts⸗ 
geſchäft gänzlicher Nichtigkeit verfällt, oder iſt teilweiſe Auf⸗ 
rechterhaltung mit dem Zweck der Formvorſchrift vereinbar? 

So kann der Zweck der §8 313 11), 518, 766 BGB. nur 
durch Nichtigkeit erreicht werden, der des 8 566 BGB. ſchon 
dadurch, wenn der Vertrag als „auf unbeſtimmte Zeit ge 
ſchloſſen“ aufrechterhalten wird. 

In der Regel kann der Zweck der Formvorſchrift nur 
erreicht werden, wenn das formwidrig abgeſchloſſene Geſchäft 
gänzlich der Nichtigkeit anheimfällt, wie das 8 125 BGB. als 
Regel feſtſtellt. 

Ebenſo, wie die Wirkung des Formmangels auf die 
Gültigkeit des Geſchäfts, iſt auch die Frage zu beurteilen, 
welcher Einfluß der Erfüllung des nichtigen Geſchäfts zu⸗ 
kommt. 

Der Zweck des § 766 BGB. vor der Eingehung leicht⸗ 
fertiger Bürgſchaftsverpflichtungen zu ſchützen, iſt gewiß in dem 
Augenblick erfüllt, wenn der Bürge ſeine Leiſtung erbracht 
hat. Denn mehr als durch die tatſächliche Leiſtung kann dem 
Bürgen auch durch die Formvorſchrift die Höhe feiner Bes 
laftung nicht zum Bewußtſein gebracht werden 12). Dasſelbe 
gilt entſprechend in den Fällen der 88 518, 313 BGB. Mit 
Recht läßt deshalb das Geſetz in dieſen Fällen mit der Lei⸗ 
ſtung desjenigen, um deſſentwillen die Formvorſchrift beſteht, 
den nichtigen Vertrag heilen. Durch ſeine Leiſtung wird ſo⸗ 
mit die Form erſetzt. Daraus ergibt ſich: 

Erkennt das Geſetz die Heilung des Formmangels ſchon 
durch die Leiſtung des Vertragsteils an, zu deſſen Schutz 
die Formvorſchrift beſteht, ja tritt ſogar bei teilweiſer Lei⸗ 
ftung, in Höhe des Geleiſteten Heilung ein (8 766 Abſ. 2 
BGB. „ſoweit der Bürge .. erfüllt“), dann muß erſt recht 
eine Heilung des Formmangels eintreten, wenn der Vertrag 
von beiden Teilen erfüllt iſt. Denn nun fehlt jeder ver⸗ 
nünftige Anlaß, die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts noch 
nachträglich in Frage zu ſtellen n). Mit der Erfüllung und 
der Erfüllungsannahme ſind die hinter dem Formzwang 
ſtehenden rechtspolitiſchen Gründe weggefallen 15). 

Über die rechtspolitiſche Bedeutung der in 8 36 Abf. 2 
DGemd. vorgeſchriebenen Form führt die amtliche Begrün⸗ 
dung zur DGemO. zu § 36 aus: 

„Die Vertretung der Gemeinden bei Vornahme foge 
nannter Verpflichtungsgeſchäfte war nach bisherigem Lan⸗ 
desrecht in großem Umfang beſonderen Vorſchriften unter- 


11) 168. 129, 370. 

12) Deshalb tritt Reichel: S3. 1923/24, 178 dafür ein, daß 
nach ſchweiz. Recht, in welchem eine dem $ 766, 2 BGB. entſprechende 
Beſtimmung fehlt, der Bürge, der in Unkenntnis der Nichtigkeit 
ſeiner Bürgſchaftsverpflichtung geleiſtet hat, keinesfalls kondizieren 
kann. Ebenſo Schultheß: 3 SR. n. F. 44, 64. 

13) Reichel: Archgzivpr. 104, 38; Siber: Dogm Jahrb. 70, 
242; Oertmann, BGB. § 125 Anm. La. 

14) Erwin Riezler, Venire contra factum proprium 
S. 142; ebenſo Entſch. d. Schweiz Bundcö. Bd. 50, 2 S. 148: „In 
dieſem Falle widerſpräche es dem Rechtsgefühl, eine Umſtoßung des 
Vertrags wegen Mangels der Beurkundung des wirklich gewollten 
Kaufpreiſes zuzulaſſen. Der weſentliche Zweck der Form (Art. 216 OR.) 
beſteht darin, die Parteien gegen die Folgen unüberlegter Entſchlüſſe 
zu ſchützen. Iſt aber der Vertrag von beiden Teilen erfüllt, be⸗ 
dürfen ſie dieſes Schutzes nicht mehr.“ 
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worfen. Dieſe Vorſchriften verfolgten gleichmäßig das Ziel, 

die Gemeinden vor unüberlegten und übereilten Erklärun⸗ 

gen möglichſt zu ſichern. Dabei iſt nicht zu verkennen, daß 
dieſe Sonderregelung zu einer nicht unerheblichen Beein⸗ 
trächtigung der Rechtsſicherheit geführt hat. 

Bei der endgültigen Regelung dieſer Fragen in der 
DGemd. mußten dieſe widerſtreitenden Geſichtspunkte zu 
einem möglichſt zweckmäßigen Ausgleich gebracht werden. 

a) Im Intereſſe der Rechtsklarheit ſchreibt 8 36 Abſ. 2 
vor, daß Erklärungen, durch die die Gemeinde verpflichtet 
werden ſoll, der ſchriftlichen Form bedürfen. Eine bloß 
mündliche Verpflichtung der Gemeinde gibt es darnach in 
keinem Falle mehr. — ... Werden dieſe Formvorſchriften 
verletzt, ſo ſind die Erklärungen nach 8 125 BGB. nichtig.“ 

Die Formvorſchrift erfüllt ſomit einen doppelten Zweck, 
Ne ſoll einerſeits die Gemeinde vor unüberlegten und über⸗ 
eilten Erklärungen möglichſt ſichern, dann aber auch die Ver⸗ 
pflichtungen der Gemeinde für ſie klarſtellen ). 
. Dieſe Gründe entfallen, wenn das Rechtsgeſchaͤft beider⸗ 
leits abgewickelt iſt 16)0. Haben daher die Gemeinde und ihr 
ertragsgegner den formnichtigen Vertrag erfüllt, jo iſt er 
geheilt und kein Vertragsteil kann ſeine Leiſtung zurückfor⸗ 
dern, mag er die Nichtigkeit des Vertrages bei Vornahme der 
Erfüllung gekannt haben oder nicht 1). 

2. Wie aber, wenn der Vertrag nur von einem Teil 
erfüllt worden iſt? Kann er ſeine Leiſtung zurückverlangen, 
ann er vielleicht auf Grund ſeiner Leiſtung vom Gegner 
Erfüllung verlangen? 

„Hier wird eine ſorgſame Rechtsfindung den Weg ſuchen 
müſſen, der einerſeits den in erſter Linie im Vordergrund 
tehenden Zweck der Formvorſchrift nicht gefährdet, auch der 
Gemeinde ſelbſt nicht zum Nachteil gereicht !“), andererſeits 
aber die Intereſſen des Vertragsgegners nicht zu ſehr be— 
einträchtigt. 

a) Kann der Vertragsgegner, wenn die Gemeinde ihrer- 
ſeits erfüllt hat, ſich auf den Formmangel berufen? Jeder 
wird die offeufichtfiche Unbilligkeit einer ſolchen Möglichkeit 
empfinden. Dem Vertragsgegner, der die Leiſtung der Ge- 
meinde angenommen hat, muß die Berufung auf den Form— 
mangel verſagt werden. Er darf ſich nicht mit ſeinem eigenen 

erhalten in Widerſpruch ſetzen. Er hat nicht nur den — 
wenn auch infolge des $ 36 Abſ. 2 DOemd. formnichtigen — 
ertrag abgeſchloſſen, ſondern er hat die ihm in Erwartung 
leiner Gegenleiſtung erbrachte Leiſtung der Gemeinde an— 
genommen. 

Es würde gröblich gegen Treu und Glauben verſtoßen, 
wen ſich der Vertragsgegner der Gemeinde mit der von 
gan ſelbſt geſchaffenen Tatſache der Erfüllungsannahme in 
Widerſpruch ſetzen und dadurch unter Berufung auf eine zu⸗ 
gunſten der Gemeinde geſchaffene Schutzvorſchrift die Ge⸗ 
Meinde ſchädigen wollte 18). Nicht in feiner Berufung auf den 


15) Der für die Auslegung des 8 60 Ziff. 7 Städte O. f. Schlesw.⸗ 
herangezogene Geſichtspunkt, die Formvorſchriſt diene dazu, 
m Vertragsgegner Sicherheit zu geben, daß der mit der Staͤdte⸗ 
300 valtung geſchloſſene Vertrag in Ordnung gehe (SchlHolſtAnz. 1932, 
en Ober der vom NG. für den § 56 Slädte O, f. d. öſtl. Prov. gel⸗ 
; ° gemachte Geſichtspunkt, die Form diene auch dem Intereſſe derer, 
5 mit der Stadtgemeinde in Rechtsverkehr treten, denn die Beobachtung 
* Jorm enthebe ſie des ſonſt ſchwierigen Beweiſes der rechtsgültigen 
ni machtigung der Vertreter der Stadt (JW. 1912, 1065), trifft hier 
1 zu, da fede Beſchränkung der Vertretungsmacht dem Führer⸗ 
Apanken widerſpräche und nach der amtlichen Begründung zu $ 36 
bſ. 1 DoßemDO. nicht gewollt iſt. 
lu 4%) Im OfterrUBSB. und ihm folgend dem BGB. der Tſchecho⸗ 
. akei iſt durch § 1432 allgemein beſtimmt, daß das in Erfüllung 
zur wegen Formmangel nichtigen Verbindlichkeit Geleiſtete nicht 
ckgefordert werden kann. 
Ya ) Ebenſo für das ſchweiz. Necht, in dem eine dem 8313 Abſ. 2 
abe, , entſprechende Beſtimmung fehlt, für formnichtig abgeſchloſſene, 
588 beiderſeits erfüllte Grundſtücksgeſchäfte Tuhr: 3 gi. n. F. 44, 
und m folgend SchiweizsBund®. Bd. 50, 2 S. 148. 


Hol 
8 it. 


die . Die Jormvorſchriften des früheren Rechts haben ſich, ſo wie 
meinde hüſprechung ſie ausgelegt hat, ſehr oft zum Schaden der Ge⸗ 
a Als gewirkt, z. B. RG. 121, 14: Schlolſtanz. 1932, 37. 
) Riezler S. 138; ähnlich Oertmann 8 125 5G. 


Formmangel an ſich liegt ſomit der Verſtoß gegen Treu und 
Glauben, ſondern weil er ſich auf den Formmangel beruft, 
obwohl er die Gegenleiſtung angenommen hat 20). 

Umgekehrt iſt aber auch die Gemeinde, die den nichtigen 
Vertrag erfüllt hat, ihrerſeits nicht berechtigt, entgegen ihrem 
eigenen Verhalten — ihrer eigenen Erfüllung — die Nichtig⸗ 
keit geltend zu machen. 

b) Praktiſch bedeutſamer iſt die Frage, ob die Gemeinde 
zur Verweigerung ihrer Leiſtung auch dann berechtigt iſt, 
wenn der Vertragsgegner im Vertrauen auf die künftige 
Leiſtung der Gemeinde ſeinerſeits geleiſtet hat. 

Küchenhoff und Berger ſchlagen vor ?!), in eine 
Ausführungsverorduung die Beſtimmung aufzunehmen: 

„Hat ein Vertragsteil bei einem Rechtsgeſchäft der 
laufenden Verwaltung ſeine Verpflichtung bereits erfüllt, 
ſo muß auch der andere Vertragsteil in jedem Falle 
leiſten.“ 

Ich würde eine ſolche Beſtimmung nicht nur für wenig 
zweckmäßig, ſondern ſogar für bedenklich halten, würde doch 
dadurch dem Vertragsgegner ermöglicht, durch eigene Er⸗ 
füllung die Verpflichtung der Gemeinde zu begründen. 

Man könnte daran denken, daß ebenſo wie im Falle a 
der Vertragsgegner der Gemeinde zur Leiſtung verpflichtet iſt, 
wenn er die Leiſtung der Gemeinde angenommen hat, ebenſo 
für die Gemeinde die Verpflichtung erwachſe, wenn ſie die 
Leiſtung des Gegners annimmt. 

Allein die Rechtslage iſt bei der Gemeinde anders. 

Wenn eine Verpflichtung der Gemeinde aus formloſem 
Vertrag nicht entſtehen kann, weil das Geſetz für die Ent⸗ 
ſtehung dieſer Verpflichtung Schriftform verlangt, dann kann 
eine ſolche über die Bereicherungshaftung hinausgehende Ver⸗ 
pflichtung auch nicht durch Annahme der Gegenleiſtung, alſo 
wieder einen formloſen Akt, zur Entſtehung kommen. 

Hinzu tritt die rechtspolitiſche Erwägung, daß zwar die 
eigene Erfüllung die Bedeutung des Rechtsgeſchäfts zum 
Bewußtſein bringt, mindeſtens ebenſo, wie das Erfordernis 
der Schriftform, nicht aber die Annahme einer Gegenleiſtung. 

Die Gemeinde iſt daher auch nach Annahme der Gegen⸗ 
leiſtung aus dem formnichtigen Vertrag nicht verpflichtet, 
ihre Haftung beſchränkt ſich auf die Haftung nach den Grund⸗ 
ſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung. 

3. Der Grundſatz, daß jeder Vertragsteil, der erfüllt, 
gehalten iſt, ſeine eigene Leiſtung als Erfüllung gelten zu 
laſſen, bietet m. E. auch die Löſung der Frage, die ſich 
ergibt, wenn aus mangelhafter Leiſtung eines Vertragsteils 
dem andern Schaden erwächſt. 

Zwar braucht, ſolange niemand geleiſtet hat, kein Ver⸗ 
tragsteil den formnichtigen Vertrag zu erfüllen, die Ge⸗ 
meinde nicht einmal, wenn der Gegner geleiſtet hat; wird aber 
erfüllt, ſo muß jede Partei ihre Leiſtung „als Erfüllung“ 
gelten laſſen und kann nicht entgegen ihrem Verhalten gel⸗ 
tend machen, ſie ſei ja zur Erfüllung nicht verpflichtet ge- 
weſen. 

5 Deshalb haftet der nicht formgerecht angeſtellte Bade⸗ 
meiſter der Gemeinde aus Vertrag, wenn infolge Mangel⸗ 
haftigkeit ſeiner Aufſicht jemand zu Schaden kommt, und die 
Gemeinde Erſatz leiſten muß. 

Nimmt das gemeindeeigene Krankenhaus einen Geiſtes⸗ 
kranken auf, ſo kann ſich die Gemeinde, wenn der Kranke in⸗ 
folge Verſchuldens des Pflegeperſonals Schaden leidet, nicht 
darauf berufen, der Vertrag ſei nichtig, weil die Verpflich⸗ 
tung der Gemeinde nicht ſchriftlich eingegangen worden ſei ). 


Anm. 4a: „Darüber hinaus wird man dem, der in Kenntnis der 
Formungültigkeit ihm dargebotene Leiſtung des Gegners annimmt, 
eine Berufung auf den Formmangel nach Treu und Glauben ver⸗ 
weigern, zumal er jonjt wegen $ 814 BGB. den Gegner unerlräglich 
ſchädigen Könnte.“ r 

20) Das überſieht m. E. OLG. Kiel: SchlHolſt Anz. 1928, 127. 

21) Komm. z. DGenD. § 36 Anm. 5. 

22) Deshalb hätte es in dem vom RG. 91, 265 — JW. 1918, 
260 entſchiedenen Falle nicht der gekünſtelten Konſtruktion bedurft, 
der Vertrag ſei durch Annahme des von der minderjährigen Tochter 
geſtellten Antrags zuſtande gekommen. 
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Dasſelbe gilt bei der Benutzung gemeindlicher Betriebe, 
der Benutzung des Schwimmbades ujw. 2), wobei ruhig dahin⸗ 
geſtellt bleiben kann, ob im Einzelfall auch öffentlich⸗ rechtliche 
Verpflichtungen mitſprechen. Weſentlich iſt, daß die Gemeinde, 
ſobald ſie den Anſtaltsbenutzer zuläßt und damit ihrerſeits 
den formnichtigen Vertrag erfüllt, auch ihrerſeits zur ord⸗ 
nungsgemäßen Erfüllung verpflichtet iſt. 

II. Nach den bisherigen Gemeindeverfaſſungen bedurften 
beſtimmte Geſchäfte des bürgerlichen Rechtsverkehrs der Ge⸗ 
nehmigung der Staatsaufſichtsbehörde. 

Die Folgen der mangelnden Genehmigung waren ver⸗ 
ſchieden, teils wirkten ſie nach außen und ließen das ohne die 
erforderliche Genehmigung abgeſchloſſene Geſchäft nicht wirk⸗ 
ſam werden, teils nur im Innenverhältnis, ſo daß die Gül⸗ 
tigkeit des Geſchäfts nach außen unberührt blieb. 

Nach 8104 Abſ. 1 D6emd. find Rechtsgeſchäfte des 
bürgerlichen Verkehrs, die ohne die erforderliche Genehmi⸗ 
gung der Aufjichtsbehörde abgeſchloſſen werden, unwirkſam. 

Aus dieſer Beſtimmung ergibt ſich zugleich, daß in den 
Fällen, in denen das Geſetz nur den Ausdruck „darf nicht“ 2) 
oder „ſoll nicht“ 25) oder „darf nur“ 26) gebraucht, die Ver⸗ 
letzung der Vorſchriften bürgerlich-rechtlich ohne Wirkung 
iſt ?“). 

Unwirkſam iſt ſomit ohne die erforderliche Genehmigung 
der Staatsaufſichtsbehörde lediglich: 

1. Die unentgeltliche Veräußerung von Vermögensgegen⸗ 
ſtänden (862 Abſ. 2 Ziff. 1 D6enmd.). Das Geſetz ſpricht 
zwar nur von Veräußerung, gemeint ſind aber offenbar auch 
Verpflichtungen zu unentgeltlicher Veräußerung. Es bedarf 
ſomit auch die Abgabe eines Schenkungsverſprechens, nicht 
bloß ſeine Erfüllung, der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

2. Grundſtücke und grundſtücksgleiche Rechte zu ver⸗ 
kaufen oder zu vertauſchen ($ 62 Abſ. 2 Ziff. 2). Hier er⸗ 
wähnt das Geſetz nur das Verpflichtungsgeſchäft. Daß tat⸗ 
ſächlich aber auch das Verfügungsgeſchäft ohne Staatsge⸗ 
nehmigung unwirkſam iſt, beweiſt die Begründung zu 8 62 
Ziff. 2, die allgemein von „Veräußerungsgeſchäften“ ſpricht ?“). 

3. Schließlich dürfen Sachen von beſonderem wiſſenſchaft⸗ 
lichen, geſchichtlichen oder künſtleriſchen Wert, beſonders Ar⸗ 
chive, nicht veräußert oder weſentlich verändert werden. 

Der Reichsminiſter des Innern kann nach § 62 Abſ. 2 
Rechtsgeſchäfte der nach § 62 Ziff. 1 u. 2 bezeichneten Art 
von der Genehmigungspflicht freiſtellen, wenn ſie ihrer Natur 
nach regelmäßig wiederkehren, oder wenn beſtimmte Wert⸗ 
grenzen nicht überſtiegen werden. Er hat von dieſer Ermäch⸗ 
tigung in 8823, 24 der 1. DurchfVO. v. 22. März 1935 
(RGBl. I, 396) Gebrauch gemacht. 


23) Die Gemeinde braucht — privatrechtlich geſehen — den Bade⸗ 
gaſt, der eine Badekarte gelöſt hat, nicht in das Bad einzulaſſen. 
Tut ſie das aber und erfüllt ſie, ſo iſt ſie zu ſorgfältiger Erfüllung 
verpflichtet. 


25) 861. 

26) 88 63, 67, 69, 77, 91. 

27) Küchenhoff u. Berger 8 104 Anm. 1. 

28) Küchenhoff-Berger, DGemdD. 8 62 Anm. 4. 


4. Nach § 21 DGemdO. dürfen Vertreter der Gemeinde 
in einem Organ einer Geſellſchaft, an der Gemeinden mit 
mehr als 7500 beteiligt find, der Aufnahme von Darlehen 
nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zuſtimmen. 

Das Fehlen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde be⸗ 
wirkt, daß die von dem Vertreter der Gemeinde gegebene Zu⸗ 
ſtimmung zur Darlehensaufnahme unwirkſam iſt. Welche Be⸗ 
deutung dieſer Unwirkſamkeit zukommt, beſtimmt ſich nach 
dem Recht der Geſellſchaftsform, in die das Unternehmen ge 
kleidet iſt. 

Weiter ſind genehmigungspflichtig: 

5. Die Umwandlung eines Eigenbetriebs der Gemeinde 
in eine ſelbſtändige Unternehmung ($ 75 DGemdO.). Somit 
iſt die Einbringung gemeindeeigenen Vermögens in das 
rechtlich ſelbſtändige Unternehmen ohne Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde unwirkſam. 

6. Schließlich die Aufnahme von Darlehen, Übernahme 
von Bürgſchaften und Gewährverträgen und die Beſtellung 
ſonſtiger Sicherheiten (8 77ff., 79), die Aufnahme von Kaſſen⸗ 
krediten ($ 81) ſowie Verträge der Gemeinde mit dem Bür⸗ 
germeiſter, es ſei denn, daß es ſich um Verträge nach feſt⸗ 
ſtehendem Tarif handelt (8 115 Abſ. 2). 

In zwei Füllen hat das Geſetz in § 104 Abſ. 2 aus⸗ 
drücklich die Nichtigkeit des unſtatthaften Rechtsgeſchäfts an⸗ 
geordnet: 

a) Bei Unternehmen, für die ein gleichartiger privater 
Wettbewerb nicht beſteht, darf der Abſchluß oder die Be⸗ 
lieferung nicht davon abhängig gemacht werden, daß auch 
andere Leiſtungen oder Lieferungen abgenommen werden. 
Dieſe Beſtimmung dient dem Schutze des Handwerks und 
ſchützt zugleich die Allgemeinheit vor Ausnützung einer Mono⸗ 
polſtellung der Gemeinde. 

Fordert ſomit die Gemeinde beiſpielsweiſe von dem 
Hauseigentümer, der den Anſchluß an die ſtädtiſche elektriſche 
Leitung wünſcht, daß die Inſtallationen von der Gemeinde 
vorgenommen werden, ſo wäre ein auf dieſes Verlangen der 
Gemeinde hin geſchloſſener Werkvertrag nichtig und auf keine 
Weiſe heilbar. 

b) Nichtig ſoll auch die Beſtellung beſonderer Sicherheiten 
zur Sicherung eines Darlehensgebers fein ($ 104 Abſ. 2). 

Die Beftellung von Sicherheiten iſt aus Gründen, die 
ſich aus dem Weſen des Kommunalkredits ergeben, grundſütz 
lich unſtatthaft 22). Nach dem Willen des Geſetzgebers ſoll ſie 
deshalb ohne Genehmigung der Aufſichtsbehörde nach 8134 
BGB. verboten und gänzlich nichtig ſein. 

Würde ſomit die Genehmigung nachträglich erteilt wer⸗ 
den, ſo wäre trotzdem die Beſtellung der Sicherheiten, z. B. 
die Sicherungsübereignung von Gegenſtänden nichtig un 
müßte gemäß § 141 BGB. erneut vorgenommen werden ’). 


29) Surén-Loſchelder § 79 Anm. 2. 5 

sc) Surén⸗Loſchelder a. a. O. Hierdurch unterſcheidet ſich 
die Wirkung des § 104 Abf. 1 von der des Abſ. 2. Das unmwirkfame 
Geſchäft iſt in Wirklichkeit ein unvollſtäudiges unfertiges Geſchäft, 
das dadurch, daß das fehlende Tatbeſtandsſtuck nachträglich beigebracht 
wird, in Wirkſamkeit erwächſt. Das nichtige Geſchäft kann nicht dur 
Nachholen eines fehlenden Tatbeſtandsſtücks wirkſam werden (Tuhr, 
Allg. Teil II 1, 274 ff). 


Das vorfahrtrecht im Wandel der Zeiten und insbeſondere nach dem Stand 
ſeit dem 1. Januar 1035 


Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Lechner, München, Mitglied der Akademie für Deutſches Recht 


Das Recht der Vorfahrt ſtellt begrifflich die Regelung 
des Verhaltens verſchiedener mit Fahrzeugen an eine Straßen⸗ 
kreuzung oder an Einmündungen von Wegen gelangter 
Straßenbeuutzer dar, d. h. es regelt die Frage, wer zuerſt die 
Kreuzung überqueren oder an der einmündenden Straße vor⸗ 
beifahren darf. 

Dieſer Vorfahrtrechtsbegriff hat bei der Zunahme der 


ſchnellen Fahrzeuge zu einer geſetzlichen Erfaſſung Anlaß 
gegeben. Allerdings waren es im Anfang nur Einzelver⸗ 
ordnungen. So die Pollzeiverordnungen der Städte, wie z. B. die 
von München ($ 23 der ortspoltzeilichen Vorſchriften vom 
23. März 1923), welche dieſe Frage zunächſt nur für dent 
allgemeinen Führwerksverkehr regelten. Dieſe Vorſchriften 
ſind dann weiterhin auf Kraftfahrzeuge ausgedehnt worden. 


64. Jahrg. 1935, Heft 29 
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Zum erſten Male iſt dieſer Begriff durch die Novelle vom 
28. Juli 1926 in § 21e der KraftfVerkVO. eingefügt worden. 
Danach hat an Kreuzungen und Einmündungen von Wegen 
unbeſchadet der von Polizeibehörden im einzelnen zu treffen⸗ 
den Anordnungen das auf dem Hauptverkehrsweg ſich be⸗ 
wegende Kraftfahrzeug die Vorfahrt gegenüber dem aus einem 
Seitenweg kommenden Fahrzeuge. Im übrigen hat das von 
rechts kommende Fahrzeug die Vorfahrt. 

Durch die Steigerung des Verkehrs hatte ſich die Neu⸗ 
faſſung der VO. über den Kraftfahrzeugverkehr als notwendig 
erwieſen. In dieſer VO. änderte ſich im Vorfahrtrechts⸗ 
begriff nichts. Lediglich der bisher unter § 216 geführte Vor⸗ 
fahrtrechtsparagraph wurde durch die Neudurchnumerierung 
der KraftfVerkVO. mit der Ziffer des § 24 verſehen. 

Nicht für alle Fahrzeuge war dieſer Vorfahrtrechtsbegriff 
maßgebend. Es beſtanden als Vorrecht die für Fuhrwerke 
der Reichspoſt nach Reichs⸗ oder Landesrecht beſtehenden 
Sonderrechte auch für die Kraftfahrzeuge der Reichspoſt, 
ferner für Kraftfahrzeuge der Feuerwehr, Wehrmacht, Polizei 
und eventuell im öffentlichen Intereſſe tätige Fahrzeuge. 

Dieſe Regelung der Vorfahrtrechtsbeſtimmungen hat im 
Laufe der Zeit eine zahlreiche Rechtſprechung hervorgerufen, 
welche ſich mit den entſtehenden Streitfragen befaßte. Ins⸗ 
beſondere hat gerade das Verhältnis zu den Straßenbahnen 
das Bedürfnis nach einer weiteren Regelung bewirkt. Dem 
ſuchte die Novelle v. 10. Mai 1932 (RGBl. I, 193) ab⸗ 
zuhelfen, indem fie in § 24 in ausführlicher Weiſe dieſe 
Frage behandelte. 

Für die Fahrzeuge der Reichspoſt iſt zu bemerken, daß 
das frühere Sonderrecht (nach § 19 RpPoſtG..) durch Geſetz 
b. 13. Dez. 1933 beſeitigt worden iſt. Es beſteht daher nur 
noch das in § 32 Abſ. 3 RStraßVerkO. beſtehende Vorrecht. 

Nun kommen wir zur Regelung der Vorfahrt, wie ſie 
heute geltenden Rechts iſt. Bekanntlich iſt die neue RStraß⸗ 
Verk. nebſt EinfVO. am 28. Mai 1934 erſchienen. In 
Art. 1 EinfVO. war beſtimmt, daß die Vorſchrift des 827 
(Vorfahrtrecht) am 1. Jan. 1935 in Kraft treten ſollte. 

— Maßgebend find der 827 Abſ. 1 und 2 der VO. ſelbſt 
und die Beſtimmung zu § 27 der Ausführungsanweiſung. Da⸗ 
nach hat grundſätzlich, wie die Ausführungsanweiſung aus⸗ 
drückt, die Vorfahrt, wer von rechts kommt. Damit iſt ein 
einheitlicher Grundſatz in dieſes Rechtsgebiet hereingekommen, 
er ſeine Gründe in einer abſichtlichen Vereinfachung dieſes 
Verkehrsproblems hat. 

“Eine grundſätzliche Regelung iſt dadurch getroffen, daß 
Kraftfahrzeugen und durch Maſchinenkraft an⸗ 
getriebenen Schienenfahrzeugen die Vorfahrt 
dor anderen Verkehrsteilnehmern eingeräumt 
iſt. Dieſes neue Vorfahrtrecht it nicht nur im Intereſſe der 
schnelleren, ſondern auch in wohlverſtandener Wahrung der 
0 elange der anderen Fahrzeuge geſchaffen. 

Das beſondere Vorrecht dieſer motoriſtiſchen Fahrzeuge 
iſt eine Ausnahme von dem Rechtsvorfahrtbegriff. 
Zunächſt ſei einmal von einer bereits aufgetretenen ſehr 
beachtlichen Streitfrage die Rede. Es iſt nämlich be⸗ 
hauptet worden, daß das Vorfahrtrecht der Kraftfahrzeuge 
und durch Maſchinenkraft angetriebenen Schienenfahrzeuge 
vor anderen Verkehrsteilnehmern, alſo z. B. Radfahrern, auch 
ann gelte, wenn an und für ſich durch amtliche Verkehrs⸗ 
zeichen die Vorfahrtrechtsfrage anders geregelt ſei. Hier wird 
wohl die Anſicht die richtige ſein, daß ſich dieſe Ausnahme⸗ 
Möglichkeit ſowohl auf die Beſtimmung der Rechtsvorfahrt⸗ 
berechtigung, als auch auf das Vorrecht der Kraft⸗ und 

enenjahrzeuge vor ſonſtigen Vertehrsteilnehmern erſtreckt 
o Müller, Straßenverkehrsrecht mit techniſchem Leitfaden 
zu 8 27 Ziff. 10). Die Ausführungsanweiſung zu 827 jagt 
hier ausdrücklich, daß dieſe Ausnahme von der Vorfahrtregel 
urch amtliche Verkehrszeichen kenntlich gemacht werden muß. 
olche Zeichen find: 

a) „Vorfahrtrecht achten“, 

„Hauptverkehrsſtraße“, 

c) „Straße 1. Ordnung“. 


In dieſen Fällen hat derjenige, der ſich auf einer Straße 
bewegt, die durch eines der obigen Schilder gekennzeichnet iſt, 
die Vorfahrt vor den anderen, alſo auch der Radfahrer in 
dieſem Falle vor den von der nicht bevorrechtigten Straße 
herauskommenden motoriſtiſchen Fahrzeugen. 

Dies iſt die einzige Stelle, an der von Straßen be⸗ 
ſonderer Art mit beſtimmter Bevorrechtigung geſprochen wird. 
Es kehrt hier auch der Ausdruck Hauptverkehrsſtraße wieder. 
Der Unterſchied zwiſchen früher und heute iſt aber der, daß 
der Straßenbenutzer nicht mehr gezwungen iſt, von ſich aus 
eine Wertung der Straßen nach äußeren oder ſonſtigen Merk⸗ 
malen vorzunehmen, ſondern durch entſprechende Warn⸗ und 
Hinweiszeichen genau informiert wird. Fehlen ſolche Hin⸗ 
weiſe auf behördliche Anordnungen, ſo bleiben Zuwiderhand⸗ 
lungen ſtraffrei, wenn der Zuwiderhandelnde die Anordnung 
weder kannte noch kennen mußte (8 28 Abſ. 5 Halbſatz 2). 

Unter den Warnzeichen iſt in der Ausführungsanweiſung 
zu § 25 Abſ. 5 Satz 1g das Zeichen „Vorfahrtrecht auf der 
Hauptſtraße achten“ als eine dreieckige, mit der Spitze nach 
unten aufgeſtellte weiße Tafel mit rotem Rand, auf der durch 
ſchwarze Zeichen die Art der Warnung angebracht iſt, an⸗ 
gegeben. Iſt die Tafel vorhanden, ſo wird die Nähe einer 
Kreuzung nicht außerdem durch das Zeichen „Kreuzung“ (o) 
angezeigt. Soll ein Warnzeichen zur Einhaltung des nötigen 
Abſtandes von der Gefahrſtelle (z. B. Eiſenbahnübergang oder 
Wegegabelung) dienen, ſo iſt unter dem Zeichen eine weiße 
rechteckige Tafel mit einem ſchwarzen Pfeil angebracht, der in 
die Richtung der Gefahrſtelle weiſt. In der Verfügung über 
dieſes oben erwähnte Warnzeichen und die beiden anderen 
Zeichen ſind unter III als Hinweiszeichen angeführt unter 
f) „Hauptverkehrsſtraße“ (Straßen mit Vorfahrtrecht werden 
durch auf die Spitze geſtellte weiße Quadrate mit rotem Rand 
bezeichnet und g) Straßen 1. Ordnung (Hauptverkehrsſtraßen 
mit beſonderen Verkehrsbeſchränkungen), die durch zwei auf 
die Spitze geſtellte ineinandergeſchobene weiße Quadrate mit 
rotem Rand bezeichnet ſind. 

Ausführliche Beſtimmungen über die Beſchaffenheit und 
Aufſtellung dieſer Verkehrszeichen ſind in der Ausführungs⸗ 
anweiſung unter B zu 8 28 Abſ. 5 enthalten. 

Das Vorfahrtzeichen iſt regelmäßig in einer Entfernung 
von nicht mehr als 150 Meter aufzuſtellen, innerhalb ge⸗ 
ſchloſſener Ortsteile kann es unmittelbar (nicht mehr als 
10 Meter entfernt) an der Kreuzung oder Einmündung an⸗ 
gebracht werden. 

Gemäß 8 27 Abſ. 2 iſt wieder die Beſtimmung getroffen, 
daß ein Fahrer, der die Richtung eines ihm auf der Straße 
Begegnenden kreuzen will, dieſem die Vorfahrt laſſen muß. 

Die Frage, inwieweit Schienenfahrzeuge oder Kraftfahr⸗ 

zeuge ein Vorrecht genießen, iſt jetzt dahin entſchieden, daß 
Kraftfahrzeuge und Schienenfahrzeuge untereinander gleich⸗ 
berechtigt ſind und daher eine Bevorzugung des Schienen⸗ 
fahrzeugs ausſcheidet. Allerdings ſagt die StraßVerkO. aus⸗ 
drücklich, daß auf im öffentlichen Linienverkehr ſtehende Fahr⸗ 
zeuge und auf vollbeſetzte Maſſenverkehrsmittel Rückſicht zu 
nehmen und ihre Behinderung nach Möglichkeit zu unter⸗ 
15 it. Dabei ſei ausdrücklich auf $25 RStraßVerkdO. ver⸗ 
wieſen. \ 
Als ſelbſtverſtändlich erſcheint die Beſtimmung, daß nach 
§ 79 EiſBetrO. das Vorrecht an Eiſenbahnübergängen un⸗ 
berührt bleibt. Ausdrücklich ſagt die Ausführungsanweiſung, 
daß 827 Abſ. 1, alſo der hier feſtgelegte Vorfahrtrechtsbegriff 
der RStraßVerkO., auf Kreuzungen von Straßen mit Eiſen⸗ 
bahnſtrecken keine Anwendung findet. 

Ebenſo unterſtehen nicht dieſer Vorfahrtregelung die in 
§ 32 angeführten ſog. „Wegerechtsfahrzeuge“, d. h. Fahr⸗ 
zeuge, die zur Erfüllung ihrer öffentlichen oder dem Gemein⸗ 
wohl dienenden Aufgaben freie Bahn brauchen und als ſolche 
gekennzeichnet ſind. Die Ausführungsanweiſung beſtimmt, 
daß ſolche Fahrzeuge nur dann als unmittelbar kenntlich an⸗ 
zuſehen find, wenn deren Verwendungszweck nach ihrem Aus⸗ 
ſehen unzweifelhaft iſt, wie rote Feuerwehrwagen, feldgraue 
oder buntfarbige Fahrzeuge der Wehrmacht, Mannſchafts⸗ 
wagen der Polizei, Straßenreinigungsmaſchinen u. dgl. Es 
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iſt denſelben unbedingt Platz zu machen. Alle übrigen Fahr⸗ 
zeuge gelten nur als Wegerechtsfahrzeuge, wenn ſie durch 
amtlich ausgegebene oder zugelaſſene Schilder oder Schall⸗ 
zeichen (Glocke oder Hupe mit einer Folge verſchieden hoher 
Töne ſogl. zu § 21]) kenntlich gemacht find. Die amtliche 
Kennzeichnung darf nur geführt und das Vorrecht nur in 
Anſpruch genommen werden, ſoweit und ſolange es öffent⸗ 
liche oder dem Gemeinwohl dienende Aufgaben erfordern 
(Ausführungsanweiſung zu 8 32 Abſ. 2). 

In der Ausführungsanweiſung zu § 27 Abſ. 1, 2 und 3 
Satz 2 heißt es, daß die zur ſchnelleren Abwicklung des Ver⸗ 
kehrs den Kraftfahrzeugen und durch Maſchinenkraft angetrie⸗ 
benen Schienenfahrzeugen eingeräumte Bevorrechtigung nicht 
durch Mißbrauch zur Behinderung langſameren Verkehrs 
führen darf. Es iſt damit deutlich ausgeführt, daß das Vor⸗ 
fahrtrecht ſeinem Sinn und Zweck nach eine ſchnellere Ab⸗ 
wickelung des Verkehrs erreichen will. Damit muß m. E. ein 
Teil der bisherigen Rechtſprechung, nach der der Vorfahrt⸗ 
berechtigte an der Kreuzung auch mit der Nichtbeachtung ſeines 
Vorfahrtrechts rechnen und ſeine Geſchwindgikeit dement⸗ 
ſprechend einrichten mußte, gegenſtandslos werden. 

Ein Vorfahrtrecht beſteht dann nicht, wenn der ſonſt 
Bevorrechtigte erſt an der Kreuzung eintrifft, wenn ein ſich 
langſamer bewegender Verkehrsteilnehmer ſich ſchon in der 
Kreuzung befindet. 

Zu dieſen, die Vorfahrt regelnden Beſtimmungen iſt 
unbedingt die der RStraßVerkO. vorgeſetzte Vorrede und 


Vertragsſtempel zu Prozeßvollmachten 


Von dem Vollmachtgeber unterſchriebene, meiſt nach einheit⸗ 
lichem Vordruck erteilte und dem Rechtsanwalt ausgehändigte Prozeß⸗ 
vollmachten enthalten vielfach außer der Ermächtigung zur Prozeß⸗ 
führung noch folgende Vereinbarungen: 

Für das hierdurch begründete Vertragsverhältnis wird folgen⸗ 
des vereinbart: 

1. Erfüllungsort und Gerichtsſtand iſt ... 

2. Die Handakten des Rechtsanwalts ſowie die ihm von der 
Partei übergebenen Schriftſtücke gehen nach Ablauf von 6 Mo⸗ 
naten ſeit rechtskräftiger Entſcheidung oder ſonſtiger Erledi⸗ 
gung der Sache in das Eigentum des Rechtsanwalts über, 
ſo daß dieſer berechtigt iſt, nach ſeinem Belieben darüber zu 
verfügen, ſie insbeſondere auch zu vernichten. 

3. Die Verpflichtung des Rechtsanwalts zum Erſatz aller durch 
ſein Verſchulden entſtandenen Schäden iſt beſchränkt bis zur 
Höhe des dreifachen Betrages der von ihm in der betreffenden 
Inſtanz, beim Fehlen von Inſtanzen für die betreffende Tätig⸗ 
keit ins Verdienen gebrachten Gebühren. Die Friſt für die 
Verjährung des Anſpruchs der Partei auf Schadenserſatz wird 
in Abweichung von der Beſtimmung des 832 a RAO. auf 
6 Monate feſtgeſetzt. 

Vereinbarungen dieſer Art find gemäß § 1 Abſ. 2 Satz 3 nach 
TarSt. 182 LStempG®. ſtempelpflichtig (vgl. Loeck, 11. Aufl., S. 22 
Anm. 6 a). 

Auf Grund des 8 36 Abſ. 2 a. a. O. erlaſſe ich hierdurch den 
Vertragsſtempel zu derartigen vor dem 15. Juli 1935 ausgeſtellten 
Prozeßvollmachten. Erſtattungen ſind ausgeſchloſſen. 


(Erlaß des PrFinMin. v. 28. Juni 1935, 8 51011. 5.) 


Richtlinien 
zu § 11 Abſ. 1 Satz 2 ArbGG, v. 13. Juni 1935 
(RArbBl. 1935, J, 203.) 


Auf Grund des 8 11 Abſ. 1 ArbGG. i. d. Faſſ. des Gef. zur 
Anderung des ArbGG. v. 20. März 1935 1) (RGS Bl. I, 386) erlaſſe 
ich im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter der Juſtiz fol= 
gende Richtlinien: 

I. Eine Vertretung durch die Rechtsberatungsſtellen der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront kommt nicht in Betracht, wenn es ſich um eine 
Partei handelt, 

a) die weder Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront iſt noch einem 

Verbande angehört, der der Deutſchen Arbeitsfront korporativ 

angeſchloſſen iſt, 


1) RArbBl. 1935, I, 106. 


ferner die Generalklauſel des § 25, welche neugeſchaffen wurde, 
beizuziehen. 

Gerade durch erſtere werden ebenfalls wieder ſehr viele 
Eutſcheidungen der unteren und oberen Gerichte hinfällig 
werden, die vielleicht dem motoriſtiſchen und dem damit ver⸗ 
bundenen Schnellverkehrsgedanken nicht in entſprechender 
Weiſe Rechnung getragen haben. Danach hat die techniſche und 
wirtſchaftliche Entwicklung des Kraftfahrzeugs eine Wendung 
des Straßenverkehrs von Grund auf angebahnt. Der neue 
Schnellverkehr und insbeſondere der Fernverkehr auf der 
Straße bedarf einer Regelung, die einfach, großzügig und 
einheitlich ſein und alle Hemmungen durch die Zerſplitterung 
des Rechts und durch kleinliche Reglementierung des Ver⸗ 
kehrs forträumen muß. Insbeſondere auch die Verkehrsteil⸗ 
nehmer und alle die Verkehrsordnung durchführenden und 
anwendenden Verwaltungs- und Gerichtsbehörden müſſen ſich 
von dem neuen Geiſt dieſer Ordnung leiten laſſen. 

In der Generalklauſel des § 25, wonach jeder Teilnehmer 
ant öffentlichen Verkehr ſich ſo zu verhalten hat, daß er 
keinen anderen ſchädigt oder mehr als nach den Umſtänden 
unvermeidbar behindert oder beläſtigt, iſt einerſeits für den 
Vorfahrtberechtigten eine gewiſſe Bremſung vorhanden, die 
aber nur inſoweit beſteht, als das Vorfahrtrecht ſelbſt eine 
derartige Einſchränkung zuläßt. Andererſeits aber darf auch 
gerade für das Verhalten des nicht Vorfahrtberechtigten dieſe 
Vorſchrift nicht überſehen werden, indem ſie dieſen erſt recht 
zur Vorſicht und Beachtung des anderen Teils nötigt. 


b) deren Vertretung, obwohl die Vorausſetzungen der Ziff. a nicht 
vorliegen, von der Deutſchen Arbeitsfront abgelehnt wird. 

II. Die hiernach gemäß Ja oder gemäß Ib erforderten Voraus⸗ 
ſetzungen ſind in dem Antrag auf Zulaſſung eines Vertreters glaub⸗ 
haft zu machen. Hierbei genügt zur Glaubhaftmachung der Voraus⸗ 
ſetzungen gemäß Ib die Vorlegung einer Beſcheinigung einer Rechts⸗ 
beratungsſtelle der Deutſchen Arbeitsfront, aus der ſich ergibt, daß 
die Deutſche Arbeitsfront die Vertretung ablehnt. 

III. Sind die Vorausſetzungen des 8 11 Abſ. 1 Satz 2 ArbGG. 
hiernach gegeben, jo entſcheidet der Vorſitzende des Arb. unter Ber 
rückſichtigung aller Umſtände des Einzelſalles, ob die Zulaſſung eines 
Vertreters notwendig iſt und welche Art der Vertretung angebracht 
erſcheint. Als Vertreter kommen außer Rechtsanwälten auch andere 
hierfür geeignete Perſonen in Frage. 

Die Zulaſſung eines Vertreters wird insbeſondere dann angebracht 
ſein, wenn die Partei — z. B. wegen Abweſenheit vom Gerichtsort 
oder aus ſonſtigen, ſei es in ihrer Perſon, fei es in der Beſchaffen⸗ 
heit der Streitſache begründeten Umſtänden — zur ſachgemäßen Wahr- 
nehmung ihrer Rechte eines Vertreters bedarf. 


Berlin, den 13. Juni 1935. 
Der Reichsarbeitsminiſter 
In Vertretung des Staatsſekretärs 
Dr. Mansfeld 


Erläuternd wird zu vorſtehenden Richtlinien bemerkt: 


Die Neuſaſſung des 8 11 Abſ. 1 ArbG. durch das Gef. zur 
Anderung des ArbcgG. v. 20. März 1935 hatte zu Zweifeln Anlaß 
gegeben, unter welchen Umſtänden anzunehmen ſei, daß die Prozeßz⸗ 
vertretung einer Partei durch die Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen 
Arbeitsfront nicht in Betracht komme. Der RArbM. hat daher zur 
Klärung dieſer Zweifel von der im Geſetz vorgeſehenen Möglichkeit 
des Erlaſſes bindender Richtlinien im Emvernehmen mit dem RIM. 
Gebrauch gemacht. Durch die Richtlinien wird vor allem Klargejtellt, 
daß die Möglichkeit der Zulaſſung eines Prozeßvertreters durch den 
Vorſitzenden des ArbGG. auf Grund des 8 11 Abſ. 1 ArbGG. nicht 
nur auf die Fälle beſchränkt iſt, in denen eine Prozeßvertretung durch 
die Deutſche Arbeitsfront um deswillen nicht in Betracht kommt, wei 
die Partei nicht in der Lage iſt, die Mitgliedſchaft der Deutſchen 
Arbeitsfront zu erwerben. Eine Beſchränkung auf dieſe Fälle würde 
mittelbar für alle anderen Perſonen einem Zwang zum Beitritt in 
die Deutſche Arbeitsfront nahekommen, da ſie andernfalls Gefahr 
liefen, in einem arbeitsgerichtlichen Verfahren der erforderlichen Ver⸗ 
tretung zu entbehren. Ein ſolcher mittelbarer Beitrittszwang würde 
jedoch im Gegenſatz zu den wiederholten Erklärungen führender Per⸗ 
ſönlichkeiten des neuen Staates wie der Deutſchen Arbeitsfront ftehen- 
Die Richtlinien ſtellen daher klar, daß im Sinne der fraglichen Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift die Vertretung einer Partei durch die Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen der Deutſchen Arbeitsfront ſchon dann nicht in Betracht kommt 
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wenn die Partei weder unmittelbar Mitglied der Deutſchen Arbeits⸗ 
front iſt noch einer der der Deutſchen Arbeitsfront korporativ an⸗ 
geſchloſſenen Drganifationen angehört. Zu dieſen gehören zur Zeit 
der Reichsnährſtand und die Reichskulturkammer ſowie auf Grund 
der vom Führer und Reichskanzler gebilligten Vereinbarung zwiſchen 
dem RWiM., dem NAHM. und dem Reichsorganiſatiousleiter 
Dr. Ley die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft. Eine kor- 
porative Eingliederung der Verkehrswirtſchaft, die der Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft nicht angehört, in die Deutſche Arbeits⸗ 
front iſt dagegen bisher nicht erfolgt. 


Die Richtlinien ſehen weiter die Möglichkeit der Zulaſſung eines 
Prozeßvertreters durch die Vorſitzenden des Arb. auf Grund des 
§ 11 Abſ. 1 ArbG. für Parteien vor, deren Prozeßvertretung von 
der Deutſchen Arbeitsfront, obwohl ſie ihr unmittelbar oder einem, 
der ihr Korporativ angeſchloſſenen Verbände angehören, abgelehnt wird. 
Auch hier haben die Richtlinien von einengenden Beſtimmungen ab⸗ 
geſehen. So kann alſo der Vorſitzende des ArbG. eine Prozeßvertretung 
auch in den Fällen zulaſſen, in denen die Rechtsberatungsſtelle der 
Deutſchen Arbeitsfront die Prozeßvertretung einer Partei nicht über⸗ 
nommen oder niedergelegt hat, weil ihr z. B. die Rechtsverfolgung 
aussichtslos erſcheint. Die Vorſitzenden der ArbG. werden allerdings 
in dieſen Fällen beſonders ſorgfältig zu prüfen haben, ob die Zu⸗ 
laſſung eines Vertreters auf Grund des 8 11 Abſ. 1 ArbcßG. not⸗ 
wendig erſcheint. 


Zur Frage der Unfallverſicherung der Praktikanten 
und Werkſtudenten 


A. Von Landesinſpektor Lieſenhoff: JW. 1935, 1331. 
B. 


Aus den Ausführungen JW. 1935, 1331 könnte entnommen 
werden, daß jeder in einem nach 88 537 ff. RVO. verſicherungspflich⸗ 
tigen Betriebe tätige Praktikant oder Werleſtudent reichsgeſetzlich gegen 
Unfall verſichert iſt. Tatſächlich wird in der Praxis dieſe Auffaſſung 
vielfach vertreten und führt häufig dazu, daß Famuli, Praktikanten 
und Werliſtudenten im Vertrauen auf dieſen vermeintlichen Verſiche⸗ 
rungsſchutz bei dem Eintritt in einen an ſich der Unfallverſicherung 
unterliegenden Betrieb es unterlaſſen, ſich ſelbſt gegen Schadensfälle 
dei privaten Verſicherungsgeſellſchaften zu verſichern. Es erſcheint 
daher geboten, darauf hinzuweiſen, daß nach der Rſpr. des WVerſ Al., 
1 höchſten Spruchbehörde auf dem Gebiete der Sozialverſicherung, 

taktikanten, Famuli und Werkſtudenten regelmäßig nicht gegen 
Unfalle oder, was nach 8547 RVO. in Verbindung mit der 
2. VO. über Ausdehnung der Unfallverſicherung auf Berufskrank⸗ 
heiten v. 11. Febr. 1929 dem gleichzuachten iſt, gegen Berufskrank⸗ 
heiten reichsgeſetzlich verſichert find. 


Gem. § 544 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 RVO. find gegen Unfälle bei 
Betrieben oder Tätigkeiten, die nach den 88 537—542 der Verſiche⸗ 
rung unterliegen, verſichert: Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge 
und Angeſtellte, wenn fie in dieſen Betrieben beſchäftigt find. Das 
MVerſel. hat nun in ſtändiger Apr. dahin entſchieden, daß Schüler 
an Lehranſtalten und Fachſchulen nur dann dem Schutz der Unfall⸗ 
verſicherung unterſtehen, wenn ſie einen Arbeitspoſten ausfüllen, alſo 
einen Angehörigen der in 8 544 RVO. genannten Perſonengruppen 

Betriebe erſetzen. Das RVerſA. hat dieſen Grundſatz auch ganz 
allgemein dann in Anwendung gebracht, wenn es ſich um die Frage 
der Verſicherteneigenſchaft von Praktikanten und Famuli gehandelt 
dat (zu gl. Urt. des 2. Rekursſen. des RVerſA. v. 28. Sept. 1934 in 
SuM. 36, 438 Nr. 127 = IW. 1935, 7332). Wenn alſo, wie 
5 regelmäßig der Fall ſein wird, mediziniſche Famuli oder Prak- 
litanten aus anderen Zweigen der Wiſſenſchaft zum Zwecke ihrer prak⸗ 
chen Ausbildung in Betriebe eintreten, die an fich nach den Vor⸗ 
ſehriften der 88 537—542 RVO. der Reichsunfallverſicherung unter⸗ 
ſtehen, fo find fie nach den vom RVerſA. entwickelten Grundſätzen 
nur dann reichsgeſetzlich gegen Unfall verſichert, wenn ſie einen Ar⸗ 

itspoſten ausfüllen, d. h. wenn ſie einen Aſſiſtenten, einen An⸗ 
geſtellten oder eine ſonſtige betriebszugehörige Hilfskraft vertreten, er⸗ 
letzen oder in rechtlich erheblichem Maße unterſtützen. Dieſe Voraus⸗ 
Zungen find aber nicht etwa ſchon dann erfüllt, wenn die Famuli 

r Praktikanten Verrichtungen vornehmen oder Tätigkeiten im 
etriebe ausüben, die andernfalls von ſonſtigen Betriebsangehörigen 
ausgeführt werden müßten. Denn eine praktifche Ausbildung iſt 
aturgemäß nur dann denkbar und möglich, wenn auch eine praktifche 
x ätigkeit ausgeübt wird. Es kommt vielmehr, wie das RVerſA. auch 
ſilgggeſprochen hat, darauf an, ob Zweck der Tätigkeit die Unter⸗ 

tung und der Vorteil des Betriebes iſt, oder ob das eigene Inter⸗ 
bi des Lernenden an der Vertiefung feiner theoretiſchen Kenntniſſe 

* Hand praktiſcher Fälle das Ziel ſeines Handelns bildet. Einen 


weſentlichen Anhaltspunkt für die Beurteilung der Rechtslage und 
für die Entſcheidung der Frage, ob der in den Betrieb Eingetretene 
tatſächlich einen Arbeitspoſten ausfüllt und eine andere betriebszuge⸗ 
hörige Perſon erſetzt, kann neben der ſonſtigen tatſächlichen Geſtaltung 
der Verhältniſſe insbeſ. auch der Umſtand bilden, daß der Lernende 
ſich in jeder Beziehung dem Dienſtbetrieb einfuͤgen muß, über ſeine 
Zeit während der Dienſtſtunden nicht frei verfügen darf und für ſeine 
Tätigkeit ein Barentgelt erhält. Hierbei darf aber der Gewährung 
freier Station ohne Zahlung einer Barvergütung keine entſcheidende 
Bedeutung beigemeſſen werben, weil zahlreiche öffentliche Inſtitute 
den bei ihnen zur Ausbildung befindlichen Studenten oder Praktikan⸗ 
ten freie Koſt und freie Unterkunft gewähren und dadurch die Belange 
der Allgemeinheit an der Ausbildung eines tüchtigen, praktiich er⸗ 
fahrenen Nachwuchſes wahren, ohne daß nach dem ſonſtigen Sachver⸗ 
halt die Annahme eines Arbeitsverhältniſſes im verſicherungsrechtlichen 
Sinne gerechtfertigt wäre. 

Die gleichen Grundſätze, wie ſie im Vorſtehenden für Famuli 
und Praktikanten entwickelt ſind, müſſen für Werkſtudenten gelten, 
nur daß hier die Zahl der Studenten, die tatſächlich einen Arbeits⸗ 
poſten ausfüllen und einen Angehörigen der in 8 544 RVO. genann- 
ten Perſonengruppen erſetzen, angeſichts der Notlage unſeres akade- 
miſchen Nachwuchſes erheblich höher ſein wird. In jedem einzelnen 
Falle muß aber unter Berückſichtigung der obigen Ausführungen vor 
Eintritt in den Betrieb geprüft werden, ob auf Grund der Vorſchriften 
der RVO. eine Verſicherung gegen Unfälle beſteht, oder ob der Ab⸗ 
ſchluß eines Verſicherungsvertrages bei einer privaten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft erforderlich iſt. 

RegR. u. ſtänd. Mitgl. des RVerſA. Dr. Lauterbach. 


Nachprüfung rechtskräftiger Veſcheide 


Eine nicht unerhebliche Zahl von ehemaligen Heeresangehörigen 
und Hinterbliebenen bezieht Verſorgungsgebührniſſe, die ihnen ent⸗ 
weder überhaupt nicht oder nicht in der zugeſprochenen Höhe zu⸗ 
kommen. Bei der beſtehenden Rechtslage war es nicht möglich, die 
rechtskräftige Entſcheidung zu ändern und das Reich von einer in 
Wahrheit nicht begründeten Leiſtung zu befreien. Da dieſer Zuſtand 
aus ethiſchen und finanziellen Gründen nicht aufrechterhalten werden 
Ronnte, iſt durch das Geſ. v. 3. Juli 1934 Art. II beſtimmt worden, 
daß die Verwaltungsbehörden ſolche rechtskräftige Entſcheidungen, 
auch wenn fie von den Spruchbehörden erlaſſen find, ändern können, 
wie dies auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung, wo die Verhält⸗ 
niſſe ähnlich liegen, bereits in die Wege geleitet iſt. Laut Anordnung 
des RArbM. ſind die Verſorgungsbehörden gehalten, nunmehr in 
Ausführung der erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen in eine Nach⸗ 
prüfung der in Frage kommenden Fälle einzutreten. Es iſt nun nicht 
Sinn und Zweck des Geſetzes, Renten zu entziehen oder herabzuſetzen, 
wenn die mediziniſche Grundlage nach Anſicht des amtsärztlichen Gut⸗ 
achtens umſtritten iſt. Wohl aber kann die Geſetzesvorſchrift An⸗ 
wendung finden, wenn die frühere Beurteilung (Diagnoſe) mit der 
fortgeſchrittenen ärztlichen Wiſſenſchaft im Widerſpruch ſteht. Da die 
Herabſetzung und Entziehung der Rente in der Regel für die wirt⸗ 
ſchaſtlichen Verhältniſſe des Empfängers eine ſchwere Einbuße be⸗ 
deutet, müſſen die in Betracht kommenden Fälle beſonders eingehend 
geprüft werden. Nur mit vorheriger Genehmigung des RArb M. ift 
daher eine ſolche Entſcheidung zuläſſig. Für die Nachprüfung kommen 
ſowohl Beſchädigte, Offiziere, Kapitulanten als auch Hinterbliebene 
in Betracht. Auch Fälle, in denen gar keine Rente, aber Heilbehand⸗ 
lung oder orthopädiſche Verſorgung gewährt wird, können einer Nach⸗ 
prüfung unterzogen werden. Der Art. II kommt aber nur dann zur 
Anwendung, wenn die frühere Entſcheidung der Sach- oder Rechts⸗ 
lage nicht entſpricht, ohne daß eine Anderung der Verhältniſſe ihre 
Unrichtigkeit bewirkt hat. Iſt eine ſolche Anderung eingetreten und 
trifft nur deshalb die frühere Entſcheidung nicht mehr zu, ſo iſt eine 
Neufeſtſetzung der Reute auf Grund des 857 PVerſorgG. wegen ver⸗ 
änderter Verhältniſſe zuläſſig. Die Nachprüfung auf Grund des Art. II 
wird vor allem folgende Fälle umfaſſen: 

1. Die Richtigſtellung früherer, auf unzutreffender Bezeichnung 
des Verſorgungsleidens beruhender Entſcheidungen, z. B. bei zu all⸗ 
gemeiner Faſſung bei Benennung des Grundleidens ſtatt einzelner ab⸗ 
grenzbarer Erſcheinungen, bei Ausführung eines ganzen Krankheits⸗ 
zuſtandes, während Dienſtbeſchädigung tatſächlich nur für den ein⸗ 
zelnen Krankheitszuſtand in Frage kommt. 

2. Beſondere Beachtung verdienen die Fälle, in denen die An⸗ 
erkennung der Dienſtbeſchädigung von vornherein auf die abgrenzbare 
Verſchlimmerung eines vor dem Dienſtantritt entſtandenen Leidens 
hätte beſchränkt werden müſſen oder bei denen die auf eine Ver⸗ 
ſchlimmerung beſchränkte Anerkennung im Laufe der Jahre wie die 
Anerkennung im Sinne der Entſtehung bewertet wurde. 

3. Bei den anlagemäßig verbreiteten Krankheiten (Erblrank⸗ 
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heiten), in erſter Linie bei Geiſtes krankheiten, wird die Anerkennung 
von Dienſtbeſchädigung im Sinne der Entſtehung nur als Verſchlimme⸗ 
rung aufrechterhalten werden können. 

4. Die Stufen der Pflegezulage werden nach der Richtung des 
noch vorhandenen erhöhten Pflegebedürfniſſes nachzuprüfen ſein. 

5. Die Rentenberechtigung der Kriegsneurotiker bedarf einer 
Nachprüfung. Hier iſt vor allem zu prüfen, ob bei den jetzt geltend 
gemachten Beſchwerden noch eine Dienſtbeſchädigung fortwirkt. Die 
Erörterung der Dienſtbeſchädigungsfrage hat jedoch alle Umſtände des 
Einzelfalles zu berückſichtigen; die Diagnoſe allein darf nicht zur Ab⸗ 
lehnung des Verſorgungsanſpruches führen. 

6. Auch die ſog. Schonungsrenten ſind nach der Richtung zu 
prüfen, ob überhaupt noch eine zum Rentenbezug berechtigte Erwerbs⸗ 
minderung vorliegt. 

Gegen die Entſcheidung iſt, gleichgültig um welchen Gegenſtand 
es ſich handelt, mit Rückſicht auf die Bedeutung dieſer Maßnahmen 
und dem Umſtand, daß es ſich zum Teil um die Anderung gerichr⸗ 
licher Entſcheidungen handelt, die Berufung zum NVerſorgGer. zu⸗ 
läſſig. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Entſcheidung des RVerſorgGer. 
nicht mehr von der Verwaltungsbehörde geändert werden kann. 

Es iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die Vorſchrift des Art. II 
nicht als eine dauernd beſtehende Beſtimmung gedacht iſt. Sie ſoll 
vielmehr vom RArbM. wieder außer Kraft geſetzt werden, wenn der 
Zweck der Vorſchrift als erreicht anzuſehen iſt. 

Wenngleich die Durchführung in manchen Fällen ſchwere Ein⸗ 
griffe in die Verhältniffe mancher Empfänger bringt, jo können Be⸗ 
denken doch nicht erhoben werden, da es nicht vertretbar iſt, un⸗ 
berechtigte Renten auszuzahlen, für welche die Allgemeinheit durch 
Steuern die notwendigen Mittel aufzubringen hat. Inſofern iſt das 
Geſetz ein Ausſluß des nationalſozialiſtiſchen Gedankenguts. 

Reggt. Köſter, Koblenz. 


Der Erſatzanſpruch des mittelbar Geſchädigten 
aus unerlaubter Handlung 


Die Ausführungen Riegers: JW. 1935, 1533, zumal die im 
letzten Abſatz ſeines Aufſatzes gezogene Schlußfolgerung, der vom RG. 
ſtändig vertretene Grundſatz, daß nur der unmittelbar, nicht aber auch 
der mittelbar Verletzte Schadenserſatz nach 8823 Abſ. 1 BGB. be⸗ 
anſpruchen könne, ſei erfreulicherweiſe über Bord geworfen worden, 
können nicht unwiderſprochen bleiben. Eine derartige Schlußfolgerung 
läßt ſich weder aus dem Geſetz entnehmen noch aus der reichsgericht⸗ 
lichen Rſpr. auf dieſem Gebiete, zumal auch nicht aus der vom Verf. 
angezogenen Eutſch. RG. 133, 270 ff. = JW. 1932, 37085 ziehen. 

Die irrtümliche Schlußfolgerung des Verf. beruht auf einer 
mißverſtändlichen Auffaſſung des Begriffes des mittelbar Geſchädigten. 
Dieſer Begriff iſt in der Rſpr. wie auch in der Rechtslehre aus den 
Beſtimmungen der 88 844, 845 BGB. entwickelt worden. Seine 
Definition iſt nur möglich durch eine Gegenüberſtellung dieſer Vor⸗ 
ſchriften zu den 88 823 Abſ. 1 u. 2 u. 826 BGB. Das BGB. ſteht 
im Rahmen der Haftung aus unerlaubter Handlung im Gegenſatz 
zu anderen Geſetzen (fo z. B. das Schweiz ZGB. Art. 41, code civil 
Art. 1382 und das Sſterr BGB. § 1298) nicht auf dem Standpunkt, 
daß jede ſchuldhafte Vermögensverletzung einen Schadenserſatzanſpruch 
nach ſich ziehe. Es gewährt vielmehr einen Schadenserſatzanſpruch 
wegen ſchuldhafter Vermögensverletzung grundſätzlich nur in den Fällen 
der 88 823 Abſ. 2 und 826 BGB. und verlangt damit im Falle einer 
Vermögensbeſchädigung eine vorſätzliche Verletzungshandlung. Bei einer 
bloß fahrläſſigen Vermögensbeſchädigung kann nur dann Schadens⸗ 
erſatz verlangt werden, wenn eines der in § 823 Abſ. 1 BGB. be⸗ 
ſtimmt bezeichneten Rechtsgüter oder Rechte verletzt worden iſt. Hier⸗ 
bei iſt es allerdings gleichgültig, ob ein Eingriff in die nach $ 823 
Abſ. 1 BGB. geſchützten Rechtsgüter oder Rechte durch eine unmittel⸗ 
bare ober mittelbare Verletzungshandlung erfolgt iſt. Denn das BGB. 
unterſcheidet in dieſer Beziehung nicht zwiſchen unmittelbar oder bloß 
mittelbar herbeigeführten Schaden. Dementſprechend iſt dieſe Frage 
ſowohl von der Rſpr. als auch von der Rechtslehre ſtets in dem Sinne 
beantwortet worden — und ihre Beantwortung ergibt ſich lediglich 
aus den Fragen des Kauſalzuſammenhanges —, daß eine bloß mittel⸗ 
bare Verletzungshandlung genügt. Es iſt daher zwiſchen einer mittel⸗ 
baren Verletzungshandlung einer der in § 823 Abſ. 1 BGB. 
bezeichneten Rechtsgüter oder Rechte und dem Falle des mittelbar 
Geſchädigten ſcharf zu unterſcheiden. 

Folgende drei Fälle ſind denkbar: 

1. Durch ein und dasſelbe Schadensereignis werden gleichzeitig 
und unmittelbar die Rechte oder Rechtsgüter zweier Perſonen ver⸗ 
letzt. Wird z. B. durch eine fahrläſſig begangene unerlaubte Handlung 
eine Kiſte ſamt Inhalt beſchädigt und beſteht der Inhalt aus Sachen, 
die teils dem A., teils dem B. gehören, ſo iſt jede der beiden Per⸗ 
ſonen durch die unerlaubte Handlung unmittelbar in ihren Rechten 
verletzt, und zwar durch eine unmittelbare Verletzungshandlung. Beide 
Perſonen ſind unmittelbar Geſchädigte. 
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2. Durch ein und dasſelbe Schadensereignis werden ebenfalls 
zwei Perſonen in ihren Rechtsgütern oder Rechten verletzt, und zwar 
die eine unmittelbar, die andere mittelbar. Beiſpiel der der Entſch. 
RG. 133, 270 ff. = IW. 1935, 3708 » zugrunde liegende Fall. Jede 
der beiden Perſonen hat einen unmittelbaren Anſpruch aus $ 823 
Abſ. 1 BGB., weil es gleichgültig iſt, ob die Verletzungshandlung als 
ſolche eine unmittelbare oder mittelbare ift. 

3. Durch ein und dasſelbe Schadensereignis wird eine Perſon 
in ihren Rechten oder Rechtsgütern verletzt, und eine andere Perſon 
gleichzeitig an ihrem Vermögen (alſo nicht an einem eigenen Rechte 
oder Rechtsgut) geſchädigt. In dieſem Falle iſt nur die Perſon un⸗ 
mittelbar geſchädigt, die in ihren Rechten oder Rechtsgütern verletzt 
worden iſt. Bei der anderen Perſon handelt es ſich um einen Fall 
des jog. mittelbar Geſchädigten, dem grundſätzlich ein Schadenserſatz⸗ 
auſpruch nicht zuſteht (Ausnahmen in den 88 844, 845 BGB.). Der 
mittelbar Geſchädigte iſt zwar auch unmittelbar verletzt, aber nur am 
Vermögen und nicht an Rechten oder Rechtsgütern. 

Hiernach handelt es ſich in den Fällen, in denen man von einem 
mittelbar Geſchädigten ſpricht, um ſolche, in denen durch eine un⸗ 
erlaubte Handlung eine Perſon eine Vermögenseinbuße dadurch er⸗ 
leidet, daß ohne Verletzung ihrer eigenen Rechtsgüter oder Rechte ein 
nach 8 823 Abſ. 1 BGB. geſchütztes Rechtsgut oder Recht einer anderen 
Perſon verletzt wird. Auch dieſer mittelbar Geſchadigte erleidet nach 
dem oben Geſagten einen unmittelbaren Schaden und iſt inſoweit auch 
unmittelbar geſchädigt. Er wird aber um deswillen als mittelbar Ge⸗ 
ſchädigter bezeichnet, weil nicht die Verletzung eines eigenen Rechts⸗ 
gutes oder Rechts, ſondern die fremder Rechtsgüter oder Rechte ſeinen 
Vermögensſchaden verurſacht hat. Bei ihm fehlt es alſo völlig an 
einer Verletzung der in 8 823 Abſ. 1 BGB. geſchützten Rechtsgüter 
oder Rechte. Er erleidet nur eine Vermögenseinbuße und kann daher, 
ſofern nicht die Vorausſetzungen der 88 823 Abſ. 2 oder 826 BGB., 
insbeſ. alſo vorſätzliches Verhalten des Schädigers, gegeben ſind, 
keinen Schadenserſatz verlangen. Ausnahmen von dieſem Grundſatz 
enthalten die 88 844, 845 BGB., in denen reine Vermögensverletzungen 
(alſo ohne Verletzung eigener Rechtsgüter oder Rechte der in ihrem 
Vermögen verletzten Perſon) Schadenserſatzanſprüche auslöſen. Dieſe 
Vorſchriften ſtellen ſomit eine Erweiterung des § 823 Abſ. 1 BGB. 
dar. Dabei muß man ſich aber darüber klar ſein — und hierin liegt 
der Fehler Riegers —, daß ſowohl die Vermögensſchäden in den 
Fällen der 88 844, 845 BGB. als auch in ſämtlichen übrigen Fällen 
des mittelbar Geſchädigten ſtets durch eine mittelbare Verletzungs- 
handlung herbeigeführt worden ſind. Auf dieſer Linie bewegen ſich 
auch die von Rieger angeführten Entſcheidungen, insbeſ. ſteht auch 
RG. 133, 270 ff. dazu nicht im Widerſpruch. 

Dieſer Entſcheidung liegt der Fall zugrunde, daß die Mutter 
eines ſiebenjährigen Knaben, der bei einem Kraftwagenunfall tödlich 
verletzt worden war, auf die Kunde hiervon einen Nervenzuſammen⸗ 
bruch erlitt, für deſſen Folgen ſie den Beklagten haftbar machen 
wollte. Hier iſt alſo nicht nur ein fremdes, ſondern auch ein eigenes 
Rechtsgut der Klägerin, nämlich ihre Geſundheit, durch die unerlaubte 
Handlung verletzt worden. Daß hier die Verletzung als ſolche zwar 
nur eine mittelbare iſt, iſt, wie bereits oben feſtgeſtellt wurde, un⸗ 
beachtlich, da es für die Anwendbarkeit des 8 823 Abſ. 1 BGB. 
gleichgültig iſt, ob die hierdurch geſchützten Rechtsgüter oder Rechte 
unmittelbar oder mittelbar verletzt werden. Die Mutter erleidet alſo 
nicht, wie in den Fällen des mittelbar Geſchädigten, eine Vermögens⸗ 
verletzung, die durch Verletzung fremder Rechte oder Rechtsgüter (hier 
ihres Sohnes) herbeigeführt wäre, ſondern ſie erleidet eine — wenn 
auch bloß mittelbare — Verletzung eines eigenen Rechtes oder Rechtsgutes. 

Damit hat das RG. aber mit dem ſtändig vertretenen Grundſaß, 
daß nur dem unmittelbar und nicht auch dem mittelbar Verletzten 
ein Schadenserſatzanſpruch gem. § 823 Abſ. 1 BGB. zuſtehe, keines 
wegs gebrochen. Das RG. ſtellt im übrigen, was Rieger offenbar 
überſehen hat, in ſeiner Entſcheidung auch ausdrücklich feſt, daß es 
ſich hier nicht um den mittelbar Geſchädigten in dem Sinne handelt, 
wie er in den Ausnahmefällen der SS 844, 845 BGB. gemeint iſt. 
Es gibt vielmehr der Klägerin den unmittelbaren Anſpruch aus 8823 
Abſ. 1 BGB. gerade um deswillen, weil fie ſelbſt durch die unerlaubte 
Handlung in ihrer Geſundheit geſchädigt worden iſt, weil es fich hier 
alſo gerade um einen Schaden einer Perſon handelt, die ſelbſt dur 
die unerlaubte Handlung in ihren Rechtsgütern oder Rechten be⸗ 
einträchtigt worden iſt. In allen anderen Fällen, in denen von der 
Rſpr. ein Schadenserſatzanſpruch nach 8 823 Abſ. 1 BGB. mir der 
Begründung abgelehnt worden iſt (vgl. REP. 97, 89; 98, 344; 18, 
248 IW. 1912, 349; 79, 55 JW. 1912, 637 uſw.), es liege 
ein Fall des mittelbar Geſchädigten vor, handelt es ſich immer nut 
um Vermögensſchäden, die nicht durch Verletzung eigener Rechrsgüter 
oder Rechte hervorgerufen worden ſind. 

Hiernach können, ſolange das Schadensrecht des BEB. im Ges 
biete der unerlaubten Handlungen in ſeiner heutigen Form Betten 
hat, mittelbar Geſchädigte, abgeſehen von den Fällen der 89 82 
Abſ. 2 und 826 BGB., nur dann Schadenserſatz beanſpruchen, wenn 
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die Vorausſetzungen der 88 844, 845 BGB. gegeben ſind. Das be⸗ 
eutet aber, daß, ebenſowenig wie dies bisher in der Rſpr., insbeſ. 
auch in der Entſcheidung RGZ. 133, 270 ff. JW. 1932, 3708 5, 
geſchehen iſt, bei unveränderter Fortgeltung des § 823 Abſ. 1 BGB., 
mit dem Grundſatz nicht gebrochen werden kann und wird, daß 
nur der unmittelbar Geſchädigte Schadenserſatz nach § 823 Abſ. 1 
BGB. beanſpruchen kann, und daß dem mittelbar Geſchädigten ein 
Schadenserſatzanſpruch nur in den Ausnahmefällen der 88 844, 845 
BOB. zufteht. 
RA. Dr. Oskar Nebel, Köln. 


Handhabung von Vorſchriften der Reichsſtraßenverkehrs⸗ 
ordnung durch die Polizei 

Die Überwachung und Regelung des Straßenverkehrs muß dem 
Geiſte des neuen Verkehrsrechks entſprechen. Kleinliche Bevormun⸗ 
dung und Reglementierung würde dieſem Geiſte nicht entſprechen. 
Die Neuregelung des Straßenverkehrs beruht auf neuen Gedanken. 
Auch im Straßenverkehr ſoll nationalſozialiſtiſcher Gemeinſchaftsſinn 
herrſchen. Niemand darf ſich ſo verhalten, als ob er Herr der Straße 
ſei. Wer die Rückſicht auf die andern vermiſſen läßt, vergeht ſich 
an der Verkehrsgemeinſchaft aller und iſt zu beſtrafen. Das iſt der 
Sinn insbeſondere des § 25 RStraßVerliO. Er lautet: 

„Jeder Teilnehmer am öffentlichen Verkehr hat ſich ſo zu ver⸗ 
halten, daß er keinen andern ſchädigt oder mehr, als nach den Um⸗ 
ſtänden unvermeidbar, behindert oder beläftigt.“ 

Das neue Reichsrecht ſoll den Verkehr erleichtern und ſichern, 
nicht unnötig beſchränken oder hemmen. Verſtändnisvolle Hand⸗ 
habung der Vorſchriften fördert, ſtarre hemmt den Verkehr. Was zu 
Zeiten ſtarken Verkehrs an belebten Stellen notwendig iſt, kann zu 
andern Zeiten und anderwärts zum Unſinn werden. Die NStraß⸗ 
Verkd. ſtellt deshalb nur einige wenige Regeln auf, die überall und 
immer befolgt werden können; hierzu gehören, abgeſehen von den 
Anforderungen an Perſonen und Fahrzeuge, § 26 über Ausweichen 
und Überholen, 8 27 über Vorfahrtrecht und Richtungswechſel, 8 28 
über Regelung des Verkehrs durch Zeichen, § 29 über Kenntlich⸗ 
machung bei Dunkelheit und 8 30 über die Ladung von Fahrzeugen. 
Dieſe Regeln müſſen überall gelten, Verſtöße gegen fie müſſen ver⸗ 
folgt werden. . 

Abgeſehen von dieſen Sonderregeln fordert die neue Verkd. in 
der obigen Grundregel des 8 25, daß jeder ſich vernünftig verhält, 
wie das nach der jeweiligen Verkehrslage nötig iſt. Wer das tut, 
dem darf nicht aus formellen Gründen ein Vorwurf gemacht werden. 
Nur wer durch ſein Verhalten andere „ſchädigt, behindert oder be⸗ 
läſtigt“, ſoll beſtraft werden. 8 25 gibt die Handhabe zum Einſchrei⸗ 
ten auch gegen den, der nicht gegen ausdrückliche Vorſchriften ver⸗ 
ſtößt, ſondern beiſpielsweiſe ſich ganz ruhig auf der Straße bewegt, 
aber ſo langſam, daß er dadurch den übrigen Verkehr „mehr, als nach 
den Umſtänden unvermeidbar, behindert“. Dieſe Grundregel umfaßt 
alle die Fälle des praktiſchen Verkehrslebens, die auch in Hunderten 
von Paragraphen mit Einzelvorſchriften nicht getroffen werden könn⸗ 
ten, mit ausreichender Beſtimmtheit. 

Berlin, den 29. Dez. 1934. 

Der Reichsverkehrsminiſter. 
(Aus dem Neichs⸗Verkeehrs⸗Blatt Ausg. B 1935: Kraftfahrweſen 
S. 1 [K 1 7064.) 


Auslegung der Reichoſtraßenverkehrsordnung durch die 
Nechtſprechung 
1.825 RStraß Verk O. iſt ſelbſtändige Strafnorm. 
Mit Urt. v. 16. Mai 1935, 5 D 263/35, hat das RG. aus⸗ 
geſprochen, 825 enthalte nicht etwa lediglich eine allgemeine Sorg⸗ 
falts regel, ſo daß er als beſonderer Tatbeſtand nicht in Betracht 
Käme; 825 wolle die Innehaltung einer notwendigen Verkehrs⸗ 
disziplin durch den Verkehrsteilnehmer im Intereſſe der Verkehrs⸗ 
icherheit gewährleiſten. 5 
Die gleiche Auffaſſung hatten bereits vorher folgende Gerichte 
ihrer Rechtſprechung zugrunde gelegt: 
Bange (Urt. v. 18. Jan. und 8. Febr. 1935, 1355/34 und 
Ss 7/35); 
OLG. en (Urt. v. 5. und 12. April 1935, I Ss 47 und 
31/85); 
KG. (url v. 30. Nov. 1934 und 22. ſowie 25. Jan. 
1935, 962 u. 963 ſowie IS 331/34); 
DLG. Dresden (Urt. v. 13. März und 3. April 1935: DUR. 54; 
„ v. 29. März 1935, 6 88 9/35). ö 
Damit iſt eine auch im Schrifttum erörterte Streitfrage erledigt. 
„„ 2. Verſtöße gegen die RStraß Ver k O. find aus 
336 RStraß Verl O. auch dann zu beſtrafen, wenn der 
Zuwiderhandelnde ein Kraftfahrer iſt. . 
8 Mit dem unter 1 erwähnten Urt. v. 16. Mai 1935, 5 D 263/35 
bat das NG, auf Verſtöße gegen die RStraßVerk O. deren § 36 auge⸗ 
wendet, die Auwendung des § 21 Kraftf®. dagegen abgelehnt. 


1935: JW. 
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3. Zur Frage, ob Verſtöße gegen die Ausfüh⸗ 
rungsanweiſung zum 825 RStraßVerk O. Erfolgs⸗ 
delikte ſind, ob alſo nur geſtraft werden kann, wenn einer der 
drei im § 25 verpönten Erfolge — Schädigung, Behinderung, Be- 
läſtigung — eingetreten iſt, beſteht noch keine einheitliche 
Rechtſprechung. 

Das ehemalige Bay obs. hatte mit Urt. v. 5. April 1935, 
185 19/35 angenommen, Verſtöße gegen die Ausf Anw. zu 8 25 ſeien 
ſtets ſtrafbar, ohne Rückſicht auf den etwaigen Erfolg; anderer Mei⸗ 
nung iſt das OLG. Dresden (Urt. v. 13. und 29. März 1935: DAR. 
54 und 6 8s 2/35); OLG. Dresden ſchließt fi) dem gegenteiligen, in 
meinem Erlaß vom 29. Dez. 1934: RVBl. B 1935, 1 vertretenen 
Standpunkt an. 


Berlin, den 14. Juni 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Verkehrsminiſter. 
(Aus dem Reichs⸗Verkehrs⸗Blatt Ausg. B 1935: Kraftfahrweſen 
S. 78 Nr. 77 [K 1 4400 ].) 


Überholen und Ausweichen bei Schienenfahrzeugen 


(AV. d. RIM. v. 12. Juni 1935, Va 15768. — Deutſche Juſtiz 
S. 885.) 

Da in der Praxis gelegentlich Zweifel entſtanden ſind, wie der 
Begriff Raummangel in § 26 Abf. 5 NStraßVerkO. v. 28. Mai 
1934 aufzufaſſen iſt, hat der Herr Reichs- und Preußiſche Verkehrs⸗ 
miniſter zur Auslegung der RStraßVerkoO. folgende Stellung genom⸗ 
men, die zur Beobachtung mitgeteilt wird: 

„Der bereits vor dem 1. Okt. 1934 beſtehende Grundſatz, daß 
ein Schienenfahrzeug links überholt (ihm links ausgewichen) werden 
darf, wenn der Abſtand zwiſchen Schienenfahrzeug und Wegerand das 
Rechtsüberholen (rechts ausweichen) nicht zuläßt (88 22 Abſ. 1, 23 
Abſ. 1 KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932), iſt durch 8 26 Abf. 5 
NStraß Verk. fachlich nicht geändert worden. Die Erſetzung der bis⸗ 
herigen Faſſung „Abſtand zwiſchen dem Schienenfahrzeng und dem 
rechten Wegerand‘ durch das Wort „Raummangel' diente lediglich der 
ſprachlichen Vereinfachung; das zeigt deutlich die Wahl des Wortes 
‚Raum‘; der vorhandene „Raum' iſt nach dem Sprachgebrauch eine 
feſtſtehende Größe; er wird in ſeinen Ausmaßen durch die jeweils 
verſchiedene Ausnutzung des in ihm verfügbaren „Platzes nicht berührt. 
Wäre eine Anderung der bisherigen Rechtslage beabſichtigt geweſen, 
ſo wäre angebracht geweſen, das eindeutig zum Ausdruck zu bringen.“ 


Rechtswiſſenſchaftlicher Pfingſtkurs in Jena 


Seit 1912 haben in Jena, veranſtaltet von Prof. Dr. Hede⸗ 
mann, rechtswiſſenſchaftliche Pfingſtkurſe ſtattgefunden, die jetzt von 
der Thüringer Verwaltungs⸗Akademie in Verbindung mit dem Gau 
Thüringen des BRS DJ., dem Jenaer OLGpräſ. und Prof. Dr. Hede⸗ 
mann wieder aufgenommen worden ſind. 176 Richter, Rechtsanwälte, 
Rechtspfleger und andere Rechtswahrer waren vom 13. bis 15. Juni 
in Jena verſammelt, um neue Anregungen und einen überblick über 
neue Rechtsgeſtaltungen des nationalſozialiſtiſchen Staates zu erhalten. 
Der Leiter der Akademie und Vorſitzender der Landesdienſtſtelle 
Thüringen des Deutſchen Gemeindetags, Landrat Ludwig, be⸗ 
handelte die Deutſche Gemeindeordnung, KON. Dr. Meyer 
aus dem Reichsmin. für Ernährung und Landwirtſchaft ſprach über 
die landwirtſchaftliche Entſchuldung, Min Dir. Dr. Volk⸗ 
mar ſtellte das neue Zwangsvollſtreckungsrecht dar, der 
geſchäſtsführende Direktor des Reichsausſchuſſes für Volksgefundheits- 
dienſt beim RMd J., Dr. Ruttke, ſprach über Erb- und Raſſen⸗ 
pflege in der Geſetzgebung und Rechtſprechung. Aus der Praxis 
des Erbhofrechts berichtete der Sachbearbeiter des RJ M., Erbh.⸗ 
u. OLGR. Dr. Hopp. Von der Jenaer Fakultät behandelte Prof. 
Dr. Hedemann das neue Wirtſchaftsrecht, Prof. Dr. Blo⸗ 
meyer, der Studienleiter der Akademie, das Eigentum, wie es 
früher war und heute iſt. Die Grundſätze nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Staatsauffaſſung wurden von dem Hamburger 
OLG Präs. Dr. Rothenberger vor die Seele der Teilnehmer ge- 
ſtellt, und der Vizepräf. des RG., Staatsmin. Dr. Thierack, hatte 
das Thema gewählt Führertum und Latientum in der 
Rechtspflege. Alle dieſe Vorträge löſten lebhafte Ausſprachen 
unter den Teilnehmern aus. Die Abende waren der Kameradſchaft 
der Rechtswahrer gewidmet; manche alte Bekanntſchaft wurde er⸗ 
neuert; manche neue angeknüpft. 

Die freudige Aufnahme, die der Kurs gefunden hat, hat beſtätigt, 
daß ein Bedürfnis nach ſolchen Fortbildungskurſen beſteht. 


Wehrrecht und Staatsrecht 


„Das Wehrrecht iſt der Ausdruck des Lebeuswillens unſeres 
Volkes geworden und ausgebaut nach den großen Grundſätzen der 
Volksgemeinſchaft, Treue und Diſziplin. Wehrrecht iſt nicht Standes⸗ 
recht des Soldaten, ſondern Staatsrecht; it nicht Zwangsinſtitut 
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der Dienſtpflicht, ſondern Ordnung der kameradſchaftlichen ſitten⸗ 
höchſten Dienſtbereitſchaft — Wehrpflicht und Wehrfreude 
find eins — und nicht der Soldat wird aus dem Voll „heraus- 
gegeben“, ſondern ganz Deutſchland erhebt ſich zur Höhe jreien deut⸗ 
ſchen Waffenkämpfertums!“ 

Mit dieſen klaren und knapp geformten Sätzen ſeines Ein⸗ 
leitungsauſſatzes umreißt Reichsminiſter Dr. Frank den grundlegen⸗ 
den Wandel unſeres Wehrrechts, dem die Zeitſchrift „Deutſches Recht“, 
Zentralorgan des BNS”DJ., ihr Heft Nr. 11/12 v. 15. Juni 1935 
widmet; dieſe Sätze decken zugleich die Beziehung auf, die das neue 
Wehrrecht mit dem neuen Staatsrecht verbinden, die das eine als 
organiſchen Teil des anderen begreifen laſſen, ſo daß der dieſes Heft 
umſchließende Rahmentitel „Staats⸗ und Wehrrecht“ über eine bloße 
Aneinanderreihung hinaus zum Ausdruck einer tieferen organiſchen 
Einheit wird. 

Das Wehrrecht geht von der Erkenntnis aus, daß im Kriegs⸗ 
falle das ganze Volk zur Verteidigung des Vaterlandes aufgerufen 
wird und daß die Zeit der Kriege, die unter möglichſter Schonung 
der Zivilbevölkerung ausſchließlich von den militäriſchen Kräften ge⸗ 
führt wurden, endgültig vorüber iſt. Demgemäß muß unſere Rechts⸗ 
ordnung ſo geſchaffen ſein, daß dieſer Gedanke alle Teile des Rechts 
durchdringt, und zwar muß die Friedensgeſetzgebung genau ſo wie 
die Kriegsgeſetzgebung in dieſen Zuſammenhang geſtellt werden. Unſer 
altes Militärrecht enthielt ſicherlich viele wehrrechtliche Gedanken, 
aber es fehlte die klare Erkenntnis des Prinzips. So 
war die allgemeine Wehrpflicht ohne Zweifel ein echt wehrrechtlicher 
Gedanke. Aber man dachte den Gedanken nicht zu Ende. So ham 
3, daß ſich Heer und Marine die größle Mühe gaben, die Soldaten 
zu Nationalgefühl und Wehrwillen zu erziehen, daß man ſie aber 
mit dem Augenblick ihrer Entlaſſung aus dem aktiven Dienſt wieder 
völlig der Agitation der wehrfeindlichen Parteien preisgab. Der Ge⸗ 
danke der allgemeinen Wehrpflicht blieb alſo im Militärrecht ſtecken. 
Die Bedeutung des neuen Wehrgeſetzes für das neue Wehrrecht cr> 
hellen die eingehenden Darlegungen des gleichlautenden Aufſatzes, den 
ein berufener Sachkenner zu dieſem Hefte beigeſteuert hat. Die wei⸗ 
teren Abhandlungen „Volk und Heer“, „Wehrmacht und Partei“, 


Vier Arbeitsgemeinſchaften des BRSDJ. 


Zum Zwecke der einheitlichen Willensbildung auf den einzel⸗ 
nen Fachgebieten hat der Reichsjuriſtenführer die Fachgruppen 
des BNSDDJ. zu vier Arbeitsgemeinſchaften zuſammengeſchloſſen, 
und zwar: die Reichsfachgruppen: Richter und Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte, Notare und Rechtspfleger zur Arbeitsgemeinſchaft 
„Rechtspflege“; die Reichsfachgruppen: Hochſchullehrer und 
Jungjuriſten zur Arbeitsgemeinſchaft „Fachwiſſenſchaft⸗ 
liche Vorbildung“; die Reichsfachgruppe Verwaltungs⸗ 
juriſten bildet eine Arbeitsgemeinſchaft „Verwaltungs⸗ 
recht“; die Reichsfachgruppe Wirtſchaftsrechtler die Arbeitsge⸗ 
meinſchaft „Wirtſchaftsrecht“ (ogl. Mitteilungsblatt zum 
Heft 11/12 des Zentralorgans des BNS DJ. „Deutſches Recht“). 


Dienſtſtellung und Aufgabenbereich des preſſechefs 
der Deuiſchen Rechtsfront 


Das als Beilage zu Heft 11/⁰12 der Zeitſchrift „Deutſches 
Recht“ erſchienene Mitteilungsblatt des BNSDI. und des Reichs⸗ 
rechtsamtes der NSDAP. enthält auf S. 2 den Abdruck einer in 
Vertretung des Reichsjuriſtenführers von Reichsamtsleiter Dr. Raeke 
als deſſen Stellvertreter und dem Preſſechef der Deutſchen Rechts⸗ 
front Dr. Freiherrn du Prel erlaſſenen Vekauntgabe v. 29. Mai 1935 
über die Obliegenheiten des Preſſechefs, die durch Anordnung des 
Reichsjuriſtenführers v. 13. Dez. 1933 geregelt ſind. Dieſe Obliegen⸗ 
heiten umfaſſen: 

a) Die Zuſammenfaſſung der vom BNS” ., feinen Fachgruppen 
und den der Deutſchen Rechtsfront angeſchloſſenen Fachſchaften und 
Verbänden herausgegebenen Zeitſchriflen, periodiſch erſcheinenden Druck⸗ 
ſchriften oder ſonſtigen im Druck erſcheinenden Erzeugniſſen unter 
eine einheitliche politiſche Leitung; 

b) die Verbreitung der amtlichen Auslaſſungen und Erklärungen 
der Reichsführung des BNS DJ.; 

c) die Fühlungnahme mit der Preſſe und den anerkannten Nach⸗ 
richtenbüros ſowie deren Vertretern innerhalb des Deutſchen Reiches; 

d) die Aufklärung der Öffentlichkeit über die Zwecke und Ziele 
des BNS. und der Deutſchen Rechtsfront; 

e) die Verſorgung der Sffentlichkeit mit Nachrichten über die 


Aus dem SASDTI. und der Deutſchen Rechtsfront 


„Der Eid des Soldaten“, „Berufsheer und Volksheer“, „Wehrmacht 
und Reichs⸗Wehrgericht“, „Wehrrecht und Strafrecht“, „Das Recht 
der Luftwaffe“ und „Die Bedeutung der Rechtsvergleichung für das 
deutſche Wehrrecht“ ergänzen dieſen dem Wehrrecht gewidmeten Teil 
auf das glüchlichſte. 5 

Mit der nationalſozialiſtiſchen Revolution iſt das indi⸗ 
vidualiſtiſche Rechtsſyſtem verlaſſen worden und an ſeine 
Stelle der Ausgangspunkt Volksgemeinſchaft als kon⸗ 
krete Gemeinſchaft getreten. Gemeinſchaft und Führung ſind 
die beiden Begriffe, in denen ſich das neue Rechtsprinzip verkörpert 
und die die geſamte bisherige Rechtswelt ſprengen. In dem Aufſatz 
„Der Führerbegriff im Staatsrecht“ wird eine Reihe der hauptſäch⸗ 
lichen Mißverſtändniſſe aufgezeichnet, die für die richtige Erfaſſung 
des Führerbegriffes im Staatsrecht hindernd im Wege ſtehen. 

Der Führer iſt nicht individuelle Perſönkichkeit, 
ſondern Gemeinſchaftsperſönlichkeit, die der Gemein- 
ſchaft richtunggebend vorangeht. Er iſt weiter nicht Diktator, der als 
ſolcher ſich aus der Gemeinſchaft herauslöſt, nicht mehr führen kann, 
weil er nicht mehr auf dem Vertrauen ſeiner Gefolgſchaft ruht und 
deshalb diktieren muß. Der Führer iſt auch nicht Souverän, weil 
der Begriff der Souveränität die Bindung an eine 
Gemeinſchaft verneint, er iſt nicht Organ, weder des Staates 
noch einer Körperſchaft noch des Volkes: Der Begriff des Orgaus 
ſetzt immer eine unſichtbare Perſönlichkeit voraus, für die das Organ 
handelt, eine Vorſtellung, die mit der Stellung des Führers einer 
konkreten Gemeinſchaft nicht vereinbar iſt. 

Dieſe Darlegungen, die Klarheit über den Grundbegriff unſeres 
heutigen Rechts zu verſchaffen ſich bemühen, werden fortgeſetzt in dem 
Beitrag „Die rechtliche Stellung des Stellvertreters des Führers“. 
Weitere Aufſätze behandeln die Problemkreiſe „Partei, Staat, Volk“ 
und „Faſchismus und Nationalſozialismus“. Der Aufſatz „Das neue 
Geſicht der Verwaltung und die Verwaltungsrechtswiſſenſchaft“ ſowie 
eine Reihe grundſätzlicher Buchbeſprechungen beſchließen das Heft, dem 
als beſonderer Teil ein Mitteilungsblatt, enthaltend Anordnungen des 
Reichsrechtsamts und der Reichsführung des NS.⸗Juriſtenbundes ſowie 
das Bundesleben widerſpiegelnde Berichte enthält. 


Arbeiten und Veranſtaltungen des BRS”. und der Deutſchen 
Rechtsfront. 

Des weiteren ſind die Zuſtändigkeiten und Befugniſſe des Preſſe⸗ 
chefs gegenüber den ihm ſachlich unterſtellten Perſonen und Dienſt⸗ 
ſtellen und der Dienſtweg geregelt. 


Erſte Wirtſchaftsprüferwoche über 
Gemeindepräfungen 


Vom 17. bis 22. Juni 1935 fand in Berlin eine Fachtagung 
über Gemeindeprüfungen ſtatt, die vom Inſtitut der Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer in Gemeinſchaft mit der Verwaltungs-Akademie Berlin 
durchgeführt wurde. Der Kreis der Vortragenden fette ſich aus nam“ 
haften Vertretern des Wirtſchaftsprüferberufes, der Gemeinden und 
ſtaatlicher Stellen zuſammen. Der Sinn der Tagung war der, den 
Wirtſchaftsprüfern einen Geſamtüberblick über Gemeindeverwaltung 
und Gemeindewirtſchaft zu geben. Dies konnte am beſten dadurch er“ 
reicht werden, daß die Stellen, deren Aufgabe die wirtſchaftliche 
Betreuung der Gemeinden iſt, ſich ſelbſt zu zahlreichen Einzelfragen 
äußerten. Die Wirtſchaftsprüfer ſollten hierdurch einen umfaſſenden 
Eindruck vom gemeindlichen Leben in all ſeinen Erſcheinungsformen 
erhalten. Die Referate der Vertreter des Staates, der Miniſterien, des 
Rechnungshofes uſw. ſollten die fachlichen Vorträge durch die Ver? 
mittlung politiſcher Einſichten und Impulſe ergänzen und in einen 
großen und einheitlichen Rahmen ſtellen. 

Dieſer Vielfalt der Zielſezung wurden der Aufbau und Inhalt 
der Tagung voll gerecht. 

Der erſte Tag brachte nach der Begrüßung der etwa 300 Ver⸗ 
ſammlungsteilnehmer durch den Vorſitzenden des Juſtituts, Dr. Mönck⸗ 
meier, ſowie durch den Präſidenten des OVG., Staatsmin. Prof, 
Dr. Drews, die Anſprache des Staatsſekr. im R.⸗ u. Pr Mog. 
Dr. Grauert, „Staatsforderungen an die Gemeindeprüfung“. Nach 
einem einleitenden Überblick über die Entwicklung der Gemeinde 
prüfung, beſonders im Zuſammenhang mit dem PrGemFinG., enk⸗ 
wickelte Staatsſekr. Dr. Grauert die Wechſelwirkungen zwiſchen 
Volksgemeinſchaft, Staatsführung und Prüfungsweſen. Das Prüfung?“ 
weſen gebe die Garantie dafür, daß der Staat feine verantwortungs⸗ 
volle Aufgabe erfüllen kann, die Verwaltung der dem Staat ein? 
gegliederten Körperſchaften nach den Grundſätzen von Sparfamkelb 
Wirtſchaftlichkeit und Sauberkeit zu führen. Der Staat muß vom 
Wirtſchaftsprüfer vor allem verlangen, daß er die Gemeinde als eine 
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Einheit anſieht und daß er ſeine Prüfung in voller Unabhängigkeit 
durchführt. In dieſem Zuſammenhang brachte der Vortragende zum 
Ausdruck, daß der kürzlich in der Fachpreſſe erörterte Gedanke einer 
etwaigen Verbeamtung des Wirtſchaftsprüferberufes abzulehnen ſei. 
Ferner erwartet der Staat, daß die Prüfung in allen Zweigen den 
Grundſatz der Wirtſchaftlichkeit beachtet. Zum Schluß betonte Staats⸗ 
ſekretär Grauert die Bedeutung der Menſchenerziehung im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geiſt auch für das gemeindliche Prüfungsweſen. 

Min Dir. Dr. Suren, ORegR. Dr. Loſchelder, Oberbürger⸗ 
meiſter Dr. Dr. Weidemann, Prof. Dr. Peters beſchäftigten ſich 
in ihren Vorträgen mit weiteren politiſchen und verfaſſungsrechtlichen 
Grundfragen des Gemeindeprüfungsweſens. Hierbei wurden die wich⸗ 
ligſten Beſtandteile des Gemeindeverfaſſungsrechts, des Gemeindefinanz⸗ 
und Prüfungsrechts und die Grundſätze einer nationalſozialiſtiſchen 
Gemeindeführung in eindringlicher und das Weſentliche klar heraus⸗ 
arbeitender Darſtellung vorgetragen. Gerade die Beſchäftigung mit 
dieſen größeren Geſichtspunkten gab den anweſenden Wirtſchaftsprüfern 
und Treuhändern einen eindringlichen Hinweis auf die Verflochten⸗ 
heit ihrer Arbeit mit den großen politiſchen Zielſetzungen. 

Eine große Anzahl weiterer bedeutſamer Vorträge 1), die hier 
nur andeutungsweiſe gewürdigt werden können, beſchäftigte ſich als⸗ 
dann mit wichtigen Einzelfragen der gemeindlichen Wirtſchaftsgebarung 
und des gemeindlichen Prüfungsweſens. Stadtkämmerer Dr. Hett⸗ 
lage ſchuf mit ſeinem Vortrag über die wirtſchaftliche Betätigung 
der Gemeinden den großen Rahmen für dieſe Vorträge. Es gelangten 
ſodann mit großer Sachkunde zur Darſtellung Fragen aus dem Prü⸗ 
lungsbereich des Reichsrechnungshofes (Min. Dr. Spielhagen 
und Geh. Baurat a. D. Wirtſchaftsprüfer Schubert), aus der Kraft⸗ 
erzeugungswirtſchaft (Dipl.⸗Ing. Schraeder), aus der Gaſtwirtſchaft 
(Direktor Müller), aus dem Verkehrsweſen (Dipl.-Ing. Bayer), 
Grundthemen des Rechnungsweſens (Privatdozent Dr. Thoms, 
Dr. Rentrop) ſowie die Prüfungsgrundſätze bei den einzelnen 
wirtſchaftlichen Betätigungsarten der Gemeinden (WP. Raueiſer, 
BP. Stützel, WP. Nicklaus) Beſondere Erwähnung verdient 
noch der Vortrag von VBürgermeiſter Budde über die Erwartungen 
der Gemeinden von der Pflichtprüfung; zuſammengefaßt wurde hier 
in klarer Weiſe dargelegt, daß die Prüfung der gemeindlichen Be⸗ 
triebe nicht nur in der Feſtſtellung der formellen und materiellen 


17 Dieſe Vorträge werden im Herbſt 1935 in der Schriftenreihe 
„Der Wirtſchaftsprüfer“ im Verlag Julius Springer, Berlin, erſcheinen. 


Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung beſtehen dürfe, ſondern ſich vor 
allem auf die kritiſche Unterſuchung und Beurteilung der Wirtſchaft⸗ 
lichkeit der Unternehmungen erſtrecken müſſe. 

Die Vorträge wurden ergänzt durch Arbeitsgemeinſchaften über 
praktiſche Reviſionsfragen, ſowie durch verſchiedene Führungen durch 
kommunale Betriebe, ſo des Großkraſtwerkes Klingenberg, des Gas⸗ 
werkes Tegel und des Muſeums der Waſſerwerke. Den Abſchluß der 
Tagung bildete ein Beſuch der Stadt Cottbus mit Vorträgen von 
Oberbürgermeiſter Dr. Haltenhoff und Direktor Dr. Dr. Finter 
über kommunale und betriebliche Fragen ſowie mit einer Beſich⸗ 
tigung der Städtiſchen Werke und der Textilſachſchule. Eine gemein⸗ 
ſame Spreewaldfahrt vereinigte im Anſchluß hieran die Teilnehmer 
zu Rameradſchaftlichem Beiſammenſein. 

Der Inſtitutsvorſitzende Dr. Mönckmeier und der Kurſus⸗ 
leiter WP. Dr. van Aubel faßten in ihren Schlußanſprachen noch⸗ 
mals den Sinn, die Bedeutung und die Ergebniſſe der Tagung zu⸗ 
ſammen. Dr. Mönckmeier wies in ſeinem Schlußwort darauf hin, 
daß dieſe Tagung erneut gezeigt habe, daß dieſes Prüfungsgebiet 
gerade durch den Wirtſchaftsprüferberuf erfolgreich betreut werde, da 
ſeine Angehörigen die berufenen Erfahrungsvermittler zwiſchen allen 
Zweigen der Wirtſchaft ſeien. Ferner habe die Zuſammenarbeit der 
Wirtſchaftsprüfer mit den ſtaatlichen und gemeindlichen Prüfungs⸗ 
einrichtungen auf dieſer Tagung deutlich gezeigt, daß aus der orga⸗ 
niſatoriſchen Geſtaltung des gemeindlichen Betriebsprüfungsweſens die 
Zuſammenarbeit zwiſchen den beamteten und freiberuflichen Prüfern 
nicht mehr wegzudenken ſei. Der Wirtſchaftsprüfer ſei in der Durch⸗ 
führung dieſer Prüfungsaufgaben als Rechts⸗ und Ordnungswahrer 
gegenüber der Wirtſchaft weſentlicher Faktor der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Neuordnung von Staat und Wirtjchaft. 

Die politiſche Bedeutung dieſer Tagung fand beſonderen Aus⸗ 
druck durch das Intereſſe der Öffentlichkeit an dieſer Veranſtaltung. 
So wurde der Inſtitutsvorſitzende Dr. Möncdmeier während der 
Tagungswoche am 19. Juni 1935 vom Reichsſender Berlin zu einem 
Zwiegeſpräch vor dem Rundfunk über die Aufgaben und den Aufbau 
der Wirtſchaftsprüferwoche aufgefordert. Auch hier brachte Dr. Mönck⸗ 
meier zum Ausdruck, weshalb gerade der Wirtſchaftsprüferberuf für 
die Aufgaben der gemeindlichen Pflichtprüfung eingeſetzt wird. Das 
Ergebnis ſeiner unabhängigen Prüfung iſt die Grundlage für die 
Ordnungsmaßnahmen der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden. Dadurch übt 
der Wirtſchaſtsprüfer die Funktionen eines Rechtswahrers unmittel- 
bar aus und iſt mitverantwortlich für das Wohl des Ganzen. 


Schrifttum 


Nationalſozialiſtiſche Leitſätze für ein neues deutſches Straf⸗ 
recht. 1. Teil. Herausgegeben vom Reichsrechtsamt der 
NSDAP, Reichsleiter Dr. Hans Frank. 1.—3. Aufl. 
Berlin 1935. Deutſche Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗Wiſſenſchaft 
Verlags mbh. 43 S. Preis 0,90 N. 


„Das Werturteil über die „Leitſätze“ — wie überhaupt über jede 
Arbeit auf dem Gebiet des deulſchen Rechts — ift in der Beantwor⸗ 
ung der Frageſtellung: Vollesrecht oder Juriſtenrecht, nationalſozia⸗ 
liſtiſches oder liberaliſtiſch⸗bürokratiſches Recht enthalten. 

„ Hier iſt ein in einheitlicher Geſchloſſenheit aus dem kämpfe⸗ 
riſchen Geiſt der nationalſozialiſtiſchen Revolution geborenes Werk 
auf dem Gebiet des Strafrechts geſchaffen worden, zugleich ein glänzen⸗ 

er Beweis für die Möglichkeit einer wahrhaft gewaltigen Rechts⸗ 
lift fung. Noch niemals ſind die Grundzüge eines nationalſozia⸗ 
iſtiſchen Strafrechts ſo klar und eindeutig, ſo geſchloſſen und kom⸗ 

womißlos aufgezeigt worden. Inhalt und Form bilden eine geſchloſſene 
Anheit. Die Sprache der „Leitſätze“ iſt einfach und ſchlicht, die 
eg mung der Gedanken kurz und erſchöpfend. Wieder einmal zeigt 
ſich, daß der Nationalſozialismus auf dem Gebiet des Rechts 
nor auf allen Gebieten des Lebens — ebenſo neu wie natürlich 
ud einfach iſt. Darauf beruht feine Volkstümlichkeit. Darum wer- 
en auch die „Leitſätze“ im Volke verſtanden werden. 

Be Das Weſen der „Leitſätze“ kommt in dem Glaubensbekenntnis 
1 pruches deutlich zum Ausdruck. Das neue deutſche Recht kann 

5 im Geiſte der Gemeinſchaft aus dem Wiſſen um Blut und Boden, 

1 und Treue geſchaffen und geſtaltet werden: „Verdirbt das Blut, 
5 u ſtirbt das Volk, erliſcht die Treue, dann zerfällt die Gemein 
Stotz Hicraus wird der Grundgedanke des nationalſozialiſtiſchen 
völlig abgeleitet: „Die Pflicht aus der Treue iſt die höchite 
i diſch-ſittliche Pflicht“, d. h. auf das Strafrecht bezogen: ſtrafbar 

ie Treupflichtv erletzung gegenüber der Vollesgemeinſchaft. 
griff Liberaliſten erblicken darin ein uſerloſes Verſchwimmen der „Be⸗ 
e“ — ſie werden den Nationalſozialismus nie begreifen. Der 


Weſensunterſchied zwiſchen dem alten und dem neuen Strafrecht be⸗ 
ſteht gerade in der Abkehr von dem Logiſch⸗Kouſtruktiven zum Sittlich⸗ 
Gefühlsmäßigen, in der Befreiung von der Kaſuiſtik (Paragraphen⸗ 
wahn) zum Grundſätzlichen. Das bedeutet eine Verlagerung des 
Schwergewichts von der Rechtsſatzung des Geſetzgebers zur Rechts⸗ 
findung des Richters (z. B. „Analogie“) und führt von der formellen 
zu der materiellen Wahrheit und Gerechtigkeit. 

Drei Grundfäge und Vorausſetzungen einer nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsgeſtaltung verdienen beſondere Hervorhebung: 

1. Das neue Deutſche Strafrecht muß, um des Volkes willen 

geſchaffen und aus ſeiner Seele geſchöpft ſein. 

2. Das Strafgeſetz muß, weil es um des Volkes willen da iſt, 
in ſeiner Faſſung klar und volkstümlich ſein und die Über⸗ 
einſtimmung mit dem völkiſchen Sittengefühl widerſpiegeln. 

3. Zur Nengeſtaltung des Strafrechts iſt (ergänze: nur) der 
Nationalſozialismus berufen. 

Dieſe elementaren Vorausſetzungen find bei den Frank⸗ 
ſchen Leitſätzen reſtlos erfüllt. Die einzelnen Auswirkungen und 
Jolgerungen ber „Leitſätze“ ſich zu erarbeiten, iſt daher die Pflicht 
eines jeden deutſchen Rechtswahrers und darüber hinaus eines jeden 
deutſchen Volksgenoſſen, denn das Recht des Dritten Reiches iſt 
keine Angelegenheit nur für Juriſten, ſondern eine Angelegenheit des 
ganzen deutſchen Volkes. 5 

Das Strafrecht iſt nicht Selbſtzweck, ſondern nur eine Waffe 
im Kampf gegen begangene Treubrüche. Die viel wichtigere Vor⸗ 
beugung durch Erziehung wird in den „Leitſätzen“ mit aller Deutlich⸗ 
keit erkannt (vgl. Abſchnitt V). 

Die NSDAP. als die vom Führer berufene Trägerin der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung und des Dritten Reiches ſchuldet ihrem 
Reichsrechtsamt und ſeinem Strafrechtsausſchuß, vor allem aber den 
Parteigenoffen Frank, Fiſcher, Barth und Waldmann, für 
dieſes Werk tiefſten Dank, denn die „Leitſätze“ enthalten national⸗ 
ſozialiſtiſches Volksrecht. 

StA. Adami, Berlin. 
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juriſten des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. 
Herausgeber: Der Reichsfachgruppenleiter Staatsſekretär 
Dr. Stuckart. Erſcheint monatlich. Jahrgang 12, Nr. 6. 
Berlin. Deutſche Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗Wiſſenſchaft 
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Der Leitartikel des Heftes, der Aufſatz des Staatsſekretärs 
Dr. Stuckart, Berlin, „Nationalſozialiſtiſcher Staat und Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit“ iſt in dem Auffag Reuß oben S. 2025 be⸗ 
ſprochen. 


Emil Hedden: Die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
und Verwaltungsgerichte in Preußen. Weſermünde 1935. 
Erſchienen im Selbſtverlage des Verfaſſers. Preis 8,50 ., 
Folgelieferungen 47, je Blatt. 


In den vergangenen Jahrzehnten zeigte ſich im organiſato⸗ 
riſchen Aufbau der preußiſchen Verwaltung eine charakteriſtiſche 
Tendenz zur Spezialiſierung. Dieſe Tendenz führte zu einer ſtets 
zunehmenden Aufſplitterung des geſamten Verwaltungsapparates 
und desorganiſierte ſo mehr und mehr den bis dahin ſtraffen und 
einheitlichen Aufbau der allgemeinen Landesverwaltung. Mit Recht 
wurden gegen dieſe Entwicklung oft Bedenken erhoben. Sie kom⸗ 
plizierte nicht nur bis zur Unüberſichtlichkeit den Aufbau des 
Behördenweſens, ſondern ſchädigte auch das Berufsethos des Be⸗ 
amten. Der Spezialbeamle, der nicht nur eine fachlich engbegrenzte 
Berufsarbeit verrichtet, ſondern auch organiſatoriſch aus der zen⸗ 
tralen Einordnung in einen einheitlichen ſtaatlichen Verwaltungs⸗ 
körper herausgelöſt iſt, verliert allzu leicht die umfaſſende ſtaats⸗ 
politiſche Blickweite, die dem preußiſchen Beamtentum ſtets zur 
Ehre gereicht hat. 

Es iſt daher kein Wunder, daß ſich ſeit dem Anbruch des 
Dritten Reiches eine gegenläufige Tendenz geltend macht: der Ten⸗ 
denz zur Spezialiſierung und zur Aufſplitterung des Verwaltungs⸗ 
apparates iſt die Tendenz zur Rückgliederung der Sonderverwal⸗ 
tungen in die allgemeine Landesverwaltung entgegengeſetzt wor⸗ 
den (vgl. Köttgen, Die Entwicklung des öffentlichen Rechts in 
Preußen: JahrbSR. 1935, 290 ff.). 

Immerhin hat die eingangs erörterte Entwicklung im gegen⸗ 
wärtigen Behördenaufbau noch deutliche Spuren hinterlaſſen. Bis⸗ 
weilen mutet es wie eine Geheimwiſſenſchaft an, wenn man feſt⸗ 
ſtellen will, welche Verwaltungsbehörde oder welches Verwaltungs⸗ 
gericht in einem konkreten Falle zuſtändig iſt und welche Behelfe 
im Einzelfall gegen behördliche Maßnahmen gegeben ſind. In die⸗ 
ſem Mißſtand, der mit dem Fortſchreiten der Verwaltungsreform 
hoffentlich bald überwunden wird, liegt die Berechtigung des vor⸗ 
liegenden Buches. Sein Verf. hat ſich nämlich die enorme Mühe 
gemacht, in das Labyrinth der zahlreichen Zuſtändigkeitsnormen 
einen Ariadnefaden hineinzulegen, an Hand deſſen man in tabel⸗ 
lariſch⸗überſichtlicher Form leichter den erwähnten Orientierungs- 
forgen entrinnen kann. Das Werk, das mit auswechſelbaren Blät- 
tern verſehen iſt und durch jeweilige Nachlieferungen auf dem 
laufenden gehalten werden ſoll, gruppiert zunächſt die von ihm be⸗ 
handelten einzelnen Stoffgebiete und teilt dann innerhalb dieſer 
Abgrenzung der Materien die einzelnen Verwaltungsmaßnahmen 
nach dem „Gegenſtand der Verfügung oder der Entſcheidung“, um 
alsdann jeweils unter der nächſten Rubrik die „Zuſtändige Be⸗ 
hörde“ und alsdann den etwa gegebenen „Rechtsbehelf“ anzugeben. 
Ein eingehendes Inhaltsverzeichnis vervollſtändigt die techniſche 
Brauchbarkeit des Werkes. 

Dem Verf. muß zugegeben werden, daß nach einem Werk der 
von ihm geſchaffenen Art ein Bedürfnis beſteht; auch die von ihm 
gewählte Technik iſt im allgemeinen gut durchdacht. Gleichwohl 
dürfte er die Schöpferfreuden des Autocs ein wenig übertreiben, 
wenn er in ſeinem Geleitwort ſelbſt von der „Bedeutung“ ſeines 
Werkes ſpricht und die von ihm gebotenen Erläuterungen mit dem 
epitheton ornans „beachtlich“ ziert. 

RA. Reuß, Berlin. 


Die Verwaltungs⸗Akademie. Ein Handbuch für den Beamten 
im nationalſozialiſtiſchen Staat. Herausgegeben von 
Staatsſekr. Dr. Lammers und Staatsſekr. Dr. Pfundtner. 
Lieferung 13—16. Berlin 1935. Induſtrieverlag Spaeth 
& Linde. Preis je Lieferung 1 A. 

Von dem groß angelegten Werk, das der Schulung und Er⸗ 
ziehung der Beamten des nationalſozialiſtiſchen Staates zu dienen in 
hervorragender Weiſe geeignet iſt (vgl. JW. 1935, 272), erſcheinen 
jetzt die Lieferungen 13 bis 16. Es würde zu weit führen, jeden 


einzelnen der im Geſamtwerk enthaltenen Aufſatze zu beſprechen. Es 
ſei hier nur auf den in Lieferung 13 abgedruckten umfaſſenden 
Aufſatz von Mint. Hanns Seel über das „Deutſche Beamten⸗ 
recht“ hingewieſen, in dem in überſichtlicher Form die Spezialfragen 
des an und für ſich unüberſichtlichen Gebietes behandelt werden. In 
Lieferung 15 ſchreibt der Leiter der Auslandsorganiſation der 
NSDAP., Gauleiter Bohle, über die Auslandsarbeit ber 
NSDAP. unter den Auslandsdeutſchen. Er beginnt mit einer Dar⸗ 
ſtellung der Geſchichte der NS DAP.⸗Gruppen im Ausland und 
ſchildert alsdann die Tätigkeit der Auslandsorganiſation. Hierbei 
ſtellt er feſt, daß jeder organiſatoriſche Zuſammenhang der Partei 
mit den fremdſtaatlichen deutſchen Volksgruppen im Ausland grund⸗ 
ſätzlich abgelehnt wird. Dr. Fraunhofer, der Leiter des Amtes 
des Ständiſchen Aufbaues der NSDAP., berichtet über Weſen und 
Ziel des Ständiſchen Aufbaus und zeigt die Anſatzpunkte der ſtändi⸗ 
ſchen Ordnung im Reichsnährſtand, der Reichskulturkammer, der 
Deutſchen Rechtsfront uſw. 15 


Die Rechtſprechung des Reichsdiſziplinarhofs von Januar 
bis Dezember 1934, auf der Grundlage der Sammlung 
von Geh. Rat Dr. Schulze und Reichsgerichtspräſident i. R. 
Dr. Simons, fortgeſetzt von Geh. RegRat Fritz Foerſter, 
Miniſterialrat im Reichs⸗ u. Preuß. Miniſterium des Innern. 
Berlin 1935. Verlag Franz Vahlen. Preis kart. 7,20 AM. 


Die Entſcheidungen des RDiſzßy. aus dem Jahre 1934 
ſind in dieſem Bande enthalten. Die Begrenzung auf ein Jahr, 
die ſchon für die Jahre 1932 und 1933 eingeführt worden iſt, ift 
beibehalten worden, um die Entſcheidungen der Offentlichkeit 
ſchneller zugänglich zu machen. Dies iſt an ſich begrüßenswert; je⸗ 
doch ſcheint mir eine ſtrengere Sichtung des für die Allgemeinheit 
wirklich bedeutſamen Rechtſprechungsmaterials erwägenswert. Man 
kann ſich bei Durchſicht des Werkes des Eindrucks nicht er⸗ 
wehren, daß manches minder Wichtige, rein Tatſächliche, hätte 
fortfallen können, da es für die intereſſierten Kreiſe, insbeſ. die 
Behörden, Dienſtſtrafgerichte und Beamtenrechtler, kein ber 
deutſames Material enthält. Vorbildlich möchte ich in dieſer Hin⸗ 
ſicht die Veröffentlichungen des PrO eh. bezeichnen, die ſich dar⸗ 
auf beſchränken, nur ſolche Diſziplinarentſcheidungen zu bringen, 
die in rechtlicher oder tatſächlicher Hinſicht wirklich neue und we⸗ 
ſentliche Geſichtspunkte enthalten. Es könnten dann auch die Ent 
ſcheidungen des RDifzH. in Abſtänden von etwa zwei bis drei 
Jahren in einer geſchloſſenen Sammlung veröffentlicht werden. 
Dies wäre um ſo mehr angezeigt, als ja diejenigen Entſcheidun⸗ 
gen, die namentlich in rechtlicher Hinſicht Wichtiges bringen, ſchon 
kurze Zeit nach ihrer Verkündung in verſchiedenen We e 
z. B. in der ZW., dem RVerwBl., der DR., der DIZ. ulm 
veröffentlicht zu werden pflegen. 

Im übrigen iſt anzuerkennen, daß die Entſcheidungsſamm⸗ 
lung ſich durch gute ſyſtematiſche Gliederung, die ein ſchnelles 
Zurechtfinden ermöglicht, auszeichnet. Auch ſind ſehr wertvoll die 
kritiſchen Anmerkungen und Verweiſungen des Herrn Heraus- 


gebers. 
LGPräſ. Prof. Dr. Brand, Duisburg. 


Deutſches Steuerblatt — ausgeſtaltet als Praktiſcher 
Steuerdienſt. Monatsſchrift für das geſamte Steuer“ 
recht (ohne Zölle und Verbrauchſtenern). 18. Jahrgang. 
Schnellkarteiform. Lieferung 4— 6. Köln 1935. Verlag 
Dr. Otto Schmidt. Vierteljährlich 3,75 RM. 

In den Monaten April, Mai und Juni iſt je eine Lieferung 
des JW. 1935, 1480 beſprochenen DSB. in der neuen Schnell 
karteiform erſchienen. Unter dem Stichwort „Tagesfragen“ ſin 
eine Fülle von akuten Themen (Kirchenſteuerſenkung, Steuerver⸗ 
günftigung für Ledige über 55 Jahren, Beitrage an Bauſparkaſſen, 
Hebung der Steuermoral u. a.) in knapper Form erörtert, während 
im „Sichtwerk“ zahlreiche größere Abhandlungen zu ſteuerrechtlichen 
Fragen wiedergegeben ſind. 


Wille und Macht. Führerorgan der nationalſozialiſtiſchen 
Jugend. Halbmonatsſchrift. Heft 12. Herausgegeben 
von der Reichsjugendführung. Berlin. Deutſcher Jugend⸗ 
verlag. Einzelpreis 30 RP. 1 

Das Führerorgan der nationalſozialiſtiſchen Jugend „Wille un 

Macht“ bringt in feinem 12. Heft aus dem Jahre 1935 u. a. eine 

hervorragend geſchriebene Abhandlung von Hermann Salz 1 

den verſtorbenen Marſchall Pilſudſki. Unter dem Titel „Das 7 

Herz“ würdigt der Verf. das Leben des großen Toten, des Begeftr 

ders des heutigen Polen. Mit zu Herzen gehenden Worten zeigt © 

die menſchliche und ſtaatsmänniſche Größe dieſes Volksführers 12 

Staatsſchöpfers. K. 


64. Jahrg. 1935 Heft 29] 
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Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


1. In der Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß 
eine Vereinbarung, die ein Verkäufer mit dem 
Bevollmächtigten des Käufers zur Begünſti⸗ 
gung des Bevollmächtigten trifft, das Kauf⸗ 
geſchäft nach § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig macht, 
wenn ſich der Bevollmächtigte dadurch zum 
Schaden feines Geſchäftsherrn beeinfluſſen 
läßt und der Verkäufer dieſen von ihm er⸗ 
kannten Vertrauensmißbrauch zum Nachteil 
des Vertragsgegners ausnutzt (Warn. 1928, 35; 
2700 134, 43 J W. 1932, 930; 136, 359 = J W. 1932, 

(U. v. 29. März 1935; V 415/34. — Berlin.) [v. B.] 

* 
2. § 141 BGB. Beſtätigung nach 8 141 BGB. 
ſetzt neben Beſtätigungsabſicht Kenntnis oder 
nnahme der Möglichkeit der Nichtigkeit vor⸗ 
aus. Mittelbare Anwendung von 8 141 BGB. 
Die Annahme einer Beſtätigung eines nichtigen Geſchäfts 
nach § 141 BGB. ſetzt neben der Beſtätigungsabſicht die 
Kenntnis von der Nichtigkeit oder Annahme der Möglichkeit 
er Nichtigkeit voraus. Die Parteien haben den mündlichen 
Kaufvertrag über 8 Morgen Land von 1920 i. J. 1922 
wiederholt. Sahen fie jenen als nichtig an, fo greift 8 141 
BGB. und damit die Vermutung aus Abſ. 2 unmittelbar 
Platz. Sahen ſie ihn aber für gültig an und wollten ſie den 
vermeintlich ſchon bindenden, zum großen Teil ja auch ſchon 
ausgeführten, Vertrag lediglich notariell aufzeichnen, ſo iſt 
die Rechtsfolge die gleiche, jo daß man von mittelbarer An⸗ 
wendung des 8 141 BGB. ſprechen mag (vgl. RG. 115, 6 
= JW. 1927, 965 und Urt. v. 15. Dez. 1928, V 680/27: 
AufwRſpr. 1929, 104; abgedr. auch JW. 1929, 7313 und 
Zeiler, AufwF. Nr. 1514, ſowie in Bd. XI S. XV angef. 
Falle). Hiernach iſt dem BG. im Ergebnis darin beizuſtimmen, 
aß die Parteien ſich das gewähren müſſen, was ſie bei ſo⸗ 
fortiger Gültigkeit des Vertrags gehabt Hätten. 
(U. v. 15. Febr. 1935; V 345/34. — Breslau.) [v. B.] 
d 


6 3. 88 242, 320, 326 BGB. Es müſſen immer 
eſondere Umſtände vorliegen, wenn der Ver- 
zug mit einer geringfügigen Teilleiſtung den- 
noch als eine ſo ſchwere Vertragsverletzung er⸗ 
ſcheinen ſoll, daß es wider Treu und Glauben 
und wider die Verkehrsſitte verſtößt, wegen 


dieſes Verzuges vom Vertrage zurückzutreten. 


u Die Unterſcheidung zwiſchen Haupt- und Nebenverpflich⸗ 
ngen iſt dem geſchriebenen Recht fremd. Sie iſt in Schrift⸗ 
um und Rſpr. herausgearbeitet und dahin gewertet worden, 
d 5 Verzug mit einer Nebenverpflichtung die Anwendung 
a § 326 BGB. nicht begründen kann. Damit ift aber 
N nicht gefagt, daß i. S. des § 320 Abſ. 2 BGB., in dem 
sche teiſweiſe bewirkter Leiſtung ſchlechthin — ohne Unter⸗ 
eibung zwiſchen Haupt⸗ und Nebenleiſtung — geſprochen 
dan ein Rückſtand der einen Partei mit einer begrifflich 
us Hauptleiſtung anzuſprechenden Leiſtung für die andere 
kartei auch bei verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rück⸗ 
ein Teils ſtets ein unbeſchränktes Leiſtungsverweige⸗ 
ond ssvecht und zutreffendenfalls ein Recht zum Rücktritt 
B05 ganzen Vertrage begründet. Wenn andererſeits § 435 
rei den Verkäufer verpflichtet, ſelbſt nicht beftehende ein- 

ragene Rechte im Grundbuch zur Löſchung zu bringen, ſo 


darf daraus nicht gefolgert werden, daß wegen Beſtehens 
eines ſachlich auch noch ſo unbedeutenden eingetragenen Rechts 
der Käufer von einem im übrigen bereits erfüllten Vertrage 
unter den Vorausſetzungen des § 326 BGB. ſtets zurück⸗ 
treten dürfe. Vielmehr iſt anerkannten Rechtes, daß in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des § 320 Abſ. 2 ein Rücktritt auf 
Grund des $ 326 BGB. überhaupt unſtatthaft iſt, wenn 
der Schuldner nur noch mit einer verhältnismäßig ſo gering⸗ 
fügigen Teilleiſtung (ſei es Haupt⸗ oder Nebenleiſtung) im 
Verzuge iſt, daß der Rücktritt einen Verſtoß gegen Treu und 
Glauben darſtellen würde (RG. 76, 150 = JW. 1911, 
580; Urt. v. 16. Febr. und 22. Mai 1933, VI 209/32 und 
VI 70/33 JW. 1933, 2274; RGRKomm., Bem. 10 und 4 
zu § 326; Bem. 1 zu § 435; Enneccerus⸗Lehmann u, 
8 107 Anm. 8). Wie grundlegend in RG. 76, 150 aus⸗ 
geführt iſt, enthält zwar § 326 keine dem § 320 Abſ. 2 BGB. 
entſprechende Vorſchrift. Das ſchließt aber nicht aus, der 
letztgenannten Vorſchrift, die einen allgemeinen Rechtsgedan⸗ 
ken ausſpricht und deshalb ausdehnender Auslegung zu⸗ 
gänglich iſt, auch im Anwendungsbereich des 8 326 Geltung 
zu verſchaffen. Auch das Recht zum Rücktritt wegen Verzuges 
des Gegners darf nur im Rahmen der das geſamte Schuld⸗ 
recht beherrſchenden Vorſchrift im § 242 BGB. ausgeübt 
werden. Danach ſind gegenſeitige Verträge beiderſeits ſo zu 
erfüllen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte es erfordern. Dieſem Grundgeſetz des geltenden 
Rechts würde es ebenſo wie der die Wahrung beſtehender 
Verträge gebietenden Vertragstreue widerſtreiten, wenn der 
nichtſäumigen Partei verſtattet würde, bei Verzug des 
Gegners mit einem verhältnismäßig unerheblichen Teil der 
Leiſtung ſchlechthin von dem ganzen Vertrage zurückzutreten. 
Das BGB. bringt auch ſonſt durch eine Reihe von Vor⸗ 
ſchriften zum Ausdruck, daß wegen geringfügiger Vertrags⸗ 
verletzungen nicht ſchon der ganze Vertrag umgeſtoßen wer⸗ 
den dürfe (SS 459 Abſ. 1 S. 2, 468 S. 2, 542 Abf. 2, 616, 
634 Abſ. 3, 351). Deshalb müſſen immer beſondere Um⸗ 
ſtände vorliegen, wenn der Verzug mit einer geringfügigen 
Teilleiſtung dennoch als eine fo ſchwere Vertragsverletzung 
erſcheinen ſoll, daß es nicht wider Treu und Glauben und 
wider die Verkehrsſitte verſtößt, wegen dieſes Verzuges vom 
Vertrag zurückzutreten. 

(U. v. 15. März 1935; V 503/34. — Berlin.) 


* 


[v. B.] 


4. 88 254, 839 BG B. 

J. Auch wenn der Beamte bewußt die ihm ob⸗ 
liegenden Pflichten verletzt und ſeine Stellung 
zu privaten, eigennützigen Zwecken mißbraucht, 
tritt eine Haftung nach § 839 BGB. ein. 

II. In den Fällen, wo der Täter den Scha⸗ 
den vorſätzlich herbeigeführt hat, iſt eine bloße 
Fahrläſſigkeit des Geſchädigten grundſätzlich 
nicht geeignet, die Erſatzpflicht nach 8 254 BGB. 
herabzumindern. 

Der Grundbuchhilfsbeamte W. in S. hat die Kl. ge⸗ 
ſchädigt, indem er ſich bei ihr durch die Vorſpiegelung hypo⸗ 
thekariſcher Sicherheiten, die aber in Wahrheit nicht beſtanden, 
Kredit verſchaffte. Die Kl. verlangte vom Bekl. Schadens⸗ 
erſatz in Höhe dieſes Betrages, weil der Schaden durch vor⸗ 
ſätzliche Amtspflichtverletzungen des W. in ſeiner Eigenſchaft 
als Grundbuchbeamter herbeigeführt worden ſei. Der Bekl. 
beſtritt, daß W. bei den zum Nachteil der Kl. verübten Fäl⸗ 
ſchungen als Beamter gehandelt habe, und berief ſich auf 
überwiegendes Verſchulden der Kl., deren Vertreter 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit die Fälſchung hätten entdecken 
müſſen. 

I. Die Kl. kann den Bekl. für den ihr durch die Handlung 
des W. zugefügten Schaden nur dann nach 812 GBO. i. Verb. 


256 
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m. Art. 4 Abſ. 3 Bad AG BGB. haftbar machen, wenn der 
Schaden entſtanden iſt durch die Verletzung von Pflichten, 
welche dem W. in ſeiner Eigenſchaft als eines Grundbuch⸗ 
beamten oblagen. Das BG. nimmt als ſolche, für den der 
Kl. entſtandenen Schaden urſächliche Amtspflichtverletzung 
die Ausſtellung der beiden falſchen Eigentums- und Laſten⸗ 
zeugniſſe über die in Wahrheit nicht eingetragenen Höchſt⸗ 
betragshypotheken, ſowie die Anfertigung des falſchen Grund⸗ 
ſchuldbriefes an. 

Die Rev. des Bekl. wendet ſich ohne Grund gegen die An⸗ 
nahme, W. habe die ihm als Grundbuchbeamten obliegenden 
Pflichten verletzt. Haben zwar nach §8 6 Abſ. 4 Bad AGG BO. 
die Hilfsbeamten der ſtaatlichen GB. bei Abweſenheit des 
Grundbuchbeamten Eigentums- und Laſtenzeugniſſe auszu⸗ 
ſtellen, ſo hat doch W. die Zeugniſſe nicht mit ſeinem Namen 
unterſchrieben, er iſt alſo nicht als Ausſteller aufgetreten. 
Verletzt hat er aber die ihm obliegende Amtspflicht, die Form⸗ 
blätter, welche ihm in ſeiner grundbuchamtlichen Eigenſchaft 
zur Verfügung ſtanden, nur zu rechtmäßigen Zeugniſſen zu 
verwenden, und ſie nur dem wahren Grundbuchſtand ent⸗ 
ſprechend auszufüllen. Er hat hinſichtlich dieſer Zeugniſſe 
weiter die aus ſeiner Eigenſchaft als Grundbuchhilfsbeamter 
allgemein entſpringende Pflicht verletzt, nur echte Urkunden 
aus der Dienſtſtelle herausgehen zu laſſen. Gleiches gilt für 
die Ausſtellung des falſchen Grundſchuldbriefs. Auch hier hat 
W. ſeine Grundbuchbeamtenpflichten verletzt, indem er ein 
ihm amtlich zur Verfügung ſtehendes Formblatt mit falſchem 
Inhalt verſehen und die gefälſchte Urkunde in den Verkehr 
gebracht hat. 

Wenn die Rev. meint, das BG. ſei über den Einwand 
hinweggegangen, W. habe in eigener Angelegenheit überhaupt 
nicht als Beamter handeln können und wollen, ſo ergibt ſich 
dies Vorbringen als von vornherein unbeachtlich. Der Beamte, 
welcher betrügt und fälſcht, iſt ſich ſelbſtverſtändlich klar dar⸗ 
über, daß er keine Amtshandlung ausführt. Aber er hat es 
doch auch nicht in der Hand, eigenmächtig die oben gekenn⸗ 
zeichneten Pflichten abzuſtreifen, die amtlich in ſeiner Hand 
befindlichen Dinge nur rechtmäßig zu verwenden und nichts 
Falſches herauszugeben. Daran, daß W. dieſe Pflichten be- 
wußt verletzt hat, ändert der Umſtand nichts, daß dies zu 
eigennützigen privaten Zwecken geſchehen iſt. Dabei kommt es 
ferner nicht an auf die Erwägung des OLG., eine Perſon, 
nicht in Grundbuchbeamtenſtellung, hätte eben dieſe Taten 
kaum mit Ausſicht auf Erfolg begehen können. Hätte auch ein 
Nichtbeamter ſich die für die Falſchung nötigen Mittel und 
Kenntniſſe verſchaffen und dann in gleicher Weiſe fälſchen 
können, ſo ändert das nichts an der Tatſache, daß in dem zur 
Beurteilung ſtehenden Fall W. die Fälſchungen unter vor⸗ 
ſätzlicher Verletzung gerade feiner Grundbuchbeamtenpflichten 
verübt hat, daß auch dieſe Amtsverfehlungen ein weſentlicher 
Teil der Geſamthandlung und miturſächlich für den Schaden 
der Kl. waren (vgl. zur Frage der Amtspflichtverletzungen: 
RGZ. 66, 107 JW. 1907, 395; 84, 94; 104, 286; 126, 
32 JW. 1930, 1925). Daraus ergibt fi) die Schadens⸗ 
haftung des Beklagten. 

II. Begründet aber iſt die Rev. der Kl., welche ſich da⸗ 
gegen wendet, daß in Anwendung des § 254 BGB. der Kl. 
die Hälfte des Schadens auferlegt worden iſt. Das BG. hat 
den in der Rſpr. zutreffend aus $ 254 BGB. entwickelten 
Satz nicht beachtet, daß in Fällen, wo der Täter den Schaden 
vorſätzlich herbeigeführt hat, eine bloße Fahrläſſig⸗ 
keit des Geſchädigten regelmäßig nicht geeignet iſt, die Ver⸗ 
pflichtung dieſes auszulöſen, einen Teil des Schadens auf ſich 
zu nehmen, daß dies vielmehr nur bei Vorliegen ganz be⸗ 
ſonderer Ausnahmezuſtände der Fall iſt (RGZ. 69, 277, 
281 JW. 1908, 717; 76, 313, 323 JW. 1911, 717; 
130, 1,6 = JW. 1930, 3543). Dem Bekl., der an der Stelle 
des Täters W. ſteht, iſt deſſen Handeln voll als vorſätzliches 
anzurechnen. Demgegenüber kommt ein Verhalten der Kl. in 
Betracht, das vom BG. als „eine erhebliche Außerachtlaſſung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt“ bezeichnet wird. 

Nach dem Sachverhalt iſt noch keine derart ſchwerwie⸗ 
gende Unvorſichtigkeit der Kl. gegeben, daß ihr Verhalten 


gegenüber den vorſätzlichen Fälſchungen des W. eine die Er⸗ 
ſatzpflicht des Bekl. herabmindernde Einwendung aus 8 254 
BGB. rechtfertigen könnte. Demzufolge bleibt die Haftung des 
Bekl. für den vollen der Kl. entſtandenen Schaden beſtehen. 
(U. v. 16. Jan. 1935; V 278/34. — Karlsruhe.) (v. B.] 
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5. 8823 BGB; 8 17 KraftfG. Ein mit 40 km 
fahrendes Fahrzeug zu überholen, im nächſten 
Augenblick aber plötzlich vor ihm anzuhalten, 
iſt ein ganz ungewöhnliches, leichtſinniges un 
von dem Überholten nicht zu erwartendes Ver⸗ 
halten. f) 

Das BG. gelangt zu dem Ergebnis, daß folgender Her⸗ 
gang als erwieſen angeſehen werden könne: Der Bekl. habe 
mit einer Geſchwindigkeit von 45 —50 km/st den mit etwa 
40 km/st fahrenden Kl. auf der freien und überſichtlichen 
Fahrbahn überholt. Nachdem der Bekl. bis auf etwa 7—13 m 
Abſtand vorausgefahren ſei, habe er auf der rechten Straßen— 
ſeite ſtark die Bremſen betätigt, ſo daß ſein Wagen auf eine 
Entfernung von 15—18 m zum Stehen gekommen ſei. Der 
Kl. habe die Abſicht des Bekl., anzuhalten, nicht rechtzeitig 
wahrgenommen, weil er nicht auf die Fahrbahn geachtet, 
ſondern nach rechts geſchaut habe, und habe die Gefahr erſt 
bemerkt, als der Wagen etwa 3m vor ihm zum Stillſtand ge⸗ 
kommen ſei. Er habe weder rechtzeitig ſein Motorrad zum 
Halten bringen noch an dem Wagen vorbeifahren können, ſo 
daß er auf den rechten hinteren Kotflügel aufgefahren ſei. 

Mit Recht bemängelt die Rev. die Ausführungen des 
BG. über mitwirkendes Verſchulden des Kl. als rechtsirrig. 
Das BG. nimmt an, der Kl. habe die im Verkehr erforderliche 
Aufmerkſamkeit außer acht gelaſſen; denn er habe nicht damit 
gerechnet, daß der vorausfahrende Wagen des Bekl. ſeine 
Geſchwindigkeit verringern und anhalten werde. Er habe die 
Fahrbahn und den Wagen des Bekl. für eine kurze Zeitſpanne 
aus dem Auge gelaſſen, ſo daß er — für ihn vorausſehbar — 
die Verringerung ſeines Abſtandes von dem Wagen des Bekl. 
und deſſen hierdurch offenbar werdende Abſicht, anzuhalten, 
nicht bemerkt und — ebenfalls für ihn vorausſehbar — keine 
Gegenmaßnahmen (Bremſen oder links Überholen) zur Ver 
hütung des Auffahrens mehr habe ergreifen können. Ob das 
BG. mit Recht verneint, daß der Kl. noch die ſog. Schreck 
ſekunde für ſich in Anſpruch nehmen könne, kann unerörtert 
bleiben, da ja feſtgeſtellt iſt, daß es, als der Kl. nicht mehr 
zur Seite blickte, für Gegenmaßnahmen ſchon zu ſpät geweſen 
ſei, und das BG. ein Verſchulden des Kl. nur in ſeinem 
Verhalten vor dieſem Zeitpunkt erblickt. Aber das BG. über⸗ 
ſpannt die Anforderungen, die an die Aufmerkſamkeit des 
Kraftfahrzeugführers, der gerade von einem ſchneller fahren“ 
den Fahrzeug überholt worden iſt, geſtellt werden müſſen. Es 
kann von dem Kraftfahrer nicht verlangt werden, daß er 
ohne jede Unterbrechung auf die Fahrbahn und auf einen 
Wagen ſieht, der ihn eben überholt und ſich mit ſeiner 
größeren Geſchwindigkeit vor ihn geſetzt hat. Der Kraftfahrer 
muß ſogar ſtändig auch das Gelände zu beiden Seiten ſeiner 
Fahrbahn mit ihm im Auge behalten, um zu ſehen, ob er 
nicht etwa auf irgendein von dort kommendes Ereignis Rück⸗ 
ſicht nehmen muß (Fußgänger, ſpielende Kinder, Hunde ufw.). 
Selbſtverſtändlich darf der Kraftfahrer feine Fahrbahn nicht 
lange aus dem Auge laſſen. Aber das BG. ſtellt auch nichts 
davon feſt, daß der Kl. lange weggeſehen habe, ſondern ſpricht 
nur von einer „kurzen Zeitſpanne“. Ein ſolches kurzes Zur⸗ 
ſeiteblicken bedeutet in einer Lage, in der der Kraftfahrer 
nicht gerade mit der Möglichkeit eines gefährlichen Ereigniſſes 
zu rechnen hat, keinen Mangel an Aufmerkſamkeit. So aber 
war die Lage für den Kl. Ein mit etwa 40 km auf freier 
Landſtraße fahrendes Fahrzeug zu überholen und ſich mit 
der eigenen größeren Geſchwindigkeit vor das überholte Fahr“ 
zeug zu ſetzen, im nächſten Augenblick aber plötzlich mit ſchar⸗ 
fem Bremſen vor ihm anzuhalten, wie es der Bekl. getan 
hat, iſt ein ganz ungewöhnliches, leichtſinniges und von dem 
Überholten nicht zu erwartendes Verhalten. Wer, wie der Kl. 
es getan hat, unter Beibehaltung der eigenen Geſchwindig⸗ 
keit dem ſchnelleren Überholer folgt, alſo auf freier Land 
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ſtraße annehmen darf, daß der Vorſprung des Überholenden 
ſchnell größer werden wird, der braucht nicht, um noch 
ſchneller ausreichenden Abſtand zu gewinnen, ſeine Geſchwin⸗ 
digkeit zu ermäßigen, ſobald er überholt worden iſt, ſondern 
darf unbedenklich ſeine Geſchwindigkeit beibehalten. Daß etwa 
im vorl. Fall der Kl. auf der noch während des Überholt⸗ 
werdens frei zu überblickenden Landſtraße irgend etwas ge⸗ 
ſehen habe, was den Überholer zu plötzlichem Anhalten hätte 
nötigen können, iſt nicht feſtgeſtellt. Wenn der Kl. daher 
in dieſem Augenblick, als der ſchnellere Überholer ſchon einen 
Vorſprung von etwa zwei Wagenlängen gewonnen hatte, den 
Überholer einen Augenblick aus dem Auge gelaſſen hat, um 
einen kurzen Blick zur Seite zu werfen, ſo kann darin keine 
Außerachtlaſſung der gebotenen Sorgfalt gefunden werden. 
Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt trifft alſo den Kl. kein 
Verſchulden au der Entſtehung des Unfalls. 
(U. v. 25. März 1935; VI 438/34. — Karlsruhe.) [H.] 

Anmerkung: Die Entſch. iſt ebenſo richtig wie der vorangeſtellte 
eitſatz; trotzdem regt die Begründung zu einer gewiſſen Kritik an. 

Das RG. befaßt ſich faſt ausſchließlich mit Tatſachenwürdigung; 
ob etwas vom fahrtechniſchen Standpunkt aus betrachtet richtig oder 
falſch iſt, weiß der Juriſt als ſolcher nicht; denn es handelt ſich dabei 
um Dinge, deren Kenntnis man bei einem gebildeten Menſchen 
vorausſetzen kann. Lediglich der Praktiker, der ſelbſt jahrelang am 
Steuer eines Kraftfahrzeuges die Gefahren des Verkehrs, vielleicht 
ogar am eigenen Leibe erfahren hat, iſt zu einem Urteil hierüber 
berufen. Der Richter, auch wenn er ſelbſt ein Fahrzeug lenkt, ſollte 
daher ſtets die Meinung eines zuverläſſigen Fahrers — ich ſage ab⸗ 
ſichtlich nicht Sachverſtändigen — einholen und ſich von ihm darüber 
belehren laſſen, was er ſelbſt unmöglich wiſſen kann. Daher hätte 
auch das BG. gut daran getan, ſich nicht nur auf feine eigene Sach⸗ 
kunde zu verlaſſen; denn was als Inhalt der Gründe des Vorurteils 
angegeben wird, kann niemals die Zuſtimmung von Sachkennern 
linden; in den Ausführungen des RGürteils kann man auch zwischen 
den Zeilen leſen, daß es dem Kl., wenn er nur auch Berufung und 
Reviſion eingelegt hätte, feinen vollen Schaden zugeſprochen hätte. 

nd das mit vollem Recht. 

Wer ein anderes Kraftfahrzeug überholt, bekundet damit, daß 
er ſich ſchneller vorwärtsbewegen will und kann als der Überhofte. 
Deshalb kann und braucht der überholte nicht damit zu rechnen, daß 
der Überholende ganz plötzlich feinen Entſchluß wieder ändert. Es 
hann ſelbſtverſtändlich vorkommen, daß ganz unvorhergeſehen ein 
Hindernis vor dem Überholenden auftaucht, das ihn zwingt, plötzlich 
zu halten; wie dann zu entſcheiden iſt, hängt ausſchließlich von den 
Umſtänden ab; jo lag es hier aber nicht. Wollte der Bekl. alsbald 
nach der Überholung halten, fo mußte er das Überholen ſelbſt unter- 
laſſen, ſondern hinter dem Kl. bleiben, zumal er dadurch nur 2 bis 
Sekunden Zeit verlor. Das Verhalten des Bekl., wie es als feſt⸗ 
tehend zu erachten iſt, iſt vom Fahrerftandpunkt aus betrachtet nicht 
nur unkameradſchaftlich, ſondern im höchſten Maße rückſichtslos und 
unverantwortlich. Demgegenüber ſcheidet nach meiner Auffaſſung die 
berlegung, ob der Kl. durch irgendwelche Maßnahmen den Zus 
ammenſtoß hätte verhindern können, gänzlich aus; abgeſehen davon, 
daß die Entfernung zwiſchen den beiden Fahrzeugen viel zu gering 
war, um ein Berühren zu vermeiden, iſt ſtets daran zu denken, daß 
der Bekl. es geweſen iſt, der die Urſachen für die Entſtehung der 
befahr geſetzt hat, und daß es feine Sache geweſen wäre, zu beweiſen, 
wie der Kl. ihr mit Erfolg hätte entgehen können; dazu reicht das 
vom Bekl. Vorgebrachte niemals aus. 

Das RG. erklärt ferner, ein überholtes Kraftfahrzeug brauche 
ſeine Geſchwindigkeit nicht zu ermäßigen, ſobald es überholt ſei, 
londern dürfe unbedenklich ſeine Geſchwindigkeit beibehalten. 
- Das halte ich in feiner Allgemeinheit für falſch; auch hier möchte 
ich darauf hinweiſen, daß es ſich um Dinge handelt, die der Juriſt 
als ſolcher nicht kennt. Ich bin überzeugt, daß alle vorſichtigen Kraft⸗ 
'uhrer dieſem Grundſatz des RG. nicht folgen. Ich bin ferner über⸗ 
zeugt, daß im vorl. Fall auch der Kl., ohne ſich vielleicht deſſen 
wußt geworden zu ſein, in dem Augenblick, als das überholende 
raftfahrzeug neben ihm erſchien, Gas weggenommen und ſeine Fahrt 
rringert, fie aber auf die bisherige Geſchwindigkeit wieder erhöht 
at, als der Bekl. mit ſeinem Wagen vorbei war, von dem er aller⸗ 
"03 ein plötzliches Halten nun und nimmer mehr erwarten Konnte. 
Br Denn eine alte Erfahrung lehrt, daß der Überholte gewöhnlich 
10 Platz zum Überholen nach der Seite und nach vorn macht und 
machen muß und dadurch auch ganz ungewollt ſeine Geſchwindigkeit 
Derringert, 
5 s gibt nun allerdings viele Fahrer, die es nicht verwinden 
onnen, wenn ein anderer ſchneller fährt als fie ſelbſt und die infolge⸗ 
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im allerletzten Augenblick das überholende Fahrzeug bemerkt, 
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deſſen verſuchen, ihre Geſchwindigkeit zu erhöhen und den anderen 
nicht vorbeizulaſſen. So etwas iſt gefährlich und taktlos; Kommt es 
infolgedeſſen zu Unfällen, ſo iſt allein der Überholte ſchuld daran. 
RA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 
. 

6. 8831 BGB. Bei der Auswahl eines Kraft⸗ 
fahrzeugführers dürfen Zeugniſſe und Probe— 
fahrten nicht allein entſcheiden. 

J. Auch unvermutete Kontrollen des Kraftfahrzeugführers 
durch den Halter oder deſſen Beauftragten ſind nicht zu ent⸗ 
behren und jedenfalls dem Halter, der Kraftfahrzeuge in ſei⸗ 
nem Gewerbebetriebe verwendet, auch zuzumuten (ſtändige 
Rſpr. des erk. Sen. u. a. RG. 128, 154 = JW. 1930, 
2849; JW. 1932, 3706 4; 1933, 2949 1; Urt. v. 6. Okt. 1932, 
VI 134/32; v. 6. März 1933, VI 394/32 und v. 1. Febr. 
1934, VI 396/33). 

II. Den den Kraftfahrzeugführern ausgeſtellten Zeug⸗ 
niſſen wohnt nur ein ſehr beſchränkter Wert für die Beur⸗ 
teilung der Leiſtungen und der ſittlichen Eigenſchaften der 
Zeugnisinhaber inne, weil die Arbeitgeber in unangebrachter 
Schonung der Arbeitnehmer den letzteren ungünſtige Wahr⸗ 
nehmungen vielfach verſchweigen (vgl. u. a. Urt. v. 2. Juli 
1934, VI 148/34). 

III. Probefahrten ſind gewiß zweckmäßig, aber aus⸗ 
ſchlaggebendes Gewicht darf ihnen nicht beigelegt werden, weil 
ein Kraftfahrzeugführer, der, um ſeine Anſtellung zu erlangen, 
unter der Aufſicht ſeines künftigen Arbeitgebers fährt, ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſich zuſammennehmen und ordnungsmäßig ſteuern 
wird (vgl. Urt. v. 2. Juli 1934). 

.- 


(U. v. 29. April 1935; VI 558/34. 
* 

7. 5 839 BGB. Nach der Rechtſprechung des 
RG. iſt zwar der Notar nicht der wirtſchaftliche 
Vormund der ihn amtlich in Anſpruch nehmen⸗ 
den Perſonen und braucht ſie nicht ſtets zu war⸗ 
nen. Er muß ſich jedoch immer von der Geſchäfts⸗ 
gewandtheit und Einſicht der Erſchienenen über- 
zeugen, ihren wirklichen Willen erforſchen, auch 
durch zweckentſprechende Rechtsbelehrung auf 
deſſen einwandfreie Feſtſtellung hinwirken und 
das ſelbſt dann tun, wenn die betreffenden Per⸗ 
foren geſchäftsgewandt find (ogl. aus neueſter 
Beuel 71.9278, an 1935, III 2388/4 JW 19350 
16886 nebſt Nachweiſungen und die im RGRKom m. 
zum BGB., 8. Aufl., 8 839 Anm. 41 angezogenen 
Entſch.). 

(U. v. 5. März 1935; III 258/34. — Naumburg.) [v. B.] 
* 

8. § 839 BGB. Die Gemeinde haftet für die 
Zuverläſſigkeit einer vom Gemeindevorſteher 
in amtlicher Eigenſchaft erteilten Beſcheini⸗ 
gung über die fachliche Tüchtigkeit und gute 
Führung eines Gemeindemitgliedes. 

Im Sommer 1928 beauftragte der Kl. den Maurer H. 
mit der Ausführung eines Neubaues. H. hat die Prüfung als 
Maurermeiſter nicht abgelegt, er hat aber in den Jahren 1919 
und 1920 eine Anzahl Bauten ſelbſtändig ausgeführt. In der 
Folgezeit hat er bis zum Jahre 1928 nicht mehr ſelbſtändig 
gebaut. Zur Bewerbung um die Erlangung von Bauaufträgen 
hat ſich H. von dem Gemeindevorſteher der verkl. Gemeinde 
folgende Beſcheinigung ausſtellen laſſen: 

„Der Bauunternehmer H. iſt ein tüchtiger Geſchäftsmann 
und Handwerker. Derſelbe iſt als tüchtiger Geſchäftsmaun zu 
empfehlen. Auch hat er ſich in H. gut geführt. 

H., den 13. April 1928 Der Gemeindevorſteher 
gez.: Unterſchrift.“ 


— Berlin.) 


; Der Unterſchrift ift der Stempel der Gemeinde H. bei- 
gefügt. 

Der Kl. behauptet, er habe unter mehreren Bauangeboten 
dasjenige von H., das ſich etwa in der Mitte der Koſten ge⸗ 
halten habe, nach Vorlage der Beſcheinigung v. 13. April 1928 
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und gerade mit Rückſicht auf die darin bezeugte Tüchtigkeit 
des H. als Geſchäftsmann und Handwerker und ſeine gute 
Führung ausgewählt. 

hat den Bau auch hochgeführt, bekam dann aber 
Anſtände wegen der Bauausführung, und im November ſtürzte 
das Dach infolge unſachgemäßer Ausführung der Giebel- 
mauern und des Dachverbandes ein. Dem H. wurde von der 
Baupolizei die Weiterführung des Baues vorläufig verboten. 

In einem Vorprozeß hat der Kl. gegen H. auf Leiſtung 
von Schadenserſatz geklagt, hat auch einen vollſtreckbaren Titel 
erwirkt, hat jedoch wegen Unpfändbarkeit des H. keinen Erſatz 
zu erlangen vermocht. 

Der Kl. nimmt daher die Gemeinde H. gem. Art. 131 
RVerf. 1919 $ 839 BGB. auf Erſatz feines Schadens unter 
dem Vorbringen in Anſpruch, der Gemeindevorſteher habe die 
amtliche Beſcheinigung v. 13. April 1928 fahrläſſig falſch 
ausgeſtellt. H. ſei kein Bauunternehmer und ſei ſchwer vor⸗ 
beſtraft, u. a. wegen Diebſtahls mit Gefängnis und Zuchthaus. 
Der Gemeindevorſteher habe die Beſcheinigung nur ausgeſtellt, 
um H. als Unterſtützungspflichtigen loszuwerden. Die Vor⸗ 
ſtrafen 9.3 ſeien ihm bekannt geweſen; er hätte fie auch durch 
Rückfrage beim Amt feſtſtellen können und müſſen. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Auf die Berufung 
des Kl. hat das OLG. den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. 

Die Rev. der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Die Rev. der Bekl. bekämpft in erſter Reihe den Aus⸗ 
ſpruch des BG., ein Mitverſchulden des Kl. an dem ihm ent⸗ 
ſtandenen Schaden ſei zu verneinen, und die Begründung die⸗ 
ſer Annahme, wenn eine amtliche Stelle über die fachliche 
Tüchtigkeit und die Führung einer Perſon Auskunft gebe, 
könne ſich jeder Dritte darauf verlaſſen. Sei die die Auskunft 
erteilende Stelle nicht ſelbſt ſachkundig, jo müffe angenommen 
werden, daß ſie die Auskunft auf Grund von Erkundigungen 
an ſachkundiger Stelle gegeben habe. Der Rev. mag zugegeben 
werden, daß ſich dieſer Grundſatz nicht aus einer geſetzlichen 
Beſtimmung und namentlich nicht unmittelbar aus § 254 
BGB. herleiten läßt. Er entſpricht aber der allgemeinen 
Lebenserfahrung und verletzt jedenfalls keine Rechtsnorm, 
ſteht übrigens auch im Einklang mit der Rſpr. (RG.: JW. 
1934, 2037 [2039] mit Nachweiſungen; RGUrt. v. 14. Febr. 
1933, III 304/32). Dafür, daß der Ber R. bei der Entſch. des 
vorl. Falles auf die beſondere Sachlage und auf die Stelle, 
von der die Beſcheinigung ausgeht, ferner auf die Form der 
Beſcheinigung keine oder nicht die gebotene Rückſicht genom⸗ 
men hätte, fehlt es an jedem Anhaltspunkt. Das angefochtene 
Urt. ſtellt ausdrücklich feſt, zur Ausſtellung ſolcher polizeilichen 
Zeugniſſe wie des vorliegenden ſei der Gemeindevorſteher 
einer weſtfäliſchen Landgemeinde unter Aufſicht des Amts⸗ 
bürgermeiſters als deſſen Organ und Hilfsbehörde befugt, und 
belegt dieſen Ausſpruch durch Bezugnahme auf Beſtimmungen 
der weſtf. Kreis- und LGemOO.; es wird weiter feſtgeſtellt, daß 
die Ausſtellung derartiger polizeilicher Beſcheinigungen in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolge. Bei dieſer Sach- und 
Rechtslage iſt es verfehlt, wenn die Rev. einen rechtlichen 
Unterſchied gemacht wiſſen will, je nachdem die behördliche Be⸗ 
ſcheinigung von einer „zuſtändigen Hauptpolizeibehörde“ oder 
„lediglich von dem Gemeindevorſteher einer ganz unbedeuten⸗ 
den kleinen Gemeinde“ ausgeſtellt ſei. In der kleinen Ge⸗ 
meinde iſt eben nach den Feſtſtſtellungen des BG. der Ge⸗ 
meindevorſteher die zuſtändige Stelle zur Erteilung der be⸗ 
hördlichen Beſcheinigung, und es hätte keinen Zweck gehabt, 
wenn ſich der Kl. bei einer unzuſtändigen und ſachunkundigen 
„Hauptpolizeibehörde“ erkundigt hätte, wie auch H. nicht in 
der Lage geweſen wäre, ein Zeugnis einer ſolchen Behörde zu 
beſchaffen. Je kleiner übrigens die Gemeinde iſt, deren Vor⸗ 
ſteher die Beſcheinigung ausſtellt, um ſo mehr darf angenom⸗ 
men werden, daß er genaue und zuverläſſige Kenntnis der 
perſönlichen Verhältniſſe ſämtlicher Ortseinwohner beſitzt. 

Eine ausdrückliche Angabe über die Vermögensverhält⸗ 
niſſe des H. enthält die Beſcheinigung nicht; aus dem behörd⸗ 
lichen Zeugnis, daß er „ein tüchtiger Geſchäftsmann und 
Handwerker“ ſei, daß er „als tüchtiger Geſchäftsmann zu 
empfehlen ſei“, durfte der Kl. ohne Verſchulden auch zu der 
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Annahme gelangen, daß H. nicht völlig vermögenslos ſein 
könne. 

(U. v. 25. Jan. 1935; III 189/34. — Hamm.) [L.] 

* 

9. § 892 BGB. Eine juriſtiſche Perſon kann 
ſich auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs nicht berufen, wenn ein geſetzlicher Ver⸗ 
treter bösgläubig im Sinne von 8 892 BGB. war. 
Darauf, ob das einzelne Organ mitglied bei dem 
gerade in Betracht kommenden Geſchäft als Ver⸗ 
treter mitgewirkt hat, kommt es nicht an. Denn 
die juriſtiſche Perſon kann die durch ihren Or⸗ 
ganteil vorhandene Kenntnis nicht bei einem 
Einzelgeſchäft nach Belieben oder Zufall ab- 
ſtreifen. ; 

Die Bösgläubigkeit einer Rechtsperſönlichkeit, die nicht 
natürliche Perſon ift i. S. von 8 892 BGB., wird vermittelt 
durch ihre geſetzliche Vertretung, ihr Willensorgan (8 26 
BGB.; vgl. Seuff Arch. 77, 110). Das Wiſſen dieſes Organs 
iſt das Wiſſen der Geſellſchaft. Bei Kollektivvertretung ge— 
nügt, wie in Rſpr. und Wiſſenſchaft allgemein anerkannt, 
das Wiſſen eines der mehreren Geſamtvertreter, um das 
der juriſtiſchen Perſon oder Geſellſchaft zu begründen (RGg. 
9, 143; 43, 109; JW. 1910, 62420; 1911, 10122; Gruch. 29, 
703). Es liegt in der Natur der Sache begründet, daß 
das Wiſſen jedes einzelnen, der im entſcheidenden Zeit 
punkt geſetzlicher Vertreter iſt, der juriſtiſchen Perſon oder 
Geſellſchaft innewohnt. Darauf, ob das einzelne Organs“ 
mitglied bei dem gerade in Betracht kommenden Geſchäft 
als Vertreter mitgewirkt hat, kommt es nicht an. Die 
Geſellſchaft kann die durch ihren Organteil vorhandene 
Kenntnis nicht bei einem Einzelgeſchäft nach Belieben oder 
Zufall abſtreifen. Die Rev. beruft ſich demgegenüber auf 
eine bei Warn. 1911 Nr. 390 abgedr. Entſch. des 7. Ziv Sen. 
des RG., wo für die Frage der Anfechtbarkeit einer Rechts⸗ 
handlung wegen fraudulöſer Gläubigerbenachteiligung das 
Wiſſen eines Vorſtandsmitglieds der Genoſſenſchaft, das 
bei dem gegen die Genoſſenſchaft angefochtenen Geſchäft ledig⸗ 
lich als deren Gegenkontrahent aufgetreten iſt, für unſchäd⸗ 
lich gegen dieſe erklärt wird. Dieſe für das Sondergebiet des 
AnfG. entwickelte Anſicht kann aber nicht für das Gebiet des 
§ 892 BGB. gelten. Hier muß es vielmehr bei der oben dar⸗ 
gelegten Auffaſſung bleiben, daß allgemein das Wiſſen eines 
von mehreren geſetzlichen Vertretern der Geſellſchaft zuge? 
rechnet wird. Das iſt ein Erfordernis des redlichen Geſchäfts“ 
verkehrs und entſpricht zudem der natürlichen Anſchauung. 

(U. v. 8. Febr. 1935; V 223/34. — Celle.) (v. B. 

* 

** 10. $S 15 Gen G. Die bei den reinen Kapital- 
geſellſchaften in der Aſpr. entwickelten und auf 
die reine Perſoualgeſellſchaft übertragenen 
Grundſätze, nach denen der Beitritt nach er“ 
folgter Eintragung der Geſellſchaft mit der 
Berufung auf geheimen Vorbehalt, Schein, 
abrede, Nichternſtlichkeit, Veranlaſſung dur 
Irrtum, Betrug oder Drohung (zuſammen“ 
gefaßt die inneren Willensmängel) nicht an“ 
gefochten werden kann, find auch auf die Bet 
trittserflärungen zu einer Genoſſenſchaft an 
zuwenden. Als Rechtsgrund der Haftung des 
eingetragenen Genoſſen Dritten gegenüber t 
nicht die Eintragung ins Genoſſenſchafts“ 
regiſter, ſondern die an die Offentlichkeit ge⸗ 
richtete Erklärung des Haftungswillens maß“ 
gebend. f) A 

Der Beſchw§. W. iſt am 7. Juni 1923 unter Nr. 19 
in die Lifte der Genoſſen der am 6. Juli 1920 in das Ge 
noſſenſchaftsregiſter des AG. L. eingetragenen Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht auf Grund einer Beitrittserklck 
rung, die das Datum „10. Nov. 1920“ trägt, eingetragen 
worden. Der nach der Beitrittserklärung in Papiermark zu 
zahlende Betrag von 70 Ab, bar zu zahlen „auf Erfordern 
des Genoſſenſchaftsvorſtandes“, iſt vom Beſchw F. nicht ent 
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richtet worden. Über das Zugehen einer Zahlungsaufforderung 
an den BeſchwßF. iſt nichts feſtgeſtellt. Durch ins Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragene Beſchlüſſe der Gen Verſ. der Ge⸗ 
noſſen v. 24. April 1924 und v. 23. April 1928 iſt der Ge⸗ 
ſchäftsanteil auf 25 RM und fpäter auf 500 AM feſtgeſetzt 
worden. Auf die Klage des Konkursverwalters der inzwiſchen 
in Konkurs geratenen Genoſſenſchaft wegen der ausſtehenden 
Einzahlung von 500 AM hat der Beſchw . beim Regiſtergericht 
gem. § 142 FGG. feine Löſchung in der Lifte der Genoſſen 
verlangt, weil er gar nicht Genoſſe geworden ſei. 

Er wendet u. a. ein: 

Die Beitrittserklärung habe durch Zeitablauf vor der 
Einreichung und Eintragung ihre Wirkſamkeit verloren. 

Das Regiſtergericht hat die Anregung zur Löſchung von 
Amts wegen zurückgewieſen. Es verwies den Beſchw F. auf den 
Prozeßweg. Die Beſchwerde beim LG. war erfolglos, auch 
nachdem ein erſter BeſchwBeſchl. durch Beſchluß des OLG. 
Dresden v. 11. Juli 1933: JW. 1933, 2221? aufgehoben 
und die Sache zu weiteren tatſächlichen Erörterungen zurüd- 
derwieſen worden war. Gegen den erneut die Beſchwerde zu- 
rückweiſenden landgerichtlichen Beſchluß hat der Beihw?. 
wiederum ordnungsmäßig die weitere Beſchwerde ergriffen. 
Dieſe weitere Beſchwerde hat das OLG. nunmehr gem. 5 28 
Abſ. 2 FGG. dem NG. vorgelegt. Das OLG. möchte ſich 
gegen die Einwendung des BeſchwF. ausſprechen, es ſieht ſich 
daran aber durch den Beſchluß des KG. v. 19. Jan. 1928: 
JFG. 5, 270 — JW. 1929, 6732 gehindert. 

Die hier zu entſcheidende Frage, ob die verbindlich ab- 
gegebene Beitrittserklärung, die vor der Eintragung als Ge⸗ 
noſſe weder vom BeſchwFF. widerrufen, noch von der Ge- 
noſſenſchaft mittels irgendwelcher Erklarung abgelehnt wor— 
en iſt, durch Zeitablauf ihre Kraft verloren hat mit der 

irkung, daß durch die Einreichung und Eintragung die 
Mitgliedſchaft bei der Genoſſenſchaft nicht mehr zur Ent⸗ 
tehung gelangen konnte, muß mit dem OLG. gegen das KG. 
nach feiner angef. Entſch. v. 19. Jan. 1928: IFG. 5, 270 
JW. 1929, 6732 verneint werden. Auch das KG. geht 
un Anſchluß an RG. 68, 344 — JW. 1908, 498 (ebenfo 
RZ. 119, 97 — ZW. 1928, 219) davon aus, daß ein Auf- 
nahmevertrag zwiſchen dem Beitretenden und der Genoffen- 
ſchaft neben den drei geſetzlichen Erforderniſſen nach § 15 
Abi. 3 Gen®. formgerechte Beitrittserklärung, Einreichung 
durch den Vorſtand der Genoſſenſchaft und Eintragung in die 
Fiſte der Genoſſen, für die Entſtehung der Mitgliedſchaft 
wicht erforderlich war. Infolgedeſſen ſind auf das innere 
Verhältnis zwiſchen dem Beitretenden und der Genoſſenſchaft 
te bürgerlich-rechtlichen Vorſchriften über den Vertrag, An⸗ 
gebot und Annahme, nach SS 145 ff. BGB. nicht anzuwenden. 
Dieſe Rechtsanſchauung wird gegenüber der u. a. noch von 
Böttger: JW. 1934, 862 Anm. vertretenen Vertrags⸗ 
theorie auch von Ruth in der vom Beſchwß. angezogenen Er- 
rterung zu dem Dresdner Beſchluß v. 11. Juli 1933: JW. 
1933, 22212 und in feiner bereits angeführten Abhandlung: 
39 R. 88, 487 verfochten, ferner geteilt von Feine (der die 
lblehnung der Vertragstheorie als im Körperſchaftsrecht herr- 
chende, vom NG. in ſeiner Rſpr. zur Aktienzeichnung be⸗ 
ſolgte Lehre bezeichnet) in Ehrenberg HHR. III 3, 172 
(Gmbh .). Es handelt ſich bei dem Beitritt zu der Ge⸗ 
noſſenſchaft (wie bei der Aktienzeichnung) um den Teil einer 
Orperſchaftlichen Schöpfungshandlung, neben dem ſchuldrecht⸗ 
He Vertrage zwiſchen dem Beitretenden und der Genoffen- 
ſchaft einhergehen können, der aber als ſolcher zu einem Ver⸗ 
berg mit ihr weder gedeihen muß noch kann. Daher gilt nicht 
der Rechtsſatz des § 146 BGB., daß die Beitrittserklärung 
als Antrag) erliſcht, wenn fie nicht von der Genoſſenſchaft 
nach den $8 147149 BGB. rechtzeitig, d. h. ſofort oder 
Annen beſtimmter Friſt angenommen wird (ſo auch Ruth: 

5 1933, 2222). Die Beitrittserklärung iſt nach $ 15 Abi. 1 
nen. unbedingt und daher auch hinſichtlich der Dauer der 

itgliedſchaft nach deren Entſtehung unbefriſtet abzugeben. 
ſie u auch keine rechtlichen Bedenken dagegen beſtünden, daß 
2810 wr. der für die Aktienzeichnung in 88 189 Abſ. 3 Ziff. 4, 
Wr Abſ. 1 Ziff. 4 HGB. vorgeſchriebenen Beifügung eines 
Zeitpunktes, in welchem fie unverbindlich wird, ſofern nicht 
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bis dahin die Errichtung der Geſellſchaft beſchloſſen oder die 
Erhöhung ihres Grundkapitals ins Handelsregiſter eingetragen 
iſt, einen Zeitpunkt beſtimmen dürfte, mit dem ſie ihre Gül⸗ 
tigkeit verliert, wenn nicht bis dahin die Eintragung in die 
Liſte der Genoſſen erfolgt iſt — was die vorgängige „Zu⸗ 
laſſung“ und die Einreichung zum Genoſſenſchaftsregiſter zur 
Vorausſetzung hat —, ſo iſt doch im übrigen die Beitritts⸗ 
erklärung ein durchaus bedingungsfeindliches — einſeitiges — 
Rechtsgeſchäft (Feine a. a. O. S. 173, 181). Von einer 
ausdrücklichen zeitlichen Begrenzung der Beitrittserklärung 
für die Zeit vor der Eintragung enthält die Urkunde vom 
10. Nov. 1920 nichts und iſt auch im Vorbringen des 
BeſchwF. nicht die Rede. Die Erklärung ſoll nach der in 
keiner Weiſe auf eine Verſagung der Zulaſſung (Ablehnung) 
abgeſtellten Meinung des KG. ihre zeitliche Beſchränkung „in 
ſich ſelbſt“ tragen, eine Begrenzung auf einen „den Um⸗ 
ſtänden nach angemeſſenen Zeitraum, deſſen Ausmaß ſich 
nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles beſtimmt“, und 
mit deſſen Ablauf „nach dem das geſamte bürgerliche Recht 
beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben im Verkehr“ 
ſie als erloſchen angeſehen werde. Hierzu wird vom KG. die 
Begründung des GenG. von 1888 S. 102 ins Feld geführt. 
Man habe danach nicht für erforderlich erachtet, vorzuſchrei⸗ 
ben, daß die Einreichung beim Regiſterrichter zum Zwecke 
der Eintragung ſofort nach Unterzeichnung der Erklärung 
und erfolgter Zulaſſung des Beitretenden zu erfolgen habe, 
habe es vielmehr dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Vorſtandes 
überlaſſen wollen, die Umſtände des Falles auf feine Ver⸗ 
antwortung zu prüfen. Der Regel nach habe man eine in 
jedem Monat einmal ſtattfindende Einreichung der einge- 
gangenen Beitrittserklärungen bei Gericht für genügend ge— 
funden. Daraus wird abgeleitet, daß man jedenfalls nur an 
einen verhältnismäßig kurzen Aufſchub gedacht habe und nur 
ein ſolcher wird auch mit dem Zweck der Beitrittserffärung 
für vereinbar erklärt. Dieſe Außerungen in der Begründung 
des Geſetzes, die ſich zudem gar nicht auf die Geltungsdauer 
der Willenserklärung des Beitretenden, ſondern auf das Han⸗ 
deln des Vorſtandes nach der „Zulaſſung“ beziehen und die 
mit der Zeitangabe für das periodiſche Handeln des Vor⸗ 
ſtandes in bezug auf die „eingegangenen“ Beitrittserklärun⸗ 
gen auf ſolche Fälle nicht paſſen, in denen die „Zulaſſung“ 
nach der Satzung nicht in die Hände des Vorſtandes oder des 
Aufſichtsrates oder beider miteinander gelegt, ſondern der 
vielleicht in viel größeren Zwiſchenräumen abzuhaltenden 
GenVerſ. der Genoſſen überlaſſen iſt, können die Auslegung 
des Geſetzes in dem hier ſtreitigen Punkte nicht entſcheidend 
beeinfluſſen. Sie tragen das Gepräge des Beiläufigen und 
beruhen nicht auf einer vorausſchauenden Erkenntnis des 
Weſens und der Erforderniſſe der körperſchaftlichen Schöp⸗ 
fungshandlungen und der erſt durch die praktiſche Handhabung 
des Geſetzes in mehr als 45 Jahren herausgeſtellten Bedürf⸗ 
niſſe der Rechtseinrichtung der Genoſſenſchaft. Jene Erkennt⸗ 
nis iſt in neuerer Zeit durch Geſamtbetrachtungen über die 
körperſchaftlichen Schöpfungshandlungen (ſo von Ruth, 
Feine a. a. O.) gefördert worden. Ruth: JW. 1933, 2222 
wirft denn auch dem KG. vor, es habe mit der Abſtellung 
feiner Entſch. allein auf die zeitliche Geltung der Beitritts— 
erklärung nach Treu und Glauben, alſo lediglich der Ge⸗ 
bundenheit des Erklärenden, die Zuſammenhänge verkannt 
oder doch nicht genügend erkannt. Er findet — unter Aufgabe 
ſeiner früheren Auffaſſung des Geſamtvorgangs der Mitglied⸗ 
ſchaftsbegründung als eines körperſchaftlichen Geſamtwillens⸗ 
altes —, daß der Beitrittserklärung als der Schwerpunkt 
des Vorgangs eine (vom Geſetz allerdings völlig unerwähnt 
gelaſſene Aufnahme durch das zuſtändige Genoſſenſchafts⸗ 
organ gegenüberſtehe. Beide Erklärungen, die Beitrittserklä⸗ 
rung und die Aufnahme, vereinigten ſich, ohne eine vertrag⸗ 
liche Bindung zu erzeugen, zu der erſtrebten ſozialrechtlichen 
Wirkung, der Begründung der Mitgliedſchaft. Die ſo vor ſich 
gehende Begründung — zu der als Drittes immer noch die 
Liſteneintragung kommen müßte, bis zu der neue Verzögerung 
eintreten kann — wird als ein einheitlicher, auch zeitlich nicht 
zerreißbarer Vorgang bezeichnet, und es wird erklärt, die 
Wirkung des ſozialrechtlichen Schöpfungsaktes komme nicht 
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zuſtande, wenn ſich nicht binnen angemeſſener Friſt die Auf⸗ 
nahme deſſen, der den Beitritt erklärt hat, anſchließe. Das 
Verhältnis dieſes inneren Vorgangs zwiſchen dem Beitreten⸗ 
den und dem Genoſſenſchaftsorgan einerſeits und der Liſten⸗ 
eintragung andererſeits in zeitlicher Hinſicht und die Ein- 
wirkung der Verzögerung der Eintragung auf die zuſtande 
gekomniene Aufnahme wird nicht beſprochen, wiewohl der 
Beitretende, wenn überhaupt an der Sache, ſo nur daran ein 
Intereſſe hat, wirklicher Genoſſe mit dem dritten Akt der 
Eintragung zu werden, und nicht daran, von der Genoſſen⸗ 
ſchaft zugelaſſener Mitgliedſchaftsanwärter zu ſein. Zwar 
wird geſagt, das Übergehen bei der nächſten, in der Regel 
wohl allmonatlich erfolgenden Anmeldung neuer Mitglieder 
zum Genoſſenſchaftsregiſter habe ſchon mehr als ein Unwirk⸗ 
ſamwerden der Beitrittserklärung durch Zeitablauf, nämlich 
die des Zugehens nicht bedürftige Ablehnung der Aufnahme, 
zu bedeuten, aber es wird nicht berückſichtigt, daß jenem 
Übergehen eines Beigetretenen bei der nächſten Anmeldung 
auch eine ausdrückliche und rechtzeitige Zulaſſungserklärung 
vorhergegangen ſein kann. Endlich wird von Ruth erklärt, 
die maßgebliche Friſt, binnen deren die Veitrittserklärung 
„ohne nachfolgende Aufnahme“ ihre Wirkung verliere, ſei 
viel kürzer zu bemeſſen, als dies gemeinhin geſchehe; mehrere 
Jahre bis zur Nachholung der bisher unterlaſſenen Aufnahme 
ſeien nicht zu verlangen. Von dieſem Standpunkt aus wird, 
weil 2½ Jahre unter allen Umſtänden genügend ſeien, um die 
Beitrittserklärung als hinfällig erſcheinen zu laſſen, aus⸗ 
geſprochen, das OLG. Dresden hätte ſich in jenem Beſchluß 
v. 11. Juli 1933 nicht ſowohl um die Ermittlung des Grun⸗ 
des der Verzögerung in der Einreichung der Beitrittserklä— 
rung zu kümmern brauchen, als erforſchen ſollen, ob nicht die 
Aufnahme als durch das Verhalten des Vorſtandes längſt ab⸗ 
gelehnt „zu gelten habe“. Um dieſe Ablehnung hätte ſich dann 
natürlich auch der Regiſterrichter kümmern müſſen, wenn es 
nicht bloß ſein Recht, ſondern auch ſeine, nach Ruth: JW. 
1933, 2222 ſelbſtverſtändliche, Pflicht iſt, „offenſichtlich“ un⸗ 
wirkſame Eintragungen hintanzuhalten. Was in zweifelhaften 
Fällen zu geſchehen hat, bleibt offen. 

Die dargeſtellten Anſchauungen laſſen erkennen: Mit 
der Auffaſſung des KG. wird der Beitrittserklärung der 
Sache nach i. S. von Feine a. a. O. S. 181 eine vor und 
nach der Eintragung wirkſame „condicio juris“ eingefügt. 
Eine ſolche ſieht Feine auch — zuſtimmend zu dem einen 
Fall des Abſtehens von der Übernahme eines neuen Geſchäfts⸗ 
anteils einer Gmbch. vor der Eintragung des Kapital- 
erhöhungsbeſchluſſes behandelnden Urteil dieſes Sen. vom 
28. Sept. 1915, II 81/15: ZW. 1916, 4710 — hinter der 
bei der AktG. vorgeſchriebenen und entſprechend bei der 
GmbH. anwendbaren Zeichnung mit ausdrücklich zeitlich be- 
ſchränkter Geltung der Zeichnungserklärung. Dieſer Rechts⸗ 
bedingung oder von Rechts wegen beſtehenden Befriſtung gibt 
Feine den Inhalt, daß kein „Mitglied“ an ſeine Beitritts⸗ 
erklärung gebunden ſei, wenn die Eintragung der GmbH. ſich 
als unmöglich erweiſe — was der Beitrittserklarung das Ziel 
entzieht — oder wider Erwarten außergewöhnlich lange ver⸗ 
zögere; dabei hebt er hervor: wann die Bindung ohne wei— 
teres erlöſche, ſei nur im Einzelfall zu entſcheiden. Aber 
Geltung kommt ſolcher Rechtsbedingung dieſem Inhalt nach 
eben nur zu, wenn und weil keine Eintragung erfolgt 
ift. Über den Fall, daß trotz der „außergewöhnlich langen“ 
Verzögerung die Eintragung doch noch geſchieht, äußert ſich 
Feine nicht. Auch das angeführte Urteil dieſes Sen. von 
1915 erſtreckt ſich auf dieſen Fall nicht. Es beruht zudem gar 
nicht auf der Annahme einer der Übernahmeerklärung ſchon 
an ſich innewohnenden zeitlichen Begrenzung, ſondern auf 
der Anerkennung eines aus § 723 BGB. abgeleiteten, in 
jenem Fall auch ausgeübten Kündigungsrechts aus wichtigem 
Grund. Ein Rechtsſatz, wonach die ſonſt wirkſame Beitritts⸗ 
erklärung bei verzögerter Einreichung wirkungslos wird, iſt, 
wie in ZW. 1930, 2977 zutreffend bemerkt iſt, im GenG. 
nicht enthalten. Ruth, der in feiner Abhandlung (3 R. 88, 
491) ausſpricht, man habe von der nach bürgerlichem Recht 
vorbehältlich der geſetzlichen Ausnahmen beſtehenden Unwider⸗ 
ruflichkeit der Willenserklärung auszugehen, gibt ſchon hier 
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auch der Meinung Ausdruck, daß damit die Willenserklärun⸗ 
gen der bei dem jetzt aufgegebenen — „Geſamtwillensakt“ 
Beteiligten doch nicht „unbeſchränkt lange Zeit“ ihre Wirk— 
ſamkeit behalten; er fordert vielmehr für das Zuſtandekommen 
des Geſamtwillensaktes einen gewiſſen zeitlichen Zuſammen⸗ 
hang, damit die Erklärungen als Ausdruck eines einheitlichen 
Geſamtwillens angeſehen werden können, und verneint das 
Zuſtandekommen jenes Geſamtaktes, wenn eine Genoſſenſchaft 
3. B. eine jahrelang liegengebliebene, vom Ausſteller längſt 
vergeſſene oder für ſtillſchweigend abgelehnt erachtete Bei⸗ 
trittserklärung plötzlich wieder aufgreife mit der Folge, daß 
er nun nichtsahnend mit der Verkündung feiner Mitgliedſchaft 
überraſcht werde (a. a. O. S. 492, 507, 509; ebenſo JW. 
1934, 2109 unter IV). Er hält in ſolchem Falle, wie er in 
JW. 1933, 22212 am Eingang feiner Anmerkung für den 
vorl. Fall erklärt — inſoweit in Übereinſtimmung mit dem 
KG. —, dafür, daß „alle Billigkeitsgründe“ auf ſeiten des 
eingetragenen Genoſſen ſtehen. Sein Hilfsmittel der Auf 
ſtellung des der Beitrittserklärung zeitlich nahen und vor⸗ 
wiegend bedeutſamen Aufnahmegeſchehniſſes, das übrigens im 
Geſ. § 15 Abſ. 1 ohne nähere Beſtimmung unter dem Namen 
„Zulaſſung“ Erwähnung gefunden hat, ohne indeſſen im 
Abſ. 3 des § 15 zu einer beſonderen Vorbedingung der Ent⸗ 
ſtehung der Mitgliedſchaft erhoben zu ſein, vermöchte jedoch 
fo wenig, als die an der Beitrittserklärung haftende Aus⸗ 
führung des KG. überall zu einer ſachgemäßen Ordnung für 
den Fall zu führen, daß die Eintragung geſchehen 
iſt. Das Hilfsmittel verſagt dann, wenn die Aufnahme alsbald 
geſchehen, hernach aber die Eintragung aus irgendwelchem, 
vielleicht gar nicht einmal beim Vorſtand, ſondern etwa beim 
Gericht gelegenen Grund (z. B. Verlegen des Aktenſtücks) un⸗ 
gebührlich verzögert worden iſt. In der ganzen Frage han⸗ 
delt es ſich alſo nicht nur um die Berufung auf ein Ver⸗ 
ſchulden des Vorſtandes, wovon die Anmerkung: JW. 1930, 
2977 zu dem einen Fall verzögerter Einreichung einer 
Austrittserklärung behandelnden KGUrt. v. 16. April 1929: 
JW. 1929, 30231 ſpricht. Dem Beitritt zu Ruths Mei⸗ 
nung ſteht weiter entgegen: In dem Punkt, daß — wenig- 
ſtens nach der Behauptung des Beſchwy. — zur Zeit 
der Einreichung der Beitrittserklärung des Beſchwß. 
beim Regiſtergericht ſein Beitrittswille nicht beſtand, unter“ 
ſcheidet ſich der gegebene Fall nicht von der einen Reihe der 
im Urteil dieſes Sen. v. 8. Mai 1908, II 628/07: RG. 68, 
344 JW. 1908, 498 entſchiedenen Fälle. 0 
Dieſem vom KG. angezogenen und ſonſt beachteten Urteil 
macht Ruth (3 R. 88, 540) allerdings den Vorwurf über“ 
mäßiger Betonung der formalen Erforderniſſe der Mitglied⸗ 
ſchaftsbegründung, nämlich der Eintragung i. Verb. m. der 
Einreichung der Beitrittserklärung durch den Vorſtand, und 
der Verkennung des nicht minder wichtigen (fachlichen) Be 
ſtandteils der Einigung der Beteiligten über die Entſtehung 
der Mitgliedſchaft. — Ganz zu Unrecht wirft er ihm a. a. O. 
S. 510 A. 57 „völlige Begriffsverwirrung“ bezüglich des 
rechtlichen Verhältniſſes der einzelnen Beſtandteile des Ent“ 
ſtehungsvorganges wegen der Aufnahme eines Satzes vor, der 
erſichtlich (ſ. auch RGZ. 119, 102/08 — ZW. 1928, 219) und 
nach feiner eigenen Erkenntnis a. a. O. S. 495 A. 40 am 
Schluß nur der Ablehnung der von ihm ſelbſt bekämpften Ver 
tragstheorie dient. Indeſſen wenn auch die vergleichende 
Betrachtung der körperſchaftlichen Schöpfungshandlungen zum 
allgemeinen, demnach auch auf die Genoſſenſchaft zu über⸗ 
tragenden, bei den reinen Perſonalgeſellſchaften i. S. eines 
Vertragsſchluſſes (RGZ. 128, 172 JW. 1930, 2659) ſich 
vollziehenden Erfordernis einer „Aufnahme“ führen mag 1 
das freilich bei den der Genehmigung durch die Geſellſchal 
nach der Satzung nicht bedürftigen Übertragungen von Aktien 
und Geſchäftsanteilen einer GmbH. nur ſchwer erſichtlich Ju 
machen iſt —, ſo kömmt doch dieſes Erfordernis auch nach der 
Behandlung der Genoſſenſchaft durch das RG. mit der 1 
der „Zulaſſung“ beruhenden Einreichung der Beitrittserte. 
rung beim Regiſterrichter zur Geltung. Dieſe Aufnahme ode 
Zulaſſung braucht nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu were 
ſie kann auch, wie Ruth ſelbſt a. a. O. S. 509 anenfern 
ſchlüſſig durch die Einreichung beim Regiſterrichter ertlä 
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werden. Dabei kommt es aber, einerlei, ob die Einreichung 
ſofort oder mit Verzug geſchieht, gar nicht darauf an, ob im 
Schoße der Genoſſenſchaft das dazu beſtimmte Organ ſatzungs⸗ 
gemäß die Aufnahme oder Zulaſſung vollzogen hat (RG. 
119, 97 — 38. 1928, 219). Sie ift ein innerer Akt der Ge⸗ 
noſſenſchaft; entſcheidend iſt nach dem Geſetz für den körper⸗ 
ſchaftlichen Schöpfungsakt die nach außen hervortretende 
echtshandlung der Einreichung durch den die Genoſſenſchaft 
rechtswirkſam vertretenden Vorſtand. Nicht zuzugeben iſt, daß 
ie von Ruth verlangte nahe Zeitfolge der Willenserklärun⸗ 
gen der Beteiligten — und des ſchließlichen formalen Er⸗ 
orderniſſes der Eintragung — nach dem Geſetze die Wirk- 
ſamkeit der Mitgliedſchaftsbegründung bedingt. Für dieſe, 
den Vorgang doch wieder einem Vertragsſchluß annähernde 
Forderung mag eine innere Logik der körperſchaftlichen Schöp- 
jungshandlung auch hier ſprechen, wie weiter eine denk⸗ 
geſetzliche Notwendigkeit ergibt, daß, was Ruth betont, eine 
durch die Körperſchaft bereits abgelehnte Beitrittserklärung 
nachher nicht, ohne den erklärten Willen des früher zum 
Beitritt Gewillten wieder hervorgezogen und zur Eintragung 
eingereicht werden darf. Aber der Unterſchied beſteht und ihn 
at das KG. bei ſeinen Ausführungen über das unbillige 
Ergebnis einer von der ſeinigen abweichenden Meinung nicht 
genügend beachtet: Bei Ablehnung — die aber entgegen der 
Meinung Ruths nicht in rein paſſivem Verhalten gefunden 
werden kann — iſt durch eine klare Rechtshandlung im Ein⸗ 
delfall die Beitrittserklärung erledigt, ſie hat ihr Ziel nicht 
erreicht und beſteht für das Recht nicht mehr gleich als ob 
le gar nicht abgegeben worden wäre. Mißt man für das 
uſtandekommen der Mitgliedſchaft dem zeitlichen Zufammen- 
zung von Beitritt und Aufnahme Bedeutung bei, fo wäre 
mit ein undeutlicher, ſchwankender, zu einer regiſtermäßigen 
Erfaſſung untauglicher Zuſtand für die Allgemeinheit der 
Beitrittsfälle geſchaffen, dem das Geſetz nicht Geltung zu— 
geſtehen könnte, wenn nicht jede Ordnung aufgegeben ſein 
ſoll. Gerade im Beſtreben nach Richtigkeit des Beſtandes der 
eingetragenen Genoſſen iſt im geltenden Geſetz abweichend 
von der früheren Ordnung die Führung der Liſte der Ge— 
noſſen dem Gericht übertragen worden, Begründung von 
888 S. 44 ff. RG 3. 60, 412. Weiter hat das Geſetz des⸗ 
wegen — ob bedachterweiſe oder im richtigen Gefühl für 
as zur Herſtellung einer Ordnung Notwendige, bleibt ſich 
gleich — dieſe jetzt als der Schwerpunkt der Schöpfungs⸗ 
yendlung bezeichnete Aufnahme nur in der Form der Ein- 
eichung durch den Vorſtand zum Erfordernis des Werdens 
ſtal Mitgliedſchaft gemacht. Nur in dieſer veräußerlichten Ge⸗ 
8 kann das Annahmeerfordernis bei einem vielfach unter 
zer Verwaltung wenig Rechts⸗ und Geſchäftskundiger ſtehen⸗ 
t Gebilde wie der Geuoſſenſchaft ohne ſchwere Beeinträchti⸗ 
a der Rechtsſicherheit durchgeführt werden. Die Ver- 
rg einer nach den Umſtänden des Einzel- 
li les ſich bemeſſenden Zeitdauer der Verbind- 
ſuch beit der Beitrittserklärung bis zur Aufnahme (Zulaſ⸗ 
lung) oder Eintragung wäre eine geſetzgeberiſche und 
zraktiſche Unmöglichkeit. Denkbar wäre nur nach dem 
tig des Aktienrechts eine Vorſchrift, wonach die Bei⸗ 
ſie tserklärung derart befriſtet werden kann oder muß, daß 
! znwirkſam wird, wenn nicht vor Ablauf der Friſt der 
Deitretende in die Lifte der Genoſſen eingetragen worden iſt. 
5 wäre ſichergeſtellt, daß die Beitrittserklärung bis zum 
der N Friſt verbindlich iſt, nach dem Friſtablauf aber 
155 Beitrittsluſtige — vorbehältlich einer Wiederholung ſei⸗ 
zelf 0 klärung — frei wird. Würde es ſich jeweils um Ein⸗ 
I alle eines wegen Verzögerung der Aufnahme (Einreichung) 
Jane bnlich verlaufenden Hergangs bei der Mitgliedwerdung 
äh eln, ſo wäre vielleicht auch vom Standpunkt der Be⸗ 
a der Rechtseinrichtung und der Belange der Gläu⸗ 
gunſte aus die Rückſichtnahme auf die Billigkeitsgründe zu⸗ 
Er u des wider ſeinen gegenwärtigen Willen eingetragenen 
9 erträglich. Vielfach, ſo auch im Falle der Genoſſen⸗ 
ſel 55 es Beſchw F., handelt es ſich aber reihenweiſe um den⸗ 
einzel Vorgang, ſo daß mit jener Rückſichtnahme auf den 
et den unter Umſtänden nachträglich ein großer Teil des 
andes der Genoſſenſchaft in Wegfall käme und den 
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Gläubigern der einzelnen Genoſſenſchaft und der ganzen 
Rechtseinrichtung ſchwerer Schaden zugefügt würde. Dieſe 
ineinandergreifenden Belange der Gläubigerſchaft der ein⸗ 
zelnen Genoſſenſchaft, dieſer Genoſſenſchaft ſelbſt (der übrigen 
Genoſſen) und der ganzen Rechtseinrichtung „Genoſſenſchaft“ 
ſtellen ein Gemeinintereſſe dar, dem im deutſchen Recht von 
jeher (RGZ. 144, 106 [112] — JW. 1934, 20406), aber 
heute mehr denn je der individualiſtiſche Billigkeitsanſpruch 
des einzelnen Genoſſen weichen muß. Mit Rückſicht auf dieſes 
Gemeinintereſſe hat ſchon längſt auch für die eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaft, bei der mit einer kapitaliſtiſchen Beteiligung 
der Genoſſen ergänzend der Haftungsgrundſatz der Perſon ſich 
verbindet (RG. 124, 182 = JW. 1929, 2151; 135, 55 
IW. 1932, 733; 143, 296 = JW. 1934, 1342) die Anwen⸗ 
dung der bei den reinen Kapitalgeſellſchaften entwickelten und 
ſelbſt auf die reine Perſonalgeſellſchaft (JW. 1933, 19961) 
übertragenen Rſpr. eingeſetzt und durch die von Ruth ea. a. O. 
S. 520 ff. allerdings gleichfalls angegriffene Entſch. der Ver⸗ 
ZivSen. v. 16. Mai 1904: RG3. 57, 292 ihre ſeitdem blei⸗ 
bende Beſtätigung erhalten, wonach der Beitritt nach der Ein⸗ 
tragung mit der Berufung auf geheimen Vorbehalt, Schein⸗ 
abgabe, Nichternſtlichkeit, Veranlaſſung durch Irrtum, Betrug 
oder Drohung, zuſammengefaßt die ſog. inneren Willens⸗ 
mängel nicht angefochten werden kann. Ja auch die in den 
Beziehungen zu anderen Beteiligten oder zu Dritten wurzelnde 
Nichtigkeit nach $ 138 BGB. ſoll gleich behandelt werden 
(RG. 123, 102, 108 = JW. 1929, 643; 124, 279 JW. 
1929, 21343). Zuſtimmend auch Ruth: JW. 1934, 2108 
unter IV. Als Rechtsgrund iſt in dem Urteile dieſes Sen. vom 
23. Okt. 1933, II 110/383: JW. 1934, 2241 wieder ange⸗ 
geben, daß nicht ſowohl die Eintragung in das Handels- oder 
Genoſſenſchaftsregiſter, ein ihm zukommender öffentlicher 
Glaube — woran es im Gegenſatz zum Grundbuch fehlt —, 
als die an die Offentlichkeit gerichtete Erklärung des Haftungs⸗ 
willens dafür maßgebend ſei. Die ablehnende Beurteilung 
dieſer Grundangabe kann keineswegs auf die von Ruth 
a. a. O. S. 490, Feine a. a. O. S. 173 angezogene Be⸗ 
merkung von Tuhrs gegen eine in früheren Urteilen ge⸗ 
brauchte Wendung, die an Stelle der „Iffentlichkeit“ den 
„Verkehr“ benannte, geſtützt werden, der „Verkehr“ ſei keine 
Perſon. Gemeint war mit beiden Bezeichnungen der aus der 
rechtlichen Erſcheinung der Offerte ad incertam personam 
von jeher bekannte Perſonenkreis, der mit der Formel „un⸗ 
beſtimmt welche und wieviele“ umriſſen wird. Ob dieſe Grund⸗ 
angabe unter jeder Betrachtung, namentlich in bogmatiſcher 
Hinſicht, befriedigt, iſt wenig von Belang, wenn man den 
Satz ſelbſt, wie von Feine a. a. O. S. 175 geſchehen, als 
einhellig anerkannt zu bezeichnen hat. Die Grundangabe des 
NG. hat vor anderen Begründungen — überblick bei Feine 
a. a. O. S. 175 —, namentlich der Erklärung aus der „Eigen⸗ 
art der ſozialrechtlichen Willenserklärungen“ ſelbſt (S. 177) 
oder aus einem „aus wirtſchaftlichen und rechtlichen Er⸗ 
wägungen hervorgegangenen Gewohnheitsrecht“ (S. 176) den 
Vorzug, daß ſie einen Hinweis auf den ſachlichen Grund der 
Annahme des Rechtsſatzes, auch auf das ſchließlich erkannte 
Weſen der ſozialrechtlichen Schöpfungen, die Dritten als 
Rechtsperſonen von beſtimmter innerer Geſtalt gegenüber⸗ 
treten, enthält. Freilich kann die Berückſichtigung der Be⸗ 
lange der dem einzelnen Genoſſen gegenüberſtehenden Ge⸗ 
noſſenſchaft und Genoſſenſchaftsgläubigerſchaft nicht ſo weit 
gehen, daß die Eintragung den davon Betroffenen ſchlechthin 
zum Genoſſen macht. Das Urteil dieſes Sen, v. 8. Mai 1908: 
RGZ. 68, 344 — ZW. 1908, 498 ſagt: „Nur mangelnde 
Geſchäftsfähigkeit, phyſiſcher Zwang bei Ausſtellung oder 
Aushändigung der Beitrittserklärung, Irrtum über den In⸗ 
halt der Erklärung wären als materiellrechtliche Anfechtungs⸗ 
gründe auch gegenüber der Genoſſenſchaft und gegenüber Drit⸗ 
ten zuzulaſſen.“ Dieſe Fälle laſſen ſich, ſoweit ſie einer 
Prüfung ſtandhalten, auf den gemeinſamen Nenner bringen, 
daß bei ihnen eine rechtlich anzuerkennende Beitrittserklärung 
ſchon von Anfang an nicht und zu keiner Zeit vorliegt. Dies 
gilt ebenſo von dem von Ruth: JW. 1933, 2222 und ſchon 
von der Begründung zum GenG. 1888 S. 68 angeführten 
Beiſpiel der vom Vorſtand zu betrügeriſchen Zwecken gefälſch⸗ 
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ten Beitrittserklärung und gilt auch von dem neueſtens vom 
Obergericht Danzig: JW. 1934, 8621 entſchiedenen Fall der 
wider Willen geſchehenen Ausfüllung eines nur mit der 
Namensniederſchrift verſehenen Blattes mit einer Beitritts⸗ 
erklärung, alſo einem Fall, in dem nicht einmal das Blankett 
einer Beitrittserklärung gegeben iſt und in dem der Inhaber 
und Schreiber des Namens nicht bloß eine Willenserklärung 
„nicht abgeben wollte“, wie das Urteil ſagt, ſondern eine 
Willenserklärung objektiv nicht abgegeben hat. Dem ſteht der 
im Urteil dieſes Sen. v. 4. April 1933, II 380/32 behandelte 
Fall gleich, daß eine Beitrittserklärung von nicht ermächtigten 
Vertretern einer Rechtsperſon abgegeben wird — wobei in⸗ 
deſſen deren unbefugtes Handeln der nachträglichen Ge⸗ 
nehmigung zugänglich iſt. — Auf den Willen kommt es — 
abgeſehen von der Frage der allgemeinen Rechtsgeſchäfts⸗ 
fähigkeit —, wie Feine a. a. O. S. 177 unter Hinweis auf 
RZ. 9, 37 mit Recht ſagt, nicht an, es gilt nur die vom 
Handelnden nach außen abgegebene einfache Erklärung, wobei 
auch ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung, wie er 
bürgerlich-rechtlich nach 8 119 Abſ. 2 BGB. als beachtlich 
angeſehen wird, ein Irrtum über verkehrsweſentliche Eigen⸗ 
ſchaften „der Perſon oder der Sache“, alſo hier der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder ihres Unternehmens, keine Anerkennung finden 
kann. Das fällt hier gleichfalls in das Gebiet der inneren 
Willensmängel, und hierdurch ſowie durch die Gellung des 
objektiv Erklärten (demgegenüber der Beweis eines anderen 
Wollens nicht zugelaſſen werden kann, regelmäßig auch an 
der Verborgenheit eines wirklichen abweichenden Willens 
ſcheitern würde) empfängt auch der in RZ. 68, 352 — JW. 
1908, 498 gemachte Vorbehalt für den „Irrtum über den 
Inhalt der Erklärung“ ſeine Begrenzung und Berichtigung. 
Gemeint ſein und anerkannt werden können nach Maßgabe der 
in 3 R. 24 (1879), 475 ff. aufgeführten Beiſpiele nur die 
Fälle, in denen in Wahrheit nach objektiver Beurteilung eine 
Beitrittserklärung gar nicht vorliegt, während, wie auch 
Ruth: JW. 1933, 2222, 2223 bemerkt, bei Abgabe einer 
Blanketterklärung für den Beitritt die Berufung auf eine 
dem Willen nicht entſprechende Ausfüllung unbeachtlich iſt. 
Hierin kommt die „verkehrsgefährliche“ Eigenſchaft einer der⸗ 
artigen Urkunde und die Haftung des rechtlich verantwort⸗ 
lichen Ausſtellers für ihr Beſtehen zu Geltung. Dem ſchon 
objektiven Mangeln einer Beitrittserklärung iſt auch der oben 
erwähnte Fall der Beendigung der Geltung der Beitritts— 
erklärung durch ausdrückliche — nicht in jedem Falle der 
Worte bedürftige — Ablehnung beizuordnen. 

Ganz anders liegt aber der Fall des BeſchwF., der ſich 
daher zu Unrecht auf die Danziger Entſch. beruft. Er hat 
nach den Feſtſtellungen eine formgerechte Beitrittserklärung 
an den Vorſtand der Genoſſenſchaft gegeben und will ſich — 
nach Zurückweiſung ſeiner übrigen Einwendungen — nur 
noch darauf berufen, daß ſeine Beitrittserklärung zur Zeit 
der Einreichung und der Eintragung i. J. 1923 keine Gel⸗ 
tung mehr gehabt habe. Dieſelbe Berufung könnte er, worauf 
das LG. mit Recht hinweiſt, auch vorbringen, wenn er die 
Beitrittserklärung undatiert abgegeben hätte, aber dem Vor⸗ 
ſtand z. B. im Falle eines Wechſels, und jedenfalls dem Re⸗ 
giſterrichter der erweisliche Zeitpunkt der Abgabe in länger 
zurückliegender Zeit aus der Urkunde gar nicht erkennbar ge⸗ 
weſen wäre. Welchen Vorzug er hinſichtlich der Befreiung von 
der Mitgliedſchaft und ihren Folgen im einen oder anderen 
Fall (der datierten oder undatierten Abgabe der Erklärung) 
vor einem ſolchen Genoſſen zu beanſpruchen berechtigt ſein 
könnte, deſſen Beitrittserklärung durch Betrug oder Drohung 
des Vorſtandes oder eines Dritten erwirkt war, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen. Ihm ſtand es nicht nur frei, ſeine Beitrittserklärung 
mit der oben erwähnten zeitlichen Begrenzung für das Ge- 
ſchehen der Eintragung zu verſehen mit der Wirkung, daß 
alsdann nach Ablauf der Friſt der Regiſterrichter ſeine Ein⸗ 
tragung gewiß abgelehnt hätte. Er hätte auch, wenn das nicht 
geſchehen war, ſich um das Schickſal ſeiner Erklärung — die 
er eben ohne Verſchulden nicht vergeſſen durfte — kümmern 
und — wenn man überhaupt eine Widerruflichkeit 
(Kündbarkeit) und Anfechtbarkeit annehmen darf, dagegen 
Feine a. a. O. S. 180, 181, 178 und für den Fall, daß die 


Wirkungen des Rechtsgeſchäfts der Beitrittserklärung nicht 
auf die Geſchäftspartner beſchränkt geblieben ſind, auch Ruth 
in ſeinem Aufſatz „Die Berufung des eingetragenen Genoſſen 
auf fehlende Beitrittserklärung uſw.“: SW. 1934, 2106 — 
ſeine Beitrittserklärung, nachdem ſie binnen „angemeſſener 
Zeit“ nicht zum Ziele geführt hatte, in entſprechender Ver⸗ 
wertung des Urteils: JW. 1916, 4710 zurückfordern und dem 
Vollzug der Eintragung mit Erwirkung einer Einſtwufg. ent⸗ 
gegentreten können (vgl. RG. 82, 375 JW. 1913, 1042; 
JW. 1930, 2978; a. M. Feine a. a. O. S. 178 zur 
Gmbch.). Mit Recht jagt Ruth in dem ſoeben angeführten 
Aufſatz S. 2109: Wer eine Beitrittserklärung einmal abge⸗ 
geben hat, muß dafür ſorgen, daß ſie keine weiteren Wirkun⸗ 
gen erlangt, auf die ſich Dritte verlaſſen können. Zu dieſen 
weiteren Wirkungen gehört in erſter Linie die Eintragung in 
die Lifte der Genoſſen. Tat der Beſchw F. alles das nicht — 
weshalb hier kein Grund beſteht, zu den Möglichkeiten vor 
der Eintragung endgültig Stellung zu nehmen —, überließ er 
die Beitrittserklärung ihrem Lauf, ſo kann ihm nach der Ein⸗ 
tragung und zumal ihrem Beſtehen durch ein Jahrzehnt die 
Berufung auf einen nicht mehr beſtehenden Willen ſo wenig 
oder noch weniger verſtattet werden, als dem betrogenen oder 
der Drohung erlegenen Genoſſen die Berufung auf einen 
bürgerlich-rechtlich betrachtet nach der Anfechtung von vorn“ 
herein niemals vorhandenen Willen. 

Sein Verhalten iſt auch ein ganz anderes als das des 
BeſchwF. in dem vom KG. entſchiedenen Fall, der ſchon ſeine 
Eintragung zu verhindern geſucht hat. Hier behauptet da⸗ 
gegen der BeſchwF. nur, er habe ſchon zur Zeit der Abgabe 
ſeiner Unterſchrift den der Beitrittserklärung nach ihrem 
jetzigen Inhalt entſprechenden Willen gar nicht gehabt und 
Ruth in ſeiner Anmerkung zum Dresdner Beſchluß: JW. 
1933, 22212 unterſtellt als Tatſache, er habe dieſen Willen 
bei der Einreichung nicht mehr gehabt. Feſtgeſtellt und be 
wieſen iſt aber neben der Ablehnung der eigenen Behauptung 
des BeſchwF. über eine Anderung ſeines Willens bis zur Ein 
reichung ſeiner Beitrittserklärung und ſeiner Eintragung 
nichts. 

Es geht nicht an, die Gläubiger, wie Ruth: JW. 1933, 
2222 es will, auf die Haftbarkeit des Vorſtandes und des Ne 
giſterrichters zu verweiſen. Die Haftung des letzteren und 
damit des Staates kann leicht verſagen angeſichts der geſetz⸗ 
lichen und verordnungsmäßigen Vorſchriften über die Regiſter⸗ 
führung, der Nichterkennbarkeit der Abgabe der Beitritts⸗ 
erklärung vor längerer Zeit bei undatierten Urkunden und der 
Dehnbarkeit deſſen, was nach den Umſtänden des Falles der 
„angemeſſene Zeitraum“ iſt. Die erſte Haftung der Vorſtands“ 
mitglieder wird gerade in den Fällen, in denen der Vorſtand 
erweislich ſchuldhaft gehandelt hat, vielfach unergiebig fein. 

Aus dieſen Gründen iſt die weitere Beſchwerde zurück⸗ 
zuweiſen. Dieſe Rſpr. läßt es dann allerdings als eine wich⸗ 
tige Pflicht des Regiſterrichters erſcheinen, hinausgehend über 
die ihm nach der VO. über des Genoſſenſchaftsregiſter auch 
in der neuen Faſſung des § 29 Abſ. 3 nach der AndVO. vom 
19. Febr. 1934 (RGBl. I, 113) vorgeſchriebene formale Prü⸗ 
fung ſein Augenmerk auch darauf zu richten, ob die Beitritts“ 
erklärungen ihrem Inhalt nach und nach dem Zeitpunkt ihrer 
Abgabe noch als wirkſame Rechtshandlungen angeſehen wer? 
den können, erheblichen Bedenken durch geeignete Ermittlung 
nachzugehen und im Streitfalle annehmbaren Gegengründen 
des zur Eintragung Angemeldeten dadurch Rechnung zu ir 
gen, daß die Eintragung abgelehnt und dem Vorſtand de 
Genoſſenſchaft die Feſtſtellung ihrer Rechtswirkſamkeit im 
Prozeßweg überlaſſen wird. Die neue Vorſchrift zu 8 9) 
Geng. nach dem And. v. 20. Dez. 1933 (RGBl. I, 108 ) 
über die Unverzichtbarleit der Eintragungsnachricht wird 1 
geeignet ſein, den Weg zur Anregung eines ſofortigen 5 
ſchungsverfahrens offenzuhalten — da Beſchwerde gegen a4 
Eintragung nach der Rſpr. des KG. unzuläſſig iſt, RO. 
13, 30; 330. 1, 254; 863. 41, 102 und der Beſchluß von 
19. Jan. 1928 in ſeinem nicht abgedruckten Teil —, nicht ein 
die Eintragung ſelbſt mit ihrer geſetzlichen Wirkung hintan 
zuhalten. 

(Beſchl. v. 6. April 1935; IIB 5/4. — Dresden.) (v. B.] 
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Anmerkung: I. Mit erfreulicher Deutlichkeit lehnt das RG. 
erneut die Vertragstheorie zur Erklärung der recht⸗ 
lichen Vorgänge bei der Mitgliedſchaftsbegründung 
ab. Es ſieht in dem Mitgliedſchaftserwerb entſprechend der körper⸗ 
ſchaftlichen Theorie eine „körperſchaftliche Schöpfungshandlung“, was 
ſich wohl mit der vielfach gebrauchten Bezeichnung „ſozialrechtlicher 
Konſtitutivakt“ deckt. Das iſt, obwohl damit die neuere Rſpr. des 
RG. nur konjequent fortgeſetzt wird, deshalb beſonders hervorzuheben, 
weil die Vertragstheorie inzwiſchen wieder erheblich an Boden ge⸗ 
wonnen und weil auch das RG. in einer älteren Entſch. (RGZ. 2, 
264) zunächſt den Vertragsſtandpunkt vertreten hatte. Für die in der 
vorl. Entſch, allein zur Erörterung ſtehende Frage, ob eine Beitritts⸗ 
erklärung durch Zeitablauf ihre Wirkung zu verlieren vermag, war 
ein eindeutiges Bekenntnis zur Vertrags- oder Körperſchaftslehre ganz 
unerläßlich. Denn für die Vertragslehre löſt ſich dieſe Frage in ein⸗ 
fachſter Weiſe: Die Wirkung der dann als „Vertragsangebot“ zu 
bezeichnenden Beitrittserklärung erliſcht, falls nicht unmittelbar ſich 
hieran die „Annahme“ durch die Körperſchaft (Aufnahme, Zulaſſung) 
anſchließt, nach den 88 147—149 BGB. in kürzeſter Friſt. 

II. Die vom RG. auf Grund der Körperſchaftstheorie gegebene 
Analyſe der zum Erwerb der Mitgliedſchaft not⸗ 
wendigen Willenserklärungen läßt eine weſentliche An⸗ 
näherung an meine eigene, mehrfach vom RG. zitierte Auffaſſung 
erkennen. Das NG., das früher dazu neigte, der Beitrittserklärung 
übermäßige, geradezu alleinige Bedeutung beizumeſſen, ſchenkt jetzt 
auch der auf ſeiten der Körperſchaft erforderlichen Erklärung der 
„Aufnahme“ eingehendere Beachtung. Das RG. wendet in der 
Hauptſache hiergegen nur ein, daß das Aufnahmeerfordernis geſetzlich 
(815 Gen.) lediglich in der „veräußerlichten Geſtalt“, in der „Form 
der Einreichung“ (der Beitrittserklärung durch den Vorſtand zur 
Liſte der Genoſſen) zur Vorausſetzung des Mitgliedſchaftserwerbs 
gemacht worden ſei. Dieſe Wendung könnte inſofern bedenklich er⸗ 
ſcheinen, als das RG. damit etwa die Aufnahme formaliſieren möchte, 

h. einer gegenüber dem Beigetretenen unmittelbar erklärten 
Aufnahme oder Ablehnung die rechtliche Wirkung zu verſagen geneigt 
wäre. Eine ſolche Folgerung gedenkt aber das NG. wohl nicht zu 
ziehen. Denn an anderer Stelle ſtimmt das RG. durchaus dem von 
mir aufgeſtellten Grundſatz zu, daß eine von der Körperſchaft bereits 
abgelehnte Beitrittserklärung nicht durch nachträgliche Einreichung 
zum Regiſter die Grundlage für den Mitgliedſchaftserwerb zu bilden 
vermag. Anſcheinend zielt jene Bemerkung des RG. nur auf die Prü⸗ 
fungspflicht des Regiſterrichters, die — mit Recht — nicht überſpannt 
werden ſollte. Wird dieſem eine Beitrittserklärung zur Regiſtrierung 
eingereicht, jo hat er in der Tat regelmäßig keinen Anlaß nach⸗ 
zuforſchen, ob der Vorſtand etwa früher die Aufnahme ſchon ab⸗ 
gelehnt hatte. Anders liegt es jedoch, wie hierzu einſchränkend zu 
vermerken iſt, wenn durch beſondere Umſtände der Regiſterrichter zu 
der Annahme genötigt wird, daß die Aufnahme tatſächlich bereits 
abgelehnt war. Und zu dieſen Umſtänden zählt insbeſ. die Tatſache, 
daß die Beitrittserklärung bereits ungewöhnlich lauge Zeit zurück⸗ 
liegt. Damit ſoll aber in dieſem Zuſammenhang vorläufig nur ſo viel 
behauptet werden, daß in ſolchem Fall eben gewiſſe Zweifel an der 
Wirkſamkeit des rechtsgeſchäftlichen Teils der Mitgliedſchaftsentſtehung 
angebracht ſind, die Frage aber, ob es auch eine ſtillſchweigende 
Ablehnung des Beitritts gibt, noch unentſchieden bleiben (ſ. u. III). 
So viel it jedenfalls ſicher, und das ſcheint auch das RG. nicht be= 
treiten zu wollen: Die Eintragung im Regiſter vermag einem an 
ſich ungültigen Mitgliedſchaftserwerb nicht zur Wirkſamkeit zu ver⸗ 
helfen. Wo daher begründeter Anlaß zu Zweifeln an der Wirkſam⸗ 
keit vorliegt, iſt der Regiſterrichter auch verpflichtet, den Zweifeln 
nachzugehen. Das ſpricht das RG. am Schluſſe feiner Entfch. deutlich 
aus. Die dort niedergelegten Sätze ſind für den Regiſterrichter 
von größter Wichtigkeit und werden m. W. von dem RG. 
zum erſtenmal mit dieſer Entſchiedenheit aufgeſtellt. Wenn das RG. 
lediglich betont, daß der Regiſterrichter ſein Augenmerk auch auf die 

irkſamkeit der Beitritts erklärung — „ihrem Inhalt nach und 
nach dem Zeitpunkt ihrer Abgabe“ — zu richten habe, ſo liegt 
darin wohl kaum ein Beiſeiteſchieben der vorher ja als weſentlich an⸗ 
erkannten A ufnahm eerklärung. Denn ſonſt wäre die Empfehlung, 
auf den Zeitpunkt der Abgabe der Beitrittserklärung zu achten, 
wohl nicht verſtändlich; dieſer Zeitpunkt iſt ja nur in Verbindung 
mit der Gegenerklärung der Genoſſenſchaft erheblich. 
Zu der grundſätzkichen Anerkennung der Aufnahme als mate⸗ 
riellem Erfordernis ſteht in einem gewiſſen Widerſpruch die mehr bei⸗ 
läufige Bemerkung, daß die Aufnahme zwar im Geſetz als ſog. „Zu⸗ 
laſſung“ Erwähnung gefunden habe, „ohne indeſſen im Abſ. 3 des 

15 zu einer beſonderen Vorbedingung der Entſtehung der Mitglied⸗ 
chaft erhoben zu fein“. Dem iſt zu entgegnen: 8 15 enthält über⸗ 
haupt keine erſchöpfende Regelung der zur Entſtehung der Mitglied⸗ 
ſchaft notwendigen Erforderniſſe. Abſ. 1 des 8 15 iſt nur als Form⸗ 
vorſchrift zu werten; im Zuſammenhang damit wird zwar auch eine 
materielle Vorausſetzung der Wirkfamkeit (Bedingungsfeindlichkeit) 
erwähnt, aber im übrigen nichts darüber ausgeſagt, welche Voraus⸗ 
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ſetzungen für die Wirkſamkeit einer Beitrittserklärung aufzuſtellen 
find. Die Bedeutung von Abſ. 3 des 8 15 erſchöpft ſich in der Er⸗ 
hebung der Regiſtereintragung zu konſtitutiver Wirkung, d. h. in der 
Verſagung unmittelbarer Wirkungen für die Erklärungen der Be⸗ 
teiligten ohne nachfolgende Eintragung in die Liſte. Wenn hierbei 
durch Nebenſatz hinzugefügt wird, daß die Eintragung „auf Grund 
der Erklärung und deren Einreichung ſtattfindet“, ſo betrifft dies 
nur einen Hinweis auf die dem Regiſterrichter obliegenden Pflichten; 
ganz gewiß nicht ſollte damit gejagt werden, daß Beitrittserklärung 
und Einreichung die materiell allein bedeutſamen Faktoren für den 
Mitgliedſchaftserwerb ſeien. 

Weiter äußert das RG. neben grundſätzlicher Anerkennung der 
„Aufnahme“ als eines „allgemeinen Erforderniſſes der körperſchaft⸗ 
lichen Schöpſungshandlungen“ den Zweifel, daß dieſes Erfordernis bei 
der Übertragung von Aktien oder Geſchäftsanteilen einer Gmbh. 
„nur ſchwer erſichtlich zu machen“ ſei. Dieſe Abweichung für das 
Recht der Kapitalgeſellſchaft erklärt ſich ſehr einfach (pgl. meine Abh. 
in 30 R. S. 469): In dieſen Fällen hat die Körperſchaft, ſoweit fie 
nicht ſatzungsmäßig ſich die Genehmigung des Mitgliedſchaftserwerbs 
vorbehalten hat (nur bei Namens aktien und GmbH .⸗Anteilen), auf 
das Erfordernis der „Aufnahme“ verzichtet, erklärt ſich alſo bereit, 
jede Perſon, die eine Aktie oder einen Geſchäftsanteil wirkſam er⸗ 
worben hat, als Mitglied anzuerkennen. 

III. Bei dieſer Übereinſtimmung im Grundſätzlichen ſollte m. E. 
auch eine Einigung in der Frage, ob eine Beitrittserklä⸗ 
rung durch Zeitablauf mangels nachfolgender Auf- 
nahme ihre Wirkung wieder zu verlieren vermag, 
nicht allzu ſchwierig ſein. Feſt ſteht, daß die Beitrittserklärung allein 
(außer in den zuletzt erwähnten Ausnahmefällen) körperſchaftsrechtlich 
keine Wirkungen hervorzubringen vermag. Feſt ſteht ferner, daß die 
Einreichung einer Beitrittserklärung durch den Vorſtand bei dem 
Regiſtergericht zur Entſtehung der Mitgliedſchaft nicht ausreicht, wenn 
die Aufnahme bereits endgültig abgelehnt war. Fraglich bleibt nur, 
wie ein längeres Schweigen des Vorſtands zu beurteilen iſt. 

Dabei ergibt ſich zunächſt, daß die Frageſtellung nicht ganz 
korrekt iſt. Inſoweit muß ich mich auch ſelbſt berichtigen. Man ſollte 
nicht auf die Wirkung abſtellen, die das Verhalten der Körperſchaft 
auf die Beitrittserklärung ausübt. Vielmehr iſt allein ent⸗ 
ſcheidend, ob in dem Verhalten der Körperſchaft eine Aufnahme oder 
eine Ablehnung zu erblicken iſt. Iſt die Aufnahme durch Erklärung 
gegenüber dem Beigetretenen erfolgt, ſo kann ſie als ſozialrechtliche 
Willenserklärung ebenſowenig widerrufen oder angefochten werden, 
wie dem Beitretenden die Möglichkeit offenſteht, die Wirkung ſeiner 
einmal abgegebenen Willenserklärung einſeitig wieder zu vernichten. 
Eine ſolche Befugnis iſt mit der Eigenart ſozialrechtlicher Rechts⸗ 
geſchäfte nicht vereinbar. Der Widerruf einſeitiger Willenserklärungen 
— und nur um ſolche handelt es ſich, da kein Vertrag vorliegt — 
iſt auch ohnedies, nicht nur bei Geſchäften ſozialrechtlicher Natur, 
grundſätzlich ausgeſchloſſen, falls er nicht ausnahmsweiſe geſetzlich ge⸗ 
ſtattet iſt. Ebenſowenig kann aber auch die Wirkung der Beitritts⸗ 
erklärung vom Ablauf einer gewiſſen Zeit und der Untätigkeit des 
Adreſſaten abhängen. Nun liegt jedoch in der Überreichung der 
ſchriftlichen Beitrittserklärung an den Vorſtand mehr als die bloße 
Bekundung des Willens, Mitglied werden zu wollen. Damit wird die 
Aufforderung an die Körperſchaft gerichtet, ihrerſeits Stellung zu dem 
„Aufnahmegeſuch“ zu nehmen und ſodann durch Veranlaſſung des 
Liſteneintrags die Entſtehung der Mitgliedſchaft herbeizuführen. Die 
nun durch rein paſſives Verhalten des Geſchäftsgegners entſtehende 
Situation muß irgendwie ihre rechtliche Löſung finden. Da eine Rechts⸗ 
pflicht zum Reden nicht beſteht, ſo muß das paſſive Verhalten des 
Adreſſaten ausgewertet werden. Das Schweigen auf ſolche rechtliche 
Aufforderung iſt anerkanntermaßen ſtets als Ablehnung zu beurteilen. 
Als Zuſtimmung läßt es ſich ſicherlich nicht auffaſſen — das wäre 
für die Körperſchaft von unabſehbaren Folgen begleitet — es ſei 
denn, daß nach der Satzung der Körperſchaft etwa ein Aufnahme⸗ 
zwang beſtünde. Auch eine dritte Deutung — Ablehnung einer Er⸗ 
klärung überhaupt oder auf gewiſſe Zeit — iſt nicht vertretbar. Das 
würde eine zeitlich unbegrenzte Gebundenheit des Beigetretenen au 
feine Erklärung ergeben, ohne die Möglichkeit, dieſe Gebundenheit 
ſelbſt (mangels Widerrufsrechts) löſen zu können; eine Auffaſſung, 
die eine Rechtsordnung nur unter elementarem Verſtoß gegen Treu 
und Glauben im Verkehr billigen könnte. Daß die Friſt, deren Ab⸗ 
lauf im Einzelfall das Schweigen der Körperſchaft zur Ablehnung 
werden läßt, nicht feſt zu umgrenzen iſt und den Umſtänden nach 
verſchieden bemeſſen werden muß, ſteht nicht entgegen. Im Einzelfall 
iſt dieſe Schwierigkeit, zu einer einwandfreien Entſch. zu gelangen, 
gar nicht ſo groß, wie es ſcheint. Jedenfalls iſt zum mindeſten nach 
Ablauf einer „angemeſſenen“ Friſt die Vermutung begründet, daß 
das Eintrittsgeſuch als abgelehnt zu gelten hat, und es iſt Sache der 
Genoſſenſchaft, nachzuweiſen, daß und warum darin keine Ablehnung 
zu ſehen iſt oder daß fie ſich im Gegenteil für Aufnahme entſchieden 
und dieſen Entſchluß rechtlich wirkſam kundgegeben hat. 

Der Fehler der reichsgerichtlichen Gedankenführung liegt m. E. 
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in der — allerdings nicht eindeutig und nicht ohne Bedenken — 
geäußerten Auffaſſung, daß eine Beitrittserklärung bis zur Eintragung 
widerruflich ſei und ſogar mit einer Befriſtung ihrer Wirkſamkeit 
verſehen werden könne. Damit ſucht das NG. die für den Beſchwð. 
ſo unbillige Wirkung ſeiner ablehnenden Entſch. abzuſchwächen und 
gewiſſermaßen dem BeſchwF. ſelbſt die Schuld an der Lage, in die 
er gekommen iſt, zuzuſchieben. Aber damit wird von einem Laien 
und ſelbſt von einem Juriſten Unmögliches verlangt. Die Empfehlung 
eines ſolchen Wegs, um ſich gegen die Verſchleppung der Aufnahme 
zu ſchützen, erfolgt hier m. W. zum erſtenmal durch das NG, Ich 
beſtreite entſchieden die rechtliche Zuläſſigkeit dieſes Wegs. Wenn es 
dem Aktienzeichner geftattet iſt, in der Zeichnungserklärung einen 
Zeitpunkt zu beſtimmen, in dem die Zeichnung unverbindlich wird 
(8189 Abſ. 3 Ziff. 4 HGB.), fo gilt dieſe für Kapitalgeſellſchaften 
aus beſonderen Gründen getroffene Ausnahme nicht für andere Körper⸗ 
ſchaften, insbeſ. nicht für 815 GenG., wo jeder ſolche Hinweis im 
Geſetz fehlt, und es widerſpricht das dem Verbot, irgendeine Be⸗ 
dingung, alſo auch eine dieſer naheſtehende Zeitbeſtimmung (gleich⸗ 
falls gewillkürtes Tatbeſtandserfordernis des Rechtsgeſchäfts), der Er⸗ 
klärung hinzuzufügen. Gerade aber weil dieſer vom RG. gezeigte Weg 
tatſächlich ungangbar iſt, kann die Löſung der entſcheidenden Frage 
nur dahin ausfallen, daß das Schweigen der Genoſſenſchaft als Ab⸗ 
lehnung anzuſehen iſt. 

Da in ſolchen Fällen von einer Ablehnung der Aufnahme 
auszugehen iſt, iſt eine Gleichſtellung dieſer Rechtslage mit der Rechts⸗ 
lage im Fall einer an Willensmängeln leidenden Beitrittserklärung 
nicht am Platz. Selbſtverſtändlich wird auch eine durch Irrtum oder 
Betrug zum Beitritt veranlaßte Perſon trotz Eintragung nicht Mit⸗ 
glied, wenn es an der Aufnahme fehlt. Ein Genoſſe darf ſich nicht 
auf die Mängel ſeiner Willenserklärung berufen, wohl aber ſtets 
darauf, daß es zu einer Aufnahme nicht gekommen iſt, d. h. auf das 
Fehlen der Aufnahmeerklärung oder die erfolgte Ablehnung. Und 
genau ſo wenig wie eine in Wirklichkeit nicht abgegebene Beitritts⸗ 
erklärung zum Erwerb der Mitgliedſchaft zu führen vermag, iſt das 
bezüglich der nicht vorhandenen Aufnahmeerklärung der Fall. Die 
Einreichung der Beitrittserklärung durch den Vorſtand iſt rechtlich 
ohne Bedeutung, wenn ſchon vorher die Ablehnung erfolgt it. 

Wenn das NG. hinweiſt auf die ſoziale Unbilligkeit, die durch 
„reihenweiſe Vorgänge gleicher Art“ für die Genoſſenſchaft und deren 
Gläubiger entſtehen kann, ſo iſt zu erwidern, daß ſolche Folgen kaum 
eintreten können, wenn man die Haftung für veranlaßten 
Rechtsſchein beachtet (vgl. meine Ausführungen in JW. 1934, 
2106 ff.). Hiernach iſt es den eingetragenen Nichtgenoſſen nicht ohne 
weiteres verſtattet, jede Beziehung zur Genoſſenſchaft zu leugnen. 
Dieſen Geſichtspunkt übergeht das RG. vollſtändig. 

Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 
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11. 88 170, 159 A bſ. 2 3 PO. Maßgebend iſt bei 
Abweichungen der Ausfertigung von der Ur- 
ſchrift der Wortlaut der Ausfertigung, die 
der Empfänger erhalten hat, weil nur dieſer 
für die Entſchließung des Empfängers maß 
gebend ſein kann. (Laut Ausfertigung der Ver⸗ 
fügung des Vorſitzenden war die Friſt zum 
Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr und 
die Friſt zur Einreichung der Ber Begr. ver⸗ 
lfängert; in der Urſchrift waren die letzteren 
ſieben Worte geſtrichen.) 
(Beſchl. v. 30. April 1935; VII B 7/35. — Köln.) [9.] 
E 


12. 88 313 Nr. 3, 286 3 PO. Geben weder das 
Protokoll noch der Tatbeſtand oder die Gründe 
des Urteils irgend etwas darüber an, was die 
Zeugen befragt ſind und ausgeſagt haben und 
fehlt ſomit jede Grundlage für die Prüfung, ob 
die Zeugen erhebliche Bekundungen gemacht 
haben, ſo muß dieſer von Amts wegen zu beach⸗ 
tende (RG.: J W. 1932, 2872) Verſtoß auch nach der 
neueren Rechtſprechung des RG. (RG. 145, 390 — 
JW. 1935, 1021) und des RArbG. (R ArbG. 14, 
176) zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen. 

(U. v. 6. März 1935; V 447/34. — Hamm.) [v. B.] 
* 


13. 58 319, 1025 ff. JED. Die Anwendbarkeit 
eines dem 8319 entſprechenden Verfahrens im 
ſchieds richterlichen Verfahren iſt anerkannten 
Rechtens. Der ordentliche Richter hat aber zu 
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prüfen, ob ein dem 8 319 entſprechender Fall 
vorliegt. Dies iſt nicht der Fall, wenn das 
Schiedsgericht ſeiner früheren Entſch. einen an⸗ 
deren Inhalt geben will, als damals beabfid- 
tigt war. 

(U. v. 22. März 1935; VII 264/34. — 1 


* 


14. § 529 3 PO. $529 Abi. 3 3 PO. findet auf 
neues Vorbringen und neue Beweismittel des 
Berufungsbeklagten nicht Anwendung; dafür 
gilt nur 8 529 Abſ. 2. f) 

Der erſte Richter hat für erwieſen gehalten, daß die 
übernommene Staffelabgabe an die T. nicht gezahlt worden 
iſt, war aber der Anſicht, dieſe Abgabe ſei nur in Höhe von 
5000 AM entſtanden, die die T. fordere, und daher ſeien 
auch nur 5000 RM, nicht noch weitere 1450 AM zu zahlen. 
Die 5000 AM feien aber von der Bekl. noch zu erlegen, weil 
anzunehmen ſei, daß die Kl. beim Abſchluß des Vergleichs 
v. 15. März 1932 vom Fortbeſtehen der Forderung der T. 
auf die Staffelabgabe nichts gewußt habe. Demgegenüber hat 
das BG. ansgeſprochen, nach vorausgegangenem Schriftwechſel 
vom Febr. 1932 auf die Klage der T. hin zwiſchen dem 
RA. Dr. D. in Berlin als Vertreter der Kl. und dem Bekl. fei 
die Kl. im Zweifel darüber geblieben, ob die Forderung der 
T. bezahlt ſei; deshalb greife der in dem Vergleich ausge⸗ 
ſprochene Generalverzicht durch. Einen in der „letzten“ münd⸗ 
lichen Verhandlung geſchehenen Beweisantritt mit Zeugnis 
des RA. Dr. D. dafür, daß ſeine Anfrage über die Bezahlung 
der T. vom Bekl. mündlich dahin beantwortet worden ſei, 
die T. ſei bezahlt, weiſt das Urteil mit der Begründung 
gem. 8529 Abſ. 3 ZPO. zurück, die Behauptung hätte in der 
Berufungsbegründung vorgetragen werden müſſen. Daß die 
Kl. ſie ſchon im erſten Rechtszug geltend gemacht habe — 
wofür nach dem Urteilstatbeſtand der klägeriſche Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte 1. Inſtanz RA. R. in Berlin als Zeuge benannt 
war — ergebe ſich weder aus den Schriftſätzen dieſer Inſtanz 
noch aus dem Tatbeſtand des erſten Urteils. . 

Dieſe Begründung iſt, wie der Rev., die die 88 529 und 
286 ZPO. als verletzt erachtet, zugegeben iſt, nicht haltbar. Sie 
überfieht, daß die Kl. nicht Berufungsklägerin, ſondern Be⸗ 
rufungsbeklagte geweſen iſt, alſo eine Berufungsbegründung 
gar nicht abzugeben hatte und abgegeben hat. Soweit ſie als 
Berufungsbeklagte das erſte Urteil zu verteidigen beſtrebt war, 
konnten neues Vorbringen und neue Beweismittel von ihr 
nicht nach 8 529 Abſ. 3 ZPO., ſondern nur etwa nach 8 529 
Abſ. 2 ZPO. oder bei Verſpätung innerhalb der Inſtanz nach 
88 523, 279, 283 Abſ. 2 ZPO. zurückgewieſen werden, was 
nicht geſchehen und begründet worden iſt. Aus der Begrün⸗ 
dung, die ausdrücklich auf das Fehlen des neuen Vorbringens 
und Beweismittels in der Berufungsbegründung abgeftellt ift, 
ergibt ſich, daß nicht etwa nur verſehentlich, wie die Reviſions⸗ 
beantwortung glaubte, der Abſ. 3 des 8 529 ſtatt des Abſ. 2 
angeführt iſt. Daneben war allerdings die Kl. auch Anſchluß⸗ 
berufungsklägerin und für die Auſchlußberufung, die nach 
8 522 a ZPO. durch Einreichung einer Anſchlußſchrift beim 
BG. zu geſchehen hat und vor Ablauf der Begründungsfriſt 
(8519 Abſ. 2) oder, ſofern fie ſpäter erfolgt, in der Anſchluß⸗ 
ſchrift begründet werden muß, gilt nach 8 5223 Abſ. 3 3PO. 
ebenfalls die Vorſchrift des § 519 Abſ. 3, daß die Begründung 
auch die neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden 
enthalten muß, die die Partei zur Rechtfertigung ihrer Be⸗ 
rufung anzuführen hat. Aber in dem jetzt angefochtenen Urt. 
fehlt die Zurückweiſung des Vorbringens und des Beweis⸗ 
mittels für die Anſchluß berufung überhaupt. 

(U. v. 1. Febr. 1935; IV 272/34. — Berlin.) [K.] 


Anmerkung: Die Richtigkeit der Entſch. ergibt ſich unmittelbar 
aus dem Geſetz. Nach 8 529 Abſ. 3 finden die Vorſchriften des Abſ. 2 
Satz 1 desſelben Paragraphen entſprechende Anwendung, wenn der 
Berufungskläger neues Vorbringen, entgegen den Vorſchriften 
des 8519 nicht in der Berufungsbegründung mitgeteilt hat. Nach 
dem ausdrücklichen Wortlaut des Geſetzes bezieht ſich dieſe Vorſchrift 
ſomit lediglich auf das Vorbringen des Berufungsklägers und nicht 
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auf das des Berufungsbeklagten. Die Vorſchrift des § 529 Abſ. 3 
ſtellt eine Ergänzung des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 dar. Hiernach muß die 
Berufungsbegründung die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen 
anzuführenden Gründe der Anfechtung ſowie der neuen Tatſachen, 
Beweismittel und Beweiseinreden, die die Partei zur Rechtfertigung 
ihrer Berufung anzuführen hat, enthalten. Durch dieſe Vorſchrift wird 
jedoch nicht verhindert, daß der Berufungskläger neues Vorbringen, 
as er in der Berufungsinſtanz geltend machen will, trozdem in der 
Berufungsbegründungsſchrift nicht angibt. Wie ich bereits in der 
Beſprechung in der JW. (1935, S. 778) ausführlich dargelegt habe, 
enthalten die Vorſchriften des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 die geſetzliche 
egefung von zwei Arten einer Berufungsbegründung. Die 1. iſt 
die, daß der Berufungskläger im einzelnen ausführt, der Vorderrichter 
habe den Sachverhalt in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht falſch 
gewürdigt. Die 2. Möglichkeit iſt die, daß der Berufungskläger zur 
Rechtfertigung der Berufung neue Tatſachen, Beweismittel und Be⸗ 
weiseinreden anführt. Die Berufung iſt ordentlich begründet und 
damit zuläſſig, wenn der Berufungskläger einer der beiden Möglich- 
Reiten genügt. Es beſteht daher die Möglichkeit, daß der Berufungs⸗ 
kläger, obgleich er in der Berufungsinſtanz neue Tatfachen vorzu⸗ 
bringen gedenkt, in der Berufungsbegründung lediglich Berufungs⸗ 
gründe im engeren Sinne anführt, d. h.: er rügt, daß der Vorder⸗ 
richter den Sachverhalt falſch gewürdigt habe. Das ſpätere Vorbringen 
er neuen Tatſachen bietet dann trotzdem nicht die Möglichkeit, die 
erufung nachträglich als unzuläſſig, weil nicht gehörig begründet, 
zurückzuweiſen. Um den hierdurch gegebenen Verſchleppungsmöglich⸗ 
keiten zu begegnen, iſt die Beſtimmung des § 529 Abſ. 3 erlaſſen 
worden, die dem Richter die Möglichkeit gibt, ſolches Vorbringen 
zurückzuweiſen. 
> Mit Recht führt das NG. weiter aus, daß der § 529 Abſ. 3 
SPD, auch auf neues Vorbringen des Anſchlußberufungsklägers anzu⸗ 
wenden iſt. Hier ergibt ſich jedoch die Frage, wie die Vorſchrift des 
$ 529 Abſ. 3 zu handhaben iſt, wenn, wie im vorliegenden Falle, 
dgl, eines einheitlichen Anſpruchs der Berufungsbeklagte gleichzeitig 
Anſchlußberufungskeläger iſt. Hier könnte fein neues Vorbringen, das 
u gleicher Weiſe zur Abwehr der Berufung des Gegners und zur 
Begründung der Anſchlußberufung vorgebracht iſt, nur inſoweit zurück⸗ 
gewieſen werden, als es zur Begründung der Anſchlußberufung dient. 
as könnte dazu führen, daß die durch das neue Vorbringen ver⸗ 
anlaßte Beweisaufnahme zwar die Berufung als unbegründet er⸗ 
ſcheinen läßt, dennoch aber der Anſchlußberufung nicht zum Erfolge 
verhelfen kann, weil fie wegen Beweisfälligkeit zurückzuweiſen iſt, und 
zwar obgleich die Beweisaufnahme ergeben hat, daß fie an ſich be⸗ 
ne iſt. Dieſes Ergebnis iſt offenbar nicht befriedigend. Es wird 
ich nur dadurch vermeiden laſſen, daß man annimmt, daß die zur 
Abwehr der Berufung vorgebrachten, rechtlich erheblichen Tatſachen, 
wenn ſie zu einer Beweisaufnahme bzgl. der Berufung führen, nie⸗ 
mals eine Verzögerung des Anſchlußberufungsverfahrens herbeiführen 
en, weil die Beweiſe ſowieſo in Hinſicht auf die Abwehr der 
i erufung hätten erhoben werden müſſen. Tritt ſomit durch das neue 
Vorbringen eine Verzögerung des Verfahrens nicht ein, dann iſt 8 529 
Abſ. 3 nicht anwendbar, weil nach der entſprechend anzuwendenden 
deorſchrift des § 529 Abſ. 2 eine Zurückweiſung nur dann erfolgen 
arf, wenn die neuen Tatſachen den Rechtsſtreit verzögern würden. 
RA. Alfred Herriger, Düſſeldorf. 


* 

15. 88 1032, 1041 Ziff. 1 3 PO. 

1. Mit der Aufhebungsklage kann die Un⸗ 
zuläſſigkeit des Schiedsverfahrens wegen Be— 
angenheit von Schiedsrichtern nur dann gel- 
tend gemacht werden, wenn das nach 8 1045 3 PO. 
angerufene Gericht das Ablehnungsgeſuch für 
egründet erklärt hat. 

. 2. Das Ablehnungsgeſuch gegen Schieds- 
richter kann bei dem Gericht des § 1045 3 PO. bis 
zur Niederlegung des Schiedsſpruchs angebracht 
werden, das Gericht des 8 1045 3 PO. hat über 
das Ablehnungsgeſuch zu entſcheiden, auch wenn 
die Niederlegung des Schiedsſpruchs inzwiſchen 
erfolgt iſt. 

ö 3. Erklärt das nach 81045 ZPO. vor Nieder- 
egung des Schiedsſpruchs angerufene Gericht 
a Ablehnungsgeſuch nach dem Erlaß des 
Schiedsſpruches für begründet, ſo muß die Un⸗ 
zuläſſigkeit des ſchieds richterlichen Verfahrens 
mit der Aufhebungsklage geltend gemacht 
Wer dene 

Das BG. führt aus, das Verfahren des Schiedsgerichts 


wäre nur dann als unzuläſſig anzuſehen, wenn der An⸗ 
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tragsgegner mit ſeinen wiederholten Ablehnungsgeſuchen im 
Laufe des Schiedsverfahrens Erfolg gehabt und wenn bei 
der Entſcheidung ein mit Erfolg abgelehnter Schiedsrichter 
mitgewirkt hätte. Vorliegend habe der Antragsgegner jedoch 
mit ſeinen verſchiedenen Ablehnungsverſuchen keinen Erfolg 
gehabt. Die Mitwirkung der abgelehnten Schiedsrichter mache 
daher das Verfahren des Schiedsgerichts keineswegs unzu- 
läſſig. Dieſe Ausführungen ſind richtig. Trotz dieſer Stel⸗ 
lungnahme läßt ſich das BG. dann aber auf eine ſachliche 
Prüfung der vorgebrachten Ablehnungsgründe ein, die zum 
Teil nach der Entſcheidung über die Ablehnungsgeſuche dem 
Antragsgegner erſt bekannt geworden ſein ſollen. Das iſt 
unzuläſſig. 

Wie der erk. Sen. bereits in dem Urt. VII 29/34 vom 
28. Sept. 1934 (RG. 145, 171 = JW. 1934, 3279 16; 
1935, 426°) mit eingehender Begründung ausgeführt hat, 
iſt es nicht richtig, daß das Prozeßgericht über die vor dem 
Schiedsgericht erklärte Ablehnung eines Schiedsrichters im 
Aufhebungsverfahren zu entſcheiden hat, wenn es vor dem 
Erlaß des Schiedsſpruchs nicht zu einer Entſcheidung des 
ſtaatlichen Gerichts gemäß 8 1045 ZPO. gekommen iſt. Nach⸗ 
dem das Geſetz die Entſcheidung über die Ablehnung eines 
Schiedsrichters dem Beſchlußverfahren zugewieſen hat, iſt der 
Klageweg dafür ausgeſchloſſen, und es kann auch nicht als 
zuläſſig gelten, mittelbar den Klageweg doch wieder dadurch 
zu eröffnen, daß die Ablehnung eines Schiedsrichters als 
Aufhebungsgrund gemäß 88 1041, 1046 ZPO. noch nach Er⸗ 
laß des Schiedsſpruches geltend gemacht wird, wenn, wie 
es in VII 29/34 der Fall war, während des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens ein Antrag an das ſtaatliche Gericht aus 
88 1045 f. ZPO. überhaupt nicht geſtellt worden ift. 

Vorliegend hatte der Antragsgegner Ablehnungsgeſuche 
bei dem ſtaatlichen Gericht geſtellt. Zwei Ablehnungsgeſuche 
gegen die Schiedsrichter S. und P. waren von den zu⸗ 
ſtändigen ſtaatlichen Gerichten in D. rechtskräftig für un⸗ 
begründet erklärt. Damit waren dieſe Ablehnungsgründe end⸗ 
gültig erledigt (Urt. v. 12. Nov. 1915: Seuff Arch. 71 
Nr. 222). Am 24. Okt. 1933 hatte der Antragsgegner dann 
ein neues Ablehnungsgeſuch eingereicht; dieſes Geſuch iſt 
jedoch wegen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts ab⸗ 
gelehnt und die hiergegen erhobene Beſchwerde zurückgewieſen 
worden. Damit iſt der gleiche Zuſtand hergeſtellt, wie wenn 
das Ablehnungsgeſuch überhaupt nicht an das ſtaatliche Ge⸗ 
richt gegangen wäre. Eine Entſcheidung des ſtaatlichen Ge⸗ 
richts, durch die ein Ablehnungsgeſuch für begründet erklärt 
iſt, liegt nicht vor. Nur eine ſolche Entſcheidung würde aber 
das ſchieds richterliche Verfahren unzuläſſig machen. Dies wäre 
allerdings, wie hinzugefügt werden mag, auch dann der Fall, 
wenn die Entſcheidung zwar vor der Beendigung des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens (Niederlegung des Schiedsſpruchs) 
beantragt, aber erſt nachher ergangen wäre. Inſofern ſteht 
die Rechtswirkſamkeit des Schiedsſpruchs, wenn ein Ab⸗ 
lehnungsgeſuch bei dem ſtaatlichen Gericht rechtzeitig ein⸗ 
gereicht iſt, unter dem Vorbehalt, daß dieſes Geſuch nicht für 
begründet befunden wird. Wird es für begründet befunden, 
ſo kann die Unwirkſamkeit des Schiedsſpruches mit der Auf⸗ 
hebungsklage geltend gemacht werden. Auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſteht ſchon das bereits angeführte Urt. v. 12. Nov. 1915, 
VII 211/15, das die Entſcheidung des rechtzeitig nach § 1045 
ZPO. wegen der Ablehnung angerufenen Richters auch noch 
nach Beendigung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens für zu⸗ 
läſſig hält. Das Urt. läßt aber die Frage offen, ob nicht der 
Prozeßrichter im Aufhebungsverfahren über die Frage der 
Berechtigung der Ablehnung entſcheiden könne, ſolange jene 
Entſcheidung nicht vorliege. In VII 29/34 beſtand keine 
Veranlaſſung zur Entſcheidung dieſer Frage; ſie iſt dahin 
zu beantworten, daß über das rechtzeitig geſtellte Ablehnungs⸗ 
geſuch auch nach Beendigung des ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahrens nur der nach § 1045 ZPO. zuſtändige Richter zu 
entſcheiden hat, nicht der Prozeßrichter im Aufhebungsver⸗ 
fahren. Daraus, daß die Rechtswirkſamkeit des ergangenen 
Schiedsſpruches unter dem Vorbehalt ſteht, das noch vor der 
Niederlegung angebrachte Ablehnungsgeſuch dürfe nicht für 
begründet erklärt werden, iſt gegen dieſen Standpunkt nichts 
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herzuleiten. Derartige Schwebezuſtände kommen auch bei Urt. 
der ordentlichen Gerichte vor; ſo ſteht das vor Rechtskraft des 
Grundurteils erlaſſene Urt. über den Betrag unter dem Vor⸗ 
behalt, daß das Grundurteil Rechtskraft erlange ($ 304 
ZPO.) Der Prozeßrichter im Aufhebungsverfahren iſt an 
die im Ablehnungsverfahren ergehende Entſcheidung gebun⸗ 
den, mag ſie vor oder nach Erlaß des Schiedsſpruches er- 
gehen. Sollte das Ablehnungsverfahren noch nicht beendet 
ſein, hat der Prozeßrichter die Entſcheidung abzuwarten. 
Nachdem die Prozeßnovelle v. 17. Mai 1898 die Entſchei⸗ 
dung über die Ablehnung von Schiedsrichtern durch § 1045 
BRD. einen beſonderen Beſchlußverfahren zugewieſen hat, iſt 
dieſes Verfahren die einzige Möglichkeit, die Ablehnung von 
Schiedsrichtern durchzuführen, und es beſteht — entgegen der 
Anſicht von Jonas, Komm. z. ZPO., 15. Aufl., Anm. 24 
zu § 1032 3PO., ſowie JW. 1935, 426, Anm. zu Nr. 9 — 
kein Anlaß, das gerichtliche Beſchlußverfahren über die Ab- 
lehnung auf die Zeit bis zum Erlaß des Schiedsſpruchs zu 
beſchränken. 

Kann hiernach mit der Aufhebungsklage die Unzuläſſig⸗ 
keit des Schiedsverfahrens wegen Befangenheit von Schieds⸗ 
richtern nur geltend gemacht werden, wenn das nach § 1045 
ZPO. angerufene Gericht das Ablehnungsgeſuch für begründet 
erklärt hat, ſo folgt daraus weiter, daß in dem Aufhebungs⸗ 
verfahren auch ſolche Ablehnungsgründe nicht mehr geltend 
gemacht werden können, die der Ablehnende erſt nach Beendi⸗ 
gung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens erfahren hat. Die 
von der Rev. hiergegen angeführte Entſch. VII 2/19 vom 
1. April 1919 (Recht 1919 Nr. 1840) ſteht nicht entgegen, 
da in ihr die Frage ausdrücklich unentſchieden gelaſſen iſt. 

(U. v. 9. April 1935; VII 359/34. — Düſſeldorf.) 


Anmerkung: Zu der in RGZ. 145, 171 (= JW. 1934, 3279; 
1935, 426) offengelaſſenen Frage, ob der Ablehnungsſtreit 
nach inzwiſchen erlaſſenem Schiedsſpruch weiter in dem Beſchluß⸗ 
verfahren nach § 1045 3PO. oder in dem Aufhebungs⸗ 
b w. Vollſtreckbarerklärungs verfahren auszutragen iſt, 
hat nunmehr das RG. in erſterem Sinne Stellung genommen. 
Ich hatte mich bei Beſprechung der Vorentſcheidung IW. 1935, 426 
entgegengeſetzt ausgeſprochen. Ich darf an die dortigen Ausführungen 
anknüpfen. 

Zunächſt um das Feld abzugrenzen — außer Streit ſteht, daß 
die Geltendmachung von Ablehnungsgründen eine eindeutige Ab- 
lehnungserklärung vor dem Schiedsgericht oder dem 
Gegner zur Vorausſetzung hat: wenn ich mich in Kenntnis des Ab- 
lehnungsgrundes vorbehaltslos auf das Schiedsverfahren einlaſſe oder 
das Verfahren nach Kenntuiserlangung vorbehaltslos fortſetze, fo be- 
gebe ich mich damit jeder Möglichkeit, den Ablehnungsgrund geltend 
zu machen. Daraus folgt weiter, daß aus Umſtänden, die erſt nach 
Erlaß des Schiedsſpruchs entſtanden oder zur Kenntnis der Partei 
gelangt ſind, eine Ablehnung niemals hergeleitet werden kann — 
es bleibt nur der Aufhebungsgrund wirklicher Rechtsbeugung; aus 
dem Verdacht oder der Möglichkeit einer ſolchen kann die Partei 
irgendein Begehren jetzt nicht mehr herleiten. Den Bereich der vorl. 
zur Erörterung ſtehenden Frage bilden demnach die Fälle, wo die 
Partei die Ablehnung dem Schiedsrichter bereits erklärt hatte. 

Das Geſetz weiſt die Entſch. in § 1045 dem ordentl. Gericht 
im Beſchlußverfahren zu, geſtattet aber in § 1037 — um Ver⸗ 
ſchleppungsmöglichkeiten hintanzuhalten — den Schiedsrichtern, trotz 
der Ablehnungserklärung den Spruch zu erlaſſen. Nach Anſicht des 
RO. ſoll das in dem Ablehnungsſtreit gem. § 1045 angerufene Gericht 
auch noch nach Erlaß des Schiedsſpruchs eutſcheiden. Eine Begründung 
gibt die Entſch. eigentlich nicht: die Bemerkung, daß nach der 
Novelle von 1898 das Beſchlußverfahren die „einzige Möglichkeit“ 
zur Durchführung des Ablehnungsſtreits biete und daß kein Anlaß 
zu einer zeitlichen Beſchränkung dieſes Satzes auf die Zeit bis zum 
Erlaß des Schiedsſpruchs beſtehe, beſagt im Grunde nichts. 

Ich möchte dem RG. drei Bedenken entgegenhalten: 

a) Zunächſt die Parallele zum ordentl. Verfahren. 
Ergeht vor rechtskräftiger Entſch. des Ablehnungsſtreits das Urteil, 
jo erledigt fich, wie allgemein angenommen wird, damit das Beſchluß⸗ 
verfahren; die noch anhängige Beſchwerde wird gegenſtandslos (RG. 
66, 46 f. u. weit. Nachw. bei Stein⸗Jonas 8 46 N. 4). Es iſt 
für die einem beſonderen Verfahren zugewieſenen Zwiſchenſtreitig⸗ 
keiten allgemeiner Grundſatz, daß der Zwiſchenſtreit, insbeſ. die 
Beſchwerde, gegenſtandslos wird, wenn diejenige Prozeßlage, für die 
Abhilfe begehrt wird, zu beſtehen aufgehört hat, vgl. daf. 8 575 
Bem. J. Ein Grund, der es rechtfertigte, hier die Lage anders ein⸗ 
zuſehen, beſteht m. E. nicht. 


b) Das RG. hat den in Rede ſtehenden Grundſatz ohne Ein⸗ 
ſchränkung aufgeſtellt und muß ihn folgerichtig m. E. auch in dem 
Falle gelten laſſen, wo ein gerichtliches Ablehnungsver⸗ 
fahren vor Erlaß des Schiedsſpruchs noch nicht 941 
hängig war. Zu denken iſt an den naheliegenden Fall: ein Kon⸗ 
flikt in der Verhandlung vor dem Schiedsgericht gibt der Partei Une 
laß, einen Schiedsrichter die Ablehnung zu erklären — gleichwohl 
erläßt das Schiedsgericht alsbald den Spruch, ehe die Partei das 
ſtaatliche Gericht nach $ 1045 angerufen hat. Soll nun auch hier 
der Ablehnungsſtreit im Verfahren nach 8 1045 ausgetragen werden 
müſſen? Soll die Partei die Aufhebungsklage exit nach Durchführung 
des Ablehnungsſtreits erheben dürfen und ſoll ſie andererſeits, wenn 
der Gegner die Vollſtreckbarerklärung nachſucht, den Ablehnungsgrund 
nicht nach $ 1041 Nr. 1 einredeweiſe geltend machen dürfen, vielmehr 
genötigt ſein, zur Stützung ihres Einwandes erſt ein Ablehnungs⸗ 
verfahren nach § 1045 einzuſchieben, das u. U. zwei Inſtanzen durch⸗ 
läuft? 

c) Im 8 1045 find nicht nur die Ablehnungsſtreitigkeiten, fon? 
dern auch andere, insbeſ. die Streitigkeiten über die Ernennung 
der Schiedsrichter und über das Erlöſchen des Schieds- 
vertrags dem Beſchlußverfahren zugewieſen. Der vom RG. auf⸗ 
geſtellte Satz müßte eigentlich folgerichtig auch für dieſe anderen 
Streitigkeiten gelten. Das hieße: auch die Frage, ob 3. B. das 
Schiedsgericht infolge Rücktrittserklärung von irgendeiner Seite oder 
dgl. ſeine Entſcheidungsbefugnis verloren hat, dürfte nicht nach 8 1041 
Nr. 1 im Aufhebiungs- oder Vollſtreckbarerklärungsverfahren, ſondern 
nur in einem beſonderen zwiſchengelagerten Beſchlußverfahren be⸗ 
handelt werden. Ich möchte kaum annehmen, daß das RG. dieſe 
Folgerung ziehen würde; Gründe, zwiſchen den verſchiedenen in 
$ 1045 gemeinſam dem Beſchlußverfahren zugewieſenen Streitig⸗ 
keiten zu differenzieren, ſehe ich aber nicht. — 

Dieſe Bedenken werden weſentlich durch folgende praktiſche Er⸗ 
wägungen geſtützt: Wie das NG. ſelbſt andeutet, find prozeſſuale 
Schwebezuſtände mißlich, das gilt in noch verſtärktem Maße von 
Gabelungen an ſich einheitlicher Verfahren. Daß ſich bei der Viel⸗ 
geſtaltigkeit prozeſſualer Bilder ſolche Mißlichkeiten nicht völlig aus⸗ 
ſchließen laſſen, iſt richtig; ſoweit irgend möglich, ſollte man ſie aber 
unbedingt vermeiden. Man vergegenwärtige ſich: Faſt regelmäßig 
werden — gleichviel ob im Aufhebungsprozeß oder als Einwand im 
Vollſtreckbarerklärungsverfahren — Aufhebungsgründe in ſtarker 
Kumulation vorgebracht. Es iſt leider ein durch unzählige Entſch. be⸗ 
legter Erfahrungsſatz, daß, wenn ſich aus einem Schiedsverfahren Weite? 
rungen ergeben, der Kampf mit allen Mitteln prozeſſualer Taktik ger 
führt wird. Der Einwand fehlerhafter Beſetzung des Schiedsgerichts, 
Überſchreitung ſeiner Entſcheidungsbefugnis, weſentliche Verfahrens 
verſtöße uſw. werden regelmäßig gehäuft geltend gemacht. Es iſt nun 
vom Standpunkte einer zweckmäßigen Konzentration und Okonomie 
des Verf. alles andere als praktiſch, wenn die eine Gruppe von 
Einwendungen im Vollſtreckbarerklärungs⸗ bzw. Aufhebungsverfahren 
und die andere in einem parallelen Verfahren, u. U. in der Be- 
ſchwerdeinſtanz, behandelt wird — mit dem Ergebnis, daß die eine 
Stelle auf die Entſch. der anderen wartet und ihr Verfahren, Be. 
weisaufnahme uſw., durch die Entſch. der anderen wieder gegenſtands⸗ 
los werden kann — vom Hinundherwandern von Beiakten u. dgl. 
ganz zu ſchweigen. 

Demgegenüber iſt es eine weſentlich klarere Lage: Iſt ein 
Schiedsſpruch einmal ergangen, ſo gibt es nur ein Verfahren 
über Gültigkeit oder Ungültigkeit des Schiedsſpruchs, ſei es in 
poſitiver Richtung als Vollſtreckbarerklärungsverfahren, ſei es inn 
negativer als Aufhebungsverfahren. Der Ausſpruch über die Ab⸗ 
lehnung nach Erlaß des Schiedsſpruchs iſt in der Tat nichts Halbes 
und nichts Ganzes: der poſitive Ausſpruch bringt dem obſiegenden 
Teile nichts, ſo lange die Aufhebung nicht nachfolgt, denn die Rechts“ 
kraftwirkung des Schiedsſpruchs bleibt vorerſt beſtehen, und der 
negative Ausſpruch gibt dem Gegner noch keinerlei Klarheit, denn 
er weiß nicht, ob nicht im Vollſtreckungsverfahren noch allerlei 
weitere Einwände vorgebracht werden. Den prozeſſualen Komplika⸗ 
tionen, die ſich vollends ergeben, wenn man die oben zu b und 
angedeuteten Gedanken weiterverfolgt, möchte ich hier nicht weiker 
nachgehen. 

Wenn der von mir vertretenen Anſicht ſchließlich etwa entgegen? 
gehalten wird, die Nichtfortſetzung eines einmal begonnenen b⸗ 
lehnungsſtreits ſei prozeſſualer Leerlauf, jo wiegt dieſer Einwand Mt t 
ſchwer; denn, wenn in dem Ablehnungsbeſchlußverfahren ſchon 1 
mittlungen angeſtellt ſind, werden fie ſelbſtverſtändlich in dem am 
ſchließenden Hauptverfahren verwertet werden, und menn es zu 19 
noch nicht gekommen iſt, fo war das Ablehnungsverfahren eben erf 
im Anfangsſtadium. — 

Ich möchte nach alledem annehmen, daß die vorl. Entſch. noch 
nicht das letzte Wort des RG. in der Frage geweſen iſt. 


MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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| Reichsgericht: Strafſachen | 


16. 820a Abi. 1 StGB. Der Umſtand, daß die 
durch die früheren Straftaten vom Angekl. er⸗ 
langten Werte nicht beſonders hoch geweſen ſind 
und daß die früheren Urteile dem Angekl. mil- 
dernde Umſtände zugebilligt haben, zwingen 
das Gericht, das über die Frage der Anordnung 
der Sicherungsverwahrung zu entſcheiden hat, 
nicht, eine ſolche Verurteilung außer Betracht 
zu laſſen (R G.: J W. 1934, 14961; ferner 3 D 1023/34 
v. 15. No v. 1934). 


(3. Sen. v. 3. Juni 1935; 3 D 376/35.) 
* 


17. Nach 8 120 A bſ. 1 StGB. wird nicht nur 
beſtraft, wer einen Gefangenen vorſätzlich be⸗ 
freit, ſondern auch derjenige, der einem Ge⸗ 
fangenen zur Selbſtbefreiung porſätzlich be⸗ 
hilflich iſt. Die Vorſchrift unter Abſ. 2 daſelbſt, 
wonach ſchon der Verſuch ſtrafbar tft, findet 
auch dann Anwendung, wenn die Tat in der 
Beihilfe zur Selbſtbefreiung eines Gefange⸗ 
nen beſteht. Inſoweit handelt es ſich nicht um 
die Beihilfe zu einer Handlung, durch deren 
Strafbarkeit auch die Beihilfe erſt ſtrafbar 
wird, ſondern um ein ſelbſtändiges Vergehen, 
das ſich gerade dadurch auszeichnet, daß die Tat 
an ſich ſtraflos, die vorſätzliche Beihilfe dazu 
aber ſtrafbar iſt. Der Verſuch einer ſolchen nach 
§ 120 Abſ. 1 StGB. zur ſelbſtändigen Tat er- 
hobenen Beihilfe liegt dann vor, wenn der Ge⸗ 
hilfe alles getan hat, was er für erforderlich 
hielt und zu tun beabſichtigte, um dem Gefan⸗ 
genen die Selbſtbefreiung zu ermöglichen oder 
zu erleichtern, dieſe jedoch nicht verwirklicht 
worden iſt (RG. 1 D 1013/10 v. 19. Dez. 1910 [Goltd⸗ 
Arch. 59, 116] und 2 D 1250/28 v. 29. April 1929 
J W. 1929, 27147). 

(3. Sen. v. 9. Mai 1935; 3 D 355/35.) 


* 

18. 8139 StG B. Wegen unterlaſſener An⸗ 
zeige kaun nur beſtraft werden, wer nachweislich 
nicht zu den Teilnehmern des Vorhabens gehört. 

Nach den Feſtſtellungen des Schw. hat der Angekl. 
zwar nicht mit Sicherheit nachgewieſen werden können, daß 
fie dem Angekl. K. zur Begehung feiner Tat wiſſentlich durch 
Rat oder Tat Hilfe geleiſtet habe; es iſt aber ein erheblicher 

erdacht gegen ſie beſtehen geblieben, daß ſie an der Tat 
ſelbſt beteiligt geweſen iſt. Wegen unterlaſſener Anzeige kann 
aber nur beſtraft werden, wer nachweislich nicht zu den 
Teilnehmern des Vorhabens gehört. Wer der Teilnahme an 
ben Tat auch nur verdächtig iſt, kann nicht nach 8 139 StGB. 
gufktaft werden (vgl. RGurt.: ZW. 1932, 571 = Jur- 
19 00 1931 Nr. 1396 — Dag. 1931 Rſpr. Nr. 439; JW. 
2398 13575 — Jurgdſch. 1934 Nr. 1326; JW. 1933, 
0 12), Da hiernach der Angekl. der Tatbeſtand des § 139 
5 GB. bisher nicht einwandfrei nachgewieſen worden iſt, be⸗ 
arf es inſoweit der Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
1 Zurückverweiſung an die Vorinſtanz. Die Aufhebung des 
„gefochtenen Urteils erſtreckt ſich auch auf die Freiſprechung 
92 der Anklage wegen Beihilfe zum verſuchten Morde und 
derſuchten Raube. Es handelt ſich bei der ganzen Tat um 
e geſchichtlichen Vorgang, der ſich nicht in zwei Teile 
198 läßt. Das Gericht durfte die Angekl. nicht freiſprechen, 
. es ſie der ihr zur Laſt gelegten Beihilfe nicht für über⸗ 
ſührt und nur den Tatbeſtand des $ 139 StGB. für nach⸗ 
gewieſen hielt. Es durfte nicht die Angekl. wegen desſelben 
Oſchichtlichen Vorgangs teils verurteilen, teils freiſprechen. 
ie gleichwohl ausgeſprochene Freiſprechung iſt unbeachtlich. 

(3. Sen. v. 1. April 1935; 3 D 210/35.) 


* 19. 8266 StGB. Wird bei einer Waren⸗ 
beſtellung vom Beſteller eine Vorauszahlung 
geleiſtet, benutzt aber der Beſtellungsem p⸗ 
fänger dieſes Geld entgegen der Erwartung 
des Beſtellers nicht zum Ankaufe der beſtellten 
Sache, ſo iſt damit der Untreuetatbeſtand noch 
nicht erfüllt. 5) 

Der Angekl. hat bei Privatperſonen Beſtellungen auf 
ſilberne Eßbeſtecke und anderes Silbergerät, zum Teil auch 
auf deren Gravierung, aufgeſucht und entgegengenommen, 
die er ſelbſt erſt beſtellen und einkaufen wollte, hat von den 
Beſtellern Vorauszahlung des von ihm ihnen berechneten 
Preiſes verlangt und erhalten und hat in einem Fall nur 
einen Teil, in den anderen Fällen nichts von den beſtellten 
Gegenſtänden geliefert, im Umfang der Nichtlieferung in den 
Fällen S., B. und L. auch die Waren nicht eingekauft, ſon⸗ 
dern das ihm vorausgezahlte Geld anderweit zu eigenem 
Nutzen verwendet, im Falle G. zwar unwiderleglich mit dem 
erhaltenen Gelde Waren der beſtellten Art bezogen, als ſie 
aber in mangelhaftem Zuſtande eintrafen, dieſe an andere 
Perſonen billig abgeſetzt und keine Schritte zur Erlangung 
einwandfreier Ware für G. unternommen. Nach dem Urt. 
nahm der Angekl. die Beſtellungen in eigenem Namen und 
für eigene Rechnung auf. Er erhielt nicht etwa von den Be⸗ 
ſtellern den Auftrag, als Vermittler für ſie die Waren 
billigſt und beſtens einzukaufen. Die vorausgezahlten Gelder 
wurden mit dem Empfang Eigentum des Angekl., ſo daß 
eine Unterſchlagung der Gelder nicht in Frage kam. Beim 
Verlangen und beim Empfang der Vorauszahlungen hatte 
der Angekl. noch die Abſicht, das Geld zur Anſchaffung der 
beſtellten Waren zu verwenden und dieſe den Beſtellern zu 
liefern. Bei dieſer vom Rev. nicht nachzuprüfenden tat⸗ 
ſächlichen Annahme des LG. hat es alſo auch rechtlich ein⸗ 
wandfrei die Verurteilung wegen Betrugs abgelehnt. 

Es hat aber in den vier Fällen den Treubruchstatbeſtand 
der Untreue nach 8 266 StGB. n. F. als erfüllt angeſehen 
und dazu ausgeführt: Der Angekl. habe ſich bei der Auf⸗ 
nahme der Beſtellungen, wie den Beſtellern bekannt geweſen 
ſei, in ſehr ſchwierigen Vermögensverhältniſſen befunden; 
auf ſeine Verſicherung, daß er ſelbſt bei ſeinen Lieferfirmen 
bar bezahlen müſſe, hätten ihm die Beſteller die Voraus⸗ 
zahlungen nur in der Erwartung und mit dem Willen ge⸗ 
währt, daß er ihr Vertrauen rechtfertige und die Gelder zum 
Ankaufe der beſtellten Gegenſtände verwende, oder mindeſtens 
einen entſprechenden Betrag dafür bereit halte, damit er 
jederzeit die Waren ſeinen Lieferfirmen bezahlen könne; es 
habe ſich ſo um ein wirtſchaftliches Sondervermögen ge⸗ 
handelt, über das der Angekl. nur entſprechend den Ver⸗ 
mögensintereſſen ſeiner Beſteller habe verfügen dürfen; über 
alles das ſei er ſich im klaren geweſen; dadurch, daß er in 
den Fällen S., B. und L. die Beträge anderweit verwandte, 
ohne erſatzfähig zu ſein, und daß er im Falle G. nicht um 
Erlangung einwandfreier Erſatzware bemüht blieb, habe er 
unter Verletzung der ihm aus dem Vertrauensverhältnis zu 
den Beſtellern erwachſenen Treupflicht ſie geſchädigt, was er 
vorausgeſehen und gebilligt habe. 

Mit dieſer Begründung war 
rechtfertigen. 

Die Pflicht zur Erfüllung von Vertragsbedingungen iſt 
nicht gleichbedeutend mit der Pflicht, i. S. des § 266 StGB. 
die Vermögensintereſſen eines anderen wahrzunehmen oder 
zu betreuen. Wie eine ſolche Pflicht des Käufers nicht ohne 
weiteres beim Verkauf auf Kredit beſteht, ſo iſt ſie auch im 
umgekehrten Falle für den Verkäufer noch nicht aus der 
Tatſache zu begründen, daß der Käufer eine Vorauszahlung 
auf eine beſtellte Ware geleiſtet, und zwar auch dann nicht, 
wenn er ſie mit Wiſſen des Verkäufers dieſem trotz deſſen 
ſchlechter Vermögensverhältniſſe nur aus beſonderem Ver⸗ 
trauen auf ſeine perſönliche Zuverläſſigkeit und in der 
ſicheren Erwartung gewährt hat, daß er das Geld zum An⸗ 
kauf der beſtellten Ware verwenden werde. Was die Be⸗ 
ſteller hierüber gedacht haben, iſt nicht von entſcheidender 
Bedeutung. 

Das RG. hat bereits in RGSt. 69, 58 — JW. 1935, 


die Verurteilung nicht zu 
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94126 darauf hingewieſen, daß der Geſetzgeber durch die 
neuen Untreuebeſtimmungen hauptſächlich im Kampf gegen 
„Schiebertum“ und „Korruption“ den ſtrafrechtlichen Schutz 
von Treu und Glauben im Verkehr ſowie die Sicherung des 
gegenſeitigen Vertrauens in Handel und Wandel erweitern 
und verſtärken, aber den Bereich nicht ins Ungemeſſene er⸗ 
weitern wollte. Das iſt auch bei Beantwortung der Frage 
zu beachten, was unter der Pflicht zu verſtehen iſt, fremde 
Vermögensintereſſen wahrzunehmen und zu betreuen. Hierzu 
iſt dort ausgeführt: es ſei an Pflichten oder Pflichtenkreiſe 
gedacht, die ſich ihrer Dauer nach über eine gewiſſe Zeit oder 
ihrem Umfang nach über bloße Einzelfälle hinaus erſtrecken, 
ſo daß der Verpflichtete für ihre Erfüllung einen gewiſſen 
Spielraum, eine gewiſſe Bewegungsfreiheit oder Selbſtändig⸗ 
keit habe, möge auch ein ſolcher Pflichtenkreis an Bedeutung 
und Umfang hinter dem eines Vormunds, eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers oder anderer Vermögensverwalter im eigent⸗ 
lichen Sinne mehr oder weniger zurückbleiben und ſich mehr 
einer einzelnen Geſchäftsbeſorgung i. S. des bürgerlichen 
Rechts nähern. 

Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben, wo nur 
Vorauszahlungen bei Einzelwarenbeſtellungen geleiſtet wur⸗ 
den, die der Angekl. in eigenem Namen und für eigene Rech⸗ 
nung aufnahm und ausführen ſollte und wollte. Er hatte 
nicht Vermögensintereſſen der Beſteller wahrzunehmen. Ob 
eine Pflicht hierzu anzuerkennen geweſen wäre, wenn die Be- 
ſteller ihn beauftragt hätten, auf ihre Koſten oder auch auf 
ihren Namen ihnen die Waren beſtens und billigſt zu be- 
ſorgen, bedarf nicht der Erörterung, da ein ſolcher Fall nach 
den Feſtſtellungen des LG. nicht gegeben war. 


(2. Sen. v. 25. Febr. 1935; 2 D 57/5.) 
= RSt. 69, 146.) 


Anmerkung: Das vorliegende Urt. des 2. Sen. rührt au Fra⸗ 
gen von großer grundſätzlicher Bedeutung. Ihm liegt folgen⸗ 
der einfache Sachverhalt zugrunde: Der Angekl. hatte Beſtellungen 
auf Silbergerät aufgeſucht und entgegengenommen, das er ſelbſt erſt 
(in eigenem Namen und für eigene Rechnung) beſtellen und einkaufen 
wollte. Die Anzahlungen, die er darauf von den Beſtellern erhielt, 
verwendete er für ſich. Das LG. hat eine Beſtrafung wegen Unter- 
ſchlagung abgelehnt, weil die vorausgezahlten Gelder mit dem 
Empfang Eigentum des Angekl. geworden ſeien; Betrug hat es 
verneint, weil der Angekl. bei Erhalt der Vorauszahlungen noch die 
Abſicht gehabt habe, das Geld zur Anſchaffung der beſtellten Waren 
zu verwenden und dieſe den Beſtellern zu liefern; es hat ſchließlich 
wegen Untreue verurteilt, weil es ſich bei dem Geld um wirt- 
ſchaftliches Sondervermögen gehandelt habe, über das der Augekl. 
nur entſprechend den Vermögensintereſſen feiner Beſteller habe ver- 
fügen dürfen. 

Der 2. Sen. beanſtandet dieſe Verurteilung mit der ſchon in 
einem Urt. des 1. Sen. aufgeſtellten Behauptung (abgedr. ZW. 1935, 
94126), daß die Pflicht zur Erfüllung von Vertragsbedingungen nicht 
gleichbedeutend ſei mit der Pflicht, i. S. des 8 266 SGB. die Ver⸗ 
mögensintereſſen wahrzunehmen und zu betreuen. „Vermögens- 
intereſſen“ i. S. des Geſetzes habe der Angekl. nicht wahrzunehmen 
gehabt. 

Dieſe Theſe halte ich nicht für richtig. Zutreffend iſt allerdings, 
daß von einem Treuverhältnis i. S. des § 266 in der Tat nur da 
die Rede fein kann, wo die Pflicht zur Betreuung fremder Ver⸗ 
mögensintereſſen Hauptgegenſtand des Innenverhältniſſes iſt. 
Nicht zu billigen iſt aber der abſtrakte Beurteilungsmaß⸗ 
ftab, den der erk. Sen. offenſichtlich für maßgebend hält. Weil beim 
typiſchen Kaufvertrag die Pflicht, fremde Vermögensintereſſen wahr⸗ 
zunehmen, nicht weſentlicher Inhalt des Innenverhältniſſes iſt, foll 
Untreue beim Kauf überhaupt nicht oder doch nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe möglich ſein. Der vorliegende Fall zeigt indeſſen, daß eine 
ſolch typiſierende Betrachtungsweiſe unmöglich richtig ſein kann. 
Denn die Beſteller wußten, daß der Angekl. ſich in ſchlechten Ver⸗ 
mögensverhältniſſen befand, ſie haben ihm die Vorauszahlungen. 
einzig und allein in der Erwartung gewährt, daß er ihr Vertrauen 
rechtfertige und die Gelder auch wirklich zum Ankauf der beſtellten 
Gegenſtände verwende. Wenn ein Fall ſo beſchaffen iſt, liegt es 
m. E. nicht i. S. des Geſetzes, die Anwendbarkeit des 8266 StGB. 
auszuſchließen. Beruht ein Kaufvertrag auf derart ausgeprägter Ver⸗ 
trauensgrundlage, ſo verlangt der Grundgedanke der Beſtimmung 
Beſtrafung. 

Dieſe konkrete, auf den Einzelfall abſtellende Betrach⸗ 
tungsweiſe verhindert, daß Vertragsverletzungen ſchlechthin unter 
8 266 gezogen werden. Daß eine derartige Ausdehnung des An⸗ 
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wendungsbereichs der Vorſchrift in die obligatoriſchen Geſchäfte des 
täglichen Lebens hinein nicht Wille des Geſetzes iſt, konnte nach 
bisherigem Recht nicht zweifelhaft ſein. Der Bericht über die Arbeit 
der Strafrechtskommiſſion beweiſt, daß darin auch für die Zukunft 
keine Anderung eintreten ſoll (ogl. die Bemerkung von Dahm eben⸗ 
dort S. 339 ff.). Nach der ausdrücklichen Erklärung der Denkigrift 
ſoll auch künftig nur „die Verletzung beſtimmter Verträge er⸗ 
faßt“ werden (340); die Erfaſſung des normalen Verkragsbruchs iſt 
und bleibt Sache des bürgerlichen Rechts. 

Soweit das Urt. auf das Erkenntnis des 1. Sen. v. 14. Dez. 
1934 (JW. 1935, 941) bezug nimmt, muß ich dasſelbe Bedenken 
geltend machen wie gegen das angezogene Urt. (vgl. meine Anm. 
dazu JW. 1935, 1697). Das will beſagen: es iſt nicht richtig, 
daß es ſich bei 8266 immer um Pflichten handeln müſſe, die ſich 
ihrer Dauer nach über eine gewiſſe Zeit oder ihrem Umfange nach 
über bloße Einzelfälle hinaus erſtrecken. Wie in der Arm. zu dem 
erwähnten Urt. dargelegt, ſind Fälle denkbar, in denen es an den 
erwähnten Vorausſeßungen fehlt und der Zweck und Sinn des 8 266 
trotzdem Strafbarkeit erfordert. Dieſes neue Urt. zeigt, daß das RG. 
in Gefahr iſt, ſich auf dieſe irreführenden Geſichtspunkte aus dem er⸗ 
wähnten Urt. des 1. Sen. feſtzulegen; um jo entſchiedener muß 
dagegen Widerſpruch erhoben werden. 


Prof. Dr. Erich Schwinge, Halle a. d. S. 
* 


20. § 266 A bſ. 2 StGB. Ein wegen Schädigung 
des Volkswohls beſonders ſchwerer Fall i. S. 
des 8 266 Abſ. 2 StG B. n. F. iſt im Grundſatz da 
anzunehmen, wo von der Schädigung nicht das 
Vermögen des einzelnen Volksgenoſſen oder 
eines kleinen Kreiſes betroffen wird, ſondern 
die Allgemeinheit, alſo der Staat, gemeinnüt⸗ 
zige Unternehmungen, öffentliche Wohlfahrts- 
einrichtungen. Daß dieſe Vorausſetzung bei 
einem Eingriff in die Mittel der Deutſchen 
Arbeitsfront gegeben iſt, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein. Welchen Betrag die geldliche Schädi⸗ 
gung im einzelnen Falle erreichen muß, läßt ſich 
allgemein ziffernmäßig nicht abgrenzen; das 
unterliegt der Beurteilung des Tatrichters, 
ſeinem Ermeſſen. 


Für die rechtliche Beurteilung im allgemeinen iſt aber 
der Umſtand von Bedeutung, daß im $ 266 Abſ. 2 (wie im 
8 263 Abſ. 4) neben den Eintritt eines „beſonders großen 
Schadens“ ausdrücklich der Fall einer Schädigung des Volks- 
wohls beſonders geſtellt iſt, ohne daß hierzu eine gewiſſe 
Höhe des veruntreuten Betrages vorausgeſetzt würde. Dem— 
nach wird nur bei geringfügigen Beträgen, wo die angedrohte 
Zuchthausſtrafe außer Verhältnis zur Strafwürdigkeit der 
Tat ſtünde, der Fall einer Schädigung des Volkswohls zu 
verneinen ſein, in Ausnahme von der Regel (ſo auch die Urt. 
des Sen. v. 3. Mai 1935, 1 D 111/35 u. 203/35). Ob es 
ſich im einzelnen Falle um einen geringfügigen Betrag han⸗ 
delt, hat der Tatrichter unter Würdigung aller Umſtände zu 
entſcheiden (vgl. RG Urt. 1 D 1329/34 v. 11. Dez. 1934: JW. 
1935, 9443). 

Zum inneren Tatbeſtand kann, felbft wenn man den 
Geſichtspunkt einer reinen Erfolgshaftung ablehnt, keinesfalls 
mehr vorausgeſetzt werden, als daß ſich der Täter der Um— 
ſtände bewußt ſei, die die Annahme eines beſonders ſchweren 
Falles begründen. Das beträfe demnach hier das Weſen des 
Vermögensträgers, gegen den ſich die ungetreue Handlung 
richtet, das Verhältnis des Angekl. zu ihm und den Umſtand, 
daß der veruntreute Betrag nicht unbedeutend geweſen ift- 
Dagegen brauchte ſich der Angekl. nicht auch deſſen bewußt 
geweſen zu ſein, daß das Geſetz für beſonders ſchwere Fälle 
eine höhere Strafe vorſieht und daß die ihm bekaunten 
weſentlichen Umſtände der Tat die Annahme eines beſonders 
ſchweren Falles rechtfertigen (1 D 203/35). 

In der Rſpr. des RG. (vgl. RGSt. 68, 218, 220 = 
JW. 1934, 214717) iſt anerkannt, daß auch ein nicht wirt⸗ 
ſchaftlicher Schaden die Grundlage einer Schädigung des 
Volkswohls bilden kann. 

(1. Sen. v. 3. Mai 1935; 1 D 1312/4.) 
* 
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21. 88 268, 348 A bſ. 2, 349 StGB.; §8 328 Abſ. 3, 
331 StPO. War für ein nach dem 1. Juli 1932 er⸗ 
gangenes SchöffGUrt. tatſächlich nicht das 
SchöffG., ſondern die Str. zuſtändig, fo hat 
auf Berufung hin die Strͤ. nicht gemäß 8 328 
Abſ. 3 StPO. die Sache an das zuſtändige Gericht 
zu verweiſen, ſondern in der Sache ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden. Wurde der Angekl. im erſten Rechts- 
gange aus 88 263, 268 Ziff. 2 StGB., auf Be⸗ 
rufung des Angekl. und gleichzeitiger, auf 
das Strafmaß beſchränkter Berufung der St A. 
hin aber aus 88 263, 348 Abſ. 2, 349 StGB. zu 
ſechs Monaten Gefängnis und 150 AM Geldſtrafe 
verurteilt, ſo muß auf die vom Angekl. wie von 
der St A. eingelegte Reviſion hin den Angekl. 
neben Geldſtrafe) wenigſteus die in 8 349 StGB. 
feſtgeſetzte Mindeſtſtrafe von einem Jahr Zucht- 
haus treffen. f) 

Das SchöffG. hatte den Angekl. wegen Betrugs in 
Tatmehrheit mit gewinnſüchtiger Fälſchung einer öffentlichen 
Urkunde (des Protokollbucheintrags) neben einer Geldſtrafe 
mit vier Monaten Gefängnis beſtraft. Auf die vom Angekl. 
in vollem Umfang, von der StA. unter Beſchränkung auf 
das Strafmaß eingelegte Berufung hat die Strͤ. den Angekl. 
des Betrugs in Tatmehrheit mit einem Amtsverbrechen nach 
§8 348 Abſ. 2, 349 StGB. für ſchuldig erklärt und ihn zu 
150 An Geldſtrafe ſowie ſechs Monaten Gefängnis verurteilt. 

J. Zur Entſch. über die hiergegen von der StA. und 
dem Angekl. eingelegten Rev. iſt das RG. zuſtändig. 

Zwar iſt gegen ein nach dem 1. Juli 1932 ergangenes 
Urt. eines Schöff®. nur die Berufung an die Str. oder die 

ev. an das OLG. zuläſſig. War aber zur Aburteilung in 
erſter Inſtanz das SchöffG. nicht zuſtändig, weil es ſich 
um ein Amtsverbrechen handelte, ſo hätte an ſich gemäß 
8328 Abſ. 3 StPO. die Strͤ. als BG. die Sache an das 
zuſtändige Gericht verweiſen müſſen. Das erübrigt ſich jedoch, 
wenn ſie, wie hier, ſelbſt das zuſtändige Gericht war; ſie hatte 
dann ſtatt deſſen in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. Das iſt 
zwar in § 328 Abſ. 3 StPO. nicht ausdrücklich angeordnet, 
weil zu der Zeit, als 8 328 feine jetzige Faſſung erhielt, die 
Strat. nur BG. war, eine Verhandlung vor ihr als 1. In⸗ 
tanz alſo nicht in Frage kam; nach Wiedereinführung der 
erſtinſtanzlichen Zuſtändigkeit der Str. iſt aber § 328 Abſ. 3 
nicht mehr neu gefaßt worden. Aus ſeiner früheren Faſſung 
ann ſinngemäß die Befugnis der Str. entnommen werden, 
in ſolchen Fällen in der Sache ſelbſt zu entſcheiden; eine vor⸗ 
gerige Verweiſung wäre ein zweckloſes Formeltum (vgl. auch 
RESL. 6, 314). 
Wenn alſo die Str. als BG. das Urt. auf Grund einer 
Hauptverhandlung gefällt hat, welche die für erſtinſtanzliche 
erhandlungen gegebenen Vorſchriften gewahrt hat, ſo iſt wie 
gegen jedes andere erſtinſtanzliche StrKlitt. die Rev. an das 
G. zuläſſig. 
„Die ſäachlich⸗rechtliche Vorausſetzung einer ſolchen ver⸗ 
ſuhrens rechtlichen Geſtaltung, daß nämlich das Shöjf®. zur 
burteilung der Tat des Angekl. nicht zuſtändig war, liegt 
vor: Das LG. ſtellt feſt, daß der Angekl. als erſter Bürger⸗ 
meiſter, alſo als Beamter, die im Protokollbuch der Ge⸗ 
meinde enthaltene Niederſchrift — alſo eine ihm anvertraute 
öffentliche Urkunde — in der Abſicht verfälſcht hat, ſich einen 
ermögensvorteil zu verſchaffen, Verbrechen i. S. der 88 348 
Nl 2, 349 StGB.; hierfür war gemäß Kap. J Art. I 8 1 
95 1, Kap. VIII VO. v. 14. Juni 1932 (RG Bl. 285) nicht 
as SchöffG., ſondern die Strͤ. zuftändig. 
L II. Die Rev. der St A. richtet ſich dagegen, daß das 
G. dem Angekl., obwohl es ihn eines Verbrechens der Amts⸗ 
anterſchlagung i. S. der 88 348 Abſ. 2, 349 StGB. für 
uldig erkannt hat, doch im Rahmen des 8 268 StGB. 
muildernde Umſtände zugebilligt und demgemäß — trotz des 
au 8 349 feſtgeſetzten Mindeſtſtrafmaßes von einem Jahr 
Fraß baus — neben der Geldſtrafe nur auf eine Gefängnis⸗ 
afe von ſechs Monaten erkannt hat. 
x Die Rev. ift begründet. Da der Angekl. der erſchwerten 
mtsunterſchlagung (in Tateinheit mit gewinnſüchtiger Ur⸗ 


kundenfälſchung und Betrug) ſchuldig iſt, war die Strafe an 
ſich dem § 349 StGB. zu entnehmen. Hätte nur der Angekl. 
Berufung eingelegt gehabt, fo hätte das im § 331 StPO. 
ausgeſprochene Verbot der Strafſchärfung allerdings dazu ge⸗ 
führt, daß die Strafe nicht über das vom SchöffGG. aus⸗ 
geſprochene Strafmaß von vier Monaten Gefängnis und 
150 RM Geldſtrafe hätte hinausgehen dürfen, obwohl § 349 
StGB. neben der Geldſtrafe nur eine Zuchthausſtrafe vorſieht. 

Da aber die Strafbemeſſung des Schöff®. auch von der 
StA. mit der Berufung angefochten war, ſo ſtand einer 
Strafſchärfung über die vom Shöffb. erkannte Gefängnis⸗ 
ſtrafe hinaus grundſätzlich nichts entgegen. Allerdings durfte 
die verſchärfte Strafe, weil die StA. ihr Rechtsmittel auf das 
Strafmaß beſchränkt hatte, den Strafrahmen des 8 268 
SGB. nicht überſchreiten (RG St. 62, 404). Hier muß es 
nun, auch wenn dem LG. der Strafrahmen des 8 268 in 
ſeinem vollen Umfang verfügbar geweſen wäre, als unſach⸗ 
gemäß und dem Sinn des Strafgeſetzes widerſprechend be⸗ 
zeichnet werden, daß das LG. unter Annahme mildernder 
Umſtände auf eine Gefängnisſtraſe erkannt hat, obwohl es die 
Tat als ein Verbrechen nach $ 349 StGB. erkannte und hier 
ein Jahr Zuchthaus als die Mindeſtſtrafe beſtimmt iſt. 
Immerhin würde das nicht als Rechts irrtum gelten können, 
wenn es zuträfe, daß dem Gericht jener Rahmen des 8 268 
frei verfügbar war. Dieſe Vorausſetzung trifft aber nicht 
zu, vielmehr war der Rahmen infolge des Zuſammenſpiels 
der Strafdrohungen in den §8 349 und 268 jetzt nach unten 
mit einem Jahr Zuchthaus (und der Geldſtrafe) beſtimmt. 

Dieſes Ergebnis mag zunächſt befremden, weil hiernach 
gerade in der vom Angekl. eingelegten Berufung die Ur⸗ 
ſache für die Rechtsnotwendigkeit liegen ſoll, daß das BG. 
eine Strafe von mindeſtens einem Jahr Zuchthaus verhängen 
muß, während es, wenn nur die StA. im Strafmaß Be⸗ 
rufung eingelegt hätte, hierzu zwar befugt, nicht aber ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre. 

Dieſe Folgerung ergibt ſich aber aus der begrenzten 
Wirkung des § 331 StPO. Denn nach der ſtändigen Rſpr. 
des RG. iſt, auch wenn nur der Angekl. Berufung eingelegt 
hat, das BG. zu einer neuen, ſelbſtändigen Nachprüfung des 
Sachverhalts in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung ge— 
nötigt und hat, wenn es zu Beweisannahmen gelangt, die von 
denen des Erſtrichters abweichen, alle ſich daraus ergebenden 
Folgerungen zu ziehen, mögen ſie auch für den Angekl. nach⸗ 
teilig ſein, mit der einzigen Einſchränkung, daß nach Art und 
Dauer nicht über die vom Erſtrichter erkannte Strafe hin⸗ 
ausgegangen werden darf (RGSt. 62, 96 und, ſoweit der tat⸗ 
ſächliche Umfang der Urteilsgrundlage in Frage kommt, 
RGSt. 62, 132). Erfährt alſo infolge der Berufung des 
Angekl. ſeine Tat (auf Grund desſelben oder eines vom BG. 
neu feſtgeſtellten Sachverhalts) eine andere rechtliche Beurtei⸗ 
lung, fo iſt mit der ſich aus 8331 StPO. ergebenden 
Schranke das hiernach anzuwendende Geſetz auch für die 
Strafzumeſſung maßgebend, mag eine Berufung der St A. 
überhaupt nicht vorliegen oder mag ſie beſchränkt eingelegt 
worden fein (RGSt. 62, 401; vgl. auch RGSt. 65, 63) 

Der Anwendung der geſetzlichen Mindeſtſtrafe von einem 
Jahr Zuchthaus ſtünde alſo im vorliegenden Falle lediglich 
das verfahrensrechtliche Hindernis des 8 331 SPD. ent 
gegen. Fällt dieſes, wenn auch nur infolge einer auf das 
Strafmaß beſchränkten Berufung der StA., weg, jv 
kann und muß ſich der für das BG. beſtehende Zwang, aus 
ſeiner andern rechtlichen Beurteilung alle rechtlichen Folge⸗ 
rungen zu ziehen, auch bezüglich des geſetzlichen Mindeſtſtraf⸗ 
rahmens auswirken. 

Hiergegen hat das LG. verſtoßen. Der Aufhebung des 
angefochtenen Urt. im Strafausſpruch bedarf es jedoch nicht, 
da das Rev. in Übereinſtimmung mit dem Oberreichs⸗ 
anwalt, deſſen Antrag die Entſch. auch im übrigen entſpricht, 
die geſetzlich niedrigſte Strafe für angemeſſen erachtet hat. 

(1. Sen. v. 26. März 1935; 1 D 1089/34.) 


Anmerkung: I. Die Anſicht des RG., daß die Str. als BG. 
nicht erſt die Verweiſung an ſich ſelbſt auszusprechen brauche, wenn fie 
als erſte Inſtanz erkennen will, iſt zweifellos richtig. Das RG. folgert 
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dies zutreffend aus der früheren Faſſung des § 369 Abſ. 3 SEBD. 
(des jetzigen 8 328 Abſ. 3), der vor der Emminger VO. folgenden 
Wortlaut hatte: 

„Hat das Gericht erſter Inſtauz mit Uurecht ſeine Zuſtän⸗ 
digkeit angenommen, ſo hat das BG. unter Aufhebung des Urt. 
die Sache an das zuſtändige Gericht zu verweiſen, oder, wenn 
es ſelbſt in erſter Inſtanz zuſtändig iſt, zu er⸗ 
kennen.“ 

Daß man bei Wiedereinführung der erſtinſtanzlichen Zuſtändig⸗ 
keit der Strök. den § 328 Abſ. 3 nicht mehr neugefaßt hat, beruht wohl 
darauf, daß man die frühere Regelung des § 339 Abſ. 3 als ſelbſt⸗ 
verſtändlich betrachtete. 


II. Die Stellungnahme des RG. zur Frage der Schlechterſtellung 
des Angekl. in der Rechtsmittelinſtanz (ſog. Verbot der reformatio in 
peius) iſt ein erfreuliches Zeichen dafür, daß das RG. ſeine Rſpr. dem 
inzwiſchen eingetretenen Wechſel der Rechtsanſchauungen anzupaſſen 
verſteht. Man iſt ſich heute wohl darüber einig, daß das Verbot der 
Schlechterſtellung überlebt iſt. Dieſes Verbot hat ſich nicht als eine 
Förderung der Rechtspflege erwieſen, ſondern umgekehrt als ein 
Hemmnis, das vielfach einen wahrhaft gerechten Urteilsſpruch ver⸗ 
hinderte. Wenn nämlich das BG. zu der Feſtſtellung gelangt, daß der 
Angekl. eine weit ſchwerere Tat begangen hat, als der erſte Richter 
annahm, jo muß es nach 8 331 StPO. dennoch (unter Feſtſtellung der 
ſchwereren Tat) die vom erſten Richter erkannte Strafe aufrecht⸗ 
erhalten, auch wenn dieſe Strafe nach den neuen Feſtſtellungen des 
BG. dem Sühne- und Schutzbedürfnis der Volksgemeinfchaft in keiner 
Weiſe mehr entſpricht (z. B. Aufrechterhaltung einer Haftſtrafe wegen 
Mundraubs, der ſich in der BerInſt. als ſchwerer Einbruchsdiebſtahl 
herausſtellt). Daß ein derartiges Ergebnis dem Anſehen der Rechts⸗ 
pflege nicht förderlich iſt, bedarf wohl keiner weiteren Begründung. 
Das vorl. Urt. bildet nun einen wichtigen Schritt, um trotz der einſt⸗ 
weilen fortbeſtehenden formalen Bindung des § 331 StPO. der 
wahren Gerechtigkeit zum Durchbruch zu verhelfen. Iſt hiernach die 
Entſch. im Ergebnis begrüßenswert, jo erſcheint doch ihre Begründung 
nicht ganz unbedenklich. 

Das RG. geht zunächſt in Einklang mit ſeiner bisherigen Rſpr. 
davon aus, daß das Rechtsmittelgericht auf Grund der Ber. des 
Angehl. in völliger Unabhängigkeit vom Verfahren des erſten Rechts⸗ 
zuges den Sachverhalt nach jeder Richtung neu würdigen und ſomit 
den Angel. auch wegen einer ſchwereren Straftat (als der vom erſten 
Richter feſtgeſtellten) verurteilen dürfe. Dem Verbot der Schlechter⸗ 
ſtellung wird lediglich die Wirkung beigelegt, daß das Strafmaß 
nicht erhöht werden darf. Hat nun neben dem Angehl. auch die 
Staatsanwaltſchaft eine auf das Strafmaß beſchränkte Ber. 
eingelegt, ſo ſoll das nach der bisherigen Rſpr. des RG. dazu führen, 
daß nunmehr die Strafe erhöht werden kann, aber nicht etwa inner⸗ 
halb des Strafrahmens der vom Ber Ri feſtgeſtellten Geſetzesverletzung, 
ſondern lediglich im Rahmen der vom erſten Richter feſtgeſtellten Tat. 
Hatte alſo z. B. der erſte Richter ein Vergehen gegen 8 246 StGB. 
feſtgeſtellt, während das BG. ein Delikt gegen $ 266 StGB. an⸗ 
nimmt, fo ſoll eine etwa feſtzuſetzende neue (höhere) Strafe nur im 
Rahmen des § 246 StGB. beſtimmt werden (RGSt. 62, 216). „Die 
Wirkung des 8 331 SPD. . .. iſt durch die Einlegung des (auf das 
Strafmaß beſchränkten) Rechtsmittels der Staatsanwaltſchaft beſei⸗ 
tigt. Sie beſteht aber inſofern fort, als .. . die von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft eingelegte, auf das Strafmaß beſchränkte Ber. eine Erhöhung 
der Strafe nur innerhalb des Strafrahmens des vom 
erſten Richter angewendeten Strafgeſetzes herbeizufüh⸗ 
ren vermag“ (ſo NGSt. 62, 404). Die bisherige Rſpr. wird man 
hiernach wohl nur ſo verſtehen können, daß bei Feſtſtellung einer ſchwe⸗ 
reren Geſetzesverletzung durch den BerR. der vom erſten Richter an⸗ 
gewandte Strafrahmen ausſchließlich anwendbar fein ſoll. In der 
vorl. Entſch bezeichnet nun das RG. zunächſt in Übereinſtimmung mit 
ſeiner früheren Rſpr. den Strafrahmen des vom erſten Richter ange⸗ 
wandten $ 268 StGB. als maßgebend. Daneben aber erklärt es 
— in Weiterentwicklung der bisherigen Rſpr. — „auch“ den vom 
Bert. angewandten 8 349 StGB. „für die Strafzumeſſung als maß⸗ 
gebend“. Es verkoppelt beide Strafrahmen in der Weiſe, daß es die 
unterſte Grenze des $ 268 StGB. (Gefängnis nicht unter drei Mo⸗ 
naten und fakultative Geldſtrafe) auf die unterſte Grenze des $ 349 
StGB. (ein Jahr Zuchthaus und obligatoriſche Geldſtrafe) erhöht. Das 
NG. ſpricht ſich nicht darüber aus, wie es bei einem derartigen „Zu⸗ 
ſammenſpiel“ zweier verſchiedener Strafrahmen die obere Grenze 
beſtimmen will. Für die 88 268 Ziff. 2, 319 StGB. ſpielt dieſe 
Frage keine Rolle, da hier die oberen Grenzen übereinftinmen (zehn 
Jahre Zuchthaus). Wie aber, wenn das vom BerR. angewandte Ge⸗ 
ſetz einen höheren oberen Strafrahmen aufweiſt? Soll dann der 
obere Strafrahmen des vom erſten Richter angewandten milderen Ge⸗ 
ſetzes oder der obere Rahmen des vom BerR. angenommenen ſchwe⸗ 
reren Strafgeſetzes maßgebend ſein? M. E. mußte das vom RG. im 
vorl. Fall angewandte Verfahren dazu führen, daß der höhere Straf⸗ 


rahmen des vom Ber R. feſtgeſtellten Straftatbeſtandes für maßgebend 


erklärt wird. Denn ebenſo wie das vom BerR. angenommene ſchwe⸗ 
rere Geſetz den unteren Strafrahmen nach oben erhöht, müßte es 
logiſcherweiſe auch die Höch ft grenze nach oben verſchieben. Dies wäre 
aber dann nicht mehr — wie es das RG. ausdrückt — ein „Zuſam⸗ 
menſpiel“ beider Strafdrohungen, ſondern die Strafdrohung des vont 
erſten Richter angewandten milderen Geſetzes würde durch das vom 
BerR. angewandte ſchwerere Geſetz vollkommen aufgeſogen; es wäre 
dann m. a. W. lediglich das vom Ber R. angewandte ſchwe⸗ 
rere Geſetz maßgebend. Das vom RG. angewandte Verfahren würde 
alſo letztlich zum genauen Gegenteil der bisherigen Rſpr. führen, wo⸗ 
nach in Fällen der vorliegenden Art der Strafrahmen des vom erſten 
Richter angewandten milderen Geſetzes maßgebend ſein ſoll (RG⸗ 
St. 62, 216, 404). 

M. E. gibt es bei Vollberufung des Angehl. und einer auf das 
Strafmaß beſchränkten Ber. der Staatsanwaltſchaft nur zwei Lö⸗ 
ſungsmöglichkeiten: Entweder man beläßt es bei der bisherigen 
Rſpr., wonach für eine etwaige Straferhöhung der Strafrahmen des 
vom erſten Richter angewandten Geſetzes ausſchließlich maß⸗ 
gebend ſein ſoll. Oder man erklärt den Strafrahmen des vom BG. 
feſtgeſtellten Straſtatbeſtandes für allein maßgebend. Eine Zwiſchen⸗ 
löſung in der Form, daß der ſchwerere Strafrahmen bei dem leichteren 
die untere Grenze erhöht, kann es m. E. nicht geben. Denn ein der⸗ 
artiges „Zuſammenſpiel“ muß — wie oben gezeigt — logiſcher⸗ 
weiſe dahin führen, daß der ſchwerere Strafrahmen auch die obere 
Grenze erhöht und damit (jedenfalls im pralktiſchen Ergebnis) voll⸗ 
ſtändig an die Stelle des milderen Strafrahmens tritt. — Als 
erſtrebenswerte Endlöſung kann m. E. nur der Weg in Betracht kom⸗ 
men, daß lediglich der Strafrahmen des vom BG. angewandten 
Geſetzes zugrunde gelegt wird. Ein derartiges Ergebnis entſpricht 
allein der Wahrhaftigkeit und der materiellen Gerechtigkeit. Man 
könnte dagegen vielleicht einwenden, daß das Rechtsmittel der Staats“ 
anwaltſchaft ja nur auf das Strafmaß beſchränkt ſei, alſo auch 
nur eine Nachprüfung des Strafmaßes im Rahmen des vom 
erſten Richter angewandten Geſetzes (hier des 8 268 
SGB.) zulaſſe. Aber dieſer Einwand wäre deshalb nicht zwingend, 
weil infolge der Ber. des Angel. eine andere (als die vom erſten 
Richter angenommene) Geſetzesverletzung feſtgeſtellt werden kann und 
infolgedeſſen die von der Staatsanwaltſchaft begehrte Neufeſtſetzung 
des Strafmaßes auch innerhalb eines anderen Strafrahmens möglich 
iſt. Geht man einmal mit dem RG. den Weg, daß man den Straf⸗ 
rahmen des vom Berg. feſtgeſtellten Straftatbeſtandes inſoweit für 
maßgebend erklärt, als dadurch die untere Grenze des vom erſten 
Richter angewandten Strafrahmens erhöht wird, ſo kann man auch 
den weiteren Schritt tun, indem man das vom BerR. angewandte 
Geſetz für ausſchließlich maßgebend erklärt. Dieſer Schritt würde 
allerdings wohl eine Plenarentſcheidung erfordert haben. 


Amts⸗ u. Landrichter Dr. Schlüter, Berlin. 


* 


** 22. § 351 StGB. Eine Amts unterſchlagung 
wird nicht ſchon daburch i. S. des § 351 erſchwert, 
daß ſich der Täter zu ihrer Verdeckung irgend” 
welcher unrichtiger Urkunden bedient. „Beleg“ 
iſt eine Urkunde nur, wenn die durch ſie belegte 
Tatſache eine ſolche iſt, die auch aus den Rech- 
nungen, Regiſtern oder Büchern hervorgeht oder 
hervorgehen müßte. Als „unrichtig“ iſt der Be⸗ 
leg nicht nur anzuſehen, wenn er fälſchlich an 
gefertigt, verfälſcht oder inhaltlich unrichtig 
iſt, ſondern auch, wenn er zu einer Buchung in 
eine falſche Beziehung geſetzt wird. 


Nach den unzweideutigen Feſtſtellungen der Str. hatte 
der Angekl. die Geldbeträge, die er für die O.ſchen Erben 
erhalten hatte, auf dem Sonderkonto Nr. 65 bei der Bank der 
preuß. Landſchaft in D. angelegt. Es handelte ſich dabei um 
ein Konto, über das der Angekl. zwar zu verfügen berechtigt 
war, das aber ausdrücklich als ein ſolches für den O.ſchen 
Nachlaß bezeichnet war. Nach den Feſtſtellungen hat ſich der 
Angekl. dadurch, daß er den Betrag von 1060 RAM von dem 
Konto erhob, noch keiner ſtrafbaren Handlung ſchuldig ge 
macht. Erſt die Verfügung über die Geldſtücke zur 
Bezahlung eigener Schulden verſtieß gegen das Geſetz. Da 
die Stra. darin nur eine Unterſchlagung und nicht — was 
den Umſtänden nach nahegelegen hätte — zugleich eine Um 
treue (8266 Nr. 2 Abs. 2 StGB. a. F.) geſehen hat, ber 
ſchwert den Angekl. nicht. 


Auch die Annahme der Strͤ., daß die Amtsunter⸗ 
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ſchlagung i. S. des 8351 StGB. erſchwert fei, iſt frei 
von Rechtsirrtum. 

Die Str. hat von den verſchiedenen Tatbeſtänden, die 
§ 351 StGB. aufftellt, den der „Vorlegung unrichtiger Be⸗ 
lege“ für nachgewieſen erachtet. Sie ſieht dieſen Tatbeſtand 
als dadurch verwirklicht an, daß der Angekl. dem ſeine Amts⸗ 
führung nachprüfenden LGPräſ. zum Nachweis der Beſtände 
an fremden Geldern, die ſein Verwahrungsbuch auswies, 
ein Kontogegenbuch der Bank über das Konto 65 vorgelegt 
hat, in das er, um es mit dem Verwahrungsbuch in Über⸗ 
einſtimmung zu bringen, die Buchungen lediglich bis 8. Febr. 
1932, nicht auch die ſpäteren Buchungen, hatte aufnehmen 
laſſen. Dazu iſt folgendes zu ſagen. 

Eine Amtsunterſchlagung wird nicht ſchon dadurch i. S. 
des 8 351 StGB. erſchwert, daß ſich der Täter zu ihrer Ver⸗ 
deckung irgendwelcher unrichtiger Urkunden bedient. Das 
iſt vielmehr nur der Fall, wenn die unrichtigen Urkunden, die 
der Täter gebraucht, in innerer Zweckbeziehung zu den Bü⸗ 
chern ſtehen, deren richtige Führung durch $ 351 StGB. ge⸗ 
währleiſtet werden ſoll. „Beleg“ iſt eine Urkunde nur, wenn 
die durch ſie „belegte“ Tatſache eine ſolche iſt, die auch aus 
den Rechnungen, Regiſtern oder Büchern hervorgeht oder 
hervorgehen müßte. 

Das Buch, um das es ſich im gegebenen Falle handelt, 
war das „Verwahrungsbuch“, das der Angekl. als Notar 
über die ihm eingehändigten fremden Gelder uſw. zu führen 
verpflichtet war. Dieſes Verwahrungsbuch iſt nach dem Muſter 
einzurichten, das der AV. d. PrJuſt Min. v. 6. Nov. 1922 
(JM Bl. 474) beigegeben ift. Es find darin nach Abſchn. II 2 
Vfg. „nach der Zeitfolge geordnet die ſämtlichen Einnahmen 
und Ausgaben der zur Verwahrung genommenen Gelder und 
Wertſachen“ aufzuführen. 

Es fragt ſich, ob hiernach das Kontogegenbuch als „Be⸗ 
leg“ zu dem Verwahrungsbuch angeſehen werden kann. Die 
Frage iſt zu bejahen. Das Gegenbuch enthält eine fortlaufende 
Reihe von Einträgen, in denen die Bank durch ihre dazu er⸗ 
mächtigten Angeſtellten rechtsverbindlich die einzelnen Ein⸗ 
und Auszahlungen beſcheinigt hatte, die bei dem Konto 65 
vorgekommen waren. Das Gegenbuch war daher geeignet, 
Beweis für dieſe Ein⸗ und Auszahlungen und außerdem für 
die Tatſache zu erbringen, daß ſich bis zum Zeitpunkt der 
letzten Eintragung in das Gegenbuch keine weiteren Be⸗ 
wegungen auf dem Konto ereignet hatten. 

Die Zahlungen, die der Angekl. für die Olſchen Erben 
empfing und für fie leiſtete, hatte er nach der erwähnten. 
AV. in ſeinem Verwahrungsbuch zu vermerken. Soweit dieſe 
Einzahlungen und Auszahlungen über das Konto 65 gegangen 
waren, war mithin das Gegenbuch geeignet, die Eintragungen 
des Verwahrungsbuchs zu „belegen“, d. h. zu beweiſen. Das 
Kontogegenbuch hatte für die Führung des Verwahrungs⸗ 
uchs ferner auch inſofern Bedeutung, als es zum Nachweis 
des Beſtandes zu dienen oder mit zu dienen geeignet war, der 
ſich aus dem Verwahrungsbuch des Angekl. für die Erbſchaft 
D. ergab. 

Daß das Schriftſtück auch beſtimmt iſt, als Beleg für 
das Buch oder Regiſter zu dienen, iſt an ſich nicht Merkmal 
für die Anwendung des $ 351 StGB.; indeſſen kommt es 
auf dieſe Frage im gegebenen Falle nicht an, da auch die 
„Beſtimmung“ des Kontogegenbuchs, als Beleg für das 
Verwahrungsbuch des Notars zu dienen, nicht zu bezweifeln 
iſt. Nach der erwähnten AV. v. 6. Nov. 1922 hat der Notar 
fremde Gelder, ſoweit er ſie nicht geſondert aufbewahrt, einem 
icheren Bankkonto zuzuführen, das zum Unterſchied von dem 
zrivatkonto des Notars als Sonderkonto für fremde Gelder 
eingerichtet ſein muß. Dadurch, daß die für die Verwaltung 
des Notariatsweſens zuſtändige Behörde die Einrichtung von 
ſolchen Konten für fremde Gelder (an Stelle der an ſich ge⸗ 
botenen getrennten Aufbewahrung) zugelaſſen hat, hat ſie — 
ohne daß es eines ausdrücklichen Ausſpruchs nach dieſer Rich⸗ 
tung bedurfte — zugleich beſtimmt, daß der Notar die An⸗ 
gaben des Verwahrungsbuchs über ſeinen Beſtand an „frem⸗ 
den Geldern“ ſtatt durch deren Vorweiſung durch bankübliche 
Beſcheinigungen über die Bewegungen auf dem Konto für 
fremde Gelder und über den Kontobeſtand „belegen“ dürfe. 


Es fragt ſich weiter, ob der Beleg, den der Angekl. dem 
LGPräf. mit dem Kontogegenbuch vorgewieſen hat, „unrichtig“ 
geweſen iſt. Ohne Zweifel war das Kontogegenbuch weder ver⸗ 
fälſcht oder fälſchlich angefertigt noch inhaltlich unrichtig; die 
einzelnen Vermerke des Buches waren von den zuſtändigen 
Angeſtellten der Bank beſcheinigt und wieſen die Bewegungen, 
die ſich auf dem Konto 65 bis 8. Febr. 1932 abgeſpielt hatten, 
richtig und vollſtändig nach. Eine weitere Beweisbedeutung 
kam dem Kontogegenbuch an ſich nicht zu; insbeſ. erbrachte 
es keinen Beweis dafür, daß nicht nach dem 8. Febr. 1932 
weitere Ein⸗ und Auszahlungen auf dem Konto vorgekommen 
waren. 

Als „unrichtig“ iſt aber ein Beleg nach der Rſpr. des 
NG. nicht nur anzuſehen, wenn er fälſchlich angefertigt, ver⸗ 
fälſcht oder inhaltlich unrichtig iſt, ſondern auch, wenn der 
— echte und inhaltlich richtige — Beleg zu einer Buchung 
in eine falſche Beziehung geſetzt wird (RGSt. 60, 65; Urt. 
3 D 104/26). Das hat der Angekl. hier getan. Die „Bücher“, 
die 8351 StGB. im Auge hat, insbeſ. auch das Verwah⸗ 
rungsbuch des Notars, haben auch für die Tatſache Beweis⸗ 
kraft, daß nur die darin eingetragenen Ein- und Ausgänge 
(und keine anderen) vorgekommen ſind. Aus dem Verwahrungs⸗ 
buch des Angekl. ergab ſich auf Grund dieſer „negativen“ 
Beweiskraft des Buches, daß ein Betrag von 2235,20 Kl zu⸗ 
gunſten der O.ſchen Erben bei dem Angekl. verfügbar ſein 
mußte. Das Vorhandenſein dieſes Betrages hat der Angekl. 
dem zuſtändigen Beamten gegenüber dadurch zu „belegen“ 
verſucht, daß er das Kontogegenbuch vorlegte. Er hat alſo das 
Kontogegenbuch, das nur die Bewegungen bis 8. Febr. 1932 
nachwies, zum Beweiſe auch dafür verwenden wollen, daß 
weitere als die in dem Verwahrungsbuch aufgeführten Ein⸗ 
und Auszahlungen nicht vorgekommen ſeien und daß der aus 
dem Verwahrungsbuch erſichtliche Beſtand vorhanden ſei. Da⸗ 
mit hat er das Kontogegenbuch in eine unrichtige Beziehung 
zu dem Verwahrungsbuch geſetzt, um ſo die Unterſchlagung 
von 1060 RA zu verdecken. Unter dieſen Umſtänden beſtehen 
keine Bedenken dagegen, daß die Strat. das Kontogegenbuch 
als unrichtigen Beleg zu dem Verwahrungsbuch angeſehen hat. 

(3. Sen. v. 8. April 1935; 3 D 115/35.) 
= NGEt. 69, 184.) 
* 

23. 8359 StGB. Als Beamter im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinn iſt auch derjenige anzuſehen, der, 
auf Privatdienſtvertrag angeſtellt, von einer 
zuſtändigen ſtaatlichen Stelle zur Leiſtung von 
Dienſten öffentlich- rechtlicher Art berufen ift, 
die aus der Staatsgewalt abgeleitet ſind und 
ſtaatlichen Zwecken dienen. Hoheitlicher Art 
brauchen dieſe Dienſte nicht zu ſein (RGSt. 64, 
262; ferner 1 D 1340/30 v. 22. Mai 1931). 

(3. Sen. v. 3. Juni 1935; 3 D 447/35.) 
* 

24, Auch die Führer von Kleinkrafträdern, 
für die nach 827 KraftfG. die Vorſchriften im 
Teil I, Hund IM des KraftfG. nicht gelten, haben 
die jedem Teilnehmer im öffentlichen Verkehr 
obliegende Sorgfaltspflicht (SS 25 ff. RStraß VO. 
v. 28. Mai 1934 und Ausf An w. dazu v. 29. Sept. 
1934) zu beobachten. 8 

Die Annahme der Str., daß die Fahrgeſchwindigkeit 
ſich auch nach der Fahrtüchtigkeit des Kraftfahrers zu richten 
habe, und daß mangelnde Fahrübung nicht als Entſchuldigungs⸗ 
grund angeſehen werden könne, gibt zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. 

(2. Sen. v. 29. Mai 1935; 2 D 348/85.) 


* 

25. 818 KraftfVerkVoOO. Vorfahrtsrecht. Darf 
der Vorfahrtberechtigte aus dem Verhalten des 
anderen ſchließen, daß dieſer ſein Vorfahrtrecht 
achten werde, dann iſt er nicht verpflichtet, auf 
ſein Recht zu verzichten. f) 

Der Angekl. fuhr am 21. Sept. 1934 mit einem Per⸗ 
ſonenkraftwagen durch die Gſtraße und ſtieß mit dem aus 
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der Lſtraße auf einem Kraftdreirad von rechts einfahrenden 
Sch. zuſammen. Sch. wurde dabei verletzt und ſtarb an den 
Folgen der Verletzungen. Der Angekl. iſt mit etwa 40 km, 
Sch. mit etwa 15—20 km Stundengeſchwindigkeit auf die 
Kreuzung gefahren. Der Angekl. hatte das Recht der Vor⸗ 
fahrt. Er hatte etwa 20 m vor der Kreuzung das Kraft- 
dreirad herankommen ſehen. Gleichwohl hat die Str. an⸗ 
genommen, daß er fi) durch das Weiterfahren keine Fahr⸗ 
läſſigkeit habe zuſchulden kommen laſſen, weil er beobachtet 
hatte, daß der Lenker des Dreirades ſeine Geſchwindigkeit 
in dem Maße herabſetzte, in dem es der Kreuzung näher 
kam, und weil er daraus habe die Überzeugung gewinnen 
müſſen, daß ihm die Vorfahrt geſtattet würde. 

Dieſe Beurteilung läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Daß ein Vorfahrtfall gegeben war, ergibt ſich aus der Tat⸗ 
ſache des Zuſammenſtoßes. Der Angekl. war zwar von der 
Kreuzung weiter entfernt als Sch., dafür fuhr er aber 
ſchneller als jener. Sch. hatte, da ein Vorfahrtfall vorlag, 
die Verpflichtung, dem vorfahrtberechtigten Angekl. die Vor⸗ 
fahrt zu laſſen. Zwar darf der Berechtigte nicht unter allen 
Umſtänden auf dem Recht der Vorfahrt beſtehen, er muß auch 
in Rechnung ziehen, daß andere aus irriger Beurteilung der 
Sachlage oder aus Leichtſinn ſich vorſchriftswidrig verhalten. 
Das verpflichtet ihn zur Vorſicht beim Überfahren von 
Kreuzungen. In erſter Linie iſt es aber Sache des Vorfahrt⸗ 
pflichtigen, auf die Gefahren, die bei Kreuzungen entſtehen 
können, zu achten und fie zu vermeiden. Darf der Berech- 
tigte aus dem Verhalten des anderen ſchließen, daß dieſer 
ſein Vorfahrtrecht achten werde, dann iſt er nicht verpflichtet, 
auf ſein Recht zu verzichten. Würde man beide gleich be⸗ 
handeln, dann hätte der Berechtigte nichts vor dem anderen 
voraus; das Geſetz gibt ihm aber ein Vorrecht. Dieſe Rechts⸗ 
auffaſſung hat der erk. Sen. wiederholt zum Ausdruck ges 
bracht (fo Urt. v. 21. Dez. 1931, 2 D 1136/31 = SW. 
1932, 2036 und DAutogt. 1932 N. 283; vgl. ferner die 
Entſch. v. 26. Jan. 1933, 2 D 30/33 JW. 1933, 2523). 

Da der Angekl. aus dem Verhalten des Sch. die Über⸗ 
zeugung gewinnen mußte, daß dieſer ihm die Vorfahrt laſſen 
werde, durfte er ſich darauf verlaſſen. Von einem Erzwingen 
der Vorfahrt kann hier nicht geſprochen werden. 

Die Rev. der StA. beanſtandet die Geſchwindigkeit von 
40 km unter Bezugnahme auf § 18 KraftfVerkVO. und 8 9 
PrStraßVerkVoO. Weder die eine noch die andere Vorſchrift 
verpflichtete aber den Angekl., die Geſchwindigkeit noch weiter 
herabzuſetzen. Da der Angekl. ſeinen Verpflichtungen genügt 
hat, kam § 18 Abſ. 1 KraftfVerkVO. nicht in Betracht. Erſt 
als er die Gefahr erkannte, mußte er Maßnahmen dagegen 
ergreifen. Das hat er getan, indem er auf die Fußbremſe 
trat und nach links auszuweichen ſuchte. Von den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 18 Abſ. 2 war nach der erſichtlichen Annahme 
der Strͤ. keine gegeben, insbeſ. war nicht der Überblick 
über die Fahrbahn behindert. § 9 PrStraßVerkVO. ſtellt 
eine allgemeine Vorſichtsmaßregel auf, ähnlich der des § 18 
Ani. 1 KraftfVerkVO. Daraus ergibt ſich aber keineswegs, 
daß Kreuzungen immer mit einer geringeren Geſchwindig⸗ 
keit als 40 km überfahren werden müßten. Eine ſolche 
Pflicht kann ſich nur aus der beſonderen Sachlage ergeben, 
und eine ſolche lag eben nicht vor. 


(2. Sen. v. 4. April 1935; 2 D 120/35.) 


Anmerkung: Das Urteil iſt zu billigen. Es geht von zwei 
Rechtsgrundſätzen aus, nämlich: 

1. daß der Vorfahrtberechtigte nicht auf ſein Vorfahrtrecht pochen 
darf, ſondern vorausſehen muß, daß andere (Vorfahrtverpflichtete) aus 
irriger Beurteilung der Sachlage oder aus Leichtſinn ſich vorſchrifts⸗ 
widrig verhalten. Dieſen Grundſatz hat das RG., und zwar ſowohl 
der ZivSen. als auch der StrSen., in einer ganzen Reihe von Ent⸗ 
ſcheidungen bereits früher ausgeſprochen, und dieſer Rſpr. ſind dann 
auch die übrigen Gerichte gefolgt. Vgl. z. B.: RG.: JW. 1928, 3187; 
OLG. Düſſeldorf: Rͤraftf. 1929, 464: KG.: Dig. 1929, 777; 
BayObech.: 23.1929, 731/32; RG.: Necht 1929 Nr. 1586; DLE. 
Dresden: Räraftf. 1929, 430; RG.: RKraflf. 1930, 23; RG.: JW. 
1930, 1971; RG.: Recht 1930, 182; OLG. Hamburg: Raraftf. 1930, 
355; RG.: DAutoR. 1930, 255; RG.: Recht 1930, 513. Dieſe Rſpr. 
entſpricht im weſentlichen den Grundſätzen, die das RG. aufgeſtellt 
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hat, hinſichtlich der Vorausſehbarkeit von Unbeſonnenheiten anderer 
Wegebenutzer ſeitens des Kraftfahrers. Vgl. z. B.: RG.: JW. 1926, 
1091; RG.: JW. 1928, 2325; R.: JW. 1930, 2866. 

2. Von dieſer Rſpr. ausgehend betont das RG., ähnlich wie 
es in den beiden früheren im Urteil bereits erwähnten Entſch. ſchon 
getan hat, daß der Vorfahrtberechtigte dann nicht mit verkehrswidrigem 
Verhalten anderer Kraftfahrer zu rechnen braucht, wenn er aus ihrem 
Verhalten mit Recht ſchließen zu können glaubt, daß ſie ſein Vor⸗ 
fahrtrecht achten werden. Dieſen Rechtsgrundſatz hat es beſonders ſcharf 
bereits in der Entſch. ZW. 1932, 2036 ausgeſprochen und wiederholt 
in der — im obigen Urteil zitierten — Entſch. v. 25. Jan. 1933: 
JW. 1933, 2523. 

So ſagt denn die obige Entſch. nichts Neues, ſondern geht von 
den bisher entwickelten Rechtsgrundſätzen aus, die ſie in einer ganz 
gewiſſen Variante weiterentwichelt. 

Die Rſpr. über die Vorausſehbarkeit von Unbeſonnenheiten 
anderer Wegebenutzer, insbeſ. der Vorfahrtverpflichteten, iſt in der 
Literatur ſehr ſtark angegriffen worden. Es fragt ſich, ob ſie angeſichts 
der $$ 25 und 27 RStraßVerkO. noch aufrechterhalten werden kann. 
Mit dieſer Rechtsfrage hatte ſich das obige Urteil nicht zu befaſſen, 
weil der Fall vor Inkrafttreten der RStraßVerkO. lag. Denn wenn 
§ 25 RStraßVerkO. für jeden Wegebenutzer vorſchreibt, daß er fein 
Verhalten fo einzurichten hat, daß er andere nicht ſchädigt und be⸗ 
läſtigt, ſo dürfte man füglich die Rechtsfolgerung daraus zu ziehen 
haben, daß der Vorfahrtberechtigte ſich auch in Zukunft darauf ver⸗ 
laſſen kann, daß ſein Vorfahrtrecht ſeitens des Vorfahrtverpflich⸗ 
teten beachtet wird. Denn nach den neueren Vorſchriften, wonach die 
vorfahrtberechtigten Straßen gekennzeichnet werden müſſen, dürfte es 
ja auch in Zukunft für Vorfahrtverpflichtete keinen Zweifel mehr 
über die Frage des Vorfahrtrechts geben. 

Es bleibt abzuwarten, ob die künftige Rſpr. dieſe wahrhaft 
fortſchrittlichen Folgerungen für unſer Verkehrsleben ziehen und ſich 
damit von der bisherigen Rſpr. abwenden wird. 

RA. Dr. Arndt, Düſſeldorf. 


+ 


26. 1. Zur Befreiung von der Reichsflucht⸗ 
ſteuer nach der VO. v. 8. Dez. 1931 (RG Bl. 731 ff.) 
genügt die Begründung eines ſteuerlichen Wohn- 
ſitzes und die Beibringung einer formellen po- 
lizeilichen Beſcheinigung. 

2. Straffreiheit aus $9 Kap. III Teil 7 der 
BD. v. 8. Dez. 1931 (RG Bl. 734) tritt nicht ein, 
wenn der Reichsfluchtſteuerſchuldner falſche 
Auskünfte ausländiſcher Rechtsanwälte oder 
Behörden über neue deutſche Steuergeſetze er⸗ 
halten hat. ) 

Der im Sept. 1931 mit ſeiner Familie unter Aufgabe 
ſeines deutſchen Wohnſitzes endgültig nach der Schweiz ver⸗ 
zogene Angekl. hatte die Reichsfluchtſteuer, die im rechts⸗ 
kräftig gewordenen Steuerbeſcheid auf Grund von 83 Abſ. 1 
RFlucht StVO. (Teil 7 Kap. III Abſchn. 1 der 4. RPräſ VO. 
zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze 
des inneren Friedens v. 8. Dez. 1931 [RG Bl. I, 699, 731) 
auf 83 475 RM feſtgeſetzt worden war, nach § 5 Abſ. 1 Nr. 1 
bis zum 10. Jan. 1932 zu entrichten; er konnte ſich davon 
nach § 7 Abſ. 1 Satz 1 a. F. dadurch befreien, daß er bis 
zum 10. Febr. 1932 dem Fin A. nachwies, daß er wieder 
einen Wohnſitz im Inland begründet oder ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland genommen habe. Da er friſtgemäß 
weder die Steuer zahlte noch jenen Nachweis brachte, war 
er nach SI Nr. 1 a. F. zu beſtrafen, falls er nicht nachwies, 
daß ihn kein Verſchulden traf. 


Das LG. hat die unverſchuldete Zahlungsunmöglichkeit 
als erwieſen erachtet. Rechtliche Bedenken ſind hiergegen nicht 
erhoben. £ 

Es hat aber den Angekl. nach § 9 Nr. 1 verurteilt, weil 
es, ohne dabei dem Angekl. die Beweislaſt aufzuerlegen, als 
widerlegt angeſehen hat, daß den Angekl. kein Verſchulden 
daran treffe, daß er nicht friſtgemäß nach Deutſchland zurück⸗ 
gekehrt iſt und hier von neuem Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt genommen hat. Es hat dazu ausgeführt: Selbſt 
wenn der Angekl., wie er behauptet, nach ſchweizeriſchem Recht 
und dortigen fremdenpolizeilichen Vorſchriften feinen Schwer 
zer Wohnſitz und ſeinen dortigen Geſchäftsbetrieb unter ſchwe⸗ 
ren Opfern hätte aufgeben müſſen, um im Inland Wohnſitz 
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oder gewöhnlichen Aufenthalt nehmen zu können, wäre die 
Möglichkeit hierzu ihm doch nicht verſchloſſen und darum 
die Unterlaffung nicht unverſchuldet geweſen. 

Wenn jedoch die tatſächliche Rückkehr des Angekl. 
nach Deutſchland — ſei es zu gewöhnlichem Aufenthalt, ſei es 
zur Neubegründung des inländiſchen Wohnſitzes — in § 7 a. F. 
verlangt worden, für den Angekl. und ſeine Familie aber 
nur unter Aufgabe der einzigen für ſie in Betracht kommen⸗ 
den Erwerbsmöglichkeit und unter Verluſt der letzten für den 
Lebensunterhalt benötigten Mittel und ſo nicht ohne völlige 
Exiſtenzvernichtung durchführbar geweſen wäre, würde kaum 
verneint werden können, daß ſich die Unterlaſſung der tat⸗ 
ſächlichen Rückkehr als unverſchuldet erwieſen habe. Das 
LG. hätte darum — auch bei feiner Auslegung des 87 — 
näher prüfen müſſen, welchen Einfluß die Verlegung des ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalts oder des Wohnſitzes nach Deutſchland 
1931/32 auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Angekl. ge⸗ 
habt hätte, und ob ſie im obigen Sinne wirtſchaftlich un⸗ 
möglich geweſen wäre. Die allgemeinen Bemerkungen des 
Urteils über das Sinken der Schweizer Grundſtückspreiſe und 
das Fehlſchlagen des Schweizer Unternehmens, über den be⸗ 
trächtlichen Schaden und die ſchweren wirtſchaftlichen Opfer, 
die mit der Überſiedlung verbunden geweſen wären, denen 
aber der Wegfall der Steuerſchuld gegenüberſtand, geben 
noch keinen ausreichenden Aufſchluß darüber, ob in obigem 
Sinne der Nachweis, daß den Angekl. kein Verſchulden treffe, 
als geführt angeſehen werden konnte oder nicht, und laſſen 
nicht erkennen, daß das LG. die Bedeutung des Nachweiſes 
in 89 nach Grund und Umfang richtig aufgefaßt habe. 

Das LG. und die Rev. legen aber überdies den 87 
Abſ. 1 a. F. unrichtig aus. Der in Abſ. 1 Satz 1 verlangte 
Nachweis galt nach Satz 2 als erbracht, wenn der Steuer- 
pflichtige innerhalb der Zweimonatsfriſt dem Fin A. eine 
polizeiliche Beſcheinigung über die Wiederanmeldung eines 
inländiſchen Wohnſitzes vorlegte. Er wurde dadurch nicht 
gezwungen, ſeinen ausländiſchen Wohnſitz aufzugeben und 
brauchte nicht körperlich ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inlande zu nehmen. Es genügte, daß er im 
Inlande eine Wohnung mietete, einen inländiſchen Wohn⸗ 
ſitz bei der Polizei meldete und die polizeiliche Veſcheinigung 
über die Anmeldung dem Fin A. friſtgemäß vorlegte. Wenn 
er auf dieſe Weiſe das ſteuerliche Band mit Deutſchland wie⸗ 
derherſtellte und ſich der inländiſchen Steuerpflicht weiterhin 
unterwarf, fiel der Anlaß zur Erhebung der Reichsflucht— 
ſteuer und die Verpflichtung zu ihrer Entrichtung weg. 
Dieſe — auch dem Wortlaut entſprechende — Auffaſſung wird 
von Rſpr. und Rechtslehre allgemein vertreten (vgl. RF. 
v. 13. Juli 1933, III A 158/33 [StW. 1933 Nr. 744] und 
v. 15. März 1934, III A 61/34 [R. 35, 326, 329]; 
Hartenſtein, Steuer- und Devifennotrecht, Anm. 3 zu 
§ 7 Rflucht StVO. S. 137 und die dort angeführten wei⸗ 
teren Schriftſteller). Auch der Geſetzgeber hat ſich mindeſtens 
mittelbar zu dieſer Auslegung der alten Beſtimmungen be⸗ 
zannt durch die nachträgliche Neuordnung in dem Geſ. über 
Anderung der Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer vom 
18. Mai 1934, Art. 2 (NEBL. I, 392). Hiernach würde 
der Verteidigung des Angekl., er hätte 8 7 a. F. nicht, ohne 
wirtſchaftlich zuſammenzubrechen, nachkommen können, der 
Soden entzogen fein. Der Beſchreitung des hiernach in 87 
Abſ. 1 Saß 1, 2 eröffneten Weges ſtanden Schweizer Geſetze 
nicht entgegen, beſonders auch nicht die von der Rev. an⸗ 
gezogenen Art. 3, 32, 34 Bundes. betr. die zivilrechtlichen 
Verhältniſſe der Niedergelaſſenen und Aufenthalter v. 25. Juni 
1891 (Bundesblatt der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 1891, 

d. IV S. 202) und Art. 23 Schweiz 3B. v. 10. Dez. 1907. 
Es braucht darum nicht geprüft zu werden, inwieweit dieſe 
ſdeſtimmungen überhaupt für die Frage herangezogen werden 
Lunten, ob ſonſt ein ſteuerlicher Wohnſitz in Deutſchland ohne 
Schwierigkeit neben dem Schweizer bürgerlich- rechtlichen Wohn⸗ 
ſiz begründet werden könnte. 

„Die Tat des Angekl. wird dadurch nicht berührt, daß 
zufolge des Geſ. über Anderung der Vorſchriften über die 
Reichsfluchtſteuer v. 18. Mai 1934 Art. 1 Nr. 4, Art. 2 eine 
Befreiung von der Reichsfluchtſteuerpflicht überhaupt nicht 
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mehr auf dem in $7 a. F. eröffneten Wege herbeigeführt 
werden kann, und daß derjenige, der vorher nach 8 7 a. F. 
die Reichsfluchtſteuer in Wegfall gebracht hat (was der Angekl. 
nicht getan hat), nun nachträglich zur Vermeidung des Wie⸗ 
derauflebens der Reichsfluchtſteuerſchuld den Nachweis zu 
führen hatte, daß die polizeiliche Anmeldung mit den tat- 
ſächlichen Verhältniſſen übereinſtimmt. 

Wohl aber beſteht nach dem angefochtenen Urteil die 
Möglichkeit, daß der Angekl. irrtümlich angenommen hat, 
er müſſe tatſächlich in Deutſchland gewöhnlichen Aufenthalt 
oder Wohnſitz nehmen, um die Befreiung von der Steuer 
nach § 7 a. F. erlangen und die Strafbarkeit nach 89 ab⸗ 
wenden zu können. Ein ſolcher Irrtum über die Rechtslage 
würde, da es ſich um ein VermSt®. handelt, nach 8 395 
RAbgd. zu beurteilen fein. Hätte alſo der Angekl. infolge 
irriger Auslegung des 87 a. F. die Herbeiführung 
ſeiner Fluchtſteuerfreiheit nach dieſer Vorſchrift für unmöglich 
gehalten und hiernach angenommen, ihn treffe kein Ver⸗ 
ſchulden daran, daß er nicht friſtgemäß wieder im Inlande 
gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnſitz nahm, ſein Verhalten 
ſei demgemäß erlaubt, ſo wäre weiter zu prüfen, ob ein ſol⸗ 
cher Rechtsirrtum unverſchuldet geweſen wäre. Hierbei würden 
etwaige Auskünfte Schweizer Rechtsanwälte und Polizei⸗ 
behörden, auf die der Angekl. ſich bisher berufen hat, offen⸗ 
bar nicht zum Nachweiſe des Nichtverſchuldens ausreichen kön⸗ 
nen, da ſie die Bedeutung neuer deutſcher Steuergeſetze nicht 
ſicher genug zu beurteilen vermochten. Straffreiheit würde 
nur dann in Frage kommen, wenn nachgewieſen würde, 
daß der Irrtum unverſchuldet war und infolge des Irrtums 
die Tat für erlaubt gehalten wurde; nicht genügen könnte 
dagegen, daß ein Verſchulden nicht nachgewieſen ſei. 

Zur Anwendung des 8 9 genügt an ſich ſchon Fahrläſſig⸗ 
keit des Tuns, hier alſo auch fahrläſſiges Verſchulden des 
urſächlichen Irrtums. Die neue Beſtimmung des 8 395 Abſ. 2 
RAHID. (St Anpch. v. 16. Okt. 1934 [RG Bl. I, 925, 936] 
iſt darum für das Fluchtſteuervergehen ohne Bedeutung. 

(2. Sen. v. 7. Febr. 1935; 2 D 1044/33.) 


Anmerkung: 1. Durch die Reichsfluchtſteuer ſollte dem Reich 
eine neue Einnahmequelle nicht verſchafft werden, vielmehr ging die 
Abſicht der Geſetzgebung dahin, die Abwanderung von leiſtungsfähigen 
Steuerſchuldnern zu unterbinden. Wenn ſie trotzdem abwanderten, 
ſollten fie noch eine letzte große Steuer entrichten, durch die das Reich 
auf einige Jahre hinaus wegen ſeiner Ausfälle gedeckt wird. 

Die Reichsfluchtſteuer wurde durch Kap. III Teil 7 der 4. Not BO. 
v. 8. Dez. 1931 (RGBl. 731) eingeführt. Sie wurde mit rückwirken⸗ 
der Kraft verſehen. 

Um ſolchen Kapitalflüchtlingen, die nach Einführung der Reichs- 
fluchtſteuer wieder nach Deutſchland zurückkehren wollten, ihre Wieder⸗ 
kehr zu erleichtern, wurde in 87 vorgeſehen, daß die Verpflichtung 
zur Zahlung einer Reichsfluchtſteuer nebſt Zuſchlägen wegfiel, wenn 
der Stpfl. binnen 2 Monaten ſeit der Entſtehung der Steuerſchuld 
dem Fin A. nachweiſt, daß er wieder einen Wohnſitz im Inland be⸗ 
gründet oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland genommen hat. 

Es heißt in §7 weiter: 

„Den Nachweis (Satz 1) kann der Steuerpflichtige zum Bei⸗ 
ſpiel dadurch führen, daß er innerhalb der Friſt (Satz 1) dem 
Finanzamt eine polizeiliche Beſcheinigung über die Wiederanmeldung 
eines inländiſchen Wohnſitzes vorlegt.“ 

Der NFH. hat in ſtändiger Rſpr. daran feſtgehalten, daß die 
Begründung eines ſog. fingierten Aufenthaltes (881 Nr. 2 NAGHD. 
i. d. Faſſ. der VO. v. 9. Dez. 1931) auch für die Reichsfluchtſteuer 
gilt (StW. 1932 Nr. 945; 1933 Nr. 452 u. 744). = 

Hiernach genügt die Vorlage einer polizeilichen Beſcheinigung 
über die Wiederanmeldung. Eine katſächliche Begründung eines Wohn⸗ 
fies oder gewöhnlichen Aufenthaltes im Inland war nicht erforderlich. 

Dieſer ſteuerrechtlichen Rſpr., deren Richtigkeit ſich auch aus 
der amtlichen Verlautbarung zur Not VO. v. 8. Dez. 1931 (Anlage 
zum MinErl. v. 18. Dez. 1931, 8 1915 — 2 III, erwähnt in 
StW. 1933 Sp. 1731) ergibt, iſt nunmehr auch das RG. beigetreten. 

Im übrigen ſei bemerkt, daß die Möglichkeit der Begründung 
eines Scheinwohnſitzes im Reichsfluchtſteuerrecht durch das Geſ. über 
die Anderung der Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer v. 18. Mai 
1934 (RGBL. I, 392) beſeitigt worden iſt, und daß gem. Art. 2 dieſes 
Gef. alle Stpfl., die den Nachweis über die Wiederbegründung eines 
Wohnſitzes durch Vorlage einer polizeilichen Beſcheinigung über die 
Wiederanmeldung geführt haben, nachweiſen müſſen, daß die polizei⸗ 
liche Anmeldung mit den tatſächlichen Verhältniſſen übereinſtimmt. 
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Wenn dieſer Nachweis im einzelnen Falle nicht bis zum 30. Juni 
1934 geführt worden war, ſo entſtand die Reichsfluchtſteuerſchuld von 
neuem. 

Im übrigen iſt auch hinſichtlich des allgemeinen Reichsſteuer⸗ 
rechts die Begründung eines ſteuerlichen Scheinwohnſitzes nicht mehr 
zuläſſig. 

Gemäß 8 13 StAnpG. hat jemand im Sinne der Steuergeſetze 
ſeinen Wohnſitz dort, wo er eine Wohnung innehat, unter Umſtänden, 
die darauf ſchließen laſſen, daß er die Wohnung beibehalten und be⸗ 
nutzen wird. Es muß alſo der Wille zur Benutzung vorliegen. Außer⸗ 
dem würde die Begründung eines Scheinwohnſitzes dem 8 5 Abſ. 1 
StAnpG. widerſtreiten; hiernach iſt die Beibehaltung eines Schein⸗ 
wohnſitzes ſteuerlich bedeutungslos. 

Damit iſt die Anerkennung des dem Steuerrecht eines Führer⸗ 
ſtaates fremden Begriffes eines ſteuerlichen Scheinwohnſitzes über⸗ 
wunden. 

2. Wenn der Kapitalflüchtling nicht innerhalb 2 Monaten (ſeit 
dem Inkrafttreten des Geſ. v. 18. Mai 1934 innerhalb 1 Monats), 
von der Entſtehung der Steuerſchuld ab gerechnet, die neue Reichs⸗ 
fluchtſteuer nebſt Zuſchlägen bezahlt, wird er wegen Steuerflucht mit 
Gefängnis nicht unter 3 Monaten beſtraft. Neben der Freiheitsſtrafe 
iſt auf eine, der Höhe nach unbeſchränkte, Geldſtrafe zu erkennen. 
Beſtrafung tritt jedoch nach ausdrücklicher Beſtimmung nicht ein, wenn 
der Steuerpflichtige nachweiſt, daß ihn kein Verſchulden trifft. 

Da zum Verſchulden auch Fahrläſſigkeit gehört, muß der Stpfl. 
nachweiſen, daß er auch von jeder Fahrläſſigkeit frei iſt. Im vorl. 
Falle hatte der Angekl. offenbar ſich darauf berufen, daß nach Aus⸗ 
kunft von Schweizer Rechtsanwälten und Polizeibehörben Straffreiheit 
nur eintrete, wenn er in Deutſchland tatſächlich wieder ſeinen gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt oder ſeinen Wohnſitz nimmt. Dieſe Auskunft iſt, 
wie unter Ziff. 1 dieſer Beſprechung dargelegt, rechtsirrig. 

Ein Irrtum iſt ſteuerrechtlich gem. 8 395 RAbgO. beachtlich, 
wenn der Täter in unverſchuldetem Irrtum über das Beſtehen oder 
die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften die Tat für erlaubt 
gehalten hat. 

Es war nunmehr die Frage zu entſcheiden, ob in der Einholung 
der Auskünfte von Schweizer Rechtsanwalten und Polizeibehörden ein 
verſchuldeter Irrtum liegt. Mit Recht hat ſich hier das RG. auf den 
Standpunkt geſtellt, daß ausländiſche Anwälte und Behörden nicht 
ſicher genug die Bedeutung neuerer deutſcher Steuergeſetze erkennen 
können, und daß darum deren Aushunft nicht ausreichend iſt, um 
einen Stpfl. in die Lage zu verſetzen, ſich eine ſichere Meinung zu 
bilden. Das innerdeutſche Steuerrecht iſt zu ſchwierig gelagert, als 
daß deren Auslegung von ausländiſchen Juriſten und Behörden mit 
Sicherheit vorgenommen werden kann. 

Die Gefahr unrichtiger Auslegung iſt bei den neueren Steuer⸗ 
geſetzen um ſo größer, als das Ausland vielfach die neue Steuergeſetz⸗ 
gebung nicht genügend überſehen kann. Schließlich würde es zu un⸗ 
erträglichen Ergebniſſen führen, wenn durch falſche Auslegung außer⸗ 
deutſcher Juriſten und Behörden eine Straffreiheit ohne Grund 
herbeigeführt werden würde. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß nur ein 
mit dem Steuerrecht hinreichend Vertrauter auf dem ſchwierigen Ge⸗ 
biete der Reichsfluchtſteuer Rechtsauskunft erteilen kann. 

Dem Urteil des RG. iſt daher auch inſoweit beizupflichten. 

RA. Dr. Dr. Meg ow, Küſtrin. 
* 

* 27. § 401 RAbg O. Ein Fahrzeug kann nach 
dieſer Vorſchrift nur dann eingezogen werden, 
wenn es gerade zur Beförderung der ſteuer⸗ 
pflichtigen Waren und Erzeugniſſe zum Zwecke 
der Steuerhinterziehung benutzt worden iſt. f) 

Der Umfang, in dem das LG. auf Einziehung und Wert⸗ 
erſatz erkannt hat, iſt zu beanſtanden. Nach den Feſtſtellungen 
iſt im erſten Falle einer der Täter mit einem einſpännigen 
Fuhrwerk zur Grenze gefahren, hat dort das Schmuggelpferd 
zugeſpannt und iſt mit beiden Pferden zu dem vorläufigen 
Unterbringungsort gefahren. Zur Überführung an den end⸗ 
gültigen Beſtimmungsort iſt das geſchmuggelte Pferd wieder⸗ 
um mit einem zweiten zuſammen vor einem Wagen gefahren 
und dann von dem Übernehmer zu ſeinem einſpännigen Fuhr⸗ 
werk zugeſpannt und zum Beſtimmungsort gebracht worden. 
Im zweiten Falle hat der Übernehmer das geſchmuggelte 
Pferd vor ſein einſpänniges Fuhrwerk mit angeſpannt und 
iſt damit nach Hauſe gefahren. Das LG. hat nicht nur die 
Einziehung der beiden geſchmuggelten Pferde angeordnet, 
was rechtlich geboten war; es hat auch auf Einziehung oder 
Werterſatz hinſichtlich ſämtlicher bei dieſen Fahrten gebrauch⸗ 
ter Pferde und Wagen erkannt. Dieſe Maßregel entbehrt der 
geſetzlichen Grundlage. 


Zunächſt durfte auf Zahlung von Werterſatz für Beför⸗ 
derungsmittel, deren Einziehung nicht vollzogen werden kann, 
überhaupt nicht erkannt werden. Dies ergibt der Wortlaut 
des § 401 Abſ. 2 RAbgO. Die Beit. des Abſ. 1 über die Ein⸗ 
ziehung „der ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe und zollpflichtigen 
Waren, hinſichtlich derer die Hinterziehung begangen worden 
iſt, ſowie der Beförderungsmittel, die der Täter zur Be⸗ 
gehung der Tat benutzt hat“, iſt dahin zu verſtehen, daß das 
Fahrzeug gerade zur Beförderung dieſer Erzeugniſſe und 
Waren zum Zwecke der Steuerhinterziehung benutzt ſein muß. 
Das iſt hier nicht der Fall. Es genügt nicht, daß der Täter 
zu ſeiner eigenen Fortbewegung während der Vorbereitung 
der Tat (RGSt. 68, 42 JW. 1934, 772) oder während 
ihrer Ausführung ſich eines Laſt⸗ oder Reittieres oder eines 
Fahrzeuges bedient oder daß er ſonſt ſolche mit ſich führt, 
mag dies auch, wie es anſcheinend hier der Fall iſt, mit zu 
dem Zwecke geſchehen, um ſein Auftreten unverdächtiger er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Die gegenteilige Auffaſſung des LG. müßte 
dahin führen, daß z. B. dann, wenn der Täter, der eine 
Koppel Pferde an der Grenze auf der Weide hat, das über 
die Grenze geſchmuggelte Pferd zur Vermeidung von Ver⸗ 
dacht mit dieſen zuſammen nach Hauſe bringt, auch dieſe 
Koppel Pferde als Beförderungsmittel einzuziehen wäre. Eine 
derart weitgehende Auslegung vermag der Sen. der fraglichen 
Geſetzesbeſtimmung nicht beizulegen. Inſoweit war — da bei 
der gegebenen Sachlage auch eine Anwendung des 8 40 
StGB. nicht in Frage kam — das angef. Urteil aufzuheben. 

Zu beanſtanden iſt, daß bei dem Angekl. Ad. zunächſt 
die beiden auf Grund des 8 396 RAbgO. ausgeworfenen Ge⸗ 
fängnisſtrafen zu einer Geſamtſtrafe vereinigt und erſt zu 
dieſer die Schärfungsgefängnisſtrafe wegen Bandenſchmuggels 
auf Grund des § 146 Voll. ausgeſprochen worden iſt, 
ſtatt dieſe Schärfungsſtrafe zunächſt zu der zugehörigen Strafe 
aus § 396 RAbgO. hinzuzurechnen und ſodann aus dieſer 
Summe und der zweiten aus § 396 RAbgD. ausgeworfenen 
Strafe eine Geſamtſtrafe zu bilden (NGSt. 68, 400, 403 
JW. 1935, 539 4). Durch dieſes unrichtige Verfahren iſt 
11115 die Strafhöhe im Ergebnis erſichtlich nicht beeinflußt 
worden. 

(3. Sen. v. 15. April 1935; 3 D 142/35.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Aus ihr ſind drei 
Sätze feſtzuhalten: 

1. Auf Erlegung des Wertes der Erzeugniſſe oder Waren und, 
ſoweit dieſer nicht zu ermitteln iſt, auf Zahlung einer Geldſumme 
kann gemäß 8 401 Abſ. 2 RAbgoO. nur erkannt werden, ſoweit die 
Einziehung nicht vollzogen werden kann. 

Es handelt ſich hier um eine bloße Erſatzeinziehung, die alſo 
zur Vorausſetzung hat, daß der Einziehung Hinderniſſe entgegenſtehen. 

2. Gemäß 8 401 Abſ. 1 RAbgO. iſt bei Verurteilung wegen 
Steuerhinterziehung neben der Strafe auf Einziehung der ſteuer⸗ 
pflichtigen Erzeugniſſe und zollpflichtigen Waren, hinſichtlich derer 
die Einziehung begangen iſt, ſowie der Beförderungsmittel, die der 
Täter zur Begehung der Tat benutzt hat, zu erkennen. 

Das NG. hebt jetzt mit aller Klarheit hervor, daß das Fahr: 
zeug gerade zur Beförderung der ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe und 
a Waren zum Zwecke der Steuerhinterziehung benutzt 
ein muß. 

Der Standpunkt des RG. iſt unbedingt aus dem Wortlaut des 
§ 401 Abſ. 1 RAbgO. zu entnehmen. Es muß alſo hinſichtlich der 
Beförderungsmittel feſtgeſtellt werden, daß dieſe bei der Tat ſelbſt 
bzw. bei der verſuchten Steuerhinterziehung unmittelbar zur Ver⸗ 
wirklichung des ſtrafbaren Tatbeſtandes benutzt worden ſind. 

Soweit die Beförderungsmittel lediglich zu Vorbereitungshand⸗ 
lungen gebraucht worden ſind oder bei der Tat bloß mitgeführt 
worden ſind, oder auch nach vollendeter Tat erſt benutzt werden, 
muß eine Einziehung unterbleiben. 

3. Zur Geſamtſtrafenbildung. 4 

Immer wieder muß das RG. Urteilsformeln berichtigen, in 
denen Irrtümer bei der Geſamtſtrafenbildung dadurch hervorgerufen 
werden, daß die Schärfungsgefängnisſtrafe wegen Bandenſchmuggels 
des 8 146 VZolG. bei der Bildung der Geſamtſtrafe falſch zu⸗ 
gerechnet wird. G 

Bei ſachlich zuſammentreffenden Zollhinterziehungen ift g 74 
RStchB. anzuwenden ($ 418 Abſ. 3 RAGGO. und NG. 5 D 363/34 
e e 

Gemäß 8146 VZol®. iſt beim Bandenſchmuggel für jeden 
Teilnehmer eine ein⸗ bis dreimonatliche Freiheitsſtrafe als Zuſaß⸗ 
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ſchärfungsgefängnisſtrafe zu verhängen, und zwar ohne Verkürzung. 
Es muß alſo die Schärfungsſtrafe zu der aus 8 396 RAbgd. feſt⸗ 
zuſetzenden Strafe hinzugerechnet und dann aus der Summe dieſer 
beiden Strafen für die Bandenſchmuggel⸗Steuerhinterztehung eine 
etwaige weitere Strafe wegen einer weiteren einfachen Steuerhinter⸗ 
ziehung aus § 396 RAbgO. ausgeworfen werden; dann muß aus den 
fo gewonnenen beiden Strafen eine Geſamtſtrafe gebildet werden, alſo: 

Strafe für den erſten Fall (Bandenſchmuggel): 

a) Strafe aus 8 396 NAD. 

b) Schärfungsgefängnisſtrafe aus 8 146 Voll. (ein bis drei 
Monate) — 

5 . Addition beider Strafen, dann für den wei⸗ 
Fall: 

d) Strafe aus 8 396 RAbgd. 

Nunmehr erfolgt Strafbildung gemäß 8 74 RStcB. aus 

e plus d durch Erhöhung der verwirkten ſchwerſten Strafe. 

Alle anderen Berechnungsarten ſind falſch. Abzulehnen ſind 

insbeſondere folgende Berechnungsmethoden (JW. 1935, 540): 

1. Bildung einer Geſamtgefängnisſtrafe aus der zweimaligen 
Strafe wegen Steuerhinterziehung und daneben getrennte Erkenntnis 
auf die Schärfungsgefängnisſtrafe. 

2. Falſch iſt es auch, bei Vorliegen mehrerer Bandenſchmuggel⸗ 
fälle für die weiteren Fälle die Schärfungsſtrafe auf eine ſelbſtändige 
weitere Geſamtgefängnisſtrafe zurückzuführen und nunmehr der erſten 
Geſamtgefängnisſtrafe hinzuzurechnen. 

3. Falſch wäre es auch, ſämtliche Strafen als Einzelſtrafen an⸗ 
zuſehen und dann auf eine Geſamtgefängnisſtrafe zu erkennen. 

Irrtümern bei der Geſamtſtrafenbildung entgeht man, wenn 
man den Charakter der Schärfungsgefängnisſtrafe als unverkürzte 
Zuſatzſtrafe zu den einzelnen Delikken anſieht. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


* 


28. Eine ſtrafbare Beteiligung an der Zoll⸗ 
hinterziehung iſt bis zur tatſächlichen Beendi⸗ 
gung möglich. f) 
Das Vergehen der Zollhinterziehung erſchöpft ſich nicht 
in der Verbringung des zollpflichtigen Gegenſtandes über die 
Zollgrenze, ſondern dauert darüber hinaus fort, bis der 
Gegenſtand im Inland bei einer Perſon, die ihn gutgläubig 
erworben hat, zur Ruhe gelangt. Solange iſt auch noch eine 
ſtrafbare Beteiligung an der Zollhinterziehung rechtlich mög⸗ 
lich. Insbeſondere ift es rechtlich nicht ausgeſchloſſen, daß 
eine Perſon der Zollhinterziehung für ſchuldig erkannt wird, 
die bei der Verbringung über die Zollgrenze noch in keiner 
Weiſe ſtrafbar beteiligt geweſen iſt, ſondern erſt ſpäter, bei der 

eiterführung des Unternehmens im Inland, dabei mit⸗ 
gewirkt hat. Das iſt ſtändige Rſpr., von der abzugehen auch 
nach erneuter Nachprüfung kein Anlaß beſteht. 

(3. Sen. v. 8. April 1935; 3 D 103/35.) 


\ Anmerkung: Die Beteiligung an einer ſtraſbaren Handlung 
iſt auch noch nach ihrer rechtlichen Vollendung bis zur tatſächlichen 
Beendigung möglich. Es iſt alſo ſcharf zu unterſcheiden zwiſchen der 
rechtlichen Vollendung der Haupttat und ihrer tatſächlichen Beendigung 
(RGSt. 58, 94; 52, 27; 54, 252). 
„„ Wann die Beendigung einer Handlung als vorliegend anzuſehen 
iſt, iſt Tatfrage. Die Zollhinterziehung kann, wie das RG. ausführt, 
erſt dann als beendet angeſehen werden, wenn der zollpflichtige Gegen⸗ 
tand zur Ruhe gelangt, d. h. von einer gutgläubigen Perſon er⸗ 
worben wird. Die Tätigkeit des Schmuggelns kann daher erſt als 
tatſächlich zu Ende geführt angeſehen werden, wenn es den an ber 
gat Beteiligten gelungen iſt, die Schmuggelware an einen Gutgläu⸗ 
bigen abzuſetzen. Jeder, der alſo bis zu dieſem Zeitpunkt der 
chmuggeltaͤtigkeit an dem Abſatz in irgendeiner ſchuldhaften Weiſe 
eilnimmt, kann wegen Teilnahme an einer Zollhinterziehung be⸗ 
ſtraft werden. 

Es iſt ja auch nach allgemeinen Strafrechtsgrundſätzen nicht er⸗ 
forderlich, daß die Teilnehmer ſich an jeder Phaſe der ſtrafbaren 
Handlung beteiligen. Daher ſpielt es für die Frage der Teilnahme 

an einer Zollhinterziehung keine Rolle, ob ſämtliche Teilnehmer bei 
ber Verbringung über die Zollgrenze mitgewirkt haben. 
Die Teilnahmemöglichkeit an der Zollhinterziehung erliſcht 
8 erſt, wenn die Zollhinterziehung tatſächlich beendet iſt. Hierbei 
hl es auch gleichgültig, ob etwa der daun tälig werdende Dritte wei⸗ 
10 Maßnahmen, die auf Sicherung oder Ausnutzung des Erfolges 
abzielen, vor oder bei der Ausführung der Haupttat in Ausſicht ge⸗ 
nommen hatte (RGSt. 58, 94). 


teren 


RA. Dr. Dr. Meg ow, Küſtrin. 
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29. I. S240 Nr. 4 KO. Es beſteht kein recht⸗ 
liches Bedenken dagegen, eine Bilanz, die bei 
Geſamtwerten von einigen Millionen Reichs⸗ 
mark Schuldpoſten von insgeſamt reichlich einer 
Million nicht aufführt, als bloße Scheinbilanz 
anzufehen, alſo Unterlaſſung der Bilanz- 
ziehung anzunehmen. 


II. 88 239 f., 244 KO. Bankrotthandlungen in 
Beziehung auf eine in Konkurs geratene aus⸗ 
ländiſche (ſchweizeriſche) AktG. unterliegen dem 
deutſchen Strafrecht. Das Mitglied des „Ver⸗ 
waltungsrats“ einer ſchweizeriſchen AktG. ſteht 
für § 244 KO. dem „Mitglied des Vorſtands“ (der 
deutſchen AktG.) gleich. 


a) Bedenkenfrei iſt die Annahme des LG., daß die Bi⸗ 
lanzen, die der Angekl. aufſtellen ließ, alſo ohne daß darin 
die Schulden des Angekl. an ſeine Angehörigen und an die 
beiden nicht verwandten Perſonen aufgeführt wurden, keine 
Bilanzen waren, die den Anforderungen von ſolchen genügen 
konnten, jo daß auch der Tatbeſtand des 8 240 Nr. 4 KO. 
erfüllt iſt. Denn wenn in einer Zuſammenſtellung, die ſich 
Bilanz nennt, auch abgeſehen von bloßen Bürgſchaftspoſten, 
eine Anzahl von großen Schuldbeträgen von insgeſamt reich⸗ 
lich mehr als einer Million Reichsmark unaufgeführt bleiben, 
ſo kann ſie nicht mehr den Anſpruch auf eine dem Geſetz ent⸗ 
ſprechende kaufmänniſche Bilanz machen, deren Beſtimmung 
es iſt, eine unmittelbare, zuverläſſige Überſicht über den Ver⸗ 
mögensbeſtand zu geben, wie er jeweils am Schluſſe des Rech⸗ 
nungszeitraums iſt (RGRſpr. 4, 594; zu vergleichen ferner 
RGSt. 15, 175). Wenn in der von der Rev. angezogenen 
Entſch. v. 24. Mai 1917, 4 D 236/17 (JW. 1917, 859) gejagt 
wird, bloße Mängel einer Bilanz könnten nur aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der unordentlichen Buchführung beurteilt werden, 
ſo trifft dies auch nach der genannten Entſch. RGsSt. 15, 175 
zu, und es iſt Tatfrage, ob man nach dem Umfang der 
Mängel (nach Zahl der Poſten und Höhe der Werte) noch von 
einer nur unvollſtändigen Bilanz ſprechen kann oder ob einer 
ſolchen Zuſammenſtellung, weil ſie ein vollkommen falſches 
Bild von der Vermögenslage des kaufmänniſchen Unter⸗ 
nehmens gibt, die rechtliche Natur einer Bilanz überhaupt ab⸗ 
geſprochen werden muß (vgl. die Entſch. des RG.: Goltd Arch. 
41, 379; 45, 364; 47, 443; ferner aus neuerer Zeit das 
Urt. v. 12. Mai 1924, 2 D 349/24). Es kann auch nicht 
beanſtandet werden, daß das LG. eine Zuſammenſtellung, bei 
der Schuldpoſten von insgeſamt mehr als einer Million 
Reichsmark weggelaſſen waren, auch nicht mehr als „wenig⸗ 
ſtens im Schlußergebnis richtig“ hat gelten laſſen, zumal an⸗ 
geſichts der kläglichen Vermögenslage, wie ſie ſich bei dem 
ſchließlichen Zuſammenbruche der Firma herausgeſtellt hat. 
Der Kaufmann darf nicht durch Weglaſſung von Schuld- 
beträgen den Vermögensſtand ſeines Unternehmens günſtiger 
darſtellen, als er in Wirklichkeit iſt, und zwar noch weniger, 
als daß er ihn durch Weglaſſung von Vermögensſtücken un⸗ 
günſtiger färbte (was bei dem angegebenen Urt.: Goltd Arch. 
41, 379 der Fall war). Daß aber der Angekl. ſich des Be⸗ 
ſtehens jener großen Schuldbeträge — mochte er ſich auch 
darauf verlaſſen haben, daß ſeine Verwandten nicht deren 
Auszahlung verlangen würden — bewußt geweſen iſt, hat das 
LG. angenommen; das Gericht iſt ſodann auch unter Würdi⸗ 
gung der Perſönlichkeit des Angekl. zu der Überzeugung ge⸗ 
langt, daß er, mochte er auch nur geringe kaufmänniſche An⸗ 
lagen haben, doch erkannt habe, eine Vermögenszuſammen⸗ 
ſtellung, die ſo hohe Beträge unberückſichtigt ließ, gebe ein 
vollkommen falſches Bild von der Vermögenslage. 

b) Auch den Ausführungen des LG. zur Frage des über⸗ 
mäßigen Aufwandes kann nicht aus Rechtsgründen entgegen⸗ 
getreten werden. Die Rev. weiſt demgegenüber u. a. darauf 
hin, daß der Kaufmann zu einer höheren Lebensführung 
wegen des Anſehens feines Betriebes genötigt ſei, und daß er 
ſelbſt bei ſchlechtem Geſchäftsgang und einem Rückgang ſeiner 
Vermögenslage eine ſolche Höhe der Lebensführung bei⸗ 
behalten dürfe. Das iſt jedenfalls in dieſer Allgemeinheit un⸗ 
zutreffend, und der Kaufmann, der auch bei ungünſtiger Ge⸗ 
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ſchäfts⸗ und Vermögenslage einen hohen Aufwand treibt, tut 
dies auf die Gefahr, zur Verantwortung gezogen zu werden, 
wenn ſich ſeine Hoffnung auf beſſere Zetten nicht erfüllt und 
ſein Aufwand ſich ſchließlich als auf Koſten der Gläubiger 
geſchehen herausſtellt (vgl. RGRſpr. 6, 471, fo auch die 
Entſch. des erk. Sen. v. 24. April 1928, 1 D 250/28). 

Im einzelnen hat hier die Rev. noch vorgebracht, das 
LG. lege zu Unrecht Gewicht darauf, daß die geſchäftlichen 
Betriebe des Angekl. „illiguid“ geweſen ſeien. Tatſächlich wird 
das im angef. Urt. geſagt, und eine bloße Illiquidität, d. h. 
eine Anſpannung der Geldlage derart, daß dem Betriebe die 
flüſſigen Mittel gefehlt hätten, würde für ſich einen hohen 
Aufwand noch nicht zu einem übermäßigen ſtempeln. So iſt 
aber jene Begründung des LG. nicht gemeint, ſondern mit dem 
Hinweis auf die Illiquidität der Betriebe wird erkennbar ge- 
ſagt, daß der Angekl. aus dieſer ihm bekannten Geldlage der 
Unternehmen klar erſehen habe, daß es um ſeine Einkommens⸗ 
und Vermögensverhältniſſe ſchlimm ſtehe und daß er für 
ſeinen und ſeiner Familie perſönlichen Bedarf weit mehr 
verbrauche, als ſich angeſichts einer ſolchen Geſchäfts- und 
Vermögenslage und insbeſ. im Hinblick auf die Belange ſeiner 
dadurch gefährdeten Gläubiger rechtfertigen laſſe. Der Geſamt⸗ 
betrag der Schulden des Angekl. aber nur an die nicht bevor⸗ 
rechtigten Gläubiger wird im Urt. mit über 5 Millionen RA, 
darunter die Lieferantenſchulden allein mit mehr als 1,6 Mil- 
lionen RM, angegeben, und mit Recht ſind dabei auch die— 
jenigen Schulden mitgerechnet worden, die der Angekl. gegen⸗ 
über ſeinen Verwandten, im beſondern gegenüber ſeiner Frau, 
hatte, da dieſe nicht minder ſeine Gläubiger waren als 
Fremde, wie fie ja auch ebenſo wie dieſe dann ihre Forderun⸗ 
gen im Konkurs des Angekl. angemeldet haben. 

e) Kein Bedenken beſteht ferner dagegen, daß das LG. 
den Angekl. des Konkursvergehens auch inſoweit ſchuldig er⸗ 
kannt hat, als es ſich um das Vermögen der Schweizer AktG. 
und den über dieſe eröffneten Koukurs gehandelt hat. 

Da es ſich bei der Rechtseinrichtung des Konkurſes und 
den hier einſchlagenden Verfehlungen um eine Angelegenheit 
handelt, die in allen Staaten ungefähr gleich wichtig und daher 
annähernd gleich geregelt iſt, Beſonderheiten des einzelnen 
Landes alſo keine nennenswerte Rolle ſpielen, kann kein Be⸗ 
denken dagegen beſtehen, daß die in 88 239 ff. KO. auf- 
geſtellten Strafvorſchriften auch auf Straftaten angewandt 
werden, die ſich auf ein auslandiſches Vermögensweſen und 
einen im Ausland eröffneten Konkurs beziehen. (Eine ver⸗ 
wandte Frage iſt in der Entſch. RGSt. 68, 210 = JW. 1934, 
2067 behandelt und im entgegengeſetzten Sinn entſchieden 
worden, hier aber unter ausdrücklicher Rückſicht auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des $ 312 HGB. und dem ſich aus ihr er- 
gebenden geſetzgeberiſchen Zweck.) 

Unbedenklich iſt im beſonderen auch die Anwendung des 
§ 244 KO. auf den Augekl. Dieſe Geſetzesvorſchrift trifft — 
unter anderem — die Mitglieder des Vorſtands einer AktG. 
Nach dem ſchweizeriſchen Obligationenrecht, Art. 642 Nr. 2 hat 
dort die AktG. „eine Verwaltung“. Nach den näheren in den 
Art. 649 ff. getroffenen Beſtimmungen hat die „Verwaltung“ 
im weſentlichen dieſelben Aufgaben und Befugniſſe wie der 
Vorſtand der deutſchen AktG. 

d) Zu bemerken iſt ſchließlich nur noch, daß nicht die im 
einzelnen unter verſchiedene Nummern des § 240 KO. fallen⸗ 
den Verfehlungen untereinander in „Tateinheit“ ſtehen, ſon⸗ 
dern daß es ſich um unſelbſtändige Ausführungsvorgänge 
einer einzigen und einheitlichen Straftat handelt. Aus dieſem 
Grunde wäre es übrigens im Ergebnis kaum von Bedeutung, 
wenn die im vorſtehenden unter a erörterte Frage zu ver⸗ 
neinen wäre, ob auch der Tatbeſtand des 8 240 Nr. 4 KO. 
gegeben ſei. Denn wäre jener Tatbeſtand nicht erfüllt, ſo fiele 
doch die Aufſtellung eines inhaltlich mit ſchweren Mängeln 
behafteten Vermögensſtandes unter den Begriff der unordent⸗ 
lichen Buchführung nach § 240 Nr. 3, da die erwähnten 
großen Schuldpoſten nicht nur in den Bilanzen weggelaſſen 
worden ſind, ſondern auch ſonſt in der Buchführung nicht er⸗ 
ſcheinen. 

3. Vei der neuen Verhandlung wird zu beachten ſein, daß 
gegen die vom LG. ohne nähere Begründung gelaſſene An⸗ 


nahme Bedenken beſtehen, es handle ſich bei dem Geſamttun 
des Angekl. um ein völlig einheitliches Vergehen. Es ſtanden 
zwei ſelbſtändige Vermögensweſen nebeneinander: das des 
Angekl. als Einzelkaufmanns hinſichtlich ſeines deutſchen Ge⸗ 
ſchäfts, und die ſchweizeriſche AktG. Die Frage, inwieweit hier 
Verfehlungen nach den 88 239 ff. KO. begangen worden ſind, 
muß alſo für die beiden Vermögensweſen geſondert beurteilt 
werden, und zwar um ſo mehr, als auch das Konkursverfahren 
gegen beide zu ganz verſchiedenen Zeiten (im Mai 1931 und 
im Mai 1932) eröffnet worden iſt. Wenn ſich der Angekl. hin⸗ 
ſichtlich des einen wie des anderen Vermögensweſens ſtrafbar 
gemacht hat, jo ſtehen ein Vergehen nach § 240 und ein ſol⸗ 
ches nach §S 244 KO. nebeneinander, die dann allerdings, je 
nach dem Ergebnis der dem Tatrichter obliegenden Prüſung, 
in Tateinheit zueinander ſtehen können. 

Soweit es ſich um das Vergehen nach 8 240 Nr. 4 mit 
§ 244 KO. handelt — d. h. die Nichtziehung einer Bilanz für 
die AktG. —, könnte es darauf ankommen, ob dieſe Handlung 
ausſchließlich im Ausland liegt oder, wenigſtens zum Teil, 
im Gebiet des Deutſchen Reichs (88 3, 4 Nr. 3 StGB.). Dabei 
wäre zu beachten, daß es inſoweit nicht auf die Vorlegung 
der Bilanz ankäme, die nur eine Scheinbilanz wäre, ſondern 
darauf, daß unterlaſſen wurde, eine (wirkliche) Bilanz 
zu ziehen, und hierfür könnte entſcheidend ſein, wo die Buch⸗ 
führung der AktG. gepflogen wurde. 

(1. Sen. v. 18. Dez. 1934; 1 D 1256/34.) 
* 


* 30. SS 1, 3, 16, 17, 29 Mil StGB.; § 330 a StGB. 
Militäriſche ſtrafbare Handlungen ſind nur 
ſolche, die ihrem Tatbeſtande nach in das Mil- 
StGB. aufgenommen ſind. Wer ſich als Soldat 
ſo betrinkt, daß er in unzurechnungsfähigem 
Zuſtand Vorgeſetzte gegenüber Zivilperſonen 
verleumdet, verletzt dadurch zugleich eine mili⸗ 
täriſche Dienſtpflicht. f) 

Die Verurteilung des Angekl. zu drei Wochen geſchärften 
Arreſtes iſt ungeſetzlich. Denn mit Arreſt können nach SS 1, 3, 
16, 17 Milt B. nur militäriſche ſtrafbare Handlungen 
geahndet werden; dies ſind aber nur ſolche, die ihrem Tat⸗ 
beſtande nach in das MilStéßB. aufgenommen und hier mit 
Strafe bedroht find (vgl. RMilG. 5, 110; 18, 145). Das iſt 
bei der ſog. Volltrunkenheit nicht der Fall; dieſe iſt als ſolche 
nicht in das Milte h B. aufgenommen, ſondern lediglich in 
das StGB. für das Deutſche Reich, und wird hier im $ 330 a 
mit Strafe bedroht. Das Begehen einer in dem Zuſtande der 
Zurechnungsunfähigkeit begangenen ſtrafbaren Handlung iſt 
lediglich äußere Vorausſetzung der Strafbarkeit. 

Die Strafe nach $ 330 a Abſ. 1 SGB. iſt an ſich Ge⸗ 
fängnis bis zu zwei Jahren oder Geldſtrafe; nach Abſ. 2 
a. a. O. darf ſie nach Art und Maß nicht ſchwerer ſein als 
die für die vorſätzliche Begehung der Handlung angedrohte 
Strafe. Geldſtrafe ſcheidet im vorl. Fall nach 8 29 Mil StGB. 
aus, da es keinem Zweifel unterliegen kann, daß ein Soldat, 
der ſich ſo betrinkt, daß er in zurechnungsunfähigem Zu⸗ 
ſtande gegen Vorgeſetzte beleidigende Vorwürfe gegenüber 
Zivilperſonen erhebt, zugleich eine militäriſche Dienſtpflicht 
verletzt. Gegen den Angekl. kann daher nur auf Gefängnis 
erkannt werden, und zwar, da nur ein Vergehen gegen die 
allgemeinen Strafgeſetze begangen worden iſt, von einem 
Tage an (8 16 Abi. 1 StGB.). Dem ſteht § 330 a Abſ. 2 
StGB., wonach die Strafe nach Art und Maß nicht ſchwerer 
fein darf, als die für die vorſätzliche Begehung der Hand- 
lung angedrohte, auch für den Fall nicht entgegen, daß an⸗ 
genommen wird, die als äußere Vorausſetzung der Strafbar⸗ 
keit in Frage kommende ſtrafbare Handlung ſei ein Vergehen 
gegen § 91 Abſ. 1 (nicht 3) Mil StGB. Denn auch dieſes 
Strafgeſetz droht Gefängnis (oder Feſtungshaft) bis zu 
zwei bzw. drei Jahren an, wenn auch bei kürzerer Dauer der 
Strafe als 43 Tage die Freiheitsſtrafe nach § 17 Abſ. 1 Mil⸗ 
StGB. Arreſt iſt. Bleibt die Gefängnisſtrafe innerhalb dieſer 
Grenzen von zwei bzw. drei Jahren, ſo iſt ſie alſo in keinem 
Fall nach Art und Maß ſchwerer als die ſchwerſte Art und 
das höchſte Maß der nach 8 91 Abſ. 1 Mil StGB. angedrohten 
Strafe. 
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Auf die Streitfrage über das Wertverhältnis von Ge⸗ 
fängnis und Arreſt zueinander, die nur von Bedeutung ſein 
könnte, wenn das militäriſche Vergehen nur mit Arreſt be⸗ 
droht wäre — ein Fall, den das Mil StGB. ſeit der Novelle 
v. 30. April 1926 (RGBl. I, 197) nicht mehr vorſieht —, 
braucht unter dieſen Umſtänden nicht eingegangen zu werden 
(ogl. dazu einerſeits RMilG. 3, 154; 12, 53; BE. 1 Nr. 117; 
3 Nr. 120b und 11 Nr. 23; andererſeits RGS St. 58, 65). 

(4. Sen. v. 16. April 1935; 4 D 315/35.) 
= Rast. 69, 189.) 


A Anmerkung: Die Entſch. verdient Beifall. Sie ift nach ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen hin bemerkenswert. 

1. Das RG. hatte zu der Frage Stellung zu nehmen, ob eine 
von einem Matroſen im Vollrauſch begangene einfache oder ver⸗ 
leumderiſche Beleidigung mit einer Arreſtſtrafe belegt werden darf. 
Arreſtſtrafen find nur bei militäriſchen Vergehen möglich (vgl. JFuhſe, 
Milt H B., 2. Aufl., zu 817); das find nach 81 MilstcG B. die von 
dieſem Geſetz mit Strafe bedrohten Vergehen. Maßgebend iſt alſo, ob 
Tatbeſtand und Strafdrohung im Mil StchB. enthalten find. Dieſe 
Abgrenzung des heutigen Rechts zwiſchen militäriſchen und „bürger⸗ 
lichen“ Vergehen ift nicht ſehr tiefgehend, ſondern rein poſttiviſtiſch. 
Sie kann aber erſt künftig im Zuge einer völligen Umgeſtaltung des 
Verhältniffes von RStGB. und MIISIGB. geändert werden. 

Die Beleidigung eines Vorgeſetzten iſt militäriſches Vergehen (vgl. 
8 91 i. Verb. m. § 1 Milt B.). Eine Arreſtſtrafe wäre darum zu⸗ 
läſſig, wenn der Angekl. ſich bei Begehung der Tat in zurechnungs⸗ 
jähigem Zustande befunden hätte. Nun greift hier aber wegen der 
Trunkenheit des Angekl. die Strafbeſtimmung über den Voll⸗ 
rauſch ein (8 330 a StGB.; die vom NO. gewählte Vezeichnung 
„Volltrunkenheit“ deckt nicht den ganzen Tatbeſtand und iſt durch 
„Vollrauſch“ zu erſetzen; vgl. Siegert: Aſchaffenburgs MSchr. 1932, 
338). Das NG. ſtellt in Konſequenz feiner Rſpr. und der des R Milch. 
zutreffend feſt, daß der vom Soldaten begangene Vollrauſch kein 
militäriſches Vergehen iſt, weil bei ihm Tatbeſtand und Strafdrohung 
dem RStc GB. entnommen werden. Hieran wird nichts dadurch ge⸗ 
ändert, daß auf Grund des 8 330 a Abſ. 2 die Höhe der Strafe durch 
die Vorſchrift in 8 91 MilStchB. begrenzt iſt. Der Vollrauſch iſt ein 
ſelbſtändiger Tatbeſtand gegen den Mißbrauch von Rauſchgiften; 
die von ihm vorausgeſetzte Verwirklichung eines anderen Tatbeſtandes 
iſt nur ſachliche Bedingung der Strafbarkeit (das RG. ſagt: äußere 
Vorausſetzung der Strafbarkeit). — Dieſe Strafbarkeitsbedingung iſt 
im Verhaltnis zum Geſamttatbeſtande von durchaus untergeordneter 
Bedeutung und kann darum nicht dem ganzen Delikt das Gepräge geben. 
2. Iſt aber im vorl. Falle der ſich in Vorgeſetztenbeleidigung 
Außernde Vollrauſch kein militäriſches Vergehen, jo ſcheidet eine 
Arreſtſtrafe (von 1—42 Tagen) i. S. des 8 17 Miltc HB. aus. Nach 
§ 330 a Abſ. 1 RStc B. iſt alfo eine Gefängnisftrafe von 1 Tag bis 
zu 2 Jahren oder eine Geldſtrafe zu verhängen. Die Geldſtrafe muß 
aber hier außer Betracht bleiben. Nach 8 29 MilStGGB. darf bei 
„bürgerlichen“ Vergehen auf eine an ſich zuläſſige Geldſtrafe nicht 
erkannt werden, wenn vom Täter zugleich eine militäriſche Dienſt⸗ 
pflicht verletzt iſt. Der Begriff der militäriſchen Dienſtpflicht umfaßt 
jede durch den militäriſchen Dienſt begründete Pflicht der Soldaten 
(Romen und Riſſom, MilStch B., 3. Aufl., 8 29, 3). Dieſe Pflicht 
greift über den befohlenen Dienſt weit hinaus und verlangt gerade 
heute vom Soldaten, daß er ſich auch im Verkehr mit Zivilperſonen 
der Zugehörigkeit zur Wehrmacht würdig zeigt. Jede Verletzung ſeiner 
Treupflicht iſt eine Verletzung ſeiner Dienſtpflicht. Darum wird künftig 
das RG. in weiterem Umfange, als das früher vom RMilG. an⸗ 
erkannt worden iſt, in außerdienſtlichem Verhalten von Soldaten eine 
Verletzung der militäriſchen Dienſtpflicht annehmen müſſen. 

3. Das RG. prüft mit Rüchſicht auf die Strafzumeſſung, ob 
der Angekl. im Vollrauſch eine wiſſentlich oder nur unbewußt falſche 
Behauptung aufgeſtellt hat (5 91 Abſ. 1 u. 3 Mil StG B.) Es halt 
alſo für beachtlich, ob der Angekl. Tatumſtände eines geſetzlichen Tat⸗ 
eſtandes gekannt hat, obſchon er nicht einmal fähig war, das Un⸗ 
recht der Tat einzuſehen und danach zu handeln. Dieſe Unterſuchung 
führt zu der umfaſſenden und vom NO. (ONZ. 1935 Rſpr. Nr. 40) 
ereits angeſchnittenen Frage, inwieweit ein Zurechnungsunfähiger, 
der den Tatbeſtand einer „ſtrafbaren Handlung“ verletzt (vgl. 88 42 b 
und 3304 NSIGB.), die jubjektiven Merkmale dieſes Tatbeſtandes 
erfüllt haben muß. Dieſe Frage ſoll hier nur angedeutet, im übrigen 
aber einer beſonderen Unterſuchung vorbehalten bleiben. 

Prof. Dr. K. Siegert, Göttingen. 
* 
31. 8102 Mil StGB. Zum Begriff „in Be⸗ 
diehung auf den Dienſt“. /) 

Das OkrGer. hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. in einer 

Gaſtwirtſchaft gegen 23 Uhr in einem Vorraum an drei 


nichtermittelten Soldaten vorbeiging, und als dieſe ihn mit 
r begrüßten, im Vorübergehen ſagte: „Scheiß auf 
ein ee „wenn man die ausgeſchiedenen Kameraden 
ſieht, könnte mir das Weinen ankommen.“ Das DOfrber. 
erblickt in dieſer Außerung des Angekl. das Unternehmen 
des Erregens von Mißvergnügen in Beziehung auf den 
Dienſt unter Kameraden nach § 102 Mil StGB. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob einwandfrei nachgewieſen iſt, daß 
dem Angekl. bei dieſer zu vorgerückter Stunde im Vorbei⸗ 
gehen an ihm unbekannten Soldaten getanen Außerung 
deren Eignung zur Erregung von Mißvergnügen zum Be⸗ 
wußtſein gekommen ift. Ein Vergehen nach $ 102 Mil Steh B. 
liegt ſchon deshalb nicht vor, weil das Tatbeſtandsmerkmal 
„in Beziehung auf den Dienſt“ nicht gegeben iſt. 

Daß die Worte „in Beziehung auf den Dienſt“ im wei⸗ 
teſten Sinne auszulegen ſind, iſt unbeſtritten. Die urſprüng⸗ 
liche Faſſung des Regierungsentwurfs lautete: „in Be⸗ 
ziehung auf den Dienſt oder in Beziehung auf militäriſche 
Angelegenheiten oder Einrichtungen.“ Der letzte Teil dieſes 
Satzes wurde ſpäter geſtrichen, und es wurden die Worte: 
„in Beziehung auf den Dienſt“ für ausreichend gehalten. 
Hierzu gehört alles, was irgendwie Beziehung auf das 
militäriſche Dienſtverhältnis hat, von der Einſtellung des 
Soldaten bis zu ſeiner Entlaſſung, und zwar umfaßt der 
militäriſche Dienſt die ganze dem Heere eigentümliche, durch 
deſſen Weſen und Beſtimmung gegebene Tätigkeit, d. h. das 
geſamte militäriſche Dienſtverhältnis des Soldaten, die aus 
ſeiner geſetzlichen oder übernommenen Dienſtpflicht ſich er⸗ 
gebenden dienſtlichen Beziehungen. Hierunter fallen auch 
militäriſche Standesverhältniſſe, ſonſtige einzelne militäriſche 
Zuſtände, Einrichtungen, Anordnungen uſw., z. B. auch Ver⸗ 
pflegung. In allen Fällen iſt aber notwendige Voraus⸗ 
ſetzung, daß es ſich um dienſtliche Beziehungen handelt, die 
den Soldaten während ſeiner Dienſtzeit berühren, alſo wäh⸗ 
rend der Zeit, in der er als aktiver Soldat in unmittel- 
barem Zuſammenhang mit dem militäriſchen Dienſt und 
deſſen Einrichtungen ſteht, nicht aber um Zuſtände oder Ein⸗ 
richtungen, die den Soldaten erſt nach Beendigung oder Auf⸗ 
löſung des Dienſtverhältniſſes berühren. Getroffen werden 
ſollen durch 8 102 MilStGG B. Außerungen, die geeignet 
ſind, den Soldaten gegen Vorkommniſſe, Einrichtungen uſw. 
mißmutig zu machen, die unmittelbar ſeinen militäriſchen 
Dienſt und die damit zuſammenhängenden Zuſtände betreffen, 
und zwar ſolange er Soldat iſt, weil darunter ſein Ver⸗ 
hältnis zu Vorgeſetzten, Kameraden und ſeine Einſtellung 
zu militäriſchen Einrichtungen leiden kann, was ſeine dienſt⸗ 
lichen Leiſtungen ungünſtig beeinfluffen kann. Hierunter könn⸗ 
ten wohl Außerungen über das Kündigungsverfahren fallen, 
nicht aber ſolche, die ſich nur mit der wirtſchaftlichen oder 
ſonſtigen Lage des Soldaten nach ſeiner Entlaſſung aus dem 
Heeresdienſt befaſſen. Es iſt eine Erfahrungstatſache, daß ſich 
Soldaten, insbeſ. die älteren, vielfach darüber unterhalten, 
wie ſich ihre Zukunft nach der Entlaſſung an Hand der 
ihnen durch die Verſorgungsgeſetze gegebenen Mögli hkeiten 
vorausſichtlich geſtalten wird, und wenn bei einer ſolchen 
Gelegenheit zum Ausdruck gebracht wird, daß die Ver⸗ 
ſorgungsgeſetze die Zukunft des entlaſſenen Soldaten noch 
beſſer geſtalten müßten, ſo iſt damit nichts gegen die dienſt⸗ 
lichen Beziehungen und Verhältniſſe des aktiven Soldaten 
geſagt. Nach § 102 MilStG B. müſſen ſich aber die unter 
Strafe geſtellten Außerungen gegen den Dienſt und die 
dienſtlichen Beziehungen des akliven Soldaten richten. Im 
vorl. Fall handelt es ſich um eine Außerung, die die wirt⸗ 
schaftliche Lage oder die ſonſtige Lage der ausgeſchiedenen 
Kameraden kritiſieren wollte, mit den Beziehungen zum ak⸗ 
tiven Dienſt aber nichts zu tun hatte. Es iſt nun denkbar, 
daß eine ſolche abfällige Außerung über das Wehrmachts⸗ 
verforg®., wie man die Außerung des Angekl. auffaſſen 
kann, auch beim aktiven Soldaten eine Mißſtimmung her⸗ 
vorrufen kann, damit iſt aber das Erfordernis „in Be⸗ 
ziehung auf den Dienſt“ im geſetzlichen Sinne noch nicht 
erfüllt. Das Geſetz, das die Rechtsverhältniſſe des Soldaten 
nach ſeiner Entlaſſung aus dem Heeresdienſt regelt, hat mit 
dem militäriſchen Dienſt i. S. des § 102 MilStG B. nichts 
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zu tun. Es fehlt ſonach an den äußeren Tatbeſtandsmerk⸗ 
malen des § 102 Mil StGB. 
(4. Sen. v. 5. April 1935; 4 D 341/35.) 


Anmerkung: Die Entſch. gibt m. E. Anlaß zu Bedenken, weil 
das RG. die Anwendung des § 102 MilStc B. ablehnt. Wenn das 
RG. meint, der Angekl. habe nicht „in Beziehung auf den Dienſt“ 
Mißvergnügen erregt, ſo ſteht das im Widerſpruch zu der von ihm 
in Übereinſtimmung mit der gemeinen Meinung (vgl. Romen und 
Riſſom, Milstch B., 3. Aufl., § 102 Anm. 2; Fuhſe, MilStGB., 
2. Aufl., § 102 Anm. 3) getroffenen Feſtſtellung, daß die Worte des 
Geſetzes im weiteſten Sinne zu verſtehen ſeien. Das RG. ſagt ſelbſt, 
alles gehöre hierher, was irgendwie Beziehung auf das militäriſche 
Dienftverhältnis habe. Es will dann aber einen Trennungsſtrich ziehen 
zwiſchen den Dingen, die unmittelbar den Dienſt betreffen, und denen, 
die ſich wie die vorliegende Außerung auf die Verſorgung der aus⸗ 
ſcheidenden Kameraden beziehen. So ſollen Außerungen, welche das 
Kündigungsverfahren betreffen, hierher gehören, nicht aber ſolche über 
die Verſorgung. — Eine ſolche Trennung wird aber m. E. dem Weſen 
des langjährigen militäriſchen Dienſtverhältniſſes nicht gerecht. Beim 
Berufsſoldaten laſſen ſich das Dienſtverhältnis und die ſpätere Ver⸗ 
ſorgung nicht auseinanderreißen, und zwar aus doppeltem Grunde. 
Zunachſt gehört zum militäriſchen Dienſt auch die von der Reichswehr 
in großzügiger Weiſe betriebene Ausbildung für die ſpäter zu er⸗ 
greifenden Zivilberufe. Durch feine Außerungen hat der Angekl. in 
Beziehung auf dieſen Unterricht eindeutig Mißvergnügen erregt, da 
eine Ausſichtsloſigkeit des Exiſtenzkampfes im ſpäteren Zivilberuf 
auch die Vorbereitung dafür ihres Zweckes berauben würde. Außer⸗ 
dem aber beeinflußt die rechtliche Behandlung der ausſcheidenden 
Kameraden die geſamte Haltung und Dienſtfreudigkeit aller älteren 
Soldaten. Das Dienſtverhältnis der Berufsſoldaten als Ganzes 
wird durch die Außerungen des Angehl. in Mitleidenschaft gezogen. 
Darum hätte m. E. das RG. mit dem IKr&er. den Angekl. nach 
8 102 MilStchB. verurteilen muſſen. 

Prof. Dr. K. Siegert, Göttingen. 


* 

32. §8 246, 306 Mil StG O. Auch das BU. muß 
grundſätzlich aus ſich ſelbſt heraus verſtändlich 
ſein. Eine Verweiſung auf die Gründe des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils iſt nur dann zuläſſig, wenn 
ſie außer allem Zweifel läßt, welcher Tatbeſtand 
der Entſch. des BG. zugrunde gelegt worden iſt 
(ogl. zu den entſprechenden 88 326, 394 A bſ. 2 der 
früheren Mil StG. RM G. 4, 137/38 und 243/44/46; 
10, 152/55; 15, 142/44 und 289/295; 17, 92/96 und 
124/25; ferner zu den entſprechenden 88 267, 332 
StPO. RG St. 59, 78 und 427/28; 66, 8/10). 

(4. Sen. v. 24. Mai 1935; 4 D 530/35.) 


* 

33. 8 140 StPO. Wird der Antrag des Angekl. 
auf Beſtellung eines Verteidigers als verſpä⸗ 
tet abgelehnt, von dem Angekl. aber die Be- 
ſtellung erneut beantragt, weil ihn an der Ver⸗ 
ſpätung kein Verſchulden treffe, ſo iſt dieſer 
neue Antrag als Wiedereinſetzungsantrag zu 
behandeln. Ein Verſtoß hiergegen kann zur Auf⸗ 
hebung des Urteils führen. Eine Pflicht, den 
Angekl. auf die Antragsfriſt hinzuweiſen, be⸗ 
ſteht für das Gericht nicht. 

(1. Sen. v. 2. April 1935; 1 D 210/35.) 
ih 


**34, 8267 StPO. Kommt das Gericht bei und 
auf Grund der Hauptverhandlung zu dem Er- 
gebnis, daß das Verfahren wegen gewährter 
Straffreiheit einzuſtellen ſei, ſo iſt es nicht 
ſchlechthin erforderlich, daß das Urteil die Be⸗ 
weisergebniſſe der, ſei es vollſtändig oder nur 
teilweiſe durchgeführten, Hauptverhandlung 
darlege. . 

Die Frage der Straffreiheit iſt auf jeder Stufe des 
Verfahrens zu prüfen. Am 19. März 1934 war die Sache 
vor dem LG. verhandelt, dann aber auf unbeſtimmte Zeit 
vertagt worden. Bei der neuen Verhandlung, v. 5. Sept. 
1934, war inzwiſchen das Gtraffreih®. ergangen. Das LG. 
wäre in der Lage geweſen, vor dieſer neuen Verhandlung 
und ebenſo vor der ſchließlichen Verhandlung v. 3. Dez. 1934 
das Verfahren einzuſtellen, wenn es in dieſem Zeitpunkt die 
Vorausſetzungen für gegeben hielt (alſo ohne erſt durch eine 


Hauptverhandlung, und nötigenfalls durch eine Beweis⸗ 
erhebung in dieſer, jene Vorausſetzung feſtſtellen zu müſſen). 

Das iſt nun nicht geſchehen, vielmehr am 5. Sept. 1934 
und dann nach Vertagung erneut am 3. Dez. 1934 die 
Hauptverhandlung abgehalten worden. 

Auch nach dem Beginn der Hauptverhandlung hat aber 
das Gericht die Frage der Straffreiheit jederzeit im Auge 
zu behalten, und hat die Verhandlung dann nicht weiter⸗ 
zuführen, wenn eine Klärung des Sachverhalts inſoweit er⸗ 
zielt iſt, daß die Vorausſetzungen der Straffreiheit vorliegen. 
Möglicherweiſe iſt hierzu eine volle Durchführung der Haupt- 
verhandlung nötig, möglicherweiſe aber ergibt ſchon die bloße 
Vernehmung des Angetl., etwa fein perſönlicher Eindruck, 
dem Gericht die Sicherheit, daß jedenfalls keine höhere Strafe 
als die für die Straffreiheitsfrage maßgebenden Höchſt⸗ 
beträge zu erwarten iſt. 

Immer aber muß, wenn die Hauptverhandlung be 
gonnen worden iſt, die nunmehr ergebende Entſcheidung als 
Urteil erlaſſen werden ($ 260 StPO.). 

Über den erforderlichen Inhalt eines ſolchen auf Ein⸗ 
ſtellung lautenden Urteils gibt nun § 267 StPO. keine 
ausdrückliche Vorſchrift. Deſſen Abſ. 1 und 5 ſprechen nur 
von dem verurteilenden und dem freiſprechenden Erkenntnis 
und beſtimmen, daß die Gründe der Entſcheidung in dem 
Urteil anzugeben ſind. Von dem auf Einſtellung lautenden 
Urteil iſt hier nicht die Rede. Hieraus kann aber nicht der 
Schluß gezogen werden, daß ein ſolches Urteil keiner Be⸗ 
gründung bedürfte und ſich mit dem bloßen Ausſpruch be⸗ 
gnügen dürfte, das Verfahren werde eingeſtellt. Ein Be⸗ 
gründungszwang — wenn auch nur in den fpäter zu er- 
örternden Grenzen — ergibt ſich vielmehr aus der Natur 
der Sache. Zwar hat das NevG. hinſichtlich der im Straf⸗ 
freih®. aufgeſtellten beſonderen Vorausſetzungen das Recht 
und die Pflicht ſelbſtändiger Prüfung und Ermittlung. Es 
iſt aber hinſichtlich der Beurteilung der Tat ſelbſt an die 
Feſtſtellungen gebunden, die hierzu der Tatrichter getroffen 
hat. Wie alſo dieſer verpflichtet ift, die Sache wenigſtens 
ſoweit zu klären, als er es ſelbſt für eine ſichere Entſcheidung 
der Straffreiheitsfrage bedarf, ebenſo muß er auch in der 
Begründung ſeines Urteils dem Nev®. die Grundlage dafür 
bieten, welches — vom Tatrichter feſtgeſtellte oder ſchlimm⸗ 
ſtenfalls in Frage kommende — Tun des Angekl. der Be⸗ 
urteilung der Straffreiheitsfrage von ihm zugrunde gelegt 
worden iſt und mithin auch vom Nev®. ſeiner Beurteilung 
jener Frage zugrunde gelegt werden muß. 

Ebenſo aber wie die Hauptverhandlung nicht bis zu 
einer vollſtändigen Klärung des Sachverhalts durchgeführt 
werden muß, ſondern abgebrochen werden darf und muß, 
ſobald die Vorausſetzungen der Straffreiheit geſichert ſind, 
ergibt ſich aus den vorſtehenden Darlegungen für den Um— 
fang der Begründung eines Einſtellungsurteils zunächſt ſo 
viel, daß eine ſolche Begründung für die Nachprüfung des 
Rev. nicht weiter erforderlich iſt, als dies die Straf 
freiheitsfrage betrifft, mag nun die Hauptverhandlung voll 
ſtändig durchgeführt worden ſein oder nicht, das heißt bis 
zu dem Punkte, wo das Gericht in der Lage geweſen wäre, 
ein Urteil in der Sache ſelbſt zu erlaſſen, ſei es auf Ver⸗ 
urteilung oder auf Freiſprechung des Angekl. Die Urteils⸗ 
begründung nicht über jenes Maß auszudehnen, beſteht nun 
aber hier ein Grund beſonderer Art. Nicht ſelten ſind die 
Fälle, in denen ſich ein Angekl., dem die Einſtellung des 
Verfahrens wegen gewährter Straffreiheit zuteil wird, gleich⸗ 
wohl dadurch beſchwert fühlt, daß nicht auf die von ihm ver⸗ 
langte Freiſprechung erkannt wird (und nicht erkannt werden 
kann; Urt. v. 22. Jan. 1935, 1 D 1460/4 JW. 1935, 
945 51 und v. 25. Febr. 1935, 5 D 519/34), da trotz der Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens in ſolchen Fällen der Verdacht der 
ſtrafbaren Handlung gegen ihn beſtehen bleibt, ein Verdacht, 
der ſchon eindringlich ausgeſprochen iſt durch die Anklage⸗ 
ſchrift, den Eröffnungsbeſchluß oder nun gar durch die im 
Urteil getroffenen Tatbeſtandsfeſtſtellungen. Dieſe Beſchwer 
des Angekl. kann vorliegen, ſei es, daß das Gericht auf 
Grund einer nicht zu Ende geführten Klärung des Sach⸗ 
verhalts nur vorläufige Feſtſtellungen zu treffen vermag, 
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alſo unter dem Vorbehalt, daß eine weitere Aufklärung 
möglicherweiſe zu einer milderen Beurteilung oder gar zur 

erneinung eines ſtrafbaren Tatbeſtands führen könnte, oder 
daß das Gericht auf Grund der Hauptverhandlung die ſichere 
Überzeugung von der in den Urteilsgründen dargelegten 
ſtrafbaren Tat des Angekl. erlangt zu haben glaubt. Denn 
in dem einen wie in dem andern Fall wird dem Angekl. 
durch die Einſtellung des Verfahrens die Möglichkeit ge⸗ 
nommen, ſich durch Einlegung eines Rechtsmittels von dem 
auf ihm ruhenden Verdachte zu reinigen. Wo ein ſolches Er⸗ 
gebnis vermieden werden kann, muß es alſo zum minde⸗ 
ſten als empfehlenswert bezeichnet werden, im Urteil von einer 
mehr oder weniger beſtimmten Sachverhaltsfeſtſtellung abzu⸗ 
ſehen, ſoweit ſie eben nicht für die Beurteilung der Straffrei⸗ 
heitsfrage nötig iſt. Dann kann es aber jedenfalls nicht ohne 
weiteres als ein die Rev. begründender Rechtsmangel ange⸗ 
ſehen werden, wenn nach der Durchführung der Hauptverhand⸗ 
lung das auf Einſtellung lautende Urteil davon abſieht, über 
jenes Maß hinaus den Sachverhalt darzulegen, zu deſſen Feſt⸗ 
ſtellung oder vorläufiger Annahme das Gericht gelangt iſt. 

Andererſeits dürfen allerdings die Urteilsgründe nicht 
die Angabe von ſolchen Verhandlungsergebniſſen vermiſſen 
laſſen, die dem Gericht für die Straffreiheitsfrage 
entſcheidend geworden ſind, und die nunmehr auch dem 
Rev. für deſſen Prüfung jener Frage maßgebend fein 
müſſen. So läge etwa in dem Falle, daß im Eröffnungs⸗ 
beſchluß eine Tat angenommen war, bzgl. deren keine An⸗ 
wendung des Straffreihc. in Frage kommen konnte, das 
Gericht aber auf Grund der Hauptverhandlung zur Annahme 
eines milder zu beurteilenden Sachverhaltes gelangt iſt, auf 
Grund deſſen es die Straffreiheit für gegeben hält, dann ein 
Mangel des Urteils vor, wenn es ſich einer nähern Dar- 
legung hierüber enthielte. Ahnlich läge es, wenn im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß eine Verfehlung angenommen wäre, für 
die die Anwendbarkeit des Straffreih . in Frage käme, wäh⸗ 
rend ſich aus der im Eröffnungsbeſchluß oder in der Anklage⸗ 
ſchrift gegebenen Sachdarſtellung ergibt, daß die Anwendbar⸗ 
keit einer ſchwereren Strafvorſchrift überſehen worden iſt 
(3. B. 8 349 StGB. gegenüber einem bloßen Vergehen nach 
$ 348). Es liegt ferner auf der Hand, daß dann, wenn das 
Gericht bei einer Mehrheit von Anklagepunkten bzgl. einzel— 
ner das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung verneint und 
nunmehr die für die übrigen Handlungen auszuſprechende 
Strafe oder Geſamtſtrafe unterhalb des im Straffreihch. 
beſtimmten Höchſtbetrages bemäße, die Gründe auszuführen 
ſind, die dort zur Verneinung der Strafbarkeit führten. 
Im allgemeinen aber kann die Angabe des Urteils 

darüber, was dem Angekl. zur Laſt gelegt iſt (Inhalt des 
Eröffnungsbeſchluſſes) dann genügen, wenn ſich aus dem 
Urteil ergibt, daß auf Grund der durchgeführten Verhand⸗ 
lung jedenfalls keine ſchwerere Straftat in Frage kommt als 
die dort angenommene, und wenn außerdem kein Anhalt 
dafür erſichtlich iſt, daß der angenommene Sachverhalt tat⸗ 
ſächlich oder rechtlich in einem maßgebenden Punkte zu mild 
aufgefaßt worden ſei. So würde zur Aufhebung des Urteils 
ein Anhalt für die Annahme führen müſſen, daß das Gericht 
entgegen dem $ 264 StPO. geglaubt hätte, es komme nur 
auf die Beurteilung der Tat aus der Strafvorſchrift an, die 
im Eröffnungsbeſchluſſe genannt iſt oder der Begriff der 
„Tat“ ſei auf die in der Anklageſchrift und im Eröffnungs⸗ 
beſchluß erwähnte Einzelhandlung zu beſchränken. Bloßen ge- 
achten Möglichkeiten aber, nach denen eine ſtrengere Be⸗ 
Urteilung in Frage kommen könnte, würde keine Bedeutung 
beigemeſſen werden dürfen. 

(I. Sen. v. 26. Febr. 1935 u. 22. März 1935; 1D 30/35.) 
= Rast. 69, 157.0 


* 

35. 8267 StPO. Das Gericht iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, mit jeder einzelnen Schutzbehauptung 
des Angekl. und mit jeder Zeugenausſage ſich in 
den Urteilsgründen ausdrücklich auseinander⸗ 
zuſetzen. Es hat ſeine Auffaſſung zu begründen, 
nicht aber die der Beteiligten zu widerlegen. 

(8. Sen. v. 3. Juni 1935; 3 D 365/35.) 


| volksgerichtshof | 


36. 8 67 NUGEbD. Erſt mit der Anordnung der 
Hauptverhandlung iſt das Vorverfahren im Sinne des 
867 KAGEbD. beendet. Ein amtlich beſtellter Verteidiger, 
der überhaupt bis zur Anordnung der Hauptverhandlung 
für den Angeklagten tätig geworden iſt, kann die Gebühr 
des § 67 beanſpruchen. 

Die Beſt. des Art. IV S 5 Abſ. 4 Gef. v. 24. April 1934, 
„die in der StPO. an die Eröffnung des Hauptverfahrens ge⸗ 
knüpften Wirkungen treten mit der Einreichung der Anklageſchrift 
ein“ bezieht ſich nur auf die §88 156, 157, 168 StPO.; d. h. mit 
der Einreichung der Anklageſchrift beim Volksgerichtshof wird die 
Sache bei Gericht rechtshängig, die Anklage kann nicht mehr zu⸗ 
rückgenommen werden, was ſonſt bis zur Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens möglich iſt, der Beſchuldigte wird zum Angekl. und iſt 
im ſchriftlichen Verkehr mit ſeinem Verteidiger nicht mehr be⸗ 
ſchränkt. 

Nicht der Antrag der Anklageſchrift auf Anordnung der 
Hauptverhandlung tritt an Stelle der Eröffnungsbeſchluſſes, ſon⸗ 
dern erſt die Anordnung der Hauptverhandlung durch den 
Vorſitzenden des Senats; denn 

1. iſt die Einreichung der Anklageſchrift ein Verfahrensakt 
der Anklage behörde, 

2. hat die Einreichung der Anklageſchrift nicht notwendiger⸗ 
weiſe eine Hauptverhandlung zur Folge, was beim Ex⸗ 
öffnungsbeſchluß grundſätzlich ſtets der Fall iſt, 

3. hat der Geſetzgeber ſelbſt die Möglichkeit einer Vorunter⸗ 
ſuchung, die nach Eröffnung des Hauptverfahrens ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, offen gelaſſen ($ 5 Abſ. 2 a. a. O.). 

Dieſe Erwägungen müſſen zu der Feſtſtellung führen, daß 
erſt mit der Anordnung der Hauptverhandlung das Vorverfahren 
i. S. von $ 67 RAGeb O. beendet iſt. (Gl. A.: Schwarz, 8 203, 
Amt. 3.) 

Die Entſch. darauf abzuſtellen, ob im einzelnen Falle nach 
Einreichung der Anklageſchrift eine Vorunterſuchung ſtattgefunden 
hat, erſcheint unzuläſſig. 

Dies hat zur Folge, daß ein amtlich beſtellter Verteidiger, 
der überhaupt bis zur Anordnung der Hauptverhandlung für den 
Angekl. tätig geworden iſt, die Gebühr des § 67 zu 1 
chen hat. 

N ir 2. Sen., Beſchl. v. 17. Juni 1935, 14 J 75/33, 2 H 
35.) 
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37. 88 25, 87, 49 RErbhofG.; SS 11, 25 der 1. Durchf⸗ 
BD., § 10 der 2. Durchf VO. z. RErbhofG.; 8 22 Abſ. 2 FGG. ; 
815 GBO. 

1. Der Notar kann nicht in allen Fällen, in denen er 
beim AnerbG. einen Antrag für den Anerbenberechtigten 
geſtellt hat, an Stelle eines RA. die weitere Beſchw. unter- 
zeichnen. Dieſe Befugnis ſteht ihm nur dann zu, wenn er 
im Hinblick auf ein von ihm beurkundetes oder beglau⸗ 
bigtes Rechtsgeſchäft, das der Zuſtimmung oder der Ge⸗ 
nehmigung des Anerb®. bedarf, im Namen des Anerben⸗ 
berechtügten die Entſch. des Anerb®. beantragt hat. Ein 
allgemeines Antragsrecht hat das Geſetz dem Notar nicht 
geben wollen. 9 

2. Beruht die Verſäumung der Friſt für die ſofortige 
weitere Beſchw. allein auf unzutreffender Ausleg ung 
einer bisher vom RErbhGer. nicht entſchiedenen Rechts- 
frage durch den Notar, ſo kann das Verſchulden des 
BeſchwF. an der Friſtverſäumung verneint und feinem 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ftatt- 
gegeben werden. 

Der Bauer Walter B. in L. iſt Eigentümer des in den 
Grundbüchern von L. Blatt 17 und 1194 4 eingetragenen Grund⸗ 
beſitzes, der rund 23 ha groß iſt. Gegen ſeine Aufnahme in das 
gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe hat er durch Notar W. Ein⸗ 
ſpruch eingelegt, weil der Hof ſtändig verpachtet ſei. Das AnerbG. 
in W. hat mit Beſchl. v. 9. Juni 1934 den Einſpruch zurück⸗ 
gewieſen und feſtgeſtellt, daß die Beſitzung ein Erbhof ſei. Die 
hiergegen vom Eigentümer eingelegte ſofortige Beſchw. hat das 
LErbhcger. in Celle mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung der Erbhofeigenſchaft in Fortfall komme. Beide Gerichte 
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find der Anſicht, daß ein Pachthof nicht vorliege, und bejahen die 
Erbhofeigenſchaft, da auch die übrigen Vorausſetzungen hierfür ge⸗ 
geben ſeien. 

Den Beſchluß des LErbhGer. ficht der Eigentümer mit der 
ſofortigen weiteren Beſchw. an, die friſtgemäß durch Notar W. 
eingelegt iſt. 

Dieſe Beſchw. iſt unzuläaſſig. Nach § 25 der 1. DurchfVO. zum 
RErbhofcG. muß die ſofortige weitere Beſchw. an das NErbhber. 
von einem RA. unterzeichnet fein. Von dieſer Beſt. läßt 8 10 
Abſ. 2 der 2. DurchfVO. zum NErxrbhof®. eine Ausnahme zu, wenn 
die Beſchw. von einem Notar eingelegt wird, der in der Ange⸗ 
legenheit für den BeſchwF. einen Antrag beim Anerb®. geſtellt 
hat. Dieſe Ausnahmebeſtimmung gilt aber nicht für alle Fälle, in 
denen ein Notar beim Anerb®. einen Antrag für den Beſchwß. 
geſtellt hat. Vielmehr muß er dieſen Antrag auf Grund der Er⸗ 
mächtigung aus § 10 Abſ. 1 der 2. DurchfVO. zum NErbhofG. 
geſtellt haben, nach welchem der Notar dann als ermächtigt gilt, 
im Namen des Anerbenberechtigten die Entſch. des AnerbG. zu 
beantragen, wenn er ein Rechtsgeſchäft beurkundet oder beglaubigt 
hat, das der Zuſtimmung oder der Genehmigung des AnerbG. be⸗ 
darf. Dieſe Vorausſetzungen ſind im vorl. Falle nicht gegeben. Der 
Notar hat für den Beſchweßß. nur einen Ehevertrag entworfen. 
Dieſer unterliegt nicht der Genehmigung des Anerb g. Damit ent⸗ 
fällt die Ermächtigung aus § 10 Abſ. 1 der 2. DurchfVO. zum 
RErbhofGG. Der Ausnahmefall des § 10 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. 
liegt alſo nicht vor. Hieran würde auch nichts geändert, wenn die 
Gültigkeit des Ehevertrages, wie der Beſchw̃. behauptet, von der 
Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft abhängig wäre. Dieſer Fall ift 
durch § 10 Abſ. 1 und 2 der 2. DurchfVO. zum RErbhofG. nicht 
gedeckt. Hiergegen ſpricht allein ſchon der Wortlaut dieſer Beſt. 
Hinzu kommen aber noch folgende Erwägungen: Nach SS 25 und 
37 RErbhofG. unterliegt die Veräußerung oder Belaſtung eines 
Erbhofes ſowie in manchen Fällen die Verfügung von Todes 
wegen über einen Erbhof der Genehmigung oder Zuſtimmung des 
Anerb®. Hierbei handelt es ſich in der Regel um Geſchäfte, die 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedürfen. Nun gilt 
ſchon nach $ 15 GBO. der Notar als bevollmächtigt, für den An⸗ 
tragsberechtigten den Antrag beim GBA. zu ſtellen. Es ſchien des⸗ 
halb angemeſſen, dieſes Antragsrecht des Notars auch auf die Stel⸗ 
lung des Genehmigungsantrags auszudehnen, um den Geſchäfts⸗ 
gang zu vereinfachen und für die Beteiligten zu verbilligen. Das 
Geſetz hat das Antragsrecht des Notars bewußt auf dieſe beſtimm⸗ 
ten Fälle beſchränkt und damit keineswegs dem Notar ein allge⸗ 
meines Antragsrecht geben wollen. Auch die Ausnahmeveſtimmung 
des § 10 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. zum RErbhof®. hat es nur für 
dieſe Fälle geſchaffen. 

Die Vorausſetzungen des § 10 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. zum 
RErbhof®. liegen alſo nicht vor. Deshalb iſt die vom Notar W. 
eingelegte Beſchw. wegen Formmangels unzuläſſig. 

Nun hat der BeſchwF., nachdem er vom RErbhcGer. auf die 
Bedenken wegen dieſes Formmangels ſeiner Beſchw. hingewieſen 
worden war, durch RA. K. erneut ſofortige weitere Beſchw. ein⸗ 
gelegt und gleichzeitig um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gebeten. Nach § 22 Abſ. 2 FGGG., der nach § 11 der 1. Durchf VO. 
zum RErbhofc G. Anwendung findet, kann auf Antrag die Wieder⸗ 
einſetzung gewährt werden, wenn die Verſäumung nicht auf einem 
Verſchulden des BeſchwF. beruht und das verſäumte Rechtsmittel 
innerhalb zwei Wochen nach Beſeitigung des Hinderniſſes einge- 
legt wird. Dieſe Vorausſetzungen ſind gegeben. Die Verſäumung 
der Friſt beruht allein auf einer unzutreffenden Rechtsauffaſſung 
des Notars über die Ausnahmebeſtimmung des § 10 Abf. 2 der 
2. DurchfVO. zum RErbhofGG. Da es ſich hierbei um eine Aus⸗ 
legung einer bisher vom RErbhGer. nicht entſchiedenen Frage 
handelt, konnte das Vorliegen eines Verſchuldens verneint und 
dem Wiedereinſetzungsantrag ſtattgegeben werden, da auch die 
zweiwöchige Friſt aus § 22 FG. gewahrt iſt. Die Beſchw. ſelbſt 
iſt unzuläſſig. Nach $ 49 Abſ. 4 RErbhofcg. hängt die Zuläſſigkeit 
der ſofortigen weiteren Beſchw. davon ab, daß in der Entſch. des 
LErbhßer. ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten tft. 
Da das LErbhSer. die ſofortige Beſchw. gegen den Beſchluß des 
Anerb®. zurückgewieſen hat, liegen zwei gleichlautende Entſch. der 
unteren Rechtszüge vor. Zwar hat das LErbhcger. hierbei den 
Wortlaut der Beſchlußformel des Anerb®. inſoweit geändert, als 
es die Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft in Fortfall kommen läßt. 
Aber gleichwohl ſtimmen die Entſch. im Endergebnis dahin über⸗ 
ein, daß der Grundbeſitz als Erbhof einzutragen ſei. Beim Vor⸗ 
liegen ſolcher inhaltlich übereinſtimmender Entſch. wäre ein neuer 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund nur gegeben, wenn das Verfahren 
bei dem Erbhäßer. gegen zwingende Verfahrensvorſchriften ver⸗ 
ſtoßen und hierauf die Entſch. beruhen würde. Einen ſolchen Ver⸗ 
fahrensverſtoß läßt die angefochtene Entſch. auch unter Berück⸗ 
ſichtigung der BeſchwBegr. nicht erkennen. Wenn der Beſchwßß. 
im einzelnen nachzuweiſen verſucht, daß das Erbhßer. zu Unrecht 
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die Pachthofeigenſchaft verneint habe, ſo greift er mit dieſer Rüge 
die in der Entſch. des ErbhGer. enthaltene rechtliche Würdigung 
des Sachverhalts an. Dieſe kann aber nur nachgeprüft werden, 
wenn das Vorliegen eines Verfahrensverſtoßes die Annahme eines 
neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes rechtfertigen und dem 
Rerbhber. die Möglichkeit der Nachprüfung überhaupt eröffnen 
würde. Das iſt, wie dargelegt, hier nicht der Fall. 
(RErbhGker., 2. Sen., Beſchl. v. 8. April 1935, 2 RB 750/34.) 

(= Ré. 1, 226.) 
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Celle 
38. SS 1, 15, 38 RErbhofcs. Erwirbt der Eigentümer 
eines im Zwangs verſteigerungsverfahren befindlichen 
erbhoffähigen Beſitztums nach dem 1. Okt. 1933 die Bauern⸗ 
fähigkeit (Wirtſchaftsfähigkeit), die ihm vorher gefehlt 
hat, fo erlangt das Beſitztum damit die Erbhofeigenſchaft— 
Die Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungsverfahren 
ſteht dem nicht entgegen. f) 
(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 14. Dez. 1934, 3 EH 1842/34.) [n.] 


Abgedr. JW. 1935, 1637 16. 


Anmerkung Oeller ebenda. 


Anmerkung B: Die von der ſtändigen Rſpr. des LErbhber. 
(vgl. DNOLZ. 35, Juniheft, mit Beſprechung von Schiech bis⸗ 
her allein abweichende Entſch. des 3. Sen. iſt wohl nur deshalb im 
Ergebnis zu billigen, weil der Beſchluß des Anerb®. v. 10. März 
fähig ie war: in fünf Monaten wird man nicht bauern⸗ 
ähig! 

Die Ausführungen Oellers unter Ziff. 1 liegen neben der 
Sache. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die „Vorſchaltung“ der Gel. 
v. 1. Juni und 27. Dez. 1933 durch Verneinung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft geſchieht, zumal das letztere Geſetz bei Bejahung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft überhaupt nicht (§ 6), das erſtere mit gewiſſen Be⸗ 
ſonderheiten zur Anwendung kommt. 

Oeller verkennt (wie ſchon DNotZ. 35, 17 ff.) Sinn und 
Tragweite des § 23 ZwVerſtcg. Er haftet an dem rein geſetzes⸗ 
techniſchen Hinweis auf §8 135 BGB. Entſcheidend iſt nicht die 
Veräußerung, ſondern die Liegenſchaftsbeſchlagnahme. Dieſe beein⸗ 
trächtigt den Vollſtreckungsſchuldner genau ſo — nicht anders, nicht 
mehr und nicht weniger — wie den Erwerber. Verneint man (mit 
Oeller) bei dieſem das Alleineigentum i. S. des NErbhofch., fo 
kann man es bei jenem unmöglich bejahen. Die eingetretenen Be: 
ſchlagnahmewirkungen werden durch § 23 . lediglich auf 
den Erwerber übergeleitet, d. h. der Erwerber tritt gegenüber dem 
betreibenden Gläubiger (und nur ihm gegenüber) in diejenige 
Stellung ein, die der veräußernde Vollſtreckungsſchuldner bis da⸗ 
hin inne hatte: er kann ſich gegen die Fortſetzung der Vollſtreckung 
nicht wehren. Der Hinweis auf § 135 BGB. bedeutet, daß das 
„Eigentum“ des Erwerbers den betreibenden Gläubiger genau fo 
wenig an der Verwertung hindern ſoll wie bisher das „Eigentum“ 
des Veräußerers (und Vollſtreckungsſchuldners). Es iſt deshalb, 
wenn man mit Oeller vom Begriffe des Alleineigentums aus⸗ 
geht, nicht möglich, die Fälle, in denen eine bis dahin fehlende 
Vorausſetzung der Erbhofeigenſchaft ohne Verſtoß gegen $ 23 Zw⸗ 
VerſtG., z. B. durch Erbgang, Zuerwerb, Einſtellung eines über⸗ 
wiegenden Gewerbebetriebes, entſteht, anders zu behandeln als 
diejenigen, in denen eine Veräußerung vorliegt. Ein „Mehr an 
Vorausſetzungen für die Erbhofeigenſchaft“ wird immer geſchaffen, 
ſonſt entſteht die Frage nach der Erbhofeigenſchaft überhaupt nicht. 
Bei der Frage, ob es ſchutzwürdig iſt, geht es letzten Endes nicht 
um Einzelintereſſen, ſondern um die Sauberkeit des Erbhofrechts. 
Dieſe kann nur dadurch erhalten bleiben, daß man bei beſtehender 
Liegenſchaftsbeſchlagnahme von einem einheitlichen und einfachen 
Geſichtspunkte aus die Erbhofeigenſchaft verneint und damit alle 
Fälle ausſcheidet, in denen gegen die Erbhofwerdung Bedenken be⸗ 
ſtehen. Die wenigen harmloſen Fälle, die zu Unrecht miterfaßt 
werden, müſſen in Kauf genommen werden. Sie beſchäftigen übri⸗ 
gens die Anerbenbehörden wohl kaum. Bei Abſtellung auf die 
Bauernfähigkeit werden nur die kraſſeſten Fälle erfaßt. Wenn je 
mand z. B. einen völlig zuſammengebrochenen Gewerbebetrieb auf 
gibt und ſich nunmehr ganz auf die Landwirtſchaft legt, ſo wird 
man ihm deswegen die Bauernfähigkeit beſtimmt nicht abſprechen, 
gerade dann nicht, wenn das Gewerbe völlig zuſammengebrochen 
war, alſo nichts mehr zu holen iſt. Dieſer Fall wird übrigens 
regelmäßig gegeben ſein. Der Drang nach der Erbhofeigenſchaft 
entſteht, wie die Praxis zeigt, nie ohne triftigen Grund. Im übri⸗ 
gen hält es ſehr ſchwer, die wahren Beweggründe im einzelnen Falle 
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feſtzuſtellen. Schließlich führt der Weg über die Bauernfähigkeit 
überall da nicht zum Ziel, wo eine nicht verantwortliche Perſon, 
3. B. ein Minderjähriger, als Erwerber auftritt. 

Die Schwierigkeiten, die ſich aus der Behandlung der Be⸗ 
ed beim Inkrafttreten des NErbhof®. ergeben, können 
behoben werden. Damals galt es, zunächſt einmal möglichſt alle 
erbhoffähigen Beſitzungen zu erfaſſen. Heute geht es darum, ob das 
Erbhofrecht wegen einer verhältnismäßigen kleinen Anzahl not- 
leidender Beſitzungen und zweifelhafter Beftger in Verruf gebracht 
werden ſoll oder ob man den Begriff des Alleineigentums von den 
rein ſachenrechtlichen Vorſtellungen des BGB. loſen und ihn fo 
beſtimmen will, daß er die rechtliche Grundlage für die verant⸗ 
toortlihe Stellung des Bauern bilden kann, wozu das jeiner 
weſentlichen Kraft beraubte Eigentum eines Vollſtreckungsſchuld⸗ 
ners oder eines nach & 23 ZwVerſtG. eingetretenen Erwerbers — 
wohl nach allgemeiner Auffaſſung — nicht in der Lage iſt. 

ErbhcßR. Dr. Rötelmann, Celle. 


* 
Karlsruhe 

39. 88 2, 6 RErbhof. Der Eigentümer eines land- 
wirtſchaftlich geneigten Beſitztums kann nicht darauf ver⸗ 
wieſen werden, daß ſein Beſitz bei teilweiſer Umſtellung 
auf Gemüſebau (Spargelzucht) eine Familie unabhängig 
vom Markt ernähren kann und die ſonſtigen Voraus- 
ſetzungen des 8 2 RErbhofG. (Ackernahrung) erfüllt. 

Die Beſchwß. können nicht darauf verwieſen werden, daß 
auf den leichten Sandböden Spargeln angepflanzt werden konnten. 
Dies iſt nach dem Gutachten des Landesökonomierats kaum der 
Fall, abgeſehen davon, daß den BeſchwF. hierfür keine Arbeits⸗ 
kräfte zur Verfügung ſtehen. Vor allen Dingen aber konnen durch 
Gemüſebau genutzte Flächen nur inſoweit Verückſichtigung finden, 
als ſie auch bei Umſtellung auf eine andere Art landwirtſchaftlicher 

utzung den für eine Ackernahrung erforderlichen Ertrag abwerfen 
(. 6 Abſ. 3 RErbhofG.). Es iſt daher umgekehrt auch die Er⸗ 
wägung, daß bei gemüſebaulicher Nutzung (Spargelanbau) eine 
Ackernahrung gegeben ſei, unzuläſſig. Es iſt alſo nur davon aus⸗ 
zugehen, wie dieſe Grundſtücke bei gewöhnlicher landwirtſchaftlicher 
Nutzung zu bewerten ſind. 

(ErbhGker. b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 20. Mai 1935, We un 
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40. 8538 BGB. Bei Umbau von Großwohnungen in 
Kleinwohnungen und Ausbeſſerung der Faſſade haftet der 
ermieter nicht für eine kurze, vorübergehende Störung 
es Mieters, wohl aber für länger dauernde Störungen 
und Beſchädigungen der Sachen des Mieters. 


1. Im Vertrage iſt beſtimmt, daß der Vermieter bauliche 
Veränderungen, Inſtandſetzungsarbeiten und Ausbeſſerungen im 
und am Hauſe ausführen darf, daß aber dem Mieter, ſelbſt wenn 
dieſe Arbeiten ſeinen Mietgebrauch vorübergehend beeinträchtigen 
ſollten, kein Anſpruch auf Entſchädigung, Mietminderung oder vor⸗ 
zeitige Kündigung zufteht. Zu den genannten Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten und Ausbeſſerungen gehören die an der Außenwand des 

aufes vorgenommenen Arbeiten, zu deren Ausführung ein Ge⸗ 
rüſt aufgerichtet worden iſt. Inſofern kann ſich mithin der Bell. 
grundſätzlich auf den Haftungsausſchluß des § 4 des Vertrages be- 
rufen, es ſei denn, daß den Bekl. der Vorwurf der Argliſt trifft, 
oder daß ihm ein ſchuldhaftes Handeln in bezug auf die Errichtung 
des Gerüſtes und die Ausführung der Arbeiten an der Faſſade 
zur Laſt fällt. Beides iſt jedoch nicht erwieſen. Nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme iſt insbeſ. nicht feſtzuſtellen, daß der Bekl. 
ſchon bei Abſchluß des Mietvertrages mit den Kl. wußte, daß auch 
teſe durch die Umbauarbeiten berührt werden würden. Ebenſo⸗ 
Wige hat die Beweisaufnahme ergeben, daß das Gerüft im Hin⸗ 

lick auf die Abputzarbeiten nicht ordnungsmäßig errichtet worden 
war. Aber auch abgeſehen von alledem muß der Anſpruch der Kl. 
auf Erſatz von Verdienſtausfall daran ſcheitern, daß nicht ſchlüſſig 
dargetan iſt, daß wirklich ein ſolcher Schaden entſtanden iſt, 
vollends, wenn berückſichtigt wird, daß die eigentlichen Abputz⸗ 
arbeiten höchſtens zwei Tage gedauert haben. Inſoweit war nach 
alledem die Klage abzuweifen. 1 
2 2. Der Anſpruch der Kl. auf Erſatz von Aufwendungen für 
deitweiſes anderweitiges Wohnen iſt nach $ 538 BGB. dem Grunde 
1810 gerechtfertigt. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ſteht 
ſeſt, daß die Benutzung der Wohnung unmöglich war. Da es ſich 
inſoweit nicht um eine bloß vorübergehende Beeinträchtigung, ſon⸗ 


dern um eine völlige Entziehung des Gebrauchs der Mietſache 
handelt, kann ſich der Bekl. nicht auf die Beſt. des § 4 des Ver⸗ 
trages berufen, die dieſen Fall nicht deckt. Die Kl. trifft auch kein 
eigenes Verſchulden an der Entſtehung dieſes Schadens; in Über⸗ 
einſtimmung mit dem LG. ſieht der Senat als nicht erwieſen an, 
daß der Bekl. geeignete Erſatzräume den Kl. in gehöriger Weiße 
angeboten hat; denn die Wohnung im 5. Stock kam als Erſatzwoh⸗ 
nung für die Kl. nur bis zum 1. April 1934 in Betracht, da ſie 
zum 1. April 1934 ſchon anderweitig vermietet war. Den Kl. war 
unter ſolchen Umſtänden der Einzug in dieſe Räume nicht zuzu⸗ 
muten. 

Inſoweit iſt der Schadenserſatzanſpruch der Kl. dem Grunde 
nach gerechtfertigt. 

3. Dem LG. iſt auch darin beizutreten, daß der Anſpruch der 
Kl. auf Erſatz des Schadens, der ihnen durch die Beſchädigung 
und Verſchmutzung ihrer Möbel entſtanden iſt, dem Grunde nach 
gerechtfertigt iſt. Daß die Möbel Beſchädigungen aufgewieſen 
haben, kann nach der Beweisaufnahme nicht zweifelhaft ſein. Mit 
Recht nimmt das LG. an, daß mangels anderer Anhaltspunkte 
davon auszugehen iſt, daß die Beſchadigungen von den Bauarbei⸗ 
ten herrühren, daß hierbei alſo nicht die nötige Sorgfalt aufgewen⸗ 
det worden iſt. Hat aber der Bekl. hinſichtlich der Durchführung der 
Arbeiten ſchuldhaft gehandelt, entfällt, wie ſchon die Ausführun⸗ 
gen zu 1. ergeben, eine Berufung auf § 4 des Vertrages. Die 
Behauptung der Bekl., daß die Kl. die an den Möbeln angebrach⸗ 
ten Schutzhüllen beſeitigt hätten, iſt ohne Beweis geblieben. Nicht 
erwieſen iſt auch, daß der Bekl. den Kl. einen geeigneten Raum 
zum Unterſtellen ihrer Möbel angeboten hat. Der vom Bekl. an⸗ 
gebotene Nebenladen kann mit Rückſicht darauf, daß in ihm zu 
jener Zeit Baumaterialien untergebracht waren, nicht als ein zu 
dieſem Zweck geeigneter Raum angeſehen werden, zumal da es ſich 
um neue Möbel handelte. Daß aber der Nebenladen in einem 
hierfür angemeſſenen Zuſtand zur Verfügung geſtellt worden iſt, 
iſt vom Bekl. nicht dargetan. Bei dieſer Sachlage iſt alſo der 
Schadenserſatzanſpruch der Kl. auch inſoweit dem Grunde nach 
gerechtfertigt. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 28. Jan. 1935, 17 U 8489/4.) 
Ber. von KGR. Dahmann, Berlin. 
* 


41. $ 1314 Gen. i. d. Faſſ. v. 20. Dez. 1933 (RG Bl. I, 
1089). Die nach $ 1312 Gen. in die Beitrittserklärung 
($ 15 Gen.) aufzunehmende Bemerkung ift ihrem Inhalt 
nach genau entſprechend der Vorſchrift des Geſetzes zu 
faſſen. 

Der Vorſtand der T. eGmbH. hat dem Regiſtergericht eine 
Reihe Beitrittserklärungen zwecks Eintragung der Beitretenden in 
die Genoſſenliſte eingereicht. Dieſe Beitrittserklarungen enthalten 
folgende Bemerkung: 

„Ich verpflichte mich, die in dem Statut der Genoſſenſchaft 
beſtimmten Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil zu machen 
und gegebenenfalls Nachſchüſſe bis zu der im Statut ſeſtgeſetzten 
Haftſumme nach Maßgabe des Geſetzes zu leiſten.“ 

Der Rechtspfleger hat dieſe Beitrittserklärungen zurückge⸗ 
ſandt, weil fie nicht dem § 131 a Gen®. entſprächen. Das Regiſter⸗ 
gericht hat die hiergegen eingelegte Erinnerung des Vorſtands der 
Genoſſenſchaft zurüͤckgewieſen. Auch die Beſchw. und die weitere 
Beſchw. hatten keinen Erfolg. 

Durch Art. I Ziff. 16 des Gef. zur Anderung des Geng. 
v. 20. Dez. 1933 (RGBl. I, 1089) iſt hinter $ 131 Genc. 8 131 a 
eingefügt worden. Nach dieſer Beſt. müſſen die Beitrittserklärun⸗ 
gen des $ 15 Gen®. bei der eingetragenen Genoſſenſchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht 

„die ausdrückliche Bemerkung enthalten, daß die einzelnen Ge⸗ 
noſſen verpflichtet ſind, die in dem Statut der Genoſſenſchaft be⸗ 
ſtimmten Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil zu machen und 
der Genoſſenſchaft die zur Befriedigung ihrer Gläubiger erfor⸗ 
derlichen Nachſchüſſe bis zu der im Statut feſtgeſetzten Haft⸗ 
ſumme nach Maßgabe des Geſetzes zu leiſten.“ 

Das LG. führt aus, der Sinn und Zweck dieſer Beit., durch 
die der Geſetzgeber eine beſtimmte Form der Beitrittserklärung 
vorgeſchrieben habe, ſei der, daß jeder, der einer Genoſſenſchaft 
beitrete und ſich verpflichte, zur Befriedigung der Gläubiger Nach⸗ 
ſchüſſe zu leiſten, über die Tragweite und Folgen der Ausfüllung 
einer Beitrittserklärung durch die Form der Verpflichtungserklä⸗ 
rung aufgeklärt werden ſolle. Es ſei daher nicht zuläſſig, die weit⸗ 
tragende Bedeutung dieſer Erklärung durch Verwendung von un⸗ 
klaren Ausdrücken abzuſchwächen, die geeignet ſeien, in dem neu⸗ 
eintretenden Genoſſen falſche Vorſtellungen über feine Verpflich- 
tung zur Leiſtung von Nachſchüſſen hervorzurufen. In den von 
der Genoſſenſchaft eingereichten Beitrittserklärungen ſeien die 
Worte „die zur Befriedigung ihrer Gläubiger erforderlichen“ durch 
den Ausdruck „gegebenenfalls“ erſetzt worden. Durch dieſe Ande⸗ 
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rung aber ſei der neu eintretende Genoſſe im unklaren gelaſſen, 
in welchem Fall überhaupt und zu welchem Zweck er verpflichtet 
ſei, Nachſchüſſe zu leiſten. 

Auch die Faſſung des § 131 4 GenG. ſpreche dafür, daß der 
Inhalt der Beitrittserklärung nicht willkürlich durch unklare Aus⸗ 
drücke abgeändert werden könne. Nach § 131 a Gen. müſſe die 
Beitrittserklärung die ausdrückliche Bemerkung enthalten, 
daß die Genoſſen verpflichtet ſeien, der Genoſſenſchaft die zur 
Befriedigung ihrer Gläubiger erforderlichen Nachſchüſſe zu leiſten. 
Zwar werde man aus dem Wort „ausdrücklich“ nicht entnehmen 
können, daß der Geſetzgeber unbedingt die Aufnahme des Wort⸗ 
lauts des § 131 a Gen®. gewollt habe. Jedoch müſſe verlangt 
werden, daß aus dem Inhalt der Beitrittserklärung die Verpflich⸗ 
tung des neueintretenden Genoſſen, der Genoſſenſchaft die zur 
Befriedigung ihrer Gläubiger erforderlichen Nach⸗ 
ſchüſſe zu leiſten, alſo der Zweck der Nachſchußpflicht, unzwei⸗ 
felhaft hervorgehe. Das ſei aber in den von der Genoſſen⸗ 
ſchaft eingereichten Beitrittserklärungen bei dem unklaren Aus⸗ 
druck „gegebenenfalls“ nicht der Fall. 

Dieſen Ausführungen iſt durchaus zuzuſtimmen. Wie die 
amtliche Erläuterung des Geſ. v. 20. Dez. 1933 (DJ. 1935, 
10) ergibt, bezweckt dies Geſetz einen verſtärkten Rechtsſchutz der 
Genoſſen, und zu den „Schutzbeſtimmungen“ gehört eine Reihe 
von Vorſchr., die die Gewähr dafür ſchaffen ſollen, daß jeder Ge⸗ 
noſſe die notwendige Aufklärung über feine „Rechtsſtellung zu 
der Genoſſenſchaft“ erhält. Neben den Beſt., die den Verzicht auf 
die Benachrichtigung von mehreren wichtigen Eintragungen in 
der Liſte der Genoſſen für unwirkſam erklären, ſteht die hier 
maßgebliche Vorſchr. des Geſetzes, nach der nunmehr auch bei der 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht Bei⸗ 
trittserklärungen beſtimmten Inhalts zu verwenden ſind, was 
nach dem Gef. v. 1. Mai 1889 und 20. Mai 1898 — 88 120, 127 
— nur bei der eingetragenen Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Nachſchußpflicht erforderlich war. Wie die in § 120 und § 127 
des Gef. v. 1. Mai 1889 und 20. Mai 1898 vorgeſehenen Bemer⸗ 
kungen des Beitretenden zwingend vorgeſchriebene Beſtandteile der 
Beitrittserklärungen bildeten, ohne die der Erwerb der Mitglied⸗ 
ſchaft nicht ſtattfinden konnte (vgl. z. B. Begr. II zu § 109 [RT⸗ 
Druckſ. 1888/9 Nr. 29]; RG. 97, 307 [309]; 137, 77 = JW. 
1933, 112; Pariſius⸗Crüger, GenG., $ 120 Anm. 2; 
Rieß in Ehrenbergs Handbuch III 2 S. 91; Krakenberger, 
Gen., $ 120 Anm. 1), fo gilt Entſprechendes von der Bemer⸗ 
kung des § 131 a Gen®. Hier wie dort handelt es ſich um Form⸗ 
vorſchriften „zum Schutze gegen übereilte und unbedachte Bei⸗ 
trittserklärungen“, und zwar um Vorſchr., die wie das ganze 
Gen. und insbeſ. auch deſſen Anderung v. 20. Dez. 1933 „ge⸗ 
rade auf die Bedürfniſſe der wirtſchaftlich ſchwachen und vielfach 
auch geſchäftsungewandten Bevölkerungskreiſe zugeſchnitten“ ſind 
(vgl. RG. 137, 78 = ZW. 1933, 112). Die Auslegung des 
$ 131 a Gen®. muß daher im Hinblick auf die vom Geſetzgeber 
für ſchutzwürdig erachteten Bedürfniſſe dieſer Kreiſe erfolgen. 
Vergegenwärtigt man ſich aber die in dieſen Kreiſen herrſchenden 
Denkgewohnheiten, ſo wird deutlich, welche tiefgreifende Bedeu⸗ 
tung es hat, daß in der Beitrittserklärung nicht nur in ganz un⸗ 
beſtimmter, nichtsſagender Weiſe von „gegebenenfalls“ zu leiſten⸗ 
den Nachſchüſſen geſprochen werden ſoll, ſondern von Nachſchüſſen, 
die dann zu leiſten ſind, wenn dies zur Befriedigung der Genoſ⸗ 
ſenſchaftsgläubiger erforderlich iſt. Jene unbeſtimmte Faſſung 
ſagt demjenigen, dem das Genoſſenſchaftsrecht nicht vertraut iſt, 
überhaupt nichts, ſo daß er leicht über die Klauſel hinweglieſt; 
anders iſt es mit dem Hinweis auf dasjenige, was zur Befriedi⸗ 
gung der Genoſſenſchaftsgläubiger erforderlich iſt; hier ſieht auch 
der juriſtiſche Laie ſofort, worauf es ankommt, und er erfaßt deut⸗ 
lich das wirtſchaftliche Riſiko, dem er ſich durch einen Beitritt zu 
der Genoſſenſchaft ausſetzt. So hat der Geſetzgeber bei der Faf- 
ſung des § 127 des Geſ. v. 1. Mai 1889 und 20. Mai 1898 mit 
voller Abſicht einen ſcharf umriſſenen Hinweis auf die in Frage 
kommenden Nachſchußfälle gewählt. 

Hiernach kann die in Frage ſtehende Abweichung keinesfalls 
für unweſentlich erachtet werden; ſie macht vielmehr unbedenklich 
die Beitrittserklärung nichtig. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. Mai 1935, 1 Wx 179/35.) [Sch.] 
E 


42. 88 168, 170 Ziff. 1 F6.; 8 185 Abſ. 1 BGB. Der 
Notar kann bei der Beurkundung eines Kauf⸗ und Auf⸗ 
laſſungsvertrages gemäß 8 170 Ziff. 1 Fo, auch dann 
nicht mitwirken, wenn das Grundſtück, über das ein an⸗ 
derer in der Urkunde in eigenem Namen verfügt, ſeiner 
Verwaltung als Teſtamentsvollſtrecker unterliegt und der 
Vertrag daher gemäß $ 185 Abſ. 1 BGB. erſt durch feine 
Zuſtimmung wirkſam wird. 

Im Grundbuch iſt als Eigentümer der Gutsbeſitzer Otto F. 


eingetragen. Dieſer iſt verſtorben und von dem Landwirt Paul F. 
beerbt worden. Der Notar R. iſt zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellt; 
das Grundſtück unterliegt ſeiner Verwaltung. In einer von dem 
Notar R. beurkundeten Verhandlung v. 12. Sept. 1934 hat Paul F. 
eine Parzelle dieſes Grundſtücks an die Eheleute St. verkauft und 
aufgelaſſen. Der Notar R. hat dann in einer von dem Notar X. 
beglaubigten Urkunde v. 9. Okt. 1934 in ſeiner Eigenſchaft als 
Teſtamentsvollſtrecker des verſtorbenen Otto F. erklärt, er genehmige 
den Kauf⸗ und Auflaſſungsvertrag v. 12. Sept. 1934. In einer von 
dem gleichen Notar beglaubigten Erklärung vom gleichen Tage hat 
Paul F. die Annahme dieſer Genehmigung ausgeſprochen. 

Den von dem Notar R. namens des Erwerbers St. geſtellten 
Antrag auf Umſchreibung hat das GBA. durch befriſtete Zwiſchen⸗ 
verfügung beanſtandet. Es hat ausgeführt, die Beurkundung vom 
12. Sept. 1934 verſtoße gegen § 170 FGG. und ſei daher nichtig. 
Paul F. habe als Vertreter für den Teſtamentsvollſtrecker ge⸗ 
handelt, in deſſen Auftrage und Gegenwart er die von dieſem als 
Notar beurkundeten Erklärungen abgegeben habe. Es würde gegen 
den Sinn des Geſetzes verſtoßen, wenn in ſolchen Fällen die Beſt. 
des § 185 BGB. über die Verfügungen eines Nichtberechtigten an⸗ 
gewendet würden. 8 185 BGB. könne zudem richt dazu dienen, die 
Vorſchr. des 8 170 FGG. zu umgehen und dadurch bedeutungslos zu 
machen, zu welchem Ergebniſſe die Anwendung des § 185 BGB. 
praktiſch führen könnte. Die Vorſichtsmaßregel des § 170 F., 
der die aus Intereſſenkolliſion möglichen Gefahren vermeiden wolle, 
möge ſicherlich in den weitaus meiſten Einzelfällen unnötig ſein, ſie 
ſei darum aber als Regel doch berechtigt und ſinnvoll und ihre 
Umgehung ungeſetzlich. 

In der hiergegen gerichteten Beſchw. hat der Notar R. darauf 
hingewieſen, daß Paul F. nicht als Vertreter des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers, ſondern in eigenem Namen gehandelt habe. Er ſelbſt habe 
als Teſtamentsvollſtrecker nicht verkaufen wollen, ehe die Pfiſche 
Hypothekenbank als Hypothekengläubigerin das Grundſtück freige⸗ 
geben habe, weil ſonſt die Gläubigerin die ſofortige Rückzahlung 
das Darlehens hätte verlangen können. 

Das LG. hat die Beſchw. zurückgewieſen. Auch die weitere 
Beſchw. hatte keinen Erfolg. ; 

Das LG. hat ausgeführt, nach 8170 FGG. könne als Notar 
nicht mitiwirken, wer ſelbſt Beteiligter ſei, ſowie derjenige, für 
welchen ein Beteiligter als Vertreter handle. Der Verkäufer F. 
habe im vorl. Falle für den beteiligten Notar R. tatſächlich 
als Vertreter gehandelt, auch wenn er im Akt ſelbſt als Selbſt⸗ 
kontrahent erſcheine. Welcher Art das Innenverhältnis zwiſchen dem 
Teſtamentsvollſtrecker rund dem Erben F. ſei, ergebe ſich aus der 
Beſchwerdeſchrift, die erkennen laſſe, daß F. im Einvernehmen mit 
dem Teſtamentsvollſtrecher als Beauftragter gehandelt habe, weil der 
eigentlich Verfügungsberechtigte es mik Rückſicht auf die Pf.ſche 
Hypothekenbank habe vermeiden wollen, als perſönlich handelnd in 
Erſcheinung zu treten. Tatſächlich habe aber F. im Einvernehmen 
und damit im Auftrage des Teſtamentsvollſtreckers und damit prak⸗ 
tiſch geſehen als ſein Vertreter gehandelt. 

Den Ausführungen der Vorinſtanzen iſt im Ergebnis zuzu⸗ 
ſtimmen. Im Rahmen des 8 170 Nr. 1 FGG. kommt es allerdings 
auf die formelle und nicht auf die materielle Beteiligung an. Als 
„Beteiligter“ iſt nämlich nach 8 168 Satz 2 FGG. nur derjenige an“ 
zuſehen, deſſen Erklärung beurkundet wird (vgl. auch Denkjchrift 
S. 88; Schlegelberger, FGG. § 170 Aum. 2). Es iſt daher nicht 
möglich, mit dem LG. den Notar R. als einen an der Beurkundung 
v. 12. Sept. 1934 Beteiligten zu bezeichnen. Es kann ſich vielmehr 
nur fragen, ob der Landwirt Paul F. als „Vertreter“ des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers gehandelt hat. Dieſe Frage muß bejaht werden. Im 
Hinblick darauf, daß § 170 FGG. nach 8 185 Abſ. 1 FGG. gleich⸗ 
zeitig mit dem BGB. in Kraft getreten iſt, liegt allerdings die An⸗ 
nahme nahe, daß der Begriff des Vertreters i. S. des §8 170 FGG. 
grundſätzlich in demſelben Sinne zu verſtehen iſt wie der gleiche 
Begriff in den 88 164 ff. BGB., d. h. i. S. einer unmittelbaren und 
nicht auch i. S. einer indirekten Stellvertretung (vgl. NENKomm- 
z. BGB. Vorbem. 2 vor 8§ 164 ff.). Es iſt jedoch zunächſt zu be⸗ 
achten, daß § 170 Ziff. 1 FGG. ſeiner Faſſung nach weiter reicht, 
als 86 Abſ. 1 Ziff. 4 FGG. Es kommt nach 8 170 Ziff. 1 FGG. 
nur darauf an, daß der Beteiligte „als Vertreter handelt“; es iſt 
alſo nicht erforderlich, daß er geſetzlicher Vertreter oder zum Ver⸗ 
treter „beſtellt“ iſt. Hieraus wird mit Recht gefolgert, daß auch der 
„Geſchaftsführer ohne Auftrag“ Vertreter i. S. des 8 170 FGG. ſein 
könne (vgl. Schlegelberger, FG. 1935 § 170 Anm. 2 Abſ. 4; 
Ebert⸗Dudek⸗Lindemann, FGG. 8 170 Anm. 1b; Bir⸗ 
keubihl, 366. § 170 Anm. 2a). Iſt aber — wie hiernach 
angenommen werden muß — ſogar der „Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht“ (88 177 ff. BGB.) dem Bevollmächtigten gleich⸗ 
geſtellt, ſo erſcheint es in noch höherem Grade geboten, auch im 
vorl. Falle die Anwendbarkeit des 8 170 Fc. zu bejahen. Denn 
die Rechtslage iſt hier der im Bereiche des 8 164 BGB. gegebenen 
Rechtslage in Wahrheit noch näher verwandt als die Rechtslage, 
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wie fie bei Erklärungen i. S. des 8 177 BGB. gegeben tft, jo 
daß eine verſchiedene rechtliche Behandlung mit den das gegen⸗ 
wärtige Recht beherrſchenden Anſchauungen nicht verträglich erſcheint. 
Nach der der eigenen Darſtellung des BeſchwF. entſprechenden Feſt⸗ 
ſtellung des LG. hat der Landwirt Paul F. im Einvernehmen mit 
dem beurkundenden Notar, der zugleich Teſtamentsvollſtrecker für 
den Nachlaß des Otto F. iſt, hinſichtlich eines der Verwaltung des 
Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Grundſtücks eine Auflaſſungs⸗ 
erklärung abgegeben. Es iſt zunächſt unbedenklich, daß in derartigen 
Fällen die Anwendbarkeit des 8 185 BGB. bejaht wird. Ebenſo wie 
die Verfügung wirkſam iſt, die ein Nichtberechtigter mit Ein⸗ 
willigung des Berechtigten trifft, ift auch die Verfügung wirkſam, 
die eine zur Verfügung nicht berechtigte Perſon mit Einwilligung 
des Verfügungsberechtigten trifft (pgl. beſ. NGZ. 87, 432; 129, 284; 
139, 118 = JW. 1933, 1303; 863.53, 133; Planck, Sachenrecht, 
5. Aufl., S. 134; RGRKomm. z. BGB., 8. Aufl., § 185 Anm 1; 
8925 Anm. 7). Es tritt hier mit der Abgabe der Erklärung des 
Erben die gleiche — dingliche — Rechtswirkung ein wie bei der 
Abgabe einer Auflaſſungserklärung durch einen Bevollmächtigten des 
Verfügungsberechtigten oder durch den Verfügungsberechtigten ſelbſt. 
Es bedarf nicht einmal einer der Beurkundung nachfolgenden Zu⸗ 
ſtimmungserklärung wie im Falle des 8 177 BB. (und im Falle 
des 8185 Abſ. 2 B B.). Durch die Auflaſſungserklärung des Be⸗ 
teiligten Paul F. wird hiernach ohne den Hinzutritt eines weiteren 
Ereigniſſes in der Rechtsſphäre des Teſtamentsvollſtreckers, und 
zwar infolge der von dieſem erklärten Einwilligung, der gleiche 
dingliche Rechtserfolg erzielt wie durch Erklärungen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers ſelbſt. Hier wird alſo unmittelbar durch die beurkundete 
Erklärung die Rechtsſphäre des Teſtamentsvollſtreckers beeinflußt, 
während bei der Erklärung des „Vertreters ohne Veckretungsmacht“ 
durch die beurkundete Erklärung als ſolche die Rechtsſphäre des 
„Vertretenen“ überhaupt nicht berührt wird, ſondern erſt durch die 
Genehmigung des Vertretenen ſelbſt. Hiernach muß es für unmöglich 
erachtet werden, die nach § 185 Abf. 1 BGB. ohne weiteres wirk⸗ 
ſamen Erklärungen aus dem Anwendungsbereiche des 8 170 FG. 
auszuſchließen, während die in ihrer Wirkfamkeit von einer Ge⸗ 
nehmigung abhängigen Erklärungen des „Vertreters ohne Ver⸗ 
tretungsmacht“ nach richtiger Auffaſſung unter 8 170 366. fallen. 
Hierzu ſei im übrigen noch bemerkt, daß auch die Denkichrift (a. a. O.) 
nicht den Begriff des (unmittelbaren) Vertreters im ſtrengen Sinne 
im Auge gehabt zu haben ſcheint; denn es heißt dort bei den Dar⸗ 
legungen über den Ausdruck „Beteiligter“: „Die Partei, in deren 
Angelegenheiten oder in deren Namen die Erklärung abgegeben wird, 
iſt hiernach nicht unter jenem Ausdrucke begriffen, vielmehr gilt, 
wenn jemand für die Abgabe einer Erklärung einen Vertreter be⸗ 
ſtellt, der letztere und nicht der Vertretene als Beteiligter.“ Nach 
dieſem Satze erſcheint es naheliegend, daß die Denkſchrift ſogar ganz 
allgemein denjenigen, in deſſen „Angelegenheiten“ eine Erklärung 
abgegeben wird, demjenigen gleichſtellt, in deſſen Namen eine Er⸗ 
klärung abgegeben wird. 


(A., 1. ZivSen., Beſchl. v. 28. März 1935, 1 Wx 75/35.) (Sch. 
* 
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43. 891 3PO. Aufwendungen einer Verſicherungs⸗ 
1 für eine Partei als erſtattungsfähige Prozeß- 
oſten. 

Die Beſchw. des Bekl., bei der es ſich um die Erſtattung 
außergerichtlicher Auslagen handelt, mußte überwiegend Erfolg haben. 
Das LG. hat dieſe Poſition mit der Begr. abgeſetzt, es handele ſich 
nicht um Auslagen der Partei ſelbſt, ſondern um ſolche der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Wenn ein an ſich am Prozeß nicht beteiligter 
Dritter in ſeinem Intereſſe Aufwendungen mache, ſo könne er deren 
Erſtattung nicht im Wege der Koſtenfeſtſetzung von der anderen 

rozeßpartei verlangen. Denn das Verhältnis der einen Prozeßpartei 

zu der Verſicherungsgeſellſchaft ſei unbeachtlich. Dieſer Rechtsauffaſſung 
vermag der Senat ſich nicht anzuſchließen. Es iſt zwar richtig und 
entſpricht auch der ſonſtigen Stellungnahme des Sen., daß Aus⸗ 
lagen, die von dritter Seite und nicht von den Prozeßparteien ge⸗ 
macht werden, regelmäßig keine in dem Prozeſſe zu berückſichtigenden 
Prozeßkoſten i. S. des § 91 3PO. darſtellen, deren Erſtattung von 
er umerliegenden Partei verlangt werden kann. Anders liegt es 
ann, wenn der Dritte nur an Stelle der Partei die Aufwendungen 
gemacht hat, z. B. fie der Partei vorgeſchoſſen hat und die Partei 
zur Erſtattung dieſer Aufwendungen verpflichtet iſt. Noch anders ver⸗ 
hält es ſich aber regelmäßig in den Fällen, in denen hinter der 
einen Prozeßpartei eine Verſicherungsgeſellſchaft — meiſt wird es 
ſich um eine Haftpflichtverſicherung handeln — ſteht. In derartigen 
Fällen pflegen gemäß den AllgVerſBed. beſondere Abreden zwiſchen 
der Partei und der Verſicherungsgeſellſchaft zu beſtehen, kraft deren 
letztere den Prozeß für die Partei betreibt. So lautet auch § 16 
Abſ. 3 Allg VerſBed. der hier in Frage kommenden Geſellſchaft dahin: 
„Kommt es zum Rechtsstreit über den Haftpflichtauſpruch, jo 


hat der Verſicherungsnehmer die Führung des Rechtsſtreits der An⸗ 
ſtalt zu überlaſſen, dem von der Anſtalt beſtellten oder bezeichneten 
Anwalt Vollmacht und alle von dieſem oder der Anſtalt für nötig 
erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Zahlungsbefehle oder Ver⸗ 
fügungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenserſatz hat er, ohne 
die Weiſungen der Anſtalt abzuwarten, friſtgemäß Widerſpruch zu er⸗ 
heben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen und die An⸗ 
ſtalt unverzüglich zu benachrichtigen.“ 

Ferner lautet Abſ. 4 daſelbſt: 

„Die Anſtalt gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder 
Abwehr des Anſpruchs ihr zweckmäßig erſcheinenden Erklärungen im 
Namen des Verſicherungsnehmers abzugeben und ihn in einem Rechts⸗ 
ſtreit zu vertreten.“ 

Danach führt alſo auf Grund der dem Verſicherungsvertrag zu⸗ 
grunde liegenden Allg VerſBed. die Verſicherungsgeſellſchaft den Rechts⸗ 
ſtreit zwar an Stelle, aber als Bevollmächtigte der Partei. 
Für die prozeſſuale Frage der Koſtenerſtattung kann es aber keinen 
Unterſchied machen, ob die Partei ſelbſt oder durch Bevollmächtigte 
im Prozeß handelnd auftritt und ob fie ſelbſt oder ihr Bevollmächtigter 
Aufwendungen für die Zwecke des Prozeſſes macht. 

Das Innenverhältnis zwiſchen der Partei und ihrem Bevoll⸗ 
mächtigten ſpielt dabei inſoweit keine Rolle, als es rechtlich un⸗ 
erheblich iſt, ob die Partei die von ihrem Bevollmächtigten auf⸗ 
gewendeten Mittel dieſer erftattet hat oder auch nur zu erſtatten ver⸗ 
pflichtet iſt. Sofern deshalb die Aufwendungen zur Durchführung des 
Rechtsſtreits notwendig ſind, ſtellen ſie ſich in jedem Falle gleicher⸗ 
maßen als von der Partei aufgewendete Prozeßkoſten dar und 
find demgemäß auf Grund des § 91 ZRD., d. h. inſoweit erſtattungs⸗ 
fähig, als ſie auch die Partei ſelbſt vernünftigerweiſe zur 
Durchführung des Prozeſſes aus ihren eigenen Mitteln hätte auf⸗ 
wenden dürfen. 

Betrachtet man unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt die hier 
zur Erſtattung angemeldeten Beträge, ſo ſtellen ſie ſich durchweg 
als Prozeßkoſten des Bekl. dar. 

Dabei ſcheiden aber hier als nicht erſtattungsfähig die dem Kl. 
vorgeſchoſſenen Reiſekoſten zwecks Führung von Vergleichsverhand⸗ 
lungen und die Reiſekoſten des Angeſtellten der Verſicherungsanſtalt 
zu RA. B. zu gleichem Zwecke aus. Denn wenn auch die Koſten und 
Auslagen eines tatſächlich zur Beendigung des Rechtsſtreits führen⸗ 
den Vergleichs ſachgemäße Aufwendungen für die Zwecke des Pro⸗ 
zeſſes darſtellen, ſo kann von den Koſten ergebnislos gebliebener 
Vergleichsverhandlungen keineswegs dasſelbe geſagt werden. 

Bei den Gutachterkoſten für Unterſuchung und Begutachtung des 
Kl. durch die Charite im Laufe des Rechtsſtreits ergibt ſich die 
Zweckmäßigkeit dieſer Aufwendungen aus der Tatſache, daß damit 
die Grundlagen für die Beurteilung durch den gerichtlichen Sach- 
verſtändigen geſchaffen worden ſind, auf denen dann auch zum Teil 
das von ihm erſtattete Gutachten ſich aufbaut. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 13. April 1935, 20 W 1883/35.) 
* 


44. 1. 88 104, 788 3 PO. Feſtſetzung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungskoſten erfordert regelmäßig keine weiteren Vor⸗ 
ausſetzungen als den Nachweis der Entſtehung der Koſten. 

2. 876 Abſ. 2 Ziff. 3 RAGEHD. Schreibgebühren 
außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätig⸗ 
keit. Außergewöhnlicher Umfang ſpielt keine Rolle. 

3. 88 23 Ziff. 18, 31 RAGeboO. Der im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren tätige Anwalt erhält neben der Vollſtreckungs⸗ 
gebühr aus 8 23 Ziff. 18 RA Gebo. dieſelbe Gebühr noch⸗ 
mals, fofern er auch in einem anſchließenden Voll- 
ſtreckungsſchutzverfahren tätig wird. 

4. § 21 VollſtrSch VO. v. 26. Mai 1933; 88 91, 104 3 PO. 
Die im Vollſtreckungsſchutzverfahren entitehenden Koſten 
ſind zugunſten der Partei, für welche Koſtenentſcheidung 
ergeht, erſtattungsfähig und feſtzuſetzen. f) 

Soweit die Bekl. die Feſtſetzung der durch die Tätigkeit ihres 
Anwalts in der Zwangsvollſtreckung entſtandenen Ko⸗ 
ſten verlangen, ſteht grundſätzlich dieſem Verlangen § 788 ZPO. 
nicht entgegen. Wenn auch die Koſten der Zwangsvollſtreckung, 
foweit fie notwendig waren, vom Schuldner zu erſtatten und zu⸗ 
gleich mit der Vollſtreckung beizutreiben find, jo ſteht doch nicht 
im Wege, dieſe Koſten auch im Wege der Koſtenſeſtſetzung gemäß 
§ 104 ZPO. feſtſetzen zu laſſen. Dies iſt allgemeine Anſicht und 
entſpricht auch der ſtändigen Rſpr. des Senats. Irgendwelche 
beſonderen Vorausſetzungen, wie ſie der Urkundsbeamte und LG. 
für die Zuläſſigkeit eines ſolchen Feſtſetzungsantrags erfordern, 
brauchen dazu nicht erfüllt zu ſein. Es genügt regelmäßig viel⸗ 
mehr allein die Tatſache, daß die Koſten bisher nicht beigekrieben 
ſind, und es kann nicht der Nachweis verlangt werden, daß zuvor 
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die Vollſtreckung wegen der Koſten wenigſtens verſucht worden 
iſt, noch iſt ein beſonderes Intereſſe an der förmlichen Koſten⸗ 
feſtſetzung glaubhaft zu machen. Damit iſt im Einzelfalle nicht 
ausgeſchloſſen, die beantragte Koſtenfeſtſetzung zu verſagen, wenn 
beſondere Umſtände dafür ſprechen, daß ein Rechtsſchutzintereſſe 
an einer förmlichen Koſtenfeſtſetzung nicht vorliegt. Davon kann 
hier aber nicht die Rede ſein. 

Der Inanſpruchnahme des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ſtehen 
ſomit an ſich rechtliche Bedenken nicht entgegen. 


II. Eine beſondere Rolle ſpielen im vorl. Falle die 
Schreibgebühren, die für Schreibwerk verlangt werden, 
das in den einzelnen Vollſtreckungsverfahren und den 
mit ihnen zum Teil verbundenen Vollſtreckungsſchutz⸗ 
verfahren geleiſtet worden iſt. Die Bekl. begründen den Antrag 
auf Feſtſetzung dieſer Schreibgebühren damit, daß das Vollſtrek⸗ 
kungsverfahren mit Rückſicht auf die anteilmäßige Haftung der 
einzelnen Kl. und die dadurch gegen jeden einzelnen durchzufüh⸗ 
renden Vollſtreckungen, an die ſich teilweiſe auch noch umfang⸗ 
reiche Vollſtreckungsſchutzverfahren angeſchloſſen hätten, ein be⸗ 
ſonders umfangreiches Schreibwerk erfordert habe. In⸗ 
ſoweit haben indes die Vorinſt. mit Recht die Feſtſetzung abge⸗ 
lehnt, wenn auch in der Begr. dem LG. nicht durchweg beigetreten 
werden kann. Nach § 76 RAcebO. ſtehen Schreibgebühren dem 
RA. nur in drei beſonders aufgeführten Fällen zu, von denen 
hier nur Ziff. 3 in Frage kommt: Gebühren für ein Schreibwerk, 
ſoweit es außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tä⸗ 
tigkeit entſteht. Was unter ſolchem Schreibwerk zu verſtehen iſt, 
iſt nun allerdings nicht ohne weiteres klar. Die richtige Aus⸗ 
legung kann nur gewonnen werden, wenn man davon ausgeht, 
daß grundſätzlich der Anſpruch auf Schreibgebühren, d. h. auf Er⸗ 
ſtattung der durch das Schreibwerk des Anwalts entſtehenden 
baren Auslagen durch die Gebühren mit abgegolten wird. 
Das ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des S 76 RAGebO. 
in ſeiner heutigen Faſſung. Die DRAGebO. v. 7. Juli 1879 i. 
d. Faſſ. v. 20. Mai 1898 kannte eine beſondere Vergütung des 
Schreibwerks neben den Gebühren, indem es durch Verweiſung 
auf S 80 GKG. feſte Sätze für die dem Anwalt zuſtehenden 
Schreibgebühren aufſtellte. Durch das RGeſ. v. 1. Juni 1909 
wurde dieſe Vergütung der Schreibauslagen (und zugleich der Er⸗ 
ſatz der Poſtgebühren) in der Weiſe geregelt, daß Pauſchſätze 
eingeführt wurden, ſoweit Schreibwerk und Poſtſendung innerhalb 
des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkamen. Neben 
dieſen Pauſchſätzen war dann ein Erſatz der Schreibgebühren in 
denſelben Fällen vorgeſehen, die in § 76 Abſ. 2 der jetzt geltenden 
Gebührenordnung aufgeführt ſind. Durch Geſ. v. 18. Aug. 1923 
hat dann $ 76 feine heutige Faſſung erhalten, in der auch das 
Pauſchale zur Abgeltung des neben der gebührenpflichtigen Tätig⸗ 
keit vorkommenden Schreibwerks fortgefallen iſt und nur noch der 
Anſpruch auf Erſtattung der Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprech⸗ 
gebühren aufrecht erhalten worden iſt, während für Schreibge⸗ 
bühren nur noch die drei bereits erwähnten Ausnahmetatbeſtände 
des § 76 Abſ. 2 Ziff. 1—3 aus der früheren Regelung übernom⸗ 
men worden ſind. Dieſe Entſtehungsgeſchichte läßt keinen Zweifel 
darüber, daß alles innerhalb des Rahmens einer gebührenpflich⸗ 
tigen Tätigkeit vorkommende Schreibwerk nach geltendem Recht 
dem Anwalt nicht mehr beſonders zu vergüten iſt. Wenn man von 
den hier nicht intereſſierenden Fällen des Abſ. 2 Ziff. 1—2 ab- 
ſieht, ſo ergibt ſich als Sinn und Zweck der Ausnahmebeſtimmung 
in Abſ. 2 Ziff. 3 in Übereinſtimmung mit der früheren Regelung, 
daß dem Anwalt dadurch nur dasjenige Schreibwerk vergütet wer⸗ 
den ſoll, das nicht innerhalb des Rahmens einer gebührenpflich⸗ 
tigen Tätigkeit entſteht und deshalb auch nicht durch die für dieſe 
Tätigkeit vorgeſehenen Gebühren abgegolten wird. 8 76 Abſ. 2 
Ziff. 3 ſchafft daher einen beſonderen Ausnahmetatbeſtand, der 
demgemäß auch nur in dieſem engen Sinn ausgelegt werden darf. 

Damit wird aber ohne weiteres jede Auslegung ausge⸗ 
ſchloſſen, die darauf hinausläuft, dem Anwalt den Anſpruch auf 
Schreibgebühren je nach dem Umfang der an ſich zu einer ge⸗ 
bührenpflichtigen Tätigkeit gehörenden Schreibarbeit zuzugeſtehen, 
wie dies die Beſchw§. wollen und wie dies in der Praxis mit⸗ 
unter geſchieht. Es iſt daher unrichtig, § 76 Abſ. 2 Ziff. 3 dahin 
zu erläutern, daß das aus Anlaß einer gebührenpflichtigen Tätig⸗ 
keit „regelmäßig vorkommende“ Schreibwerk und nur dieſes durch 
die Gebühren abgegolten werden ſolle, Schreibwerk dagegen, das 
den normalen Umfang des im allgemeinen mit einer derartigen 
gebührenpflichtigen Tätigkeit verbundenen Schreibwerks überſteigt, 
als außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit 
liegend zu gelten habe und neben den Gebühren dem Anwalt zu 
vergüten ſei. Daraus erhellt, daß § 76 Abſ. 2 Ziff. 3 in der Tat 
nur einen außerordentlich ſeltenen Ausnahmetatbeſtand aufführt. 
Es fallen darunter zweifellos Schreiben an die Partei nach Be⸗ 
endigung des Prozeſſes auf neue Anfrage der Partei (ſo auch 


Baumbach, Anm. 5 zu § 76; Rittmann⸗Wenz, Anm. 
zu § 76), welchen Fall — allerdings als einzigen — auch bereits 
die Reichstagskommiſſion genannt hat. Dagegen vermag der 
Senat nicht anzuerkennen, daß darunter auch Schreibwerk für die 
Gewährung von Ausſtand an den Schuldner in denjenigen Fällen 
zu rechnen iſt, in denen die Tätigkeit des Anwalts auf die zwangs⸗ 
weiſe Durchführung des Anſpruchs gegen den Schuldner gerichtet 
iſt. Denn die Durchführung einer Zwangsvollſtreckung umfaßt 
von vornherein auch die Möglichkeit einer Ausſetzung der Voll⸗ 
ſtreckung, einer völligen oder mindeſten teilweiſen Stundung an 
den Schuldner durch Gewährung von Ratenzahlungen und die da 
mit auch den Vollſtreckungsorganen gegenüber verbundene Tätig⸗ 
keit (Siſtierung der Vollſtreckung). Dieſe Tätigkeit liegt inner⸗ 
halb des Rahmens, der durch die Vollſtreckungsgebühr aus § 23 
Ziff. 18 RAGebO. abgegoltenen Tätigkeit des Anwalts. Schreib⸗ 
werk, das durch derartige Ausſtandsgewährung erwächſt, liegt alſo 
ebenfalls innerhalb des Rahmens dieſer gebührenpflichtigen Tä⸗ 
tigkeit und wird gleichfalls durch die genannte Vollſtreckungs⸗ 
gebühr abgegolten. Das gleiche gilt von der Korreſpondenz des 
Vollſtreckungsbevollmächtigten, ſei es mit der eigenen Partei, ſei 
es mit der Gegenpartei oder deren Bevollmächtigten, das ſich auf 
die Durchführung der Vollſtreckung und die damit verbundene 
Frage etwaiger Stundung bezieht. Mag auch im einzelnen Falle 
dadurch, daß es ſich um eine Reihe von Schuldnern handelt, be⸗ 
ſonders viel Schreibwerk entſtehen und mag auch das Einzelſchick⸗ 
ſal jedes dieſer Schuldner beſonders umfangreiche Verhandlungen 
über etwaige Stundungen, Siſtierungen der Zwangsvollſtreckung 
uſw. bedingen, ſo handelt es ſich gleichwohl ſtets um ein Tätig⸗ 
werden des Anwalts innerhalb derſelben gebührenpflichtigen Tä⸗ 
tigkeit aus § 23 Ziff. 18 RAGebO. und ſomit um dazugehöriges 
Schreibwerk. Insbeſ. iſt nicht, wie die Beſchw. meint, Raum für 
die Prüfung der Frage, ob im einzelnen Falle die dem Anwalt 
für ſeine Tätigkeit nach dem Geſetz erwachſende Gebühr als an⸗ 
gemeſſene oder auch nur ausreichende Vergütung für ſeine Tätig⸗ 
keit anzuſehen iſt, und ob gegebenenfalls durch Zubilligung von 
Schreibwerkvergütung ein gewiſſer Ausgleich zu ſchaffen iſt. Ein 
derartiges Verfahren würde in offenem Widerſpruch zu der ge⸗ 
ſetzlichen Regelung ſtehen, und würde auf nichts anderes hinaus⸗ 
laufen, als aus Billigkeitserwägungen im einzelnen Falle die ge- 
ſetzlichen Gebührenſätze zu erhöhen. Es bedarf keiner weiteren 
Ausführung, daß das unzuläſſig iſt. Damit iſt aber eindeutig klar⸗ 
geſtellt, daß der Umfang des entſtehenden Schreibwerks, mag 
er auch im einzelnen Falle außergewöhnliche Formen annehmen, 
für ſich allein unter keinen Umſtänden die Anwendung des 8 76 
Abſ. 2 Ziff. 3 RAGED. rechtfertigt. 


III. Die Beſchw. weiſt nun darauf hin, daß zum mindeſten 
der Geſichtspunkt durchgreifen müſſe, daß das Geſetz nicht ſchablo⸗ 
nenhaft von vornherein alle Fälle überſehen könne und daß, als 
die Gebührenordnung erlaſſen worden ſei, man an ein Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzverfahren mit ſeinen umfangreichen Er⸗ 
örterungen und Stellungnahmen nicht habe denken können, daß 
alſo wenigſtens, ſoweit es ſich um Schreibwerk handelt, das in 
den verſchiedenen Vollſtreckungsſchutz verfahren erwachſen 
ſei, der Anſpruch auf Schreibgebühren gerechtfertigt erſcheine. Auch 
dieſe Erwägung vermag indes zu einer Anerkennung von Schreib⸗ 
gebühren nicht zu führen. Denn entweder fällt auch die Tätigkeit 
des RA. im Vollſtreckungsſchutzverfahren unter die allgemeine 
Vollſtreckungstätigkeit und wird daher von der Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsgebühr des § 23 Ziff. 18 RAGGebO. mit umfaßt. Dann ge 
hört dazu auch das im Vollſtreckungsſchutzverfahren notwendig ge⸗ 
wordene Schreibwerk, es liegt alſo auch inſofern nicht außerhalb 
des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit. Oder aber es 
erwächſt für die Tätigkeit des RA. im Vollſtreckungsſchutzverfahren 
neben der Gebühr aus 23 Ziff. 18 RAGebO. nochmals eine 
beſondere Vollſtreckungsgebühr. Dann wird das entſtehende Schreib⸗ 
werk durch dieſe beſondere Gebühr ebenfalls abgegolten. Immer⸗ 
hin bedarf in der Koſtenfeſtſetzung die Frage, welche dieſer beiden 
Möglichkeiten zutrifft, mit Rückſicht auf die berechtigten Gebühren⸗ 
intereſſen des Anwalts der Klarſtellung. 

Die Frage, ob im Vollſtreckungsſchutzverfahren eine beſon⸗ 
dere Gebühr entſtehen kann, iſt umſtritten. Der Senat ſchließt ſich 
der Auffaſſung an, die zugunſten des Anwalts das Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzverfahren als beſondere Inſtanz, als beſonde⸗ 
res Verfahren anſieht, das auch neben der ſchon er 
wachſenen Zwangsvollſtreckungsgebühr aus 
§ 23 Ziff. 18 RA Geb O. eine gleichartige Gebühr 
trotz F 31 RA Geb O. nochmals erwachſen läßt. Hier 
für ſind für den Senat folgende Erwägungen maßgebend: Nach 
§ 31 RAGCHD. bildet jede Vollſtreckungsmaßnahme zuſammen 
mit den durch dieſelben vorbereiteten weiteren Vollſtreckungshand⸗ 
lungen bis zu der durch die Maßnahme zu erlangenden Befrie⸗ 
digung des Gläubigers eine Inſtanz. Es iſt auch allgemein an⸗ 
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erkannt und gebührenrechtlich durchaus nicht zu beanſtanden, 
Einwendungen des Schuldners aus § 766 ZPO. der vom Gläu⸗ 
biger eingeleiteten Vollſtreckungsmaßnahme zuzurechnen und dem⸗ 
gemäß das Verfahren über die Einwendungen des Schuldners als 
zur Vollſtreckungsinſtanz gehörig anzuſehen, ſo daß für die Tätig⸗ 
keit des Anwalts des Gläubigers in dieſem Verfahren eine wei⸗ 
tere Gebühr neben der Vollſtreckungsgebühr aus § 23 Ziff. 18 nicht 
erwächſt (zu vgl. Baumbach, Reichskoſtengeſ. 1933, Bem. zu 
8 30 RAGGeb O.). Wenn man nun aber auch das auf Grund einer 
Vollſtreckungshandlung vom Schuldner eingeleitete Vollſtrek⸗ 
kungs ſ chu tz verfahren gem. Gef. v. 26. Mai 1933 als Erweite⸗ 
rung des Pfändungsſchutzes anfieht und deshalb prozeſſual 
wie eine Erinnerung nach § 766 ZBO. behandelt, jo folgt daraus 
für die gebühren rechtliche Behandlung gleichwohl durch⸗ 
aus nicht ohne weiteres die Unterſtellung unter § 31 RAcGebO. 
Denn der grundlegende rechtliche Unterſchied zwiſchen Einwendun⸗ 
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit der Pfändung aus § 766 ZPO. 
und dem Antrag auf Gewährung von Vollſtreckungsſchutz liegt 
darin, daß erſterenfalls die vom Gläubiger begonnene Maßnahme 
als unzuläſſig beſeitigt werden ſoll, er alſo, wenn er die Voll⸗ 
ſtreckung gleichwohl zu Ende führen will, zunächſt dieſen Unzu⸗ 
läſſigkeitseinwand ausräumen laſſen muß. So rechtfertigt ſich alſo 
dieſes Verfahren, obwohl es vom Schuldner beſchritten worden 
iſt, gebührenrechtlich dem im Gange befindlichen Vollſtreckungs⸗ 
verfahren zuzurechnen und mit dieſem als eine Inſtanz i. S. des 
$ 31 RAGEBO. zu behandeln. Beim Vollſtreckungs ſchutz verfah⸗ 
ren dagegen nimmt der Schuldner gegenüber einem völlig geſetz⸗ 
mäßigen Verfahren, deſſen Durchführung er an ſich nicht hindern 
könnte, eine beſondere geſetzliche Vergünſtigung in Anſpruch. Das 
Vollſtreckungsſchutzverfahren hängt alſo zwar inſofern mit dem 
Vollſtreckungsverfahren zuſammen, als es ſich ebenfalls gegen eine 
Vollſtreckungsmaßnahme richtet, hat jedoch keine mit der Durch⸗ 
führung der begonnenen einzelnen Maßregel innerlich ver⸗ 
bundene Maßnahme zum Gegenſtand. Vielmehr handelt es ſich 
hierbei in Wahrheit um ein in ſich geſchloſſenes ſelbſtändiges Ver⸗ 
fahren, in welchem nicht die Geſetzmäßigkeit der Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln zur Erörterung ſteht, ſondern über die Frage ent⸗ 
ſchieden wird, ob einer der geſetzlich vorgeſehenen Vergünſtigun⸗ 
gen dem Schuldner zugebilligt werden kann. § 31 RAGED. faßt 
aber nur eine Vollſtreckungs maßnahme mit den durch ſie 
vorbereiteten weiteren Vollſtreckungs handlungen zu einer 
gebührenrechtlichen Zwangsvollſtreckungsinſtanz zuſammen, kann 
u 115 begrifflich das Vollſtreckungsſchutzverfahren nicht mit 
umfaſſen. 


Dieſen entſcheidenden Geſichtspunkt überſieht die Entſch. des 
AG. Berlin v. 31. Mai 1934: JW. 1934, 25041, das mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 31 RAGEHO. dem RA. des Gläubigers für die Tätig- 
bin im Vollſtreckungsſchutzverfahren keine beſondere Gebühr zu— 
illigt. 


Es kommt aber noch folgende Erwägung hinzu: Bei der 
rage der Anwendung beſtehender Gebührenvorſchriften auf vom 
Geſetz neu geſchaffene Verfahren bedarf es gewiſſer Vorſicht in 
der Unterſtellung der in dieſem Verfahren auszuübenden Tätigkeit 
unter Gebühren, die nach den vorher ſchon geltenden Koſtengeſetzen 
tefe neue Tätigkeit mindeſtens nicht ohne weiteres abgelten kön⸗ 
nen und ſollen. Sind vielmehr neue Verfahren geſetzlich geſchaffen 
worden, die eine Mehrarbeit des Anwalts bedingen, ſo ſpricht zu⸗ 
nächſt mehr dafür, daß dieſe Mehrarbeit beſonders zu honorieren 
und gebührenrechtlich beſonders zu behandeln iſt. Zu dieſer recht⸗ 
zichen Erwägung tritt dann aber auch noch eine Billig⸗ 
eits erwägung, die gerade für die Fälle des Vollſtreckungsſchutz⸗ 
verfahrens nicht außer Betracht bleiben kann und etwaige Zweifel 
unbedingt zugunſten des Anwalts entſcheiden laſſen muß. Welche 
Bedeutung dem Vollſtreckungsſchutzverfahren zukommt, hat das 
<®.Berlin in feiner grundlegenden Entſch. v. 20. Juli 1933: JW. 
1933, 1965 eingehend dargelegt. Es betont mit Recht, daß der für 
den Schuldner äußerſt wichtige, häufig ſogar die Erhaltung ſeiner 
wirtſchaftlichen Exiſtenz bedingende Vollſtreckungsſchutz auf der an⸗ 
deren Seite für den Gläubiger eine einſchneidende Beſchränkung 
einer Rechte bedeutet und daß die Tragweite der zu treffenden 
Entſch. eine weitgehende Anhörung gerade des Gläubigers ge⸗ 
bietet, nicht nur zu den Behauptungen des Schuldners und nicht 
nur einmal, ſondern unter Umſtänden wiederholt und auch zu 
dem Ergebnis der anzuſtellenden Ermittlungen, wobei ſogar Auf⸗ 
klärungstermine unter Zuziehung jeder Partei häufig zweckmäßig 
ein werden. Es erſcheint dem Senat ſchlechthin unzumutbar, auch 
Aeſe neue, den Umfang und die Verantwortlichfeit der eigentlichen 
Owangsvollſtreckung weit überſteigende Tätigkeit des Anwalts des 
dollſtreckenden Gläubigers durch die bereits verdiente Vollſtrek⸗ 
kungsgebühr des § 23 Ziff. 18 RAcgebO. abzugelten und damit 
in Wahrheit unentgeltliche Tätigkeit zu verlangen. Dieſe Zu⸗ 
mutung erſcheint auch mit dem Grundſatz des nationalſozialiſti⸗ 


ſchen Staates, einer jeden Arbeit den angemeſſenen Lohn zu ge⸗ 
währen, nicht vereinbar. 

So gelangt der Senat unter eingehender Würdigung aller 
rechtlichen und wirtſchaftlichen Geſichtspunkte zu dem auch von 
Gaedeke: JW. 1934, 2504 Anm. zu Ziff. 1 bereits vertretenen 
Standpunkt, daß für den Anwalt des Gläubigers, der durch Ver⸗ 
tretung im Vollſtreckungsverfahren die Gebühr des § 23 Ziff. 18 
NRAGED. bereits verdient hat, für die weitere Vertretung in 
einem durch dieſes Vollſtreckungsverfahren ausgelöſten Vollſtrek⸗ 
kungs | ch u 8 verfahren nochmals eine gleiche Gebühr entſteht. Da⸗ 
bei iſt es unerheblich, ob man auf dieſe Tätigkeit den § 23 Ziff. 18 
RAcebO. unmittelbar oder entſprechend unter Heranziehung des 
§ 89 RAGEGD. anwendet. 

IV. Was die Erſtattungsfähigkeit dieſer beſonders 
erwachſenden Gebühr aus § 23 Ziff. 18 RAGebO. anlangt, fo 
können keine Zweifel darüber obwalten, daß eine ſolche zu be⸗ 
jahen iſt, ſofern in dem Vollſtreckungsſchutzverfahren eine Koſten⸗ 
entſch. zugunſten des Gläubigers ergeht. Daß eine ſolche Entſch. 
prozeſſual nicht nur zuläſſig, ſondern ſogar geboten iſt, ergibt ſich 
aus der Struktur der IPOD. allgemein wie auch aus der Natur 
des Vollſtreckungsſchutzverfahrens als eines einen ſelbſtändigen 
Rechtsmittelzug eröffnenden Verfahrens, das folglich in der ab⸗ 
ſchließenden Entſch. auch über die prozeſſuale Koſtentragungspflicht 
befinden muß (ſo auch Gaedeke: JW. 1935, 1050; Baum⸗ 
bach, 6 zu $ 91 ZPO, Schulze ⸗Seiffert, Anm. 63 zu 
§ 18). Der in der Rſpr. mitunter, insbeſ. vom LG. Berlin: JW. 
1935, 1050 vertretene Standpunkt, daß eine Erſtattungsfähigkeit 
im Vollſtreckungsſchutzverfahren zu verneinen ſei, entbehrt der ge⸗ 
ſetzlichen Grundlage. Dieſe Auffaſſung ſtützt ſich allein auf die 
Tatſache, daß gem. § 21 Abſ. 2 Geſ. v. 26. Mai 1933 für die Fälle 
des Vollſtreckungsſchutzverfahrens betreffend das un bewegliche 
Vermögen eine Erſtattung der durch das Verfahren entſtandenen 
außergerichtlichen Koſten ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorſchr. bezieht 
ſich indes, wie der Zuſammenhang ergibt, und worauf in der oben 
ſchon angeführten Beſprechung von Gaedeke zutreffend hinge⸗ 
wieſen iſt, nur auf die Fälle der Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rung in das unbewegliche Vermögen, nämlich auf die in 
Abſ. 1 des § 21 der VO. ausdrücklich aufgeführten Fälle (jo auch 
Jonas⸗Pohle, Anm. 2 zu § 21; Schulze⸗Seiffert, 
Anm 63 zu 8 18). Eine Ausdehnung dieſer Ausnahmevorſchrift auf 
die Fälle der Mobiliarvollſtreckung iſt nicht erfolgt. Das LG. Berlin 
entnimmt die Berechtigung zu einer ſolchen ausdehnenden Ausle⸗ 
gung auch nur aus dem Umſtand, daß nach der Ausdehnung der ur⸗ 
ſprünglichen nur auf Grundſtücke ſich beſchränkenden VO. auf die 
Vollſtreckung allgemein kein innerer Grund mehr vorliege, beide 
Kategorien in der Frage der Koſtenerſtattung verſchieden zu be⸗ 
handeln. Dieſes Verfahren des LG. bedeutet aber in Wahrheit 
eine Korrektur des Geſetzgebers, der bewußt die Ausnahmevorſchrift 
nur auf die Fälle der Einſtellung der Zwangsverſteigerung be⸗ 
ſchränkt und auch ſpäter beſchränkt gelaſſen hat. Das ergibt eine 
Nachprüfung der Entwicklungsgeſchichte. Teil 3 § 21 der 4. Not⸗ 
VO. v. 8. Dez. 1931, die Erweiterung des Abſ. 1 des § 21 durch 
Art. 1 Nr. 12 Teil 2 Not O. v. 14. Juni 1932 und ſchließlich 
dann die Neufaſſung des § 21 durch Art. 1 Ziff. 5 Gef, v. 26. Mai 
1933 über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung bewetſen, daß man ſchrittweiſe zu der jetzigen Faſſung des 
§ 21 gelangt iſt und keinen Anlaß geſehen hat, die in Abſ. 1 da⸗ 
ſelbſt vorgenommene Beſchränkung auf Fälle der Zwangsverſtei⸗ 
gerung in Wegfall zu bringen und dieſe Ausnahmebeſtimmung 
etwa allgemein auf das Vollſtreckungsſchutzverfahren auch bei beweg⸗ 
lichem Vermögen auszudehnen. Es iſt auch kein innerer Grund 
dafür erſichtlich, weshalb die in das Schutzverfahren verwickelte 
Partei, z. B. der Gläubiger, der ordnungsmäßig vollſtreckt hat und 
nunmehr auch noch im beſonderen Verfahren für die Wirkſamkeit 
ſeiner Maßnahme kämpfen muß, die dadurch ihm erwachſenden 
Mehrkoſten auch dann tragen ſoll, wenn er in dieſem Kampf ſiegt, 
der Schuldner alſo zu Unrecht ſich die Wohltat des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes hat verſchaffen wollen, und umgekehrt iſt nicht erkennbar, 
weshalb dem Schuldner, der durch einen Anwalt mit Erfolg den 
Vollſtreckungsſchutz für ſich erkämpft hat, die dadurch entſtandenen 
Koſten vom Glaubiger, der inſoweit alſo unterliegt, nicht erſtattet 
werden ſollen. 

Nach dieſen Darlegungen können alſo die Beſchw. wegen 
der im Vollſtreckungsſchutzverfahren entſtandenen Schreibauslagen 
keine Erſtattung auf Grund des § 76 Ziff. 3 RAcheb O, verlangen, 
weil ihrem Anwalt dadurch eine beſondere Gebühr aus § 23 
Ziff. 18 erwachſen iſt. Der Umſtand, daß eine ſolche bisher nicht 
zur Koſtenfeſtſetzung angemeldet worden iſt, ändert an dieſem Er⸗ 
gebnis nichts. Im übrigen ſteht dem Bekl. frei, dieſe beſondere 
ae nunmehr bei der erneuten Koſtenfeſtfetzung geltend zu 
machen. 
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Anmerkung: In vorſtehender Entſch. des KG. ift von ganz 
beſonderer Bedeutung für die Anwaltſchaft die Anerkennung einer 
beſonderen Zwangsvollſtreckungsgebühr für das Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzberfahren neben der ohnehin ſchon verdienten Gebühr aus 
8 23 Ziff. 18 NAGEBO. Dieſer Standpunkt iſt ja in der JW. 
ſchon vordem vertreten worden, eine Entſch. in dieſem Sinne iſt 
aber bisher nicht bekannt geworden. Um ſo erfreulicher und be⸗ 
deutſamer iſt es daher, daß nunmehr gerade der Koſtenſenat des 
KG. mit der ſeinem Standpunkt unzweifelhaft zukommenden 
Autorität ſich für die Zuerkennung einer beſonderen Vollſtrek⸗ 
kungsgebühr neben der ſonſt bereits erwachſenen Gebühr einſetzt 
und damit hohes Verſtändnis für die berechtigten Belange der 
Anwaltſchaft zeigt. Ganz beſonders verdient hervorgehoben zu wer⸗ 
den, daß der Koſtenſenat nicht, wie er nach Lage der Sache ſehr 
wohl gekonnt hatte, dieſer hochgrundſätzlichen Frage ausgewichen 
und ſie dahingeſtellt gelaſſen hat, ſondern das Problem in der Er⸗ 
kenntis, damit der Rechtspflege im allgemeinen und den wohlver⸗ 
ſtandenen Intereſſen der Anwaltſchaft zu dienen, das Problem 
angevackt und in dem allein der Billigkeit entſprechenden Sinne 
gelöſt hat. 

Es wäre nur zu wünſchen, daß dieſe Methode, ſchon längſt der 
Löſung harrende Fragen bei ſich bietender Gelegenheit der grund⸗ 
ſätzlichen Entſch. zuzuführen, ſtatt die Frage immer und immer 
wieder offen zu laſſen, in weiteſtem Umfang Schule machte. 

Ebenſo erfreulich iſt, daß das KG. zugleich auch die Frage 
der Erſtattungsfähigkeit von Koſten im Vollſtreckungsſchutzverfah⸗ 
ren betr. bewegliches Vermögen entſchieden, und zwar in dem 
allein zu billigenden Sinne entſchieden hat. 

Man kann nur die Hoffnung ausſprechen, daß der Stand⸗ 
punkt des Koſtenſenats in weiteſtem Umfange bei den in erſter 
Linie darüber entſcheidenden AG. und LG. Beachtung PS möge. 

D. S. 


* 


45. 8 811 Nr. 13 3PO. Ein Grabdenkmal gehört nicht 
zu den „zur unmittelbaren Verwendung für die Beſtattung 
beſtimmten Gegenſtänden“. Er wird jedoch in der Regel 
aus allgemeinen Pietätsgründen nicht pfändbar ſein; 
ſolche Gründe entfallen, wenn es ſich um die Pfändung 
des Steinmetzen wegen ſeiner Werklohnforderung in den 
nicht oder zum großen Teil nicht voll bezahlten Grabſtein 
handelt. 

Der Schuldner hatte bei der Gläubigerin die Herſtellung eines 
Grabſteines für das Grab ſeines Schwiegervaters beſtellt. Die Gläu⸗ 
bigerin hat den Stein geliefert und auf dem Friedhof aufgeſtellt. Auf 
den vereinbarten Kaufpreis von 440 AM hat der Schuldner nur 
40 K gezahlt; die Gläubigerin hat wegen des Reſtes von 400 AM 
ein Urt. gegen den Schuldner erſtritten und aus dieſem Urt. den 
Grabſtein pfänden laſſen, nachdem ſich die Friedhofsverwaltung mit 
der Herausgabe des Steins einverſtanden erklärt hatte. 

Auf die Erinnerung des Schuldners hat das AG. die Pfändung 
mit der Begr. für unzuläſſig erklärt, daß ein am Grab aufgeſtellter 
Grabſtein mit Aufſchrift nach 8811 Nr. 13 ZRO. unpfändbar ſei. 

Das LG. hat auf die Beſchw. der Gläubigerin den amtsgericht⸗ 
lichen Beſchl. aufgehoben und die Erinnerung des Schuldners zurück⸗ 
gewieſen. 

Die weitere Beſchw. des Schuldners iſt aus den folgenden Grün⸗ 
den zurückgewieſen worden: 

Der von Stein⸗Jonas und Baumbach in ihren Kommen⸗ 
taren vertretenen Anſicht, daß ein Grabſtein unter die Beſt. des $ 811 
Nr. 13 ZPO. falle, iſt nicht beizutreten. Bei ungezwungener Aus⸗ 
legung wird man unter „zur unmittelbaren Verwendung für die Be⸗ 
ſtattung beſtimmten Gegenſtänden“ nur ſolche Sachen verſtehen können, 
die — wie Sarg oder Leichenhemd — beſtimmt ſind, bei der Beſtat⸗ 
tungshandlung verwandt zu werden. Nach dem üblichen Sprach⸗ 
gebrauch verſteht man unter „Beſtattung“ — ebenſo wie unter „Be⸗ 
erdigung“ — nur die Handlung des Beſtattens bzw. des Beerdigens, 
nicht aber — wie das AG. meint — den Zuſtand des Beſtattetſeins. 
Es widerſpricht dem Sprachgebrauch, eine Beſtattung deswegen noch 
nicht als beendet anzuſehen, weil der Grabſtein noch nicht aufgeſtellt 
ſei. Bei dem Begriff der Beerdigungskoſten (vgl. $ 844 und § 1968 
BGB.) iſt freilich die Rſpr. in den letzten Jahren dazu übergegangen, 
ihn dahin auszulegen, daß auch die Koſten für einen Grabſtein dar⸗ 
unter fallen. Inſoweit liegt aber eine erweiternde Auslegung vor, die 
ihren Grund in der Beſonderheit der in Betracht kommenden Vor⸗ 
ſchriften hat: es fehlt an einem inneren Grunde dafür, daß der Erbe, 
auf den das Vermögen des Verſtorbenen übergeht, und ebenſo der⸗ 
jenige, der den Tod einer Perſon durch eine unerlaubte Handlung ver⸗ 
urſacht hat, nicht auch die üblicherweiſe entſtehenden Koſten für den 
Grabſtein tragen ſolle. 

Bei 8 811 Nr. 13 3PO. dagegen handelt es ſich um die Ab⸗ 
grenzung der berechtigten Intereſſen eines Gläubigers, und hier er⸗ 
ſcheint es keineswegs innerlich unbegründet, zwiſchen den Sachen, die 
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für die Beſtattungshandlung notwendig find, und einem Grabdenkmal 
zu unterſcheiden. Es fehlt an einem Grund für eine erweiternde Aus⸗ 
legung. Hierfür ſpricht auch, daß das Geſetz nur die zur unmittel⸗ 
baren Verwendung für die Beſtattung beſtimmten Gegenftände der 
Pfändung entzogen hat, was darauf hindeutet, daß es einer erweitern⸗ 
den Auslegung hat Schranken ſetzen wollen. 

Eine erweiternde Auslegung kann nicht etwa darauf geſtützt wer⸗ 
den, daß hinſichtlich eines Grabſteins dieſelben Gründe, nämlich 
Gründe der Pietät, vorlägen wie bei den Sachen, die zur unmittel⸗ 
baren Verwendung bei der Beſtattung beſtimmt ſeien. Solche Gründe 
liegen keineswegs immer vor, wenn 8811 Nr. 13 anzuwenden iſt: 
Wenn ſich jemand — wie dies dann und wann vorkommt — für ſeine 
eigene Beſtattung ſchon zu Lebzeiten einen Sarg kauft oder ſein 
Leichenhemd fertigt, jo entfallen Pietätsgründe; gleichwohl wird 8 811 
Nr. 13 anzuwenden ſein; dem Geſetzgeber iſt es darauf angekommen, 
eine Störung der Beſtattungshandlung zu verhindern. 

Für die Anwendung des § 811 Nr. 13 ZRO. iſt ſomit kein 
Raum; gleichwohl wird im allgemeinen die Pfändung eines bereits 
aufgeſtellten Grabſteins deswegen für unzuläſſig zu halten ſein, weil 
ſie in der Regel eine Verletzung des beſonderen Pietätsgefühls des 
Schuldners oder auch des allgemeinen Pietätsgefühls darſtellen wird. 
Dieſes Pietätsgefühl iſt zu ſchützen, ohne daß es einer beſonderen Vor⸗ 
ſchrift im Geſetz bedarf. 

Es ſtellt aber keinen Akt der Pietät dar, einem Verſtorbenen 
ein Grabdenkmal aufzuſtellen und es dann nicht oder aber nur zu 
zu einem geringen Teil zu bezahlen und den Handwerker um die 
Früchte ſeiner Tätigkeit zu bringen; ein ſolches Verhalten verſtößt 
im Gegenteil gegen die Pietät; der Schutz eines ſolchen Schuldners 
kommt nicht in Betracht. In einem ſolchen Fall verſtößt auch die 
Pfändung und Abholung des Grabſteins nicht gegen das all- 
gemeine Pietätsgefühl. 

Dieſe Anſicht des Sen. iſt ihm auf Anfragen bei verſchiedenen 
Stellen beſtätigt worden, insbeſ. haben ſich der Gemeindekirchenrat 
von Friedrichswerder und der geſchäftsführende Ausſchuß der Berliner 
Stadtſnyode in demſelben Sinne ausgeſprochen. 

Eine Störung der Friedhofsruhe durch die Pfändung und Ab⸗ 
holung des Grabſteins iſt nicht zu befürchten; es kommt häufig vor, 
daß Grabſteine von Friedhöfen entfernt werden, ſei es, um eine neue 
Aufſchrift auf den Stein zu ſetzen, ſei es, daß die Friſt für die Be⸗ 
nutzung der Grabſtelle abgelaufen iſt. Die Abholung eines Grabdenk⸗ 
mals ſtellt alſo keinen außergewöhnlichen Vorgang dar; auch inſo⸗ 
weit hat ſich der geſchäftsführende Ausſchuß der Berliner Stadtſynode 
dahin geäußert, daß die Abholung eines Denkmals im Vollſtreckungs⸗ 
wege in den Kirchhofsbetrieb im allgemeinen ebenſowenig eingreifen 
werde wie die zur Aufſtellung eines Steins erforderlichen Arbeiten. 

(KG., 8. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Febr. 1935, 8 W 7567/34.) 


* 


46. Geſetz zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung 
von Vollſtreckungsmöglichkeiten vom 13. Dez. 1934. Die 
Anwendung des Geſetzes vom 13. Dez. 1934 kann nie ledig⸗ 
lich darauf geſtützt werden, daß die Verurteilung des Schuld- 
ners zu Unrecht erfolgt iſt. 

Wegen eines von ihm der Schuldnerin und ihrem Ehemann als 
Geſamtſchuldnern gegebenen Darlehens erwirkte der Gläubiger gegen 
beide einen Zahlungsbefehl, der für vollſtreckbar erklärt wurde. Beide 
Eheleute haben gegen den Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt; 
der Einſpruch der Schuldnerin iſt aber verſpätet eingelegt worden und 
mußte daher verworfen werden. Auf den Einſpruch des Ehemannes 
dagegen kam es zu einer Beweisaufnahme, auf Grund deren das AG. 
und in der Ber Inſt. das LG. zu der Überzeugung kamen, daß das 
den beiden Eheleuten gegebene Darlehen getilgt ſei. 

Auf Grund des gegen die Ehefrau rechtskräftig gewordenen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls hat der Gläubiger die Schuldnerin zur Ableiſtung 
des Offenbarungseides geladen; die Schuldnerin hat ihre Verpflichtung 
hierzu unter Berufung auf das Geſ. v. 13. Dez. 1934 mit der Be⸗ 
gründung beſtritten, daß das Vorgehen des Gläubigers angeſichts des 
für ihren Ehemann ergangenen Urteils eine Ausnutzung der formellen 
Rechtskraft des Vollſtreckungsbefehls darſtelle, und daß unter dieſen 
Umſtänden die Vollſtreckung als eine dem geſunden Volksempfinden 
gröblich widerſprechende Härte erſcheine. 

Das AG. hat ſich dieſer Ausführung angeſchloſſen und den 
Antrag des Gläubigers auf Abnahme des Ofſenbarungseides zurück 
gewieſen und dem Glaubiger unterſagt, die Vollſtreckung aus dem 
vollſtreckbaren Zahlungsbefehl zu betreiben. 

Das LG. hat den Beſchluß des AUG. aufgehoben und den Wider⸗ 
ſpruch der Schuldnerin gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides zurückgewieſen. 

Die weitere Beſchw. der Schuldnerin iſt nicht begründet. 

Die Anwendung des Geſ. zur Verhütung mißbräuchlicher Aus⸗ 
nutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten kann nie lediglich darauf ge⸗ 
ſtützt werden, daß die Verurteilung des Schuldners zu Unrecht erfolgt 
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ſei. Glaubt ein Schuldner ſich zu Unrecht verurteilt, fo muß er gegen 
das Urteil — und dasſelbe gilt ſelbſtverſtändlich auch für den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl — die zuläſſigen Rechtsmittel einlegen; 
unterläßt er dies oder ſind die Rechtsmittel erſchöpft, ſo kann er 
die Wirkung der materiellen Rechtskraft nicht dadurch beſeitigen, 
daß er im Vollſtreckungsverfahren lediglich das Nichtbeſtehen des An⸗ 
ſpruchs geltend macht. Dies würde praktiſch darauf hinauslaufen, daß 
dem Schuldner im Vollſtreckungsverfahren eine neue Inſtanz eröffnet 
würde. Dies iſt unzuläſſig. Unerheblich iſt, ob der Vollſtreckungstitel 
nach mündlicher Verhandlung und ſachlicher Erörterung ergangen iſt 
oder aber ob es ſich um ein Verſäumnisurteil oder einen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl handelt. Unerheblich iſt weiter, daß in einem Ver⸗ 
fahren gegen einen Geſamtſchuldner feſtgeſtellt worden iſt, daß der 
gegen den Schuldner rechtskräftig feſtgeſtellte Anſpruch in Wahrheit 
nicht oder nicht mehr beſteht; denn hieraus kann allenfalls entnommen 
werden, daß der Titel gegen den Schuldner zu Unrecht ergangen iſt. 
Dies kann ein Schuldner aber nach dem oben Ausgeführten gerade 
nicht geltend machen. 

Die Schuldnerin beruft ſich zu Unrecht auf die Ausführungen 
bon Volkmar: D. J. 1934, 1622. Volkmar betont hier im 
Gegenteil, daß nur unter ganz außerordentlichen Umftänden ein 
Schuldner mit der Behauptung durchdringen könne, er ſei zu Un⸗ 
recht verurteilt, und er führt als Beiſpiel den Fall an, daß einmal 
der Gläubiger das Urteil erſchlichen habe und ferner außer jedem 
Zweifel ſei, daß die Forderung in Wahrheit nicht beſtehe. Keine dieſer 
Vorausſetzungen iſt hier gegeben. 

GG., 8. ZiwSen., Beſchl. v. 16. April 1935, 8 W 2257/35.) 
Ber. von KGR. Scheffler, Berlin. 


* 

47.523 Ziff. 3 RA Gebo. Tätigkeit des Anwalts im 
Verfahren betr. die Feſtſetzung der vom Gegner zu er⸗ 
ſtat tenden Koſten. Empfangnahme und Weiterleitung des 
vom Gegner erwirkten Feſtſetzungsbeſchluſſes, ſowie deſſen 
srüfung begründen noch keinen Gebührenanſpruch. 

Die Beſchw. richtet ſich gegen die Abſetzung der von NW. F. 
als Armenanwalt des im Rechtsſtreit unterlegenen Bell. für die Ver⸗ 
tretung des Bekl. im Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Anſatz gebrachten 
beiden Gebühren. Die Beſchw. iſt nicht begründet. Nach § 23 Ziff. 3 
NAGebdO. erhält der RA. eine Gebühr für die Tätigkeit, welche die 
Seftfegung der vom Gegner zu erſtattenden Prozeßhoſten betrifft. 
Haß trotz dieſer Faſſung des Geſetzes nicht nur für den Anwalt des 
obſiegenden, ſondern auch den Anwalt der Gegenpartei die Gebühr 
erwachſen kann, ſofern er im Koſtenfeſtſetzungsverfahren tätig wird, 
was ſich beſonders bei der Koſtenausgleichung nach § 106 PD. zeigt, 
iſt auch nach Auffaſſung des Sen. anzunehmen. Denn dieſe For⸗ 
mulierung umſchreibt nur die Art des Verfahrens, an dem der 
Anwalt beteiligt ſein muß (ſo auch Baumbach, Anm. 4 zu § 23 
NAGED.), fol aber nicht den Kreis der als gebührenberechtigt in 
Betracht kommenden Tätigkeiten abgrenzen. Daß die Gebühr des 8 23 
Ziff. 3 NAGEHD. neben der Prozeßgebühr erwächſt, ergibt § 29 Ziff. 6 
RAcgebd. * 

DVorausſetzung ift jedoch in jedem Falle, daß der Anwalt auch 
eine Tätigkeit innerhalb des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ent⸗ 
wickelt. RA. F. erblickt dieſe Tätigkeit darin, daß er — in zwei 
Fällen — die zugunſten des Kl. ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
im Empfang genommen, geprüft und an feine Partei weitergeleitet 
habe. Eine Tätigkeit i. S. der genannten Vorſchr. liegt aber nicht 
ſchon in der bloßen Empfangnahme des Feſtſetzungsbeſchluſſes, auch 
wenn der Anwalt dieſen an die Partei weitergibt. Dieſe Empfang⸗ 
nahme und Weiterleitung iſt — für ſich allein — nur der Ausfluß 
der Prozeßvollmacht des Anwalts, der zufolge alle Zuſtellungen der 
Inſtanz — dazu gehört in erſter Inſtanz auch das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren — an den Bevollmächtigten der Inſtanz (8 176 3D.) zu 
erfolgen haben. Der Sen. vermag ſich der Gegenanſicht, daß nämlich 
mit der Weiterleitung und Empfangnahme häufig eine Nachprüfung 
des Beſchluſſes und Beratung der Partei über etwa zu erhebende Er⸗ 
innerungen verbunden ſei, nicht anzuſchließen. Gewiß kommt es auf 
den Umfang der vom Anwalt jeweils entwickelten Tätigkeit nach 
dem Syſtem der Pauſchgebühren nicht an, doch muß ſtets die erſte 
Vorausſetzung, daß überhaupt irgendeine dem in Frage kommenden 
Verfahrensabſchnitt zuzurechnende Tätigkeit vom Anwalt ausgeübt wird, 
erfüllt ſein. In der Entgegennahme der Zuſtellung und ſelbſt in der 
Weiterleitung an die Partei liegt ſolche Tätigkeit aber noch nicht, Auch 
iſt daraus auf eine ſolche des Anwalts innerhalb des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahrens nicht etwa ohne weiteres zu ſchließen (ebenſo OLG. München 
d. 22. Juni 1929: Bayg. 1929, 383). Vielmehr muß der Anwalt 
dartun, daß und inwiefern er zum Zwecke der Koſtenfeſtſetzung 
für ſeine eigene Partei oder zur Abwehr oder bei der Durchführung 
der von der Gegenpartei betriebenen Koſtenfeſtſetzung tätig geworden 
It. Dabei erfüllt eine bloße Prüfung des zugunſten der anderen 
Partei erlaſſenen, dem Anwalt zugeſtellten Feſtſetzungsbeſchluſſes den 
hier vom Geſetz gemeinten Begriff einer Tätigkeit noch nicht. Das 
erhellt einmal ſchon daraus, daß 8 23 Ziff. 10 RAGebd. die Tätig⸗ 


keit, ſoweit ſie Erinnerungen gegen die Koſtenfeſtſetzung betrifft, be⸗ 
ſonders aufführt, bei einer Prüfung zu dem Zwecke, ob etwa eine 
Erinnerung einzulegen ſei, alſo zweifelhaft ſein müßte, ob ſie noch 
unter Ziff. 3 oder ſchon unter Ziff. 10 fiele. Vor allem aber iſt da⸗ 
von auszugehen, daß 8 23 NAGEHD. eine Sonderregelung für eine 
Reihe ganz verſchiedenartiger Tätigkeiten enthält, die überwiegend 
derjenigen Inſtanz zuzurechnen find, für deren allgemeinen Geſchäfts⸗ 
betrieb der Anwalt ohnehin bereits eine Gebühr (Prozeßgebühr) er⸗ 
hält, durch welche aber, wie 829 NAGEHD. zeigt, dieſe verſchiedenen 
Tätigkeiten nur zum Teil mitabgegolten werden. In denjenigen Fäl⸗ 
len, in denen das nicht zutrifft — dazu gehört gerade auch § 23 
Ziff. 3 RAGebO. —, muß daher grundſätzlich eine beſondere, ge⸗ 
rade auf die in den einzelnen Tatbeſtänden des 8 23 genannlen Ver⸗ 
fahrensarten und Verfahrensabſchnitte ſich beziehende und gerichtete 
Tätigkeit entwickelt werden, d. h. alſo in aller Regel mehr als 
die bloße Prüfung des Anwalts, ob denn eine ſolche Tätigkeit über⸗ 
haupt zu entwickeln iſt. Eine derartige Prüfung fällt noch in den 
Rahmen des allgemeinen, durch die Prozeßgebühr abgegoltenen Pro⸗ 
zeßbetriebes und löſt nicht ſchon die Sondergebühr des 823 Ziff. 3 
(i. Verb. m. § 29) RAGEHD. aus. 
(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 6. April 1935, 20 W 2292/5.) 
* 

Darmſtadt 

48. 58 178, 181 GG.; § 38 DERG. Ungebührſtrafe 
auch gegen Parteivertreter. Kein vorheriges rechtliches 
Gehör. Zum Begriff der Ungebühr in objektiver und fub- 
jektiver Hinſicht. Beſchwerdeentſcheidung ergeht gebühren⸗ 


rei. 

Vor dem AG. (PEA.) waren im Termin der Antragſteller perſön⸗ 
lich und für die Antragsgegnerin als Prozeßbevollmächtigter 
deren Sohn, der Landwirt Gr., der Beſchwß., erſchienen. In dem 
Sitzungsprotokoll iſt bemerkt: „Nach längeren Verhandlungen 
gebrauchte der Vertreter der Antragsgegnerin gegenüber dem Antrag⸗ 
ſteller einen ungehörigen Ausdruck und wurde deswegen verwarnt. 
Kurze Zeit darauf wurde Beſchluß verkündet: Nachdem er vorher 
verwarnt worden war, beleidigte der Vertreter der Antragsgegnerin 
den Antragſteller, indem er dieſen Schwindler hieß. Es wird des⸗ 
halb gegen den Vertreter der Antragsgegnerin eine Ordnungsſtrafe 
von 10 % ausgeſprochen.“ Gegen die Verhängung ber Ordnungs⸗ 
ſtrafe richtet ſich die Beſchw. des Gr. 

Der § 178 GVG. läßt nach feinem Wortlaut zwar die Ver⸗ 
hängung der Ordnungsſtrafe nur gegen die „Parteien“ zu, es iſt 
aber durchaus herrſchende Meinung, daß der Begriff der Parteien 
auch die Parteivertreter umfaßt, ſoweit ſie nicht wie z. B. die 
Rechtsanwälte (Gef. v. 11. März 1921 [RGBl. 229]) ausdrücklich 
ausgenommen ſind. 

Daß der BeſchwF. vor Verhängung der Ordnungsſtrafe nicht 
nochmals ausdrücklich gehört wurde, hat keine Bedeutung. 
Es iſt, wie das OLG. in feinem Beſchl. v. 26. Febr. 1934, St W 27/34 
(JW. 1934, 780) ausgeführt hat, nicht notwendig, daß demjenigen, 
gegen den die Ordnungsſtrafe verhängt werden ſoll, vor der Ver⸗ 
hängung ein rechtliches Gehör gewährt wird. 

Im übrigen hat das Gericht mit Recht die Ordnungsſtrafe aus⸗ 
geſprochen. Der BeſchwF. hat dem Prozeßgegner gegenüber den Aus⸗ 
druck „Schwindler“ gebraucht. Objektiv enthält dieſe Be⸗ 
leidigung eine Ungebühr i. S. des 8178 GVG. Nicht notwendig iſt, 
daß ſich die ungebührliche Handlung unmittelbar gegen das 
Gericht richtet. Auch Handlungen, die ſich zunächſt nur gegen einen 
Prozeßbeteiligten richten, können mittelbar die Achtung vor dem 
Gericht verletzen (Goltd Arch. 58, 230). Das iſt hier der Fall. Indem 
der Beſchw§. feinen Prozeßgegner gröblichſt beſchimpfte, ſetzte er ſich 
über die Grenzen eines Benehmens hinweg, das im Hinblick auf die 
Würde des Gerichts von jedem gefordert werden muß, der vor ſeinen 
Schranken erſcheint. Er gebrauchte ein Wort, das, im Gerichtsſaal 
angewendet, als ungehörig bezeichnet werden muß. 

Auch die zu fordernde Rechtswidrigkeit der Handlung 
ſteht außer Zweifel. Für die Frage, ob eine Ungebühr gegeben iſt, 
iſt es ohne Bedeutung, ob der Täter zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen (wenn man hier davon überhaupt ſprechen könnte) ge⸗ 
handelt hat. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ſchützt nur gegen 
die Strafe wegen Beleidigung (8 193 StGB.), nicht aber gegen Ver⸗ 
hängung einer Ordnungsſtrafe (Goltd Arch. 58, 230). 

Da nach § 178 GVG. eine Ordnungsſtrafe nur gegen den ver⸗ 
hängt werden kann, der ſich einer Ungebühr ſchuldig macht, fo 
muß in ſubjektiver Hinſicht jeftgeftellt fein, daß dem Täter ein 
Verſchulden zur Laſt fällt. Was den Grad des Verſchuldens anlangt, 
ſo genügt nach Anſicht des Senats ein fahrläſſiges Verhalten 
des Täters. Es liegt vor, wenn dieſer pflichtmäßig die Erwägung 
unterlafjen hat, fein Verhalten könne die Würde des Gerichts ver⸗ 
letzen, und wenn er bei pflichtgemäßer Überlegung den Charakter ſeiner 
Handlung als einer ſolchen Ungebühr hätte erkennen können. Voraus⸗ 
geſetzt iſt dabei, daß ihm dieſe Überlegung zugemutet werden kann 
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(vgl. die durchaus zutreffenden Ausführungen von Rilk in Anm. 
zu JW. 1934, 705 8). Wendet man dieſe Grundſätze auf den vorliegen⸗ 
den Fall an, ſo muß ein mindeſtens fahrläſſiges Verhalten bejaht 
werden. Der BeſchwF. weiſt zwar in feiner Beſchwerdeſchrift darauf 
hin, daß ſein Prozeßgegner „bei jeder Gelegenheit, auch der aller⸗ 
geringſten, ihm Schikane über Schikane mache, und daß er deshalb 
die Bemerkung in der äußerſten Erregung getan habe“. Das Protokoll 
ſtellt aber ausdrücklich feſt, daß der BeſchwF. kurz vor Gebrauch des 
Wortes „Schwindler“ ſchon einmal einen ungehörigen Ausdruck ge⸗ 
braucht hat und deshalb verwarnt worden iſt. Dieſe Feſtſtellung des 
Protokolls rechtfertigt beſonders auch im Hinblick auf die Perſönlich⸗ 
keit des Beſchw§ß. die Annahme einer Fahrläſſigkeit, wie ſie oben 
umſchrieben wurde. 

Die Höhe der Strafe iſt um ſo weniger zu beanſtanden, als der 
BeſchwF. kurz vorher verwarnt worden war. 

Die Beſchwerde war unbegründet. 

Eine Koſtenentſcheidung war nicht zu treffen, da die 
Entſch. gebührenfrei iſt. Die Beſchw. nach § 181 GVG. hat mit 
der Rechtsſache, die zur Verhandlung ſtand, nichts zu tun, ſo daß 
838 DGK. keine Anwendung findet (vgl. Beſchl. des Senats v. 
11. Okt. 1931, 2 W 253/31 und die herrſchende Meinung; Ritt⸗ 
mann⸗Wenz, 1 zu 838 DGK. und die daſ. Zit.). 

(OLG. Darmſtadt, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 23. April 1935, 3 W 51/35.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 
* 
Hamm 


49. 8138 BGB. Verträge, durch die ein Schuldner 
ſich der unentbehrlichſten Bedarfsgegenſlände entänßert, 
verſtoßen gegen die guten Sitten und gegen die Anforde- 
rungen der Volksgemeinſchaft und ſind nichtig. Waren 
die veräußerten Sachen beim Vertragsſchluß nicht unent- 
behrlich, find es aber nachher geworden, fo kann der Her⸗ 
ausgabeforderung die Einrede der allgemeinen Argliſt 
entgegengeſetzt werden. 

Es iſt richtig, daß der Vollſtreckungsſchutz nach 8811 ZPO. nicht 
anwendbar iſt auf die Zwangsvollſtreckung zur Herausgabe beſtimmter 
Sachen. Eben deshalb aber muß ein Schutz gegen die Wegnahme not⸗ 
wendigſter Bedarfsgegenſtände, ſoweit die Rechtsordnung einen ſolchen 
Schutz verlangt, ſchon in einem früheren Stadium als in dem der 
Zwangsvollſtreckung Platz greifen, nämlich ſchon in dem Rechtsſtreit, 
der auf die Herausgabe ſolcher Sachen gerichtet iſt. So wie ohne 
weiteres einleuchtet, daß ein Schuldner nicht im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung bis auf die nackte Haut ausgezogen oder bei Nachtzeit 
und Winterkälte ſchutzlos auf die Straße geſetzt werden darf, weil 
höhere Rückſichten der Volksgemeinſchaft und der öffentlichen Ordnung 
entgegenſtehen, ganz abgeſehen von Rückſichten der Menſchlichkeit, ſo 
iſt auch darüber hinaus abzuwägen, wie weit im einzelnen Fall das 
Staats⸗ und Volksintereſſe gegenüber dem privaten Gläubigerintereſſe 
ſo überwiegend iſt, daß das letztere zurückzutreten hat. Dafür aber 
geben die Vollſtreckungsſchutzbeſtimmungen, auch wenn ſie, wie hier, 
nicht unmittelbar anwendbar ſind, doch eine deutliche Richtlinie. Die 
Rechtsordnung kann nicht wollen, daß ein von ihr mißbilligter Erfolg, 
nämlich die Vernichtung der Exiſtenzgrundlage eines Schuldners, im 
Wege der äußeren Freiwilligkeit erreicht wird, indem, meiſt unter dem 
Druck der Not oder aus Unerfahrenheit und Leichtſinn, Verträge ge- 
ſchloſſen werden, durch die der Schuldner auch das Letzte und Unent⸗ 
behrlichſte hergibt. Solche Verträge verſtoßen gegen die guten Sitten 
ebenſo wie Die ſog. Knebelungsverträge, durch die ein Schuldner ſich 
ſeiner Handlungsfreiheit völlig begibt. Allerdings iſt dieſer Charakter 
nicht immer einem ſolchen Vertrag ohne weiteres anzuſehen, da die 
Unentbehrlichkeit von Gegenſtänden durchaus von den Umſtänden des 
Einzelfalles abhängt und dieſe Umſtände ſich auch zwiſchen dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages und ſeiner Anwendung ändern können. Aber das 
gilt ja von den meiſten ſittenwidrigen Verträgen. Iſt aber etwa der 
Vertrag bei den zur Zeit ſeines Abſchluſſes obwaltenden Verhältniſſen 
nicht ſittenwidrig geweſen, weil damals die Sachen nicht unentbehr⸗ 
lich waren, dann kann immer noch bei veränderten Umſtänden die 
ſpätere Geltendmachung der Rechte aus dem Vertrage gegen die 
guten Sitten verſtoßen oder es kann das Rechtsſchutzintereſſe verneint 
werden (vgl. 8 226 BGB.). 

Einer dieſer beiden Fälle iſt hier ſicher gegeben, da die Schuldner 
ihr geſamtes bewegliches Vermögen übertragen haben und auch die 
Schlafzimmer⸗ und Kücheneinrichtung herausverlangt wird, ohne die 
die Führung eines Haushalts unmöglich iſt. 

Welche Sachen im einzelnen nicht herausverlangt werden können, 
ſei es wegen Nichtigkeit des Vertrages, ſei es wegen Sittenwidrigkeit 
der Geltendmachung, kann nur nach näherer Prüfung der Lebensgrund⸗ 
lage der Schuldner entſchieden werden. Jedenfalls kann aber den Berl. 
das Armenrecht nicht mit der Begründung verfagt werden, daß die 
Verteidigung gegen die Klage keine hinreichende Ausſicht gewähre. 

(Sch. Hamm, Beſchl. v. 10. Jan. 1935, 7 W 231/34) 

Ber. von OLn. Kaliſch, Hamm i. W. 
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Karlsruhe 

50. § 91 3PO. Beweisgebühr für Wahrnehmung eines 
Beweisaufnahmetermins (BT.) in der BerInſt. durch den 
erſtinſtanzlichen Anwalt. 

Allerdings iſt in RGZ. 51, 11 (Plenarentſcheidung) nicht 
ausgeſprochen, daß für die Wahrnehmung eines auswärtigen 
BT. immer nur die Koſten in Höhe der Reiſekoſten und 
Tagegelder des Inſtanzanwaltes erſtattungsfähig ſind, auch 
wenn ſich der Anwalt eines Subſtituten bedient. Inſoweit kann 
der Senat ſeinen entgegengeſetzten Standpunkt (in dem Beſchl. 
vom 4. Juni 1926, 2 B S 124/26; vgl. OLG. Kiel: JW. 1928, 
7544; KG.: JW. 1930, 194 86) nicht aufrechterhalten. Die über 
jenen Betrag hinausgehenden Gebühren des zweiten Anwalts 
ſind im Falle der Wahrnehmung eines auswärtigen BT. 
vielmehr dann erſtattungsfähig, wenn ein Wechſel in der 
Perſon des Anwalts notwendig war ($ 91 Abf. 2 
Satz 2 ZPO.). Dieſe Vorausſetzung iſt aber hier nicht als vor⸗ 
liegend zu erachten. Es mag ſein, daß die Anwälte des OLG. 
zu der hier fraglichen Zeit des BT. ſtark belaſtet waren, 
ſo daß ihnen deſſen Wahrnehmung höchſt ungelegen kam. Es iſt 
aber nicht irgendwie erhärtet, daß eine Verlegung des Termins 
nicht erreichbar geweſen wäre. Das LG. hat daher mit Recht 
die Beweisgebühr für die Wahrnehmung des im Berufungs- 
verfahren ſtattgehabten BT. geſtrichen. Das ſchließt indes nicht 
aus — im Rahmen der Beſchw., deren Ziel es iſt, den Aufwand 
für die Wahrnehmung des BT. zu einem höheren Betrag erſetzt 
zu bekommen —, die Reiſekoſten zu erhöhen. Der Termin fand 
um 9 Uhr ſtatt. Es war dem erſtinſtanzlichen Anwalt nicht zuzu⸗ 
muten, zur Hinreiſe die vorgehende Nacht zu benutzen (auch wenn 
der Gegenanwalt dies tat). Er war vielmehr berechtigt, zwei volle 
Tage zu verwenden. 

5 1 5 Karlsruhe, 4. ZivSen., Beſchl. v. 10. Jan. 1935, 4 28 
13/34. 
Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 
* 
Köln 

51.813 G VG.; 52 VO. ü. Verwaltungszwangsverfahren 
v. 15. Nov. 1899; $ 90 Komm Abg.; 8 43 VVG. Die Koſten 
einer Behandlung im ſtädtiſchen Krankenhaus bleiben 
bürgerlich-rechtliche Anſprüche, ſelbſt wenn ſie durch rechts“ 
kräftige Veranlagungsbeſcheide feſtgeſtellt ſind und ſie 
im Verwaltung szwangsverfahren beigetrieben werden. 
Das ordentliche Gericht entſcheidet daher über die ſachliche 
Berechtigung des Anſpruchs, nicht dagegen über die Zur 
läſſigkeit der Maßnahmen des Verwaltungszwangsver 
fahrens. Der Bezirksvertreter einer Krankenverſicherung 
kann ohne beſondere Vollmacht keine verpflichtenden Er 
klärungen über die Zahlung von Krankenhauskoſten 
namens der Verſicherung abgeben. 

Der Kaufmann P. war bei der Kl. gegen Krankheit verſichert. Er 
erkrankte und lag etwa ein Jahr im Krankenhaus der Vekl., einer 
Stadtgemeinde. Der Leiter Th. der dortigen Bezirksdirektion der Kl. 
hatte ſich namens der Kl. bereit erklärt, die Krankenhauskoſten bis auf 
weiteres zu übernehmen. Die Bekl. ließ der Bezirksdirektion mehrere 
Veranlagungsbeſcheide im Geſamtbetrag von 1593,32 AA zugehen, 
welche rechtskräftig geworden ſind. Sie hat auf Grund der Beſcheide 
im Verwaltungszwangsverfahren zwei Büromaſchinen im Wert von 
insgeſamt 1700 AA pfänden laſſen. 


Die Kl. beantragt, die Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig zu 
erklären, hilfsweiſe feſtzuſtellen, daß fie nicht verpflichtet ſei, die Ge 
bühren für die Aufnahme des verſicherten P. in das Krankenhaus an 
die Bekl. zu bezahlen. 

Das LG. hat die Klage zugeſprochen. Seinen Ausführungen iſt 
im Ergebnis zuzuſtimmen. 

1. Das LG. hat mit zutreffenden Gründen den Rechtsſtreit als 
einen bürgerlich-rechtlichen beurteilt. Der Anfpruch der Bekl. beruhr 
auf den beiden ſchriftlichen Erklärungen des damaligen Bezirksdirek⸗ 
tors Th. Dieſe Erklärungen ſtellen ſich als Schuldverſprechen oder 
Geſchäftsübernahme dar, ſind alſo rein bürgerlicher Art. Sie haben 
dieſe Eigenſchaft auch nicht dadurch verloren, daß die Bell. eine 
öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft iſt und nach 8 90 Komm Abg. be⸗ 
rechtigt iſt, Gebühren, Beiträge, Steuern, Koſten und die nach Tarifen 
feſtgeſezten Vergütungen im Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben, 
und auch nicht dadurch, daß die Bekl. — ſei es mit Recht, ſei es mit 
Unrecht — die ſtreitige Schuld der Kl. gerade im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren beigetrieben hat. Denn die Ermächtigung der Gemeinden, dieſe 
Forderung im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen, beruht ledig? 
lich auf Zweckmäßigleitserwägungen; ſie will die Beitreibung jener 


Forderungen, ſoweit fie an ſich privatrechtlicher Art find, dem Rechts⸗ 
weg entziehen, weil es ſich dabei in der überwiegenden Mehrzahl der 
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Fälle um eine Verſäumnis des Schuldners handelt, und weil die jedes⸗ 
malige Beſchreitung des Rechtswegs in allen derartigen Fällen ſeitens 
der Gemeinden mit Weiterungen verknüpft iſt, die weder durch das 
Intereſſe der Gemeinden noch durch das der Schuldner begründet iſt 
(vgl. Art. 58 Ausf Anw. v. 10. Mai 1894). Auch die in $2 VO. vom 
15. Nov. 1899 (18. März 1904) zugelaſſenen Rechtsmittel betreffen, wie 
das LG. zutreffend hervorgehoben hat, lediglich Beanſtandungen von 
Mängeln des Beitreibungsverfahrens, ihre Zulaſſung ſteht aber der 
Beſchreitung des Rechtswegs hinſichtlich des Grundes des Anſpruchs 
nicht entgegen. So hat die Rſpr. denn auch in Fällen der vorliegenden 
Art, z. B. bei Entgeltsgebühren, den Rechtsweg ſtets zugelaſſen (vgl. 
OVG. v. 20. Okt. 1931; JW. 1932, 2834; RG. 129, 97 = JW. 
1930, 2298 und 123, 229). 


2. Nicht zu billigen iſt die Auffaſſung des LG., daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte, wenn ſie die ſachliche Nichtberechtigung des Anſpruchs 
feſtſtellen, zugleich befugt ſeien, über die Zuläſſigkeit der Zwangsmaß⸗ 
nahme zu entſcheiden. Vielmehr iſt dieſe Frage dem Rechtsweg ent⸗ 
zogen und der in § 2 der angezogenen VO. v. 15. Nov. 1899 bezeich⸗ 
neten Verwaltungsbehörde vorbehalten. Mit Unrecht beruft es ſich auf 
ein Urt. des KG.: OLG. 21, 100; dieſes beſagt gerade das Gegenteil, 
indem es ausführt, daß in den Fällen, in denen zwar der Rechtsweg 
über die Verbindlichkeit, den beizutreibenden Betrag zu entrichten, zu⸗ 
läſſig ſei, doch eine Anwendung der 88 767, 769 BRD. ausgeſchloſſen 
ſei, und daß die Zwangsvollſtreckung ausſchließlich nach den Vorſchr. 
der VO. v. 15. Nov. 1899 erfolge. i 


3. Bedenken dagegen, daß der Klageanſpruch ſich gegen das zu⸗ 
grunde liegende bürgerlich-rechtliche Rechtsverhältnis und nicht viel⸗ 
mehr gegen die Beitreibung der angeblichen Schuld richtet, könnte 
allerdings der Wortlaut des Hauptantrags rechtfertigen. Dieſer be⸗ 
gehrt die Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus 
den Veranlagungsbeſcheiden der Bekl., richtet ſich alſo, wörtlich ge- 
nommen, nur gegen die Zwangsbeitreibungsmaßnahme. Indes iſt, 
wenn man den Inhalt des klagebegründenden Vortrags mitberückſich⸗ 
tigt, die Auffaſſung gerechtfertigt, daß die Kl. nicht jo ſehr gegen die 
Bivangsmaßnahme als vielmehr gegen den von der Bekl. angemaßten 
Rechtsanſpruch ankämpft und in erſter Linie die Feſtſtellung der Nicht⸗ 
berechtigung dieſes Anſpruchs begehrt. Der vorl. Fall liegt inſoweit 
ähnlich wie der vom RG. entſchiedene, JW. 1903, 19 behandelte Fall. 
Die Bekl. hal denn auch im zweiten Rechtszug den Hilfsantrag geſtellt. 


4. Es kommt ſomit darauf an, ob die Bell. einen Anſpruch 
auf Erſtattung der Koſten der Krankenhausbehandlung gegen die Kl. 
erlangt hat. Nun iſt zwar richtig, was das LG. ausführt, daß der 
von der Bekl. geltend gemachte Auſpruch gar kein ſolcher aus 8 90 
Komm Abg. iſt; denn er betrifft keine Gebühr oder eine nach Tarif 
ſeſtgeſetzte Vergütung, ſondern ein Schuldverſprechen oder eine Ge—⸗ 
ſchäftsbeſorgung. Die Bekl. war daher gar nicht befugt, ihre Forde⸗ 
rung gegen die Kl. im Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben. In⸗ 
deſſen iſt dieſe Frage allein nicht von entſcheidender Bedeutung. Denn 
der Feſtſtellungsantrag der Kl. wäre nichtsdeſtoweniger unbegründet, 
wenn die Kl. der Bekl. zwar nicht aus dem Tarif, wohl aber aus den 
Schuldverſprechen haftbar wäre, da es dann an dem in § 256 ZPO. 
geforderten Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung fehlen würde. 
Die Kl. haftet aber auch nicht einmal aus den Schuldverſprechen. Denn 
zer Bezirksvertreter Th. war zur Abgabe einer die Kl. verpflichtenden 
Erklärung gar nicht bevollmächtigt. Er ſelbſt hat als Zeuge angegeben, 
aß ihm weder eine ſchriftliche noch eine mündliche Vollmacht erteilt 
worden jet. Dieſe Angabe befteht auch im Einklang mit den allgemei- 
nen Verſicherungsbedingungen, in deren § 9 Abſ. 3 beſtimmt iſt, daß 

illenserklärungen dem Verſicherten gegenüber vom Vorſtand abzu⸗ 
geben find. Die Meinung This, daß er trotzdem ermächtigt geweſen ſei, 
weil er Inkaſſovollmacht gehabt und die Regulicrung der einzelnen 
; adensrechnungen aus feinen Beſtänden vorgenommen habe, geht 
tehl und ift eine ungerechtfertigte Folgerung. Der Hinweis auf die 
Inkaſſovollmacht iſt ohne weiteres hinfällig, und was die Regulie⸗ 
rungen der Schadensrechnungen angeht, die doch im Rahmen der von 
— Kl. eingegangenen Verpflichtungen erfolgte, ſo iſt ſie etwas an⸗ 
deres als die Übernahme von Verpflichtungen, die über dieſen Rahmen 
Imausgehen. Die Bekl. hat auch nicht dargetan, daß Th. ſtillſchwei⸗ 
gend bevollmächtigt geweſen ſei, derart, daß die Kl. die regelmäßige 
bgabe von rechtsverbindlichen Erklärungen durch Th. gekaunt und 
ebuldet hätte. Nach alledem iſt die Kl. durch die Erklärungen des 
Th. nicht verpflichtet worden, die Bekl. hat mithin keinen Anſpruch 
gegen die Kl. auf Vergütung der Krankenhauskoſten erlangt, und die 
85 hat daher ein Intereſſe an einer entſprechenden Feſtſtellung. Die 

age iſt aus dieſem Grunde mit dem Hilfsantrag zuzuſprechen. 


(Och. Köln, 3. Ziv Sen., Urt. v. 13. Febr. 1935, 3 U 99/34.) 
Ber. v. OLGR. Dr. Schmidt, Köln⸗Braunsfeld. 
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Oberlandesgerichte: Strafſachen 


Berlin 

52. 88 12, 36 Abſ. 1 Ziff. 3 DevBD.; 8 49 StG B. Das 
Überbringen von Geld ins Ausland ohne Genehmigung 
iſt ein fog. eigenhändiges Delikt. 

Offenbar ſieht das LG. für die Fälle der Überbringung ins 
Ausland in dem Angekl. L. einen mittelbaren Täter, in dem An⸗ 
gekl. G. ein doloſes Werkzeug, alſo einen Gehilfen. Dieſe Anſicht 
iſt rechtsirrtümlich. $ 12 Deb VO. enthält zwei verſchiedene Tat⸗ 
beſtände: das „Verſenden“ und das „überbringen“ von Zahlungs⸗ 
mitteln uſw. ins Ausland ohne Genehmigung der Stelle für De⸗ 
viſenbewirtſchaftung. Dabei heißt „Verſenden“ jedes Über⸗die⸗ 
Grenze⸗Schaffen durch Vermittlung Dritter, während „Überbrin⸗ 
gen“ das körperliche Hinüberſchaffen, Hinübertragen über die 
Grenze bedeutet. Hiernach kann zwar das Verſenden durch Mit⸗ 
telsperſonen geſchehen; ein Überbringen durch Dritte iſt jedoch 
begrifflich unmöglich. Das verbotene Überbringen von Geld ins 
Ausland iſt vielmehr ein ſogenanntes eigenhändiges Delikt, das 
in mittelbarer Täterſchaft überhaupt nicht begangen werden kann. 
Täter iſt, wer das Geld über die Grenze bringt. Wer zu dieſer Tat 
Veranlaſſung gegeben hat, iſt je nach ſeiner Willensrichtung wegen 
Anſtiftung oder aber wegen Verſendung von Zahlungsmitteln ins 
Ausland zu beſtrafen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 21. Mai 1935, 1 Ss 165/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 


* 

53. 5 5 Abſ. 3 RStrVerkd. nebſt Ausf Anw. dazu 
Abſ. 4 hat das bisher anerkannte Notrecht, mit einem 
unterwegs aufgetretenen Mangel doch noch unter Be- 
obachtung der erforderlichen Sorgfalt weiterzufahren 
(vgl. Müller, StrVerkR., Anm. 21e, S. 474) nicht befeitigt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 7. Mai 1935, 1 Ss 155/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 


54. 8 27 NStrapBerld.,; Ausf Anw. dazu zum 8 27 
Abf. 3, Art. IV der 1. EinfBD. dazu. Kenntlichmachung der 
Ausnahmen von der Vorfahrtregel. 

Nach § 27 RStraßVerkoO. ift an Kreuzungen das von rechts 
kommende Kraftfahrzeug bevorrechtigt. Eine Ausnahme iſt nur 
dann gegeben, wenn durch amtliche Verkehrszeichen eine andere 
Regelung getroffen wird. Wie dieſe Zeichen beſchaffen ſein müſſen, 
regelt Abſ. 3 Ausf Anw. Es kommt alſo nicht darauf an, ob die 
eine der ſich kreuzenden Straßen eine Hauptverkehrsſtraße ſei, ſon⸗ 
dern darauf, ob auf eine der drei in der Ausf Anw. angegebenen 
Arten eine Sonderregelung kenntlich gemacht iſt. Nach den 
Urteilsfeſtſtellungen waren dieſe rotweißen Tafeln an der fraglichen 
Kreuzung nicht vorhanden. Wenn auch Art. IV der 1. EinfVO. be⸗ 
ſtimmt, daß bis zur Aufſtellung der neuen Verkehrszeichen auch 
die Anordnungen zu befolgen ſind, die durch gegenwärtig vor⸗ 
geſchriebene Verkehrszeichen kenntlich gemacht ſind, ſo ergibt 
dies, ohne daß auf die Bedeutung dieſer umſtrittenen Vorſchr. ein⸗ 
gegangen zu werden braucht, keine andere Entſch., weil nach den 
Urteilsfeſtſtellungen ja rotweiße Zeichen, zu denen auch die ſeit 
der RVerkM VO. v. 8. Juli 1927 (RG Bl. I, 177) und den preuß. 
RdceErl. v. 25. Juli und 29. Aug. 1927 (MBliV. 775 und 921) in 
Gebrauch befindlichen Zeichen für Straßen 1. und 2. Ordnung 
gehören (vgl. Anl. zu den gen. RdErl. MBliV. zwiſchen S. 538 
bis 539 VII Bild 2 und 3), ſich nicht an der fraglichen Straßen⸗ 
kreuzung befanden. Andere Zeichen waren auch bisher nicht zur 
Kennzeichnung des Vorfahrtsrechts in Gebrauch. 

(K G., 1. StrSen., Urt. v. 28. Mai 1985, 1 Ss 185/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 


55. §8 1 Abſ. 2, 25, 36 RStraß Verk. v. 28. Mai 1934; 
§ 2 Abſ. 2 StGB. Strafbarkeit eines trunkenen Kraftfahr⸗ 
zeugführers. 

Die Prüfung gem. 8 2 Abſ. 2 StchB. bringt für den aus 88 17 
Abſ. 2, 50 KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932, 8 21 Kraftfcg. v. 3. Mai 
1909 verurteilten Angekl. kein günſtigeres Ergebnis; denn auch nach 
der RStraßVerkO. v. 28. Mai 1934 nebſt Ausf Anw. v. 29. Sept. 
1934 iſt er ſtrafbar. Er hat am Verkehr teilgenommen, obwohl er 
infolge körperlicher oder geiſtiger Mängel ſich nicht ſicher im Ver⸗ 
kehr bewegen konnte (88 1 Abſ. 2, 36 RStraßVerkO.). Daß unter 
dieſen Mängeln auch Trunkenheit zu verſtehen iſt, ergibt nicht nur 
der Zweck des Geſetzes, fondern iſt auch aus der Ausfolnw. zu fol⸗ 
gern, wonach ungeeignet zum Führen von Fahrzeugen insbeſ. iſt, 
wer unter erheblicher Wirkung geiſtiger Getränke Fahrzeuge geführt 
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hat (Abſ. 1 zum SL Abſ. 3). Auch wenn man 81 nicht für anwend⸗ 
bar halt, hat der Angekl. doch auch gegen § 25 RStraßVerkO. ver⸗ 
ſtoßen; denn er hat als Teilnehmer am öffentlichen Verkehr ſich nicht 
ſo verhalten, daß er keinen andern ſchädigte oder mehr, als nach den 
Umſtänden unvermeidbar, behinderte oder beläſtigte. Durch fein Fahren 
in trunkenem Zuſtande auf der ſtark befahrenen Straße hat er andere 
gefährdet und namentlich den Kraftwagenführer, der ihn beinahe über⸗ 
fahren hätte, übermäßig behindert. 
(KG., 1. StrSen., Urt. v. 26. März 1935, 1 Ss 77/35.) 


Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 

56. 88 2 Ziff. 1, 48 PrStraßVerkO. v. 20. März 1934; 
88 2 Abſ. 1, 28, 30 KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932; 88 25, 
34 RStraß VerkO. v. 28. Mai 1934. 

1. Vom bloßen „Halten“ zum Ein⸗ oder Ausſteigen 
oder zum Be⸗ oder Entladen iſt das „Aufſtellen“ eines 
Fahrzeugs zu ſeiner Aufbewahrung oder Unterbringung 
während einer nicht ganz unerheblichen Fahr- oder Be⸗ 
nutzungspauſe oder „Parken“ abzugrenzen. Der Begriff 
des Parkens wird dadurch erfüllt, daß der Kraftfahrzeug- 
führer vor einem Kaffeegeſchäft hält, ausſteigt, ½ Pfd. 
Kaffee kauft und den Kraftwagen damit „beladet“. 

2. 828 KraftfVerk Vo. v. 10. Mai 1932 ſteht der Gültig⸗ 
keit von landes rechtlichen beſonderen Parkverboten oder 
⸗beſchränkungen, die zur Berückſichtigung beſtimmter ört⸗ 
licher Verhältniſſe erlaſſen ſind, für den Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr nicht entgegen. 

3. Ihre Gülligkeit bleibt durch das Inkrafttreten der 
RStraß VerkO. v. 28. Mai 1934 (8 34 Satz 3) unberührt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 8. März 1935, 1 8 294/34.) 
Ber. von KR. Körner, Berlin. 
* 

57. § 21 StG B.; §8 460, 462 StPO. Bei Anrechnung 
von Unterſuchungshaft auf eine erkannte Strafe iſt ein 
Umwandlungsmaßſtab nicht gegeben. 

Zu Unrecht wendet das LG. den § 21 StGB. auf die an⸗ 
gerechnete Unterſuchungshaft an. Dieſe Anſicht deckt ſich zwar mit 
der des OLG. Hamburg und des BayObsG. (Höchſtakfpr. 1932 
Nr. 1390 und DRZ. 24 Nr. 365). Ihr vermag ſich der Senat 
aber nicht anzuſchließen. Es wird dort überſehen, daß es ſich bei 
der Unterſuchungshaft um eine vorbeugende Sicherungsmaßnahme, 
bei der verbüßten Gefängnisſtrafe dagegen um eine Freiheits⸗ 
ſtrafe handelt. Beide hat der Geſetzgeber nicht gleichmäßig behan⸗ 
delt. Das ergibt ſich aus S 21 StGB., der das Verhältnis der 
verſchiedenen Freiheitsſtrafen zueinander genau und zwingend 
regelt, und $ 60 StGB., der eine Sondervorſchrift für die Unter⸗ 
ſuchungshaft bildet. Es wäre für den Geſetzgeber ein leichtes ge⸗ 
weſen, in den & 21 auch die Unterſuchungshaft aufzunehmen. Das 
hat er aber bewußt nicht getan. Er hat dafür vielmehr den § 60 
geſchaffen, der die Entſch. der Frage in das Ermeſſen des Richters 
ſtellt, ob und inwieweit aus Billigkeitsgründen der erlittenen Un⸗ 
terſuchungshaft die Wirkung der Strafvollſtreckung bei der Urteils⸗ 
fällung beigelegt werden ſoll. Abgeſehen davon, iſt, wie ſchon an⸗ 
gedeutet, Unterſuchungshaft überhaupt keine Freiheitsſtrafe, ſon⸗ 
dern nur eine Freiheitsentziehung aus beſonderem Grund und An⸗ 
laß ($ 112 StPO.). Dieſe ihre Natur kann ſie nicht nachträglich 
verlieren, ſondern ſie bleibt, was ſie war. Daraus folgt, daß ſie 
nicht in eine Strafart umgewandelt, ſondern nur auf eine er⸗ 
kannte Strafe voll angerechnet werden kann. Inſofern iſt ſie ge⸗ 
wiſſermaßen eine vorweggenommene Freiheitsſtrafe, ſei ſie nun 
Zuchthaus oder Gefängnis (vgl. RGSt. 15, 143; 29, 76). 

(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 2. April 1935, 1 Ws 266/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 

58. 58 2, 5 Brot®. v. 9. Juni 1931 u. 30. Sept. 1932 
(RG Bl. I, 335, 491); Ziff. 3 Richtl. dazu v. 3. Aug. 1931 
(MBlfLandw. 421); BD. über Brotgewichtsang. v. 16. Juli 1931 
(RG Bl. I, 383). Freiſprechung bei der Unmöglichkeit einer 
den Richtl. entſprechenden Gewichtsnachprüfung. 

Bei der beim Händler vorgenommenen polizeilichen Gewichts⸗ 
nachprüfung wurden drei vom Angekl. am Tage vorher gebackene 
und gelieferte Brote vorgefunden, die nach dem Aufdrucke je 3000, 
3000 und 1500 g wiegen ſollten, aber nur je 2980, 2900 und 
1420 g wogen, alſo bei einem Geſamtſollgewicht von 7500 g ein 
Mindergewicht von 200 g, d. i. von 2,66% hatten. Nach den gem. 
§ 3 Abf. 2 Brot. erlaſſenen Richtlinien v. 3. Aug. 1931 find 
die dort zugelaſſenen Gewichtsfehler ſo zu berückſichtigen, daß bei 
der Nachprüfung das Durchſchnittsgewicht von mindeſtens zehn 
Broten feſtzuſtellen iſt. Da hier nur drei Brote nachgewogen 
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worden ſind, iſt durch die Gewichtsnachprüfung nicht die Mög⸗ 
lichkeit ausgeräumt, daß das Untergewicht der drei geprüften 
Brote durch Übergewichte bei anderen Broten ausgeglichen war, 
und das Iſtgewicht der Brote i. S. der Richtlinien dem auf⸗ 
gedruckten Sollgewicht entſprach und durch 250 teilbar war. Des 
Angekl. Verurteilung beruht daher auf einer Nichtanwendung 
oder falſchen Anwendung der Richtlinien. Eine ihnen gerecht wer⸗ 
dende Gewichtsprüfung läßt ſich nicht mehr nachholen, eine Straf⸗ 
barkeit des Angekl. mithin nicht mehr feſtſtellen. Das amtsgericht⸗ 
Bir Urteil muß deshalb aufgehoben und der Angel. freigeſprochen 
werden. 1 
(KG., 1. StrSen., Urt. v. 26. März 1935, 1 88 58/35.) 


Ber. von KR. Körner, Berlin. 
* 

59. 88 2 Ziff. 9, 9 Abſ. 3 Ziff. 3, 14 Tierſchutzch. v. 
24. Nov. 1933; § 2 der 1. Ausf VO. dazu v. 20. Juni 1934 
(RG Bl. J, 516). Strafbarkeit der Vornahme von Raftra- 
tionen unter Anwendung örtlicher Betäubung durch einen 
Kaſtrierer (Biehop erateur). 

Die auf Grund des § 14 Tierfhub®. erlaſſene allgemeine 
Anordnung in § 2 AusfVOO., daß Betäubungen zur Vornahme 
ſchmerzhafter Eingriffe i. S. des § 2 Tierſchutzc G. nur von einem 
approbierten Tierarzt ausgeführt werden dürfen, ſichert erſt den 
Zweck des § 2 Tierſchutzc ., durch Anordnung der Betäubung be⸗ 
ſtimmte Operationen für das Tier ſchmerzlos zu machen, den eine 
unzureichende oder unrichtig angewandte Betäubung zunichte 
machen würde. Die AusfVO. will dadurch, daß fie die Betäubungen 
nur von approbierten Tierärzten, alſo von geprüften und beſon⸗ 
ders zuverläſſigen und erfahrenen Perſonen, vornehmen läßt, von 
vornherein eine Gewähr für das Unterbleiben unzulänglicher Be⸗ 
täubungen ſchaffen. Es kommt daher hier nicht darauf an, ob 
gerade der Angekl. auf Grund ſeiner langen Praxis ein beſon⸗ 
ders erfahrener, zuverläſſiger und geſchickter Kaſtrierer iſt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 12. März 1935, 1 Ss 48/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 
Breslau 

60. § 41 RGO. Ein „Gewerbebetrieb“ liegt auch dann 
vor, wenn der Verkäufer vor Beginn der Sonntagsruhe 
bei ihm gekaufte Waren nach Beginn der Ruhe aushändigt 
und ſich bezahlen läßt. 

Begrifflich umfaßt der Gewerbebetrieb i. S. dieſer Vorſchrift 
(8 41 RO.) all diejenigen Handlungen, die mit der Ausübung 
des Gewerbes überhaupt verbunden ſind, mögen ſie unmittelbar 
oder bloß mittelbar auf die Herbeiführung des Gewinnzwechkes, 
deſſen Realiſierung es gilt, gerichtet ſein. Das Aushändigen und 
Bezahlen der Ware fällt daher ebenſogut in den Kreis des Ge⸗ 
werbebetriebes, wie der Abſchluß des Kaufvertrages ſelbſt. Das 
Geſetz gibt keinerlei Anhalr dafür, daß die einzelnen zur Verwirk⸗ 
lichung des Geſchäftszweckes vorgenommenen Handlungen unter 
ſchiedlich zu behandeln wären. Der Verkäufer macht ſich ſomit 
ſtrafbar, wenn er vor Beginn der Sonntagsruhe bei ihm gekaufte 
Waren nach Beginn der Ruhe aushändigt und ſich bezahlen läßt. 

Die Auslegung des $ 41 NED. ift ſchon mit Rückſicht auf den 
Geſetzeszweck, wonach während der Sonntagsruhe jeglicher Ger 
ſchäftsverkehr unterbunden fein ſoll, geboten. Dieſer Zweck würde 
nur ſehr unvollkommen zu erreichen fein, wollte man das Aus- 
händigen und Bezahlen der Waren nicht als Ausübung des Ger 
werbebetriebes i. S. von § 41 RO. anſehen. In dieſem Falle 
könnten, worauf die Rev. mit Recht hinweiſt, die Beteiligten ſich 
ftet3 darauf berufen, daß die während der Sonntagsruhe abge⸗ 
holte und bezahlte Ware bereits vor Beginn der Ruhe beſtellt ge⸗ 
weſen ſei. Eine Nachprüfung der Richtigkeit ihrer Angaben würde 
in den meiſten Fällen ſehr erſchwert, wenn nicht gar unmöglie 
fein. Für die Möglichkeit einer Umgehung des Geſetzes würde wer 
teſter Raum gelaſſen ſein. 

(Oe. Breslau, 1. Str&en., Urt. v. 12. März 1985, 18/4 8s 16/35.) 


Ber. von Oberamtsanwalt Jander, Waldenburg Schl.). 
* 

Dresden 

61. 8 2 Abſ. 2 StG B.; 821 Rraftf®.; 88 17 Abſ. 1, 20 
KraftfVerkVO.; 825 RStraßVerko. 825 NRStraß Verk. 
hat für ſich allein den Charakter der ſelbſtändigen Straf? 
norm. f) | 

Der Einwand der Rev., daß $ 25 RStraßVerkO. nur eine 
allgemeine Sorgfaltsregel, aber keinen ſelbſtändigen ſtrafrechtlichen 


Tatbeſtand enthalte, geht fehl. Das in ihm zum Ausdruck gebrachte 
Verbot der Schädigung und vermeidbaren Behinderung und Ber 


läſtigung eines anderen bietet hinreichend beſtimmte Tatbeſtands⸗ 
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merkmale. Die Anerkennung als ſelbſtändige Strafnorm ſetzt nicht 
voraus, daß genau beſtinumt wird, was im einzelnen zu tun und 
zu unterlaſſen iſt. Dem Strafrecht ſind vielmehr lediglich auf den 
Erfolg abgeſtellte Strafvorſchriften durchaus nicht fremd. So 
drohen z. B. die 88 222 und 230 StGB. für die fahrläſſige Ver⸗ 
urſachung des Todes bzw. der Körperverletzung eines anderen 
Strafe an, ohne zu ſagen, was der einzelne zu tun oder zu unter⸗ 
laſſen habe, um die Herbeiführung eines ſolchen Erfolges zu ver⸗ 
meiden. Wenn aber § 25 RStraßVerkO, ſelbſt ausreichend be⸗ 
ſtimmte Tatbeſtandsmerkmale enthalt, ſo iſt er auch nicht erſt (ſo 
Gülde, RStraßVerkO., Bem. 12 zu § 25; derſelbe in DIZ. 
1934, 1257 und in VerkehrsrR. Bd. 14 Sp. 76 ff.) in Verbindung 
mit den im Abſ. 2 der Ausf Anw. zum § 25 aufgeführten Einzel⸗ 
tatbeſtänden ſelbſtändige Strafnorm. Dieſe Ergänzung iſt nur bei⸗ 
ſpielhaft, wie ſich aus dem Gebrauch des Wortes „insbeſondere“ 
(bor 1) ergibt. Auch der Hinweis der RevBegr. auf die Rſpr. zu 
§ 17 Abſ. 1 KraftfVerkO., der nur als allgemeine Sorgfaltsregel 
angeſehen worden iſt, iſt nicht ſtichhaltig. Denn dieſer Rechtsſatz 
machte dem Kraftfahrzeugführer lediglich gehörige Vorſicht in Lei⸗ 
tung und Bedienung ſeines Fahrzeugs zur Pflicht, ohne auf die 
Herbeiführung eines beſtimmten Erfolges abzuſtellen. 

Selbſtändige Strafnorm ſoll der 8 25 RStraßVerkO. auch 
nach dem Willen des Geſetzgebers ſein. Das ergibt ſich aus dem 
Abf. 1 der Ausf Anw. zum § 25 RStraßVerkO., in dem geſagt iſt, 
daß der § 25 eine Regelung aller erdenklichen Verkehrsvorgänge, 
die doch nicht vollſtändig und volkstümlich ſein könne, erſetzen ſolle 
und daß er in allgemeiner Faſſung den Inhalt der meiſten bis⸗ 
herigen Einzelvorſchriften, wie beiſpielsweiſe die 88 17, 18, 19 und 
20 KraftfVerkVO. wiedergebe. Weiſt damit der Geſetzgeber auf eine 
Reihe von Beſt. ausdrücklich hin, die, mit Ausnahme des § 17 
Abſ. 1, allgemein als ſelbſtändige Strafnormen anerkannt waren, 
ſo hätte er es wohl beſonders zum Ausdruck gebracht, wenn er 
dem an ihre Stelle getretenen § 25 RStraß Verk. dieſe Bedeutung 
nicht zuerkennen wollte. Das iſt aber nicht geſchehen. 

Der vom Senat zu dieſer Frage vertretene Rechtsſtandpunkt 
wird geteilt von Müller, Straßenverkehrsrecht, Anm. 1 zu § 25, 
S. 545 flg.; Floegel, Straßenverkehrsrecht, Bem. 18 zu § 25 
und Koffka: 8008. 1934, 1308 (1310); vgl. auch Urt. des 
2. StrSen. des OLG. Dresden, 6 Ss 39/35 und 21. 24/35 vom 
13. März 1935; abweichend Gülde a. a. O., deſſen gegenteiliger 

einung der Senat jedoch nicht beitreten kann. 


(OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 29. März 1935, 20. 11/35.) 


Anmerkung: Der Hinweis auf 88 222, 230 StGB. überzeugt 
nicht; denn dieſe Geſetzesvorſchriften enthalten gerade die ganz 
konkreten Verbote, zu töten oder den Körper eines Menſchen zu 
verletzen, während das Gebiet der durch $ 25 RStraßVerkDO. ver⸗ 
pönten Erfolge ſehr umfaſſend und dementſprechend die Faſſung 
er Vorſchr. ſehr allgemein und abſtrakt gehalten iſt. Die in dem 
Urteil enthaltene Deutung des Wortes „insbeſondere“ iſt gleich⸗ 
falls abzulehnen; ſie iſt in Wirklichkeit viel einfacher: der Geſetz⸗ 
geber hebt damit eine Anzahl Einzelregeln für das Verhalten der 
Verkehrsteilnehmer hervor, welche ihm beſonders wichtig erſchei⸗ 
nen. Schließlich geht auch weiter der Hinweis guf Abſ. 1 Ausf⸗ 
nw. zum 8 25 fehl; denn gerade dadurch, daß der Geſetzgeber 
ſagt, im 5 25 ſei der Inhalt der alten 88 1720 KraftfVerkVO. in 
allgemeiner Faſſung enthalten, bringt er zum Ausdruck, daß 
er die alten Regeln in konkreter Form nicht mehr aufitellen wolle. 

„Ich darf noch auf meinen Aufſatz: JW. 1935, 1464 hin⸗ 
weiſen. & 25 wäre als ſelbſtändige Strafnorm ein gefährlicher 
Uberfluß. Anderer Meinung neuerdings RG. v. 16. Mai 1935, 
5 D 263/35, wonach 8 25 einen ſelbſtändigen ſtrafrechtlichen Tat⸗ 


beſtand enthält. 
RA. Dr. Gülde, Dresden. 
* 

Münden 

62. 8361 Nr. 4 StGB. Kloſterbettel (Inanſpruch⸗ 
mahme der Kloſterſuppe) fällt nicht unter den Begriff des 

ettelns im Sinne des Geſetzes. 
(BaydSbsB., Urt. v. 20. März 1935, 1 Ss Nr. 34/35.) 
RA. Dr. Dieß, München. 
* 

m. 63. 81 Abſ. 2 RStraß Verkd. Auch vorübergehende 
Mängel fallen unter dieſe Beſtimmung. f) 
Der Angehl. führte am 19. Okt. 1934, morgens gegen 7 Uhr, 
einen Perſonenkraftwagen im Stadtinnern in M., wobei er derart 
unter der Wirkung von geiſtigen Getränken ftaud, daß er zur ſicheren 
Führung des Kraftwagens nicht imſtande war. Daß bei dieſer Fahrt 
eine Gefährdung eines anderen Verkehrsteilnehmers tatſächlich einge⸗ 
treten iſt, konnte nicht nachgewieſen werden. 
„„Die Strafbarkeit desjenigen, der im Zuſtand erheblicher Trun⸗ 
kenheit ein Fahrzeug führt, ergibt fi aus 88 1 Abſ. 2, 36 RStraß⸗ 
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VerkO. In Übereinſtimmung mit Müller, Straßenverkehrsrecht, 
Anm. 10 zu 8 1 iſt die Anſchauung des AG., daß die in 81 Abſ. 2 
genannten Mängel dauernde ſein müßten, für rechtsirrig zu er⸗ 
achten. Wenn nur dauernde Mängel gemeint wären, ſo hätte dies aus⸗ 
drücklich bemerkt fein müffen. Auch daraus, daß nach Abſ. 2 mit 
Körperlichen oder geiſtigen Mängeln behaftete Perſonen am Verkehr 
teilnehmen dürfen, wenn Vorſorge getroffen iſt, daß ſie andere nicht 
gefährden, ſowie aus der Ausführungsanweiſung zu Abſ. 2 und zu 
Abſ. 3 iſt zu entnehmen, daß auch vorübergehende Mängel, insbeſ. 
Trunkenheit in einem Maße, daß ſie die Unfähigkeit zur ſicheren 
Führung des Fahrzeugs bewirkt, unter 8 1 Abf. 2 fallen. Der Um⸗ 
ſtand, daß nach Abſ. 3 auch polizeiliche Maßuahmen gegen Perſonen, 
die ſich als ungeeignet zum Führen von Fahrzeugen erwieſen haben, 
vorgeſehen ſind, beweiſt nichts dagegen, daß ſchuldhafte Verſtöße gegen 
die Vorſchrift des Abſ. 2 ſtrafbar find. 

Der Angekl. hat ſich nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt einer 
Übertretung nach 88 1 Abſ. 2, 36 RStraßVerkO. ſchuldig gemacht. 

(BayObsG., Urt. v. 22. Febr. 1935, 1 Ss Nr. 2/35.) D.] 


Anmerkung: Vgl. hierzu RG. v. 28. Febr. 1935: JW. 1935, 
1493 10. On. 
* 


64. Zur Frage der Niederschlagung des Verfahrens 
nach 82 Straffreihcg. v. 7. Aug. 1934 wegen ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen, für welche eine Geſamtſtrafe zu erwarten iſt. 

Der BeſchwF. wurde durch Urt. der Str. A. v. 8. Okt. 1934 
wegen eines im Sept. 1934 begangenen Sittlichkeitsverbrechens zu 
einem Jahr drei Monaten Zuchthaus und durch Urt. der Str. 9. 
als Ber Inſt. v. 14. Febr. 1935 wegen eines im Juni 1933 verübten 
Verbrechens des Betrugs im Rückfall und wegen zweier im Juni 
1933 und März 1934 begangener Vergehen der Unterſchlagung zu 
einer Geſamtſtrafe von ſieben Monaten Gefängnis verurteilt; die der 
Geſamtſtrafe zugrunde liegenden Einzelſtrafen waren vier Monate 
Gefängnis für das Verbrechen des Betrugs und zwei bzw. drei Mo⸗ 
nate Gefängnis für die beiden Vergehen der Unterſchlagung. 

Durch Beſchl. der Str. A. v. 15. März 1935 wurde nach Um⸗ 
wandlung der Gefängnis⸗ in Zuchthausſtrafen eine neue Geſamtſtrafe 
in Höhe von einem Jahr ſechs Monate Zuchthaus gebildet. 

Der Verurteilte machte in ſeiner Beſchw. gegen dieſen Beſchl. 
u. a. geltend, daß die drei Einzelſtrafen wegen Betrugs und Unter⸗ 
ſchlagung, weil unter die Amneſtie v. 7. Aug. 1934 fallend, bei der 
Geſamtſtrafenbildung außer Betracht zu bleiben hätten. Der Ein⸗ 
wand iſt unbegründet. 

Die Stra. H. hat durch die Verurteilung des BeſchwF. und 
den Ausſpruch einer Geſamtſtrafe von ſieben Monaten Gefängnis zu 
erkennen gegeben, daß es die Anwendbarkeit des Straffreihcc. vom 
7. Aug. 1934 geprüft und nicht für gegeben erachtet hat. Angeſichts 
der Rechtskraft des Urt. v. 14. Febr. 1935 iſt für eine neuerliche 
Prüfung dieſer Frage im Rahmen des Verfahrens nach 88 460, 462 
Abſ. III SPD. kein Raum mehr (vgl. die Ausführungen bei Buſch⸗ 
Kirk zum Gef. über Straffreiheit v. 20. Dez. 1932 
S. 57). 

Im übrigen hat das bezeichnete Urt. mit Recht von der An⸗ 
wendung des Straffreihcß. abgeſehen. Ausſchlaggebend war die Höhe 
der zu erwartenden Geſamtſtrafe, die im Hinblick auf die Einſatz⸗ 
ſtrafe von vier Monaten Gefängnis (für den Rückfallsbetrug) über 
vier Monate Gefängnis hinausgehen mußte; damit entfällt die An⸗ 
wendung des § 2 Abſ. 2 des Geſ. Die Anwendung des § 2 Ab ſ. 1 
des Gej. ſcheitert an der Höhe der Geſamtſtrafe — über ſechs Mo⸗ 
nate — und daran, daß der BeſchwF. zur Zeit des Inkrafttretens 
des Straffreihch. bereits mit Freiheitsſtrafen von insgeſamt mehr 
als drei Monaten vorbeſtraft war. 

(OLG. München, 2. StrSen., Beſchl. v. 16. April 1935, 2 Ws 
Nr. 164/35.) 19.) 


* 


65. 8 61 StPO. Verzicht auf die Stellung eines 
Strafantrages in einer Erklärung, die der Verletzte dem 
Verletzer abgibt, iſt für das Strafverfahren bedeutungslos. 

B. hat aus Verſchulden des S. am 15. Sept. 1934 eine Körper⸗ 
verletzung erlitten. In einer Erklärung v. 2. Okt. 1934, urkundlich 
niedergelegt in einem „Abfindungsſchein“ vom gleichen Tage, hat er 
gegenüber S. auf jeden Anſpruch aus dem Unfall v. 15. Sept. 1934, 
gleichviel auf welchem Rechtsgrund er beruhen konnte, ein für alle⸗ 
mal verzichtet. 

Gegen S. iſt öffentliche Klage erhoben worden. B. hat beantragt, 
in dieſem Verfahren als Nebenkl. zugelaſſen zu werden. Die Strͤ. 
des LGG. N. hat den B. als Nebenkl. zugelaſſen. Gegen dieſen Be- 
ſchluß hat S. Beſchw. erhoben, die vom BayObdcg. durch Beſchl. 
v. 13. Febr. 1935 auf Koſten des BeſchwF. verworfen worden iſt. In 
der Begründung iſt ausgeführt, daß B. die Anſchlußberechtigung nicht 
auf ſeinen Bußanſpruch ſtützen kann, da er auf dieſen durch die Er⸗ 
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klärung v. 2. Okt. 1934 rechtswirkſam verzichtet habe. Der in der 
genannten Erklärung enthaltene „Verzicht auf die Stellung eines 
Strafantrages“ ſei aber für das Strafverfahren bedeutungslos, habe 
daher weder dem ſpäteren Strafantrag B. v. 6. Dez. 1934 entgegen⸗ 
geſtanden noch fein Privatklagerecht beſeitigt (BayObL&St. 14, 159; 
Opz Komm. z. StGB. [5], Anm. 16e zu 8 61). Die Entſch. des Senats 
— BahdoObsSt. 30, 142 — ſtünde nicht entgegen, da fie ſich mit 
einem in der Hauptverhandlung erklärten und in der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift aufgenommenen Verzicht befaſſe. Die Anſchlußberechtigung des 
Nebenkl. B. ſei daher nach 88 395 und 374 StPO. außer Zweifel. 
(BayObeG., Beſchl. v. 13. Febr. 1935, 1 Ws Nr. 97/35.) (D.] 
* 

Naumburg 

66. $ 1 Art. 2 Kap. 1 Teil 1 der VO. v. 14. Juni 1932. 
Aus nahmsweiſe Zuläſſigkeit des zweiten Rechtsmittels. 
— 8 266 Abſ. 2 StGB. Die Straftat iſt kein Verbrechen, 
ſondern ein Vergehen. 

Die Angekl. find durch Urteil des Schöffs. wegen gemein⸗ 
ſchaftlicher Untreue in Tateinheit mit Unterſchlagung zu Gefäng⸗ 
nisſtrafen verurteilt worden. Gegen das Urteil haben die Angekl. 
und auch die StA. Berufung eingelegt. Die StrK. hat die Berufun⸗ 
gen der Angekl. verworfen und auf die Berufung der StA. die 
Ungekl. wegen gemeinſchaftlicher Untreue i. S. des § 266 Abſ. 1 
und 2 StGB. zu Zuchthaus und Nebenſtrafen verurteilt. 

Die Rev. der Angekl. iſt verworfen. 

I. Die umſtrittene Frage, ob die Rev. überhaupt zuläſſig iſt, 
hat der Senat in ſtändiger Rſpr. bejaht. §8 1 Art. 2 Kap. 1 Teil 1 
BD. v. 14. Juni 1932, wonach derjenige, der Berufung eingelegt 
hat, nicht mehr Rev. einlegen darf, if nach Anſicht des Senats 
nicht dahin auszulegen, daß einem Ungekl. auch dann die Rev. zu 
verſagen ſei, wenn er auf die mit ſeiner Berufung gleichzeitig ein⸗ 
gelegte Berufung der StA. ſchwerer beſtraft worden iſt (ſo KG.: 
IW. 1933, 639; OLG. Dresden: JW. 1933, 468; BayOb G.: JW. 
1933, 464; RG.: JW. 1934, 1913; Vogel: JW. 1933, 1633 
u. a. m.). Vielmehr iſt der Sinn der Rechtsmittelbeſchränkung 
offenbar der, daß dem Angekl. das Rechtsmittel nicht ſchlechthin 
abgeſchnitten ſein ſoll, ſondern daß ihm gegen eine Beſchwer 
auch nur ein Rechtsmittel zuſtehen ſoll. Wenn daher das BG. auf 
die Berufung der StA. eine härtere Strafe verhängt als das Ge⸗ 
richt des erſten Rechtszuges, ſo ſchafft es damit eine neue Beſchwer 
des Angekl. Dieſem muß dann die Anfechtung des Blu. jedenfalls 
inſoweit geſtattet ſein, als die Strafe des Bl. die des erſtinſtanz⸗ 
lichen überſteigt. 

II. Die Rüge der Angekl., das Schöffc h. ſei für die Ab⸗ 
urteilung der Straftaten nicht zuſtändig geweſen, da der Abſ. 2 
des 8 266 StGB. ein Verbrechen zum Gegenſtande habe, greift 
nicht durch. Richtig iſt zwar, daß für den Fall, daß die Straftat 
gegen $ 266 Abſ. 2 ein Verbrechen darſtellte, das Schöff®. über 
feine Zuſtändigkeit hinausgegangen wäre, obwohl es nur wegen 
Vergehens gegen § 266 Abf. 1 verurteilt und das Vorliegen eines 
beſonders ſchweren Falles verneint hat, denn für die Frage, ob das 
erkennende Gericht feine Zuftändigkeit mit Unrecht angenommen 
hat (§ 328 Abſ. 3 StPO), kommt es nicht auf die perſönliche 
Auffaſſung des Gerichts über ſeine Zuſtändigkeit an, ſondern die 
Worte „mit Unrecht“ ſind objektiv zu verſtehen (RG. 6, 314). Die 
Straftat gegen $ 266 Abſ. 2 StGB. iſt aber kein Verbrechen im 
techniſchen Sinne. Die Begründung der — insbeſ. von Spohr (33. 
34, 1051); Pfundtner⸗Neubert (Anm. zu 8263) und Schä⸗ 
fer⸗Wagner⸗Schafheutle (Gef. gegen gef. Gewohnheitsver⸗ 
brecher, Anm. zu § 20a StGB.) vertretenen — gegenteiligen Au⸗ 
ſicht iſt nicht zwingend. Als amtliche Auslegung kann die Anficht 
von Pfundtner⸗Neubert nicht angeſehen werden. Auch kann. 
aus der Faſſung des $ 20a StGB. für die Streitfrage nichts ent⸗ 
nommen werden, denn aus ihr ergibt ſich nicht, daß die jeweilige 
Straftat als ſolche ſchon ein Verbrechen ſei, ſondern nur, daß der 
Hang zur Begehung von Straftaten, ſeien es auch nur Vergehen, 
den Täter zu einem Gewohnheitsverbrecher i. S. dieſer Beſt. macht; 
die Bezeichnung als Gewohnheitsverbrecher nötigt aber nicht zu der 
Annahme, damit ſei nun auch die Straftat ein Verbrechen. Von Be⸗ 
deutung allein iſt der Umſtand, daß im 8 266 Abſ. 2 StGB. für 
„beſonders ſchwere Fälle“ Zuchthaus angedroht iſt (8 1 StGB.), er 
kann aber nicht die Straftat zu einer ſelbſtändigen, zu einem Ver⸗ 
brechen erheben. Daraus, daß ein Strafgeſetz für beſonders ſchwere 
Fälle, die aber nicht durch neue Tatbeſtandsmerkmale heraus⸗ 
gehoben ſind, Zuchthausſtrafen androht, kann nicht ohne weiteres 
gefolgert werden, daß die an erſter Stelle mit Vergehensſtrafe be⸗ 
drohte ſtrafbare Handlung dadurch ſchlechthin, alſo auch dann, wenn 
ein beſonders ſchwerer Fall nicht vorliegt, als Verbrechen zu be⸗ 
urteilen ſei (RG. 60, 115; DRg. 1926, 499). Für die Frage nun, 
ob wenigſtens bei Vorliegen eines beſonders ſchweren Falles die 
Straftat zu einem Verbrechen wird, iſt von der ordentlichen Strafe 
auszugehen, die nach Abſ. 1 des § 266 auf Gefängnis lautet. Zum 


Verbrechen könnte ein ſolcher beſonders ſchwerer Fall eines Ver⸗ 
gehens nur dann werden, wenn zur Erfüllung des Straftatbeſtandes 
auch ein neues Tatbeſtandsmerkmal gehört. Das aber iſt hier nicht 
der Fall, $ 266 Abſ. 2 bringt kein neues Tatbeſtandsmerkmal, ſon⸗ 
dern es werden, wie auch ſonſt, wo das Strafgeſetz für „ſchwere“, 
„ſchwerere“ und „minder ſchwere“ oder „leichtere“ Fälle einen 
eigenen Strafrahmen vorſieht, nicht anders als bei Zulaſſung mil⸗ 
dernder Umſtände nur Gtrafänderungsmöglichkeiten gegeben. Die 
Vorſchrift gebietet dem Richter, in jedem Falle der Anklage aus 
dieſem Paragraphen zu prüfen, ob nach den beſonderen Umſtänden 
Zuchthaus geboten iſt, wie bei Aburteilung aller Straftaten, für die 
mildernde Umſtände vorgeſehen find, zu erwägen iſt, ob ſolche vor⸗ 
handen find (RG. 59, 217; HöchſtRſpr. 1933, 1292). Auch der 
Fall des § 266 Abſ. 2 iſt alſo eutſprechend der normalen Straf⸗ 
androhung als Vergehen anzuſehen, das Schöff®. iſt damit auch zur 
Aburteilung zuſtändig geweſen (ſ. auch Dalcke 81 Anm. 1, 8263 
Anm. 45 b). 


(OLG. Naumburg (Saale), StrSen., Urt. v. 27. Febr. 1935, Ss 8/35.) 
Ber. von OLGR. Hinze, Naumburg (Saale). 
* 


67. 82 Straffreih®. Auch eine erlaſſene Strafe ſteht 
der Anwendung des Geſetzes entgegen. 

Die Angel. iſt früher rechtskräftig u. a. verurteilt worden, 
wegen Rückfallsdiebſtahls zu vier Monaten Gefängnis. Dieſe Strafe 
iſt ihr nach Ablauf der ihr gewährten Bewährungsfriſt am 9. Jan. 
1930 erlaſſen worden. Die Angekl. iſt jetzt vom AG. wiederum 
wegen Diebſtahls i. R. zu einer Gefängnisſtrafe von fünf Monaten 
verurteilt worden. Nachdem ſie gegen das Urteil Berufung eingelegt 
hatte, hat die Str. das Verfahren auf Grund des § 2 Straffreihc. 
v. 7. Aug. 1934 eingeſtellt. Die von der StA. eingelegte ſofortige 
Beſchwerde iſt für begründet erachtet worden. 

Der 8 2 Abſ. 1 Straffreihch. macht die Einſtellung eines an⸗ 
hängigen Verfahrens neben anderen — im vorl. Fall gegebenen — 
Bedingungen davon abhängig, daß der Täter bei Begehung der Tat 
nicht oder nur ... mit Freiheitsſtrafen von höchſtens drei Monaten 
vorbeſtraft iſt. Die Str. iſt davon ausgegangen, daß dies bei der 
Angekl. zutreffe, weil ihr die durch das Urt. v. 13. Febr. 1925 
über fie verhängte Strafe von vier Monaten Gefängnis erlaſſen ſei 
und deshalb inſofern eine Vorſtrafe nicht vorliege. Die Str. ver⸗ 
kennt hierbei den Begriff der Vorſtrafe i. S. des Straffreihcg. Da 
dieſer der reinen Wortbedeutung nach verſchiedener Auslegung fähig 
iſt, muß er nach dem Sinn und Zweck des Gtraffreih®. feſtgeſtellt 
werden. Wenn im 8 2 Abſ. 1 des Gef. die Einſtellung eines Ver⸗ 
fahrens davon abhängig gemacht wird, daß der Täter nicht oder 
wenigſtens nicht erheblich vorbeſtraft iſt, ſo tritt hierin klar zutage, 
daß die Gewährung der Wohltat des Geſetzes von der Würdigkeit 
des Täters abhängig gemacht werden ſoll. Von dieſem Grund⸗ 
gedanken aus muß dann aber der Begriff „vorbeſtraft“ dahin aus⸗ 
gelegt werden, daß darunter eine rechtskräftige Verurteilung zu 
verſtehen iſt, und es nicht darauf ankommt, ob der Täter die Strafe 
verbüßt hat oder ob ſie ihm im Gnadenwege erlaſſen iſt. Maß⸗ 
gebend für die Perſönlichkeit des Täters iſt, ſoweit es auf die Be⸗ 
urteilung feiner Würdigkeit ankommt, ob er ſich eines Verſtoßes 
gegen das Strafgeſetz ſchuldig gemacht hat, der zu einer Verurtei⸗ 
lung geführt hat. Es iſt auch nicht der Sinn eines Straferlaſſes, im 
Gnadenwege dem Täter auch noch für ſpäter begangene Straftaten 
bei einer möglichen Anwendung von Amneſtievorſchriften beſondere 
Vorteile zu gewähren, die demjenigen verſchloſſen bleiben, der eine 
frühere Strafe verbüßt hat. Es wäre eine mit dem Sinn des Straf⸗ 
freihc. nicht vereinbare Unbilligkeit, wenn derjenige, dem eine 
Vorſtrafe erlaſſen und der trotzdem wieder ſtraffällig geworden iſt, 
hinſichtlich der Anwendung des Straffreih®. beſſer geſtellt ſein ſollte 
als derjenige, der die gleiche Vorſtrafe verbüßt hat. Vom Grund- 
gedanken des Geſetzes aus kann man hier zu einer unterſchiedlichen 
Bewertung nicht kommen, und dieſe Erwägungen führen dazu, den 
Begriff vorbeſtraft i. S. des Straffreihch. fo auszulegen, wie es 
die Beſchwerde tut. 

(OLG. Naumburg(Saale), Str Sen., Beſchl. v. 12. Okt. 1934, W 547/34.) 
Ber. von OLGR. Hinze, Naumburg (Saale). 
* 


Roſtock 

68. 82 Brot. v. 9. Juni 1931; $4 VO. über die An- 
meldepflicht bei Preiserhöhungen im Kleinhandel mit 
Brot v. 27. Fehr. 1932. Verbrauchergenoſſenſchaften ſind 
ke ine Gewerbebetriebe und unterliegen nicht den Beſtim“ 
mungen, denen Gewerbetreibende unterworfen ſind. 1 

Unter dem Begriff „Kleinhandel“ i. S. des 8 1 VO. über die 
Meldepflicht bei Preiserhöhungen im Kleinhandel mit Brot vom 
27. Febr. 1932 ift nicht jede Abgabe von Brot in kleinen Mengen 
zu verſtehen Schon die Wahl des Ausdrucks „Handel“ läßt darauf 
ſchließen, daß nur das Handelsgewerbe gemeint iſt. Das wird 
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beſtätigt durch den Satz 2 des erſten Abſatzes des § 1 a. a. O., nach 
welchem die Anmeldung von Preiserhöhungen durch die örtlichen 
Innungen oder örtlichen Händlerverbände zu erfolgen hat. Dabei 
werden durch die Innungen die gewerblichen Bäckereibetriebe 
und durch die Händlerverbände die übrigen gewerblichen Ver⸗ 
Raufsftelfen erfaßt. 
Verbrauchergenoſſenſchaften, wie der Konſumverein in G., deſſen 
orſtandsmitglieder die Argekl. jind, find keine Gewerbebetriebe. 
Ihr Geſchäftszweck iſt nicht auf Erzielung von Gewinn gerichtet. Sie 
unterliegen alſo nicht den Beſt., denen Gewerbetreibende unterworfen 
ſind, alſo auch nicht der VO. v. 27. Febr. 1932 über die Melde⸗ 
pflicht bei Preiserhöhungen int Kleinhandel mit Brot. Wollte man 
fie übrigens dieſer VO. unterwerfen, würde, da fie weder zu den. 
Innungen noch zu den örtlichen Händlerverbänden gehören, offen- 
bleiben, auf welchem Wege Genoſſenſchaften Brotpreiserhöhungen an⸗ 
zumelden haben. Der Zweck der VO. v. 27. Febr. 1932, den Brot» 
preis feſtzulegen, wird ohnehin in vollem Umfange erreicht. Während 
ie gewerblichen Verkaufsſtellen durch die genannte VO. erfaßt 
werden, werden die Genoſſenſchaften, die unter mittelbarem Staats- 
einfluß ſtehen, durch ihre Organiſationen kontrolliert. Dieſe ver- 
ſchiedenartige Regelung findet ihre Rechtfertigung u. a. darin, daß 
einmal der Geſchaͤftszweck der Genoſſenſchaften, wie bereits hervor⸗ 
gehoben iſt, nicht auf Erzielung von Gewinn gerichtet iſt, zum an⸗ 
eren der Preis, den die Genoſſen in Wirklichkeit zahlen, im Hin⸗ 
blicke auf den von der Genoſſenſchaft gewährten Rabatt und die Ge⸗ 
winnbeteiligung der Genoſſen geringer iſt als der nominell gezahlte 
reis. 

Daß gerade bei der Regelung der Brotabgabe uſw. zwiſchen 
Gewerbetreibenden und Genoſſenſchaften ſcharf unterſchieden wird, er⸗ 
gibt ſich einwandfrei aus dem Brotgeſetze v. 9. Juni 1931. Im 8 4 
Brot. iſt ausdrücklich angeordnet, daß die Vorſchr. des § 2 Brot., 
die für die gewerbsmäßige Abgabe von Brot getroffen find, auch für 
15 9 der Genoſſeuſchaften und ähnlicher Vereinigungen gel- 

n ſollen. 

Die Angekl. haben ſich auch nicht wegen Verſtoßes gegen 82 
Brot, ſtrafbar gemacht. Der Konſumverein in G. hat feine Grob⸗ 
brote mit einem 1500-g⸗Stempel verſehen, während ſie in Wirklich⸗ 
geit 1600 g ſchwer waren. Durch § 2 Brot®. ſoll dem laufenden 
Publikum die Gewähr gegeben werden, daß das Brot mindeſtens 
as auf dem Brote angegebene Gewicht hat. Dieſer Zwech wird nicht 
dadurch gefährdet, daß das Brot ſchwerer iſt, als es nach der Ars 
gabe auf dem Brote zu ſein braucht. 

Die Augehl. haben ſich endlich auch nicht gegen das UnlWG. 
vergangen. Wenn der Konſumverein auch Grobbrote zu 1600 g ge⸗ 
liefert hat, obwohl fie nur mit einem 1500⸗g⸗Stempel verſehen 
waren, hat er das Brot doch noch teurer verkauft als die übrigen 
Bäckereien. 

(OLG. Roſtock, StrSen., Urt. v. 25. März 1935, Ss 7/35.) 
* 
Zweibrücken 
69. 5172 StPO. Ein Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung iſt bei Straftaten, welche im Wege der Privat- 
‘age verfolgt werden können, auch dann unzuläſſig, wenn 
te Staatsanwaltſchaft unter ſtillſchweigender Bejahung 
des öffentlichen Intereſſes das Verfahren aus fachlichen 
ründen einſtellt. 
„ Rechtſprechung und Schrifttum find übereinſtimmend der An⸗ 
de daß ein Antrag auf gerichtliche Entſch. ausgeſchloſſen iſt, ſo⸗ 
Seit das Legalitatsprinzip nicht gilt und die StA. das öffentliche 
Intereſſe verneint. Wenn alſo die Verfolgung einer ſtrafbaren 
undlung in das Ermeſſen der StA. geſtellt iſt und dieſe die Er⸗ 
babung der öffentlichen Klage mangels öffentlichen Intereſſes ab⸗ 
Ehnt, ſteht dem Verletzten nur die Dienſtaufſichtsboſchwerde zu. 
ua g und eine gerichtliche Entſch. nach $ 172 SPD. iſt nicht 
ig. 
8 Dagegen iſt die Frage der Zuläfligkeit eines derartigen An⸗ 
folches dann beſtritten, wenn die StA., wie hier, die Strafver⸗ 
ung nicht mangels öffentlichen Intereſſes ablehnte, ſondern 
5 Ermittlungsverſahren wegen eines Vergehens der fahrläſſigen 
rperverletzung aus fachlichen Gründen einſtellte. 
8. Für die Zuläſſigkeit ſpricht ſich GenStü. Dr. Lang, 
Aamburg: Dig. 1926, 660 aus. Er geht davon aus, daß kein 
durerſchled zwiſchen Offizial⸗ und Prwatklagedelikt gemacht werden 
55 be wenn im letzteren Falle die StA. das öffentliche Intereſſe 
Da er Strafverfolgung ausdrücklich oder ſtillſchweigend bejaht habe. 
— . ſei der Weg des $ 172 StPO. eröffnet und das OLG. 
ie eine fachliche Entſch. treffen, auch wenn es ſich um ein 
rivatklagedelikt handelt. 
1 Der von Dr. Lang vertretenen Anſicht ſchließt ſich SenPräh. 
Er; Dr. Griſebach, Hamburg: DJ. 1935, 266 und 267 an. 
fe führt aus, der richtige Standpunkt ſei, daß die StA., wenn. 
davon abſehe, den Anzeigenden auf den Weg der Privat⸗ 
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klage zu verweiſen, und auf die Sache ſelbſt eingehe, damit das 
öffentliche Intereſſe ſtillſchweigend bejahe, und daß dann der Weg 
des 8 172 StPO. gegeben fei. Das Hanſ OLG. habe ſich ebenfalls 
Dr. Lang angeſchloſſen und ſeine frühere gegenteilige Anſicht auf⸗ 
gegeben. Das kommt allerdings in dem Beſchluß dieſes Gerichts 
v. 30. Juni 1934: D. 1935, 265 nicht recht klar zum Aus⸗ 
druck. Zunächſt wird ausgeführt, daß auch bei Privatklagedelikten 
der Rechtsbehelf des 8 172 SPD. gegeben ſei, wenn die StA. das 
Verfahren aus rechtlichen oder tatſächlichen Gründen eingeſtellt 
habe. In den weiteren Gründen wird aber dann geſagt, der Schutz 
des § 172 StPO. ſei nur in den Fällen erforderlich, in welchen 
nach den beſtehenden geſetzlichen Beſt. die Erhebung der Klage allein 
durch die StA. möglich iſt. Der Beſchluß enthält inſofern einen 
Widerſpruch, auf welchen auch Dr. Griſebach hinweiſt. 

Der überwiegende Teil der Rſpr. ſpricht ſich aber gegen die 
Zuläſſigkeit aus. Hier ſind zunächſt die Beſchlüſſe des OLG. 
Marienwerder v. 24. Aug. 1893 und 7. Juni 1898: Goltd Arch. 41, 
299; 46, 145 ſowie die ſtrafprozeſſualen Entſch. der OLG. I, 414 
und 416 zu erwähnen. In der letzteren Entſch. iſt geſagt: „Es iſt 
herrſchende Meinung in Theorie und Praxis, daß der § 172 jeden⸗ 
falls dann nicht Anwendung findet, wenn die StA. die Klag⸗ 
erhebung wegen Mangels des Vorhandenſeins eines öffentlichen 
Intereſſes ablehnt. Dasſelbe muß aber auch gelten, wenn, wie 
vorliegend, die Ablehnung der Erhebung der öffentlichen Klage 
auf einen anderen Grund als den Mangel des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes geſtützt iſt.“ 

In der gleichen Weiſe ſpricht ſich das KG. in ſeinem Beſchluß 
v. 28. Dez. 1909: Goltd Arch. 57, 413 aus; ebenſo das OLG. Stutt⸗ 
gart in ſeinem Beſchluß v. 1. April 1926 (DRZ. = Rſpr. 1926, 
160 Nr. 543); das DLG. Kaſſel in feinem Beſchluß v. 25. Jan. 
1929 (JW. 1929, 1080); das KG. weiter in ſeinem Beſchluß dom 
30. Jan. 1930 (JW. 1930, 1101) und das OLG. Karlsruhe in 
feinem Veſchluß v. 28. Dez. 1932 (JW. 1933, 1610). 

Das OLG. Zweibrücken ſchließt ſich den vorgenannten Entſch. 
an und verneint demgemäß im vorl. Fall die Zuläſſigkeit des 
Antrags auf gerichtliche Entſch. nach 8 172 StpO. Es muß grund⸗ 
ſätzlich daran feſtgehalten werden, daß die Vorſchrift des 8 172 
SPD. bezweckt, die Durchführung des Legalitätsprinzips zu 
ſichern. Sie iſt daher nur inſoweit anwendbar, als ſich das At 
klagemonopol der StA. erſtreckt. Iſt der Verletzte in der Lage, 
feine Rechte ohne Mitwirkung der StA, alſo wie hier im Wege 
der Privatklage, zu verfolgen, ſo bedarf er nicht des Schutzes des 
8 172 SPD. Es iſt nun allerdings nicht zu verkennen, daß der 
Verletzte in dem von der StA. durchgeführten Verfahren beſſer 
geftellt ift als im Privatklageverfahren. Im erſteren Falle kann er 
als Zeuge auftreten und damit ſeine Sache wirkſam unterſtützen. 
Dieſer Geſichtspunkt iſt aber nicht durchſchlagend. Sonſt müßten 
alle ſtrafbaren Handlungen von Amts wegen verfolgt werden. 

(OLG. Zweibrücken, StrSen., Beſchl. v. 14. März 1935, Strpraeg. 


1/35.) 
Ber. von OLGR. Seelos, Zweibrücken. 


| Landgerichte: Zirilſachen | 


Berlin 

70. 88 9, 115 ZwVerſt h. Auch der nur perſönliche 
Anſpruch auf Rückübertragung einer fiduziariſch über- 
tragenen Grundſchuld berechtigt den Zedenten zum Wider⸗ 
ſpruch gegen den Verteilungsplan gemäß $ 115 Zw VerſtG. 


Gegen den Verteilungsplan kann Widerſpruch nur erheben, 
wer Beteiligter i. S. des 8 9 ZwverſtG. iſt. Inſoweit hat der 
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BeſchwF. durch das Schreiben v. 28. März 1930 in Verbindung mit 
feinen eigenen Angaben glaubhaft gemacht, daß er die briefloſe Grund⸗ 
ſchuld Abt. III Nr. 12, aus der die Gläubigerin einen Anſpruch von 
36 000 RA nebſt Zinſen und Koſten angemeldet hat, an dieſe Gläu⸗ 
bigerin als Sicherheit für ein mit 10% verzinsliches Darlehn 
von 8000 Dollar amerikaniſcher Währung abgetreten hat, daß es ſich 
alſo um eine fiduziariſche Übertragung der Grundſchuld 
handelt, und daß er bzgl. des nicht ausgeuutzten Teiles der Poſt 
einen perſönlichen Anſpruch auf Rückübertragung der Grundſchuld hat. 
Inſoweit iſt der BeſchwF., wenn ihm auch nur ein obligatoriſcher 
Anſpruch zufteht, zum Widerſpruch gem. § 115 ZwVerſtG berechtigt 
(ſo RG.: DIZ. 1928, 1266; Reinhardt⸗Müller, Handausgabe, 
Anm. 4b zu 8 9). Da das nach dem Schreiben der Gläubigerin 
v. 28. März 1930 in nordamerikaniſcher Währung gegebene Darlehn 
im Inlande zurückzuzahlen iſt, und die Zahlung der 8000 Dollar 
nach der Auslegungsregel des § 244 BGB. in Reichswährung erfolgen 
kann, hat der BeſchwF. jedenfalls glaubhaft gemacht, daß der Gläu⸗ 
bigerin im Zeitpunkte der Verteilung unter Berückſichtigung des 
Dollarkurſes von 2,49 AM nur ein Anſpruch auf Zahlung eines 
Kapitals von 20 000 RAM nebſt 10% Zinſen hiervon für die Zeit 
vom 29. Mai 1932 bis 7. Nov. 1934 von 4390 AM zuzüglich 800 RM 
Gerichts⸗ und Auwaltskoſten, alſo insgeſamt ein Anſpruch auf Zah⸗ 
lung von 25 190 RM zugeſtanden hat, und daß er in Höhe des dieſen 
Betrag überſteigenden Teiles von 2433,23 RM der für die Gläu⸗ 
bigerin eingetragenen Grundſchuld Abt. III Nr. 12 einen Anſpruch 
auf Rückübertragung hat, der ihn zum Widerſpruch gem. 8 115 
Zioßerft®. berechtigt. Der vom AG. zu Unrecht für unbeachtlich er⸗ 
klärte Widerſpruch des BeſchwF. hinſichtlich des von ihm beanſpruch⸗ 
ten, der Gläubigerin zugeteilten Teilerlöſes von 2433,23 RM iſt des⸗ 
halb für zuläſſig zu erklären. 

(26. Berlin, 1. Z., Beſchl. v. 4. Jan. 1935, 201 T 16325/34.) 

Ber. von RA. Dr. Behniſch, Berlin. 
* 

Dresden 

71. Iſt in einer Verfügungsſache durch Urteil ent- 
ſchieden, ſo kann ein erneutes Begehren nicht aus Tatſachen 
hergeleitet werden, die ſchon im Zeitpunkt der letzten 
mündlichen Verhandlung vorlagen, auch nicht in Verbin⸗ 
dung mit weiterer Glaubhaftmachung; auf Verſchulden 
kommt nichts an. f) 

Das AG. hat den erneuten Verfügungsantrag abgelehnt, weil 
ein früherer auf gleiche Tatſachen und gleiche Glaubhaftmachung 
geſtützter Verfügungsantrag bereits durch rechtskräftiges Urteil 
zurückgewieſen ſei. Der Beſchw§. nimmt für ſich in Anſpruch, wei⸗ 
tere Glaubhaftmachung erbracht zu haben bzw. mit der Beſchw⸗ 
Begr. zu erbringen, und hält überdies die amtsgerichtliche Auf⸗ 
faſſung grundſätzlich für nicht zutreffend; bei Arreſten und Ver⸗ 
fügungen ſeien Wiederholungen von Geſuchen ſchlechthin zuläſſig. 

Das BeſchwG. gibt jedenfalls dann, wenn die Verfügungs⸗ 
entfch. auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil erfolgt iſt, 
der Wiederholung des Geſuchs oder einem Aufhebungsantrage auf 
Grund von Tatſachen, die ſchon im Zeitpunkt der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung vorlagen, ſei es auch in Verbindung mit wei⸗ 
terer Glaubhaftmachung, keinen Erfolg. 

Die Meinungen in dieſer Frage ſind geteilt; beinahe jede 
Möglichkeit wird vertreten (vgl. im beſonderen Stein, 1934, 
Anm. VI zu 8922 ZPO. und RG. 33, 415—421, beſ. S. 420). 

RG. 33, im Gegenſatz zu Stein a. a. O., läßt die Wieder⸗ 
holung ſelbſt auf Grund der gleichen Tatſachen zu, wenn nur 
eine neue Glaubhaftmachung vorliegt. Die einfache Wiederholung 
des früheren Geſuches genügt dem RG. nicht. Aber im übrigen 
beachtet es entſcheidend, daß 8 920 Abſ. 2 ZPO., der ſich über die 
Form des Geſuches ausläßt, Glaubhaftmachung von Anſpruch und 
Arreſtgrund verlangt. Dieſe Glaubhaftmachung gehöre alſo zur 
Begr. des Geſuches. Ein auf andere Glaubhaftmachung geſtügtes ſei 
daher als ein auf neuer Begr. beruhendes Geſuch anzuſehen, dem⸗ 
gegenüber Rechtskraft nicht eingewandt werden könne. Dieſe pro⸗ 
zeſſuale Bedeutung der Glaubhaftmachung weiſe einen Unterſchied 
zu Beweisantritt und Beweiserhebung inſofern auf, als die Beweis⸗ 
mittel keinen Beſtandteil des Klagegrundes bilden. 

Da, ſoweit dem BeſchwGG. bekannt, eine neuere Anſicht des 
NG. zu dieſer Frage nicht geäußert ift und auch im übrigen von 
einer herrſchenden Meinung, der aus Gründen der Rechtsſicherheit 
beizutreten wäre (vgl. DRZ. Rſpr. 1935, 21 Nr. 21), nicht ges 
ſprochen werden kann, erſcheint es dem BeſchwG. angebracht, feine 
Bedenken gegenüber der reichsgerichtlichen Auffaſſung zum Aus⸗ 
druck zu bringen. 

Durch die Beſt. des § 920 Abſ. 2 3PO. wird die Glaubhaft⸗ 
machung nicht zum Verfügungsgrund, wie das RG. annimmt. 
Arreſt⸗ bzw. Verfügungsgrund ſind geregelt in 88 917, 935, 940 
3 PO. Dem 8§ 920 Abf. 2 ZPO. kommt ſchon inſofern keine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung zu, als nach § 921 Abſ. 2 ZPO. von der 
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Glaubhaftmachung abgeſehen werden kann. In den grundſätzlichen 
Vorſchr. über das Verfahren bis zum Urteil finden ſich in 
88 282 ff. 35 O. grundſätzliche Beweisvorſchr. Sie beantworten die 
aus 8253 Abſ. 2 Ziff. 2 ZRD. ſich ergebende Frage, wie der vor⸗ 
getragene Grund des erhobenen Anſpruchs zur Anerkennung zu 
bringen iſt. Die Belt. des 8 920 Abſ. 2 ZPO. beantwortet die ent⸗ 
ſprechende Frage im Hinblick auf die 88 917, 935, 940 ZPO.; da⸗ 
bei muß ſie die Glaubhaftmachung ſchon im Geſuche verlangen, da 
ohne Verhandlung und Gehör entſchieden werden kann; ſie wäre 
im übrigen überflüſſig, weil ſchon die 88 282 ff. ZPO. die not⸗ 
wendige Ergänzung brächten, wenn eben nicht der Geſetzgeber 
gegenüber den Beweisvorſchr. hier Erleichterungen ſchaffen wollte. 
Das iſt der weſentliche Zweck der Vorſchr. des 8 920 Abſ. 2 ZED., 
und es erſcheint nicht möglich, die vorl. Streitfrage mit dieſem 
Ausgangspunkte befriedigend zu beantworten. 

Das Geſetz läßt hier eine Lücke. Bei der Vielgeſtaltigkeit 
der in Betracht zu ziehenden rechtlichen Konſtruktionen wird es 
in beſonderem Maße angebracht ſein, neben den aus dem Geſetz 
zu entnehmenden konſtruktiven Gedanken die Erforderniſſe des 
Lebens in ihrer beſonderen Hervorkehrung durch die Gebote des 
neuen Staates zu beachten. 

Wirtſchaftlich kann ein Arreſt oder eine Verfügung von genau 
der gleichen Tragweite ſein wie eine in innere Rechtskraft er⸗ 
wachſende Entſch. Deshalb ſind die in mündlicher Verhandlung vor 
ſich gehenden Verfügungsſtreitigkeiten regelmäßig von dem gleichen 
Eifer getragen und Ausdruck der gleichen wirtſchaftlichen Belange 
wie diejenigen im ordentlichen Verfahren. Wenn dann eine Partei, 
nachdem ſie mit höchſter Gewiſſenhaftigkeit ſich am Verfahren be⸗ 
teiligt hat, den Beſtand ihres Obſiegens doch ſchon unmittelbar und 
ſtets erneut in Frage geſtellt ſehen müßte, weil jederzeit der 
Gegner nachträglich frühere Tatſachen neu oder auch nur eine 
neue Glaubhaftmachung bringen kann, gleichgültig ob als unter⸗ 
legener Verfügungskl. in einem neuen Antrag oder als unter“ 
legener Bekl. in einem Aufhebungsantrag wegen „veränderter 
Umſtände“ gem. 8927 3PO., fo würde die den einſtweiligen Maß“ 
nahmen des Arreſtes und der Verfügung ſowieſo ſchon inne⸗ 
wohnende Eee außerordentlich verſtärkt. Dann würden 
Arreſt und Verfügung, vom Geſetzgeber als Mittel einſtweiliger 
Sicherung gedacht, tatlächlich zu einem Anlaß von Unſicherheit, die, 
je nach dem einzelnen Fall und den in Frage ſtehenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Werten, erhebliche Gefahren in ſich ſchlöſſe. Aufs 
Ganze geſehen, erſcheint es eher erträglich, eine an ſich angebrachte 
Sicherung oder angebrachte Aufhebung zu verſagen und denjenigen, 
dem die rechtzeitige Glaubhaftmachung oder ihre Entkräftung nicht 
gelang, dieſen Mißerfolg tragen zu laſſen als einen der Miß⸗ 
erfolge, denen das Leben den Menſchen nun einmal unterwirft, 
als eine ſolche allgemeine Unſicherheit zuzulaſſen. 

Mit dieſer Auffaſſung entſpricht das BeihtwG. dem Rechts- 
ſicherheitsgebote des neuen Staates im Vorwort des zivilprozeſ⸗ 
ſualen Geſetzes v. 27. Okt. 1933. Nicht nur für die jeweiligen Par⸗ 
teien entfällt ein Moment der Unſicherheit, ſondern es werden 
Arreſt und Verfügung ſchlechthin in ihrer Eigenſchaft als ver⸗ 
fahrensrechtliche Einrichtungen von einer Eigenſchaft freigehalten, 
die ihren Wert mindern würde. 

Im angeführten Geſetz iſt auch die Notwendigkeit der Be⸗ 
ſchleunigung betont. Die Verfahrensbeſchleunigung aber iſt danach 
nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zum Zweck, um eine volks⸗ 
nahe Rſpr. zu gewährleiſten. Für den Volksgenoſſen, deſſen wirt 
ſchaftliches Geſchick ſich oft in kurzen Zeitſpannen entſcheidet, iſt 
wichtig, daß er fo ſchnell wie moglich über Anſpruch und Ber 
laſtung eine möglichſt weitgehende Klarheit gewinnt. Mit der dem 
Arreſt⸗ bzw. Verfügungsentſch. im Hinblick auf das Hauptver⸗ 
fahren innewohnenden Unſicherheit muß er ſich abfinden. Aber 
nicht einmal wenigſtens die Sicherheit zuzulaſſen, daß auf Grund 
des bisherigen objektiven Sachſtandes an dem Verfügungsurteil 
durch ein neues Verfügungsverfahren nichts mehr geändert werden 
kann, das ſtünde im Widerſpruch zu dem im Beſchleunigungsgebote 
ausgedrückten geſetzgeberiſchen Willen. , 

Zum Überfluß zeigt der vorl. Fall, welche beſonderen Schwie⸗ 
rigkeiten ſich aus der Anwendung der reichsgerichtlichen Auffaſſung 
ergeben können. Denn nach dieſer müßten im vorl. Falle erſt 
beſondere Ermittlungen darüber angeſtellt werden, ob, wie das 
AG. meint, ein zwar anders aufgebautes, aber inhaltsgleiches 
Geſuch vorliegt. Im beſonderen erſcheint es auch nicht angebracht, 
das Nachſchieben alter Tatſachen oder neuer Glaubhaftmachungen 
auf Verſchulden oder Nichtverſchulden früheren Vorbringens hin 
zu prüfen. Das auf raſche Abwicklung abgeſtellte Arreſtverfahren 
würde dadurch nur eine Belaſtung erfahren. 

Dieſe Erwägungen werden nicht dadurch entkräftet, daß das 
NE. ſeit der Enkſch. Rö 33 keine andere Meinung geäußert hat. 
Denn Anlaß hierfür dürfte die Tatſache ſein, daß im Volke dieſe 
Rſpr. nicht bekannt und ſtatt deſſen aus den allgemein bekannten 
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Vorgängen des ordentlichen Verfahrens her die Einſtellung vor⸗ 
handen iſt, daß mit der formellen Rechtskraft aus den bisherigen 
Jerhältniſſen eine anderweite Entſch. nicht mehr hergeleitet werden 
kann. Würde die Auffaſſung des RC. in weiten Kreiſen bekannt 
und angewandt, ſo würden zahlloſe ſich automatiſch an den Zeit⸗ 
punkt der äußeren Rechtskraft anſchließende neue Anträge geſtellt 
werden; denn dann würde die Behauptung der Unwahrheit eines 
gegneriſchen Vorbringens, erhärtet durch ein neugebrachtes Mittel 
der Glaubhaftmachung bzw. Gegenglaubhaftmachung, genügen, um 
tets von neuem den gleichen Streit zu beginnen; auch die beſt⸗ 
begründete Entſch. iſt in ihrer geiſtigen Wirkung begrenzt durch 
die menſchlichen Eigenſchaften der Uneinſichtigkeit, der Streit⸗ 
ſucht uſw. Die Praxis würde ſehr bald zu einer anderweiten Auf⸗ 
faſſung zwingen. Dieſen Folgen gegenüber erſcheint es als ein bei 


weitem geringeres übel, daß mit einem neuen Verfügungsantrag 


ſelbſt dann nicht geholfen werden kann, wenn die Beweisführungen 
des ordentlichen Verfahrens inzwiſchen die fehlende Glaubhaft⸗ 
machung erbringen können; ſehr oft wird dann auch der Zeitpunkt 
des Urteils im ordentlichen Verfahren nahe bevorſtehen, im be⸗ 
ſonderen heute, wo der neue Staat in aller Eindringlichkeit die 
Beſchleunigung fordert. 

In dem hier entwickelten Sinne iſt alſo auch im Hinblick 
auf ein über den Sicherungsanſpruch ergangenes Verfügungsurteil 
zu verfahren, als gäbe es neben der äußeren auch eine innere 
Rechtskraft. Für die Ermittlung der zeitlichen Grenze ergibt die 
Beſt. des 8 767 Abſ. 2 ZPO. einen genügenden Anhalt; ſie iſt 
auf ein Verfahren mit mündlicher Verhandlung zugeſchnitten, und 
gerade dieſen Fall behandelt die vorl. Entſch. des BeſchwG. 

Deshalb iſt die Beſchw. zurückzuweiſen. 8 

Sollte der Beim. dadurch eine harte Belaſtung erfahren, 
ſo muß er dieſe der allgemeinen Rechtsſicherheit wegen in Kauf 
bang Das iſt die rechtspolitiſche Anwendung des Gemeinnutz⸗ 

ankens. 


(SG. Dresden, 18. ZR., Beſchl. v. 16. Febr. 1935, 18 T 157/35.) 
Ber. von LER. Dr. Scheld, Dresden. 


Anmerkung: Die Entſch. iſt von erheblicher und prinzipieller 
Bedeutung. M. E. kann ihr jedoch weder im Ergebnis noch in der 
egr. beigeſtimmt werden. 
Die vom Rg. 33, 415 vertretene Anſicht, daß auch durch 
Urteile zurückgewieſene Arreſtgeſuche auf Grund der früheren 
atſachen, aber mit verbeſſerter Glaubhaftmachung wiederholt 
werden dürfen, muß als die auch heute noch weitaus herrſchende 
Meinung angeſehen werden (ſo Sydow⸗-Buſch, 20. Aufl., Bem. 3 
be 8920 ZRO.; KG.: Warn. 10, 79; JW. 1901, 129 0; Seuf⸗ 
ert, 12. Aufl., Bem. II 2f. zu § 922 ZPO.). Stein⸗Jonas 
(15. Aufl., Anm. VI zu $ 922 ZPO.) ſchränken fie lediglich da⸗ 
hin ein, daß ſie die Darlegung einer neuen Arreſtgefahr auf 
Grund neuer, früher nicht vorgelegener Tatſachen verlangen und 
eine bloße Ergänzung der Glaubhaftmachung ſchon früher vor⸗ 
gebrachter Tatſachen als nicht genügend anſehen. M. E. verkennt 
dieſer Standpunkt ſowohl das Weſen der Rechtskraft als auch die 
Sonderſtellung des Arreſtverfahrens. Das RG. hat in ſeiner grund⸗ 
egenden Entſch. dieſe Merkmale überzeugend herausgearbeitet. Hier⸗ 
nach find die Entſch. in den Verfahren über den Erlaß von 
Arreſten und Einſtwyfg., mögen fie in Beſchluß⸗ oder Urteils⸗ 
orm ergehen, ihrem beſonderen Weſen nach immer nur Maß⸗ 
zegeln von vorübergehender Bedeutung, die von vornherein nicht 
er Schaffung eines definitiven Rechtszuſtandes bezwecken. Solche 
Entſch. beſtimmen nur, ob die begehrten Maßnahmen vorläufig 
A ſtatthaft oder nicht ſtatthaft zu erachten find. Hieraus ergibt 
ich notwendig eine im Gegenſatz zum ordentlichen Verfahren 
beſchränkte Tragweite der materiellen Rechtskraft dieſer Entſch. 
NN auch ſchon RZ. 24, 370). Nur einem erneuten, gänzlich 
unveränderten Geſuch würde die Einrede der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache mit Erfolg entgegengehalten werden können. Im 
Tg aber gehört die Glaubhaftmachung der arreſtbegründenden 
lachen zur Begründung des Geſuches. Ein materieller 
bochtsanſpruch iſt überhaupt nicht im Streit befangen, ſondern 
eindlich ob zur Sicherung eines Anſpruches oder zur Regelung 
r einſtweiligen Zuſtandes vorläufige prozeſſuale Maßnahmen 
10 tfinden ſollen. Auch Stein⸗Jonas a. a. O. führen aus, daß 
buf weiſung eines Arreſtgeſuches keine Rechtskraft in bezug 
An den Anſpruch ſelbſt begründe. Ihre im übrigen abweichende 
fi ſicht begründen fie damit (Anm. II 2 zu 8 945 ZBO.), daß es 
reden Arreſtverfahren zwar nur um eine vorläufige Maß⸗ 
wi aber um eine endgültige Entſch. hierüber handele. Ob 
2 dieſe Bindung Rechtskraft nennen wolle, ſei gleichgültig, 
und falls ſei ſie ihr weſensgleich. Ich kann dieſer etwas dunklen 
Stanbedenfalls rein theoretiſchen Begr. nicht beiſtimmen. Der 
es punkt des NG. entſpricht m. E. vielmehr den Erforderniſſen 

praktiſchen Lebens, weil er elaſtiſch iſt und nicht gebannt durch 


den Begriff der unumſtößlichen Rechtskraft einer Entſch., wenn fie 
nur die Überjchrift „Urteil“ trägt. 
Was das LG. Dresden hiergegen vorbringt, iſt nicht über» 


Rechtsauffaſſung vertrauten Juriſten nicht überzeugen. Das LG. 
verwechſelt hier ſcheinbar die Begriffe Rechts ſicherheit und Ge⸗ 
ſetzes ſicherheit. Von beiden geht der erſtere dem letzteren vor, 
wie über dem Geſetz dort, wo es der Auslegung fähig und be⸗ 
dürftig iſt, ſtets das Recht ſteht. Der Nationalſozialismus fordert 
den inneren Rechtsfrieden ſtatt des bloßen äußeren 
Geſetzesfriedens des Liberalismus (Frank, NShandbuch 
für Recht und Geſetzesgebung S. 935 u. 939). Es iſt auch von den 


Wegbereitern nationalſozialiſtiſcher Rechtserneuerung ſtets betont 


worden, daß materielles Unrecht niem ls durch die Berufung auf 
die angeblichen Erforderniſſe der Geſetzesſicherheit gerechtfertigt 
werden könne. Im übrigen will in dem vorl. Falle das LG. ja 
gerade eine beſtehende Geſetzesſicherheit umſtoßen. Im Gegenſatz 
zu der Meinung des LG. iſt es vielmehr ebenſo feſtſtehende wie 
bekannte Praxis, daß Arreſtgeſuche mit beſſerer Begr. bzw. Glaub⸗ 
haftmachung erneut angebracht werden können. Da die ſtreitige 
Frage bis auf die abweichende Meinung von Stein⸗Jonas in 
der Praxis längſt als ausgetragen angeſehen werden muß, verſagt 
auch die Berufung des LG. auf die Entſch. in DRg. Rſpr. 1935, 21 
Nr. 21. Die vorl. Entſch. ift vielmehr geeignet, Unſicherheit in eine 
bisher feſte Geſetzesauslegung hineinzutragen. 

Im übrigen verwechſelk die Entſch. aber auch die für die 
Volksgeſamtheit notwendige Rechtsſicherheit mit den ſubjektiven 
Belangen des einzelnen. Ich kann es wirklich nicht verſtehen, wieſo 
es ein Gebot der rechtlichen oder wirtſchaftlichen Sicherheit ſein 
ſollte, eine Arreſtpartei, die ſich materiell im Unrecht befindet, 
zu ſchützen, weil bereits einmal eine Entſch. zu ihren Gunſten ge⸗ 
fallen war, und daß es Rechtens ſein ſoll, demjenigen, dem end⸗ 
lich die Glaubhaftmachung eines wohlbegründeten Arreſtgeſuches 
gelungen iſt, den Rechtsſchutz zu verſagen, weil er gegenüber einem 
vielleicht geriſſenen Gegner in einem früheren Verfahren das 
notwendige Material zur Glaubhaftmachung noch nicht beizubringen 
vermochte. Ein derartiges Verfahren würde im Volke gewiß mit 
Recht nicht verſtanden und gebilligt werden. 

Iſt ſchon im ordentlichen Verfahren das Problem der Rechts⸗ 
kraft materiell unrichtiger Entſch. zwar im höchſten Maße un⸗ 
befriedigend, aber hier tatſächlich aus dem Grunde der äußeren 
nicht Rechts⸗ aber Entſcheidungsſicherheit wohl nie ganz auszu⸗ 
merzen, ſo muß ſeine Übertragung auf ein Gebiet, auf dem es bis⸗ 
her glücklicherweiſe keine Rolle ſpielte, doch wohl entſchieden ab⸗ 
gelehnt werden. Derjenige einzelne, den die Entſch. des LG. Dres⸗ 
den ſchützen will, iſt dieſes Schutzes nicht bedürftig, wenn auch 
das erneute Geſuch unbegründet iſt. Und er iſt dieſes Schutzes nicht 
würdig, wenn es begründet iſt. 


AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 


Landgerichte: Strafſachen 


Karlsruhe 


72. § 10 Abf. 1 Straffreih G. v. 7. Aug. 1934. Kein Be» 
ſchwerderecht des Verletzten, falls er nicht nebenklagebe— 
rechtigt iſt. 

M. hatte Strafanzeige gegen N. wegen Betruges erſtattet. 
Stel. erhob Anklage. AGG. ſtellte auf Grund des — inzwiſchen er» 
gangenen — Gef. v. 7. Aug. 1934 ein, mit Nachricht an den 
Angeſchuldigten und Zuſtellung gem. § 41 StPO. an die Stel. 
Die StA. erhob keine Einwendung. Wohl aber legte M. als 
durch den angeblichen Betrug Verletzter ſofortige Beſchw. ein. 

Mangels Zuſtellung der Einſtellungsverfügung an den An⸗ 
zeigenden iſt eine ſofortige Beſchw. an ſich noch möglich, da die 
Friſt gegen ihn noch nicht zu laufen begonnen hat. Sie iſt aber 
unzuläſſig. 

Für die Beſchw. gilt wie für alle Rechtsmittel der Grund⸗ 
fat, daß ſie nur den Prozeß beteiligten zuſteht. Dazu ge⸗ 
hören die Stel., der Beſchuldigte, der Privatkläger, der Neben⸗ 
kläger, ferner die in den 88 297, 298, 432, 429 StPO., § 381 
RAbgO. Genannten, nicht aber der Anzeigende oder Verletzte. 
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Dieſer kann freilich zum Prozeßbeteiligten werden, wenn er 
Nebenklage zu erheben berechtigt iſt (SS 395, 403 StPO.). Dieſe 
Vorausſetzung liegt hier aber nicht vor. Ein Beſchwerderecht iſt 
auch nicht ableitbar aus § 304 Abſ. 2 StPO., wonach Zeu⸗ 
gen uſw. und andere Perſonen gegen Beſchlüſſe und Verfü⸗ 
gungen, durch die ſie betroffen werden, Beſchw. erheben können. 
Denn dieſes Beſchwerderecht ſetzt voraus, daß eine gerichtliche Maß⸗ 
nahme unmittelbar auf ihre Rechte einwirkt. Wenn der 
Beſchluß nach 8 204 StPO., durch den die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens abgelehnt wird, wegen ſeiner Ahnlichkeit mit dem Ge⸗ 
richtsbeſchluß, der ein Verfahren auf Grund der Amneftie einftellt, 
zur Stütze der andersartigen Auffaſſung herangezogen wird, ſo gilt 
auch für ihn, daß Anzeigender und Verletzter kein Beſchwerderecht 
haben, wenn ſie nicht Nebenkläger ſind. In Übereinſtimmung 
mit den erörterten Grundſätzen beſtimmt $ 10 Abſ. 1 S. 1, Geſ. 
v. 7. Aug. 1934, daß über die Einſtellung des Verfahrens auf 
Antrag der Beteiligten das Gericht entſcheidet. Der Be⸗ 
griff des „Beteiligten“ iſt hier der gleiche wie ſonſt im Straf⸗ 
prozeß (3. B. in § 335 Abſ. 3 StPO.). Auch hier kann der An⸗ 
zeigende die Entſch. des Gerichts nur dann anrufen, wenn er 
der Verletzte iſt und ein Nebenklagerecht hat (Buſch⸗ 
Schäfer-Wichards, Straffreih®b. v. 20. Dez. 1932, Anm. 3 b 
zu dem gleichlautenden § 10 dieſes Geſetzes). Wenn aber nur 
ein „Beteiligter“ die Entſch. des Gerichts anrufen kann, fo 
kann gegen die Entſch. des Gerichts erſt recht auch nur ein ſol⸗ 
cher Beteiligter die ſofortige Beſchw. einlegen. 

(LG. Karlsruhe, 3. Str., Beſchl. v. 14. Dez. 1934, 3 SL 65/34.) 

Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Sondergerichte 


Schwerin 

73. Art. 137 RVerf.; VO. zum Schutz von Volk und 
Staat v. 28. Febr. 1933; Meckl Bek. v. 5. Aug. 1933. Rechts⸗ 
gültigkeit des Meckl. Verbots des Vereins ernſter Bibel- 
forſcher. }) 

Auf Grund der VO. v. 28. Febr. 1933 hat das MecklbSchw⸗ 
Md. durch RdBfg. an die Polizeibehörden v. 10. April 1933 u. a. 
den Verein ernſter Bibelforſcher verboten und am 5. Aug. 1933 
im Regl. für MecklbSchw. eine Bek. des Inhalts erlaſſen, daß 
von den an die Polizeibehörden gerichteten Rd Vfg. u. a. das Ver⸗ 
bot des Vereins ernſter Bibelforſcher noch Geltung hat und daß 
jede Betätigung i. S. des Vereins ernſter Bibelforſcher ſtrafbar iſt. 

Die neun Angekl. ſind bis zum Verbot Mitglieder der Inter⸗ 
nationalen Vereinigung ernſter Bibelforſcher bzw. eines Zweiges 
dieſer i der ſogenannten „Zeugen Jehovas“ geweſen. 
Ihnen wird zur Laſt gelegt, in den Jahren 1934/35, insbeſ. am 
7. Okt. 1934, in Mecklbg. dem Verbot zuwider gehandelt zu haben, 
und zwar u. a. dadurch, daß ſie der brieflichen Aufforderung des 
amerikaniſchen „Richters“ Rutherford, das Verbot nicht zu beachten, 
ſich zu verſammeln und bei der Reichsregierung um Aufhebung 
des Verbots einzukommen, nachgekommen ſind. Durch die bereits 
erwähnte Mecklb. Bek. v. 5. Aug. 1933 iſt der Verein ernſter Bi⸗ 
belforſcher und jede Betätigung i. S. dieſes Vereins verboten. Bei 
dieſem Wortlaut iſt inſofern eine Ungenauigkeit unterlaufen, als 
offenbar das Verbot nicht oder nicht lediglich gegen den aus we— 
nigen — etwa zwölf — Perſonen beſtehenden Verein der ernſten 
Bibelforſcher mit dem Sitze in Magdeburg gerichtet fein ſollte. 
Denn ein derartiges Verbot, für welches in Mecklenburg keinerlei 
Bedürfnis beſtand, wäre völlig zwecklos geweſen. Von dem Ver⸗ 
bot betroffen werden ſollte vielmehr die geſamte Organiſation der 
ernſten Bibelforſcher, insbeſ. auch die in Deutſchland beſtehenden 
Zweigorganiſationen der Internationalen Vereinigung ernſter 
Bibelforſcher, zu denen auch die „Zeugen Jehovas“ gehören. Dieſer 
Inhalt des Verbots ergibt ſich aus deſſen ſinngemäßer Auslegung 
und aus dem Vergleich mit den in anderen deutſchen Ländern ge⸗ 
troffenen Anordnungen. Daß dies der Inhalt des Verbotes war, 
deſſen waren ſich auch die Angekl. bewußt, die immer wieder be⸗ 
tonen, daß ſie ſich nach dem Verbot nicht mehr i. S. dieſer Organi⸗ 
ſation betätigt hätten, damit alſo zugeben, daß ſie das Verbot auch 
als gegen die Organiſation gerichtet betrachtet haben. 

Was unter Betätigung i. S. der verbotenen Vereinigung zu 
verſtehen iſt, iſt in der Bek. v. 5. Aug. 1933 nicht ausgeführt. 
Das Sondergericht hat in einem früheren ihm zur Entſch. vorl. 
Falle bereits dargelegt, daß ſolche Betätigung nicht ſchon allein 
darin erblickt werden könne, daß ſich gelegentlich einige frühere 
Mitglieder gegenſeitig als Freunde beſuchten, auch wenn zuweilen 
hierbei Bibelverleſungen und Bibelauslegungen ſtattfinden, daß 
aber andererſeits ſolche Betätigung ſowohl in der Fortführung der 


Organiſation als ſolcher in der Zahlung von Beiträgen, Wer⸗ 
bung von Mitgliedern, Veranſtaltung von Verſammlungen, Ver⸗ 
teilen von Zeitſchriften uſw. als auch darin geſehen werden könne, 
daß ein aus früheren Mitgliedern beſtehender Kreis ſich mehr 
oder weniger häufig zuſammenfindet, um den Zuſammenhalt auf 
rechtzuerhalten. Bei Anwendung dieſes Grundſatzes, an dem das 
Sondergericht feſthält, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
ſich die Angekl. i. S. der verbotenen Organiſation betätigt haben. 
Denn fie haben ihren Willen, den Zuſammenhang zwiſchen den 
früheren Mitgliedern aufrechtzuerhalten und die verbotene Orga⸗ 
niſation insgeheim fortzuſetzen, dadurch betätigt, daß fie ſich ger 
meinſam mit anderen Glaubensgenoſſen zu einem von dem Ge⸗ 
ſamtleiter der Organiſation beſtimmten Zeitpunkt verſammelten, 
zum Teil auch dieſe Zuſammenkünfte dadurch vorbereiteten, daß 
ſie ihren Glaubensgenoſſen Zeit und Ort derſelben mitteilten und 
bei dieſen Zuſammenkünften den Brief Rutherfords, der ber 
ſtimmte Weiſungen an die in Deutſchland wohnenden „Zeugen 
Jehovas“, insbeſ. die ſtaatsfeindliche Anweiſung, ſich über die in 
Bezug auf die Vereinigung ernſter Bibelforſcher ergangenen ſtaat⸗ 
lichen Anordnungen hinwegzuſetzen und die Lehre dieſer Ver⸗ 
einigung weiterzuverbreiten, enthielt, vorlaſen oder bekanntgaben. 

Seitens der Verteidigung iſt 8 gemacht, daß die Mecklb, 
Bek. v. 5. Aug. 1933 aus zwei Gründen der Rechtswirkſamkeit 
entbehre, und zwar ſowohl deshalb, weil ſie im Widerſpruch zu 
Art. 137 Weim Verf. ſtände, als auch aus dem Grunde, weil ſie 
lediglich eine Aufzählung der noch in Geltung befindlichen tat⸗ 
fachlich aber mangels öffentlicher Bek. rechtsunwirkſamen Anord⸗ 
nungen des MecklbMd J. enthalte. Dieſer Auffaſſung hat ſich das 
Sondergericht nicht anſchließen können. Was zunächſt den zweiten 
von der Verteidigung geltend gemachten Grund anbetrifft, ſo iſt 
es richtig, daß die urſprünglichen Anordnungen des Md. der 
Rechtswirkſamkeit entbehrten, weil ſie ſich lediglich an die Poltzei⸗ 
behörden richteten und nur dieſen bekanntgegeben waren. Sie 
wären auch nicht dadurch wirkſam geworden, daß durch eine ord⸗ 
nungsmäßig veröffentlichte Bek. lediglich in aufzählender Form 
ein Hinweis auf die noch in Geltung befindlichen Anordnungen 
erfolgt wäre. So liegt es hier aber nicht. Zwar enthält die Bek. 
unter Ziff. 1 unter Bezugnahme auf früher ergangene Anord⸗ 
nungen eine Aufzählung der verbotenen Verbände und Organi- 
ſationen, ſie gibt aber darüber hinaus den weſentlichen Inhalt 
der früheren Anordnungen wieder und enthält in einer aus ſich 
ſelbſt heraus verſtändlichen Form alles für ein Verbot Erforder⸗ 
liche, ſo daß ſie trotz der Bezugnahme auf frühere Anordnungen 
als ſelbſtändiges Verbot anzuſehen iſt. 

Über die Frage der Verfaſſungswidrigkeit eines — auch in 
anderen deutſchen Ländern, insbeſ. auch Preußen — ergangenen 
Verbots der Vereinigung ernſter Bibelforſcher ſind in der letzten 
Zeit von verſchiedenen Gerichten entgegenſtehende Entſch. getroffen. 
Darüber, daß es ſich bei dieſer Vereinigung um eine Religions- 
geſellſchaft handelt, kann ein Zweifel kaum noch beſtehen. Trotzdent 
aber ſteht dem Verbot nach der Anſicht des Sondergerichts der 
Art. 137 Verf. nicht entgegen. Das Hanſeatiſche Sondergericht 
hat in dem Urt. v. 15. März 1935 (38. Sonder. 75/35) mit aus⸗ 
führlicher und durchaus überzeugender Begr. dargelegt, daß DIE 
Wein Verf. als ſolche nicht mehr exiſtiert, daß die in ihr enthal⸗ 
tenen Rechtsnormen auch als einfache Rechtsſätze über den Zeit⸗ 
punkt der Errichtung des Dritten Reiches hinaus jedenfalls inſo— 
weit nicht von Beſtand geblieben ſeien, ſoweit fie mit der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung unvereinbar ſeien, und daß ius: 
beſ. der in Art. 137 NBerf. niedergelegte Grundſatz, daß die Ver⸗ 
einigung zu Religionsgeſellſchaften keinen Beſchränkungen unter⸗ 
liege, nur mit der ſich aus Punkt 24 des Programms der NS 
DAB. ergebenden Einſchränkungen: „Soweit fie nicht den Beſtand 
des Staates gefährden oder gegen das Sittlichkeits⸗ oder Moral 
gefühl der germaniſchen Raſſe verſtoßen“ übernommen fei. Weiter 
hat das Hanſeatiſche Sondergericht eingehend ausgeführt, daß die 
Vereinigung ernſter Bibelforſcher, insbeſ. wegen der Verweige⸗ 
rung des Kriegsdienſtes, ihrer negativen Einſtellung gegenüber 
dem nationalſozialiſtiſchen Staate, wie auch gegenüber dem Staate 
überhaupt, wegen des Ungehorſams gegen ſtaatliche Geſetze, wie 
er auch in dem Briefe Rutherfords verlangt wird, ſowohl den 
Beſtand des Staates gefährdet als auch gegen das Sittlichkeits⸗ 
und Moralgefühl der germaniſchen Raſſe verſtößt. Das erkennende 
Gericht hat ſich dieſer Anſicht des Hauſeatiſchen Sondergerichts 
allen Inhalts angeſchloſſen und iſt mit dieſem zu demſelben Er’ 
gebnis gelangt, daß die VO,, durch die die Tätigkeit der Bibel’ 
forſcher verboten iſt, rechtsgültig ſind. 

(SondGer. Schwerin, Urt. v. 13. Mai 1935, K Ms 31/35.) 


Ber. von RA. Bodo Weden, Schwerin (Medlb.). 


Anmerkung: Vgl. auch RG.: JW. 1934, 767 und Sonder 
gericht Darmſtadt: JW. 1934, 1745 mit Anm. Huber. D. S 
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Hamburg 
74. 8157 3PO. Eine Prozeßpartei, die ſich im Mahn⸗ 
verfahren eines nicht oder noch nicht zugelaſſenen Rechts⸗ 
onſulenten bedient, kann Erſtattung der ihr hierdurch 
entſtandenen Auslagen von dem an ſich zur Zahlung ver⸗ 
pflichteten Gegner nicht fordern. }) 
(AG. Hamburg, Urt. v. 14. März 1935, 41 C 447/35.) 


Abgedr. JW. 1935, 1729 80. 


Anmerkung: Es geht aus der Entſch. nicht hervor, ob es ſich 
um einen der Deutſchen Rechtsfront angehörenden Rechtsbeiſtand han⸗ 
delt oder nicht. Den der Deutſchen Rechtsfront angehörenden Rechts⸗ 
beiſtänden hat das AG. Düſſeldorf in ſeiner in JW. 1935, 1646 ab⸗ 
gedruckten Entſch. mit Recht einen Koſtenerſtatlungsanſpruch zugebilligt. 
Der Deutſchen Rechtsfront gehören 8—900 Rechtsbeiſtände einſchließ⸗ 
lich der über 400 Prozeßagenten an. Es iſt alſo nur ein ganz ge⸗ 
ringer Bruchteil der Rechtskonſulenten nach vorheriger Prüfung in 
die Reichsberufsgruppe Rechtsbeiſtände aufgenommen worden. Dieſen 
durch die Aufnahme in die Deutſche Rechtsfront anerkannten Rechts⸗ 
beiſtänden muß ein Koſtenerſtattungsanſpruch zugebilligt werden. 
Dies iſt auch der vom BNS. amtlich vertretene 
Standpunkt. Es geht nicht an, daß man eine beſtimmte aus⸗ 
geſiebte Berufsgruppe durch Aufnahme in die Deutſche Rechtsfront 
als Rechtswahrer anerkennt und ihr trotzdem gleichzeitig den Lohn 
ihrer Arbeit durch Nichtzubilligung des Koſtenerſtattungsanſpruches 
vorenthält. 

Dagegen wird den nicht von der Deutſchen Rechtsfront auf⸗ 
denommenen Rechtsbeiſtänden, deren Zuverläſſigkeit und Eignung in 
einer Weiſe feſtſteht, mit Recht ein Koſtenerſtattungsanſpruch von 
den Gerichten nicht zugebilligt. Dr. Sp. 

* 
Wetzlar 


75. 88 11, 48 Perſ StG. Die Weigerung des Standes- 
beamten, bei der Eheſchließung eines deutſchblütigen 
ne? mit einer Jüdin Amtshilfe zu leiften, ift gerecht⸗ 

igt. 
an Der Antragſteller, der nach feinen eigenen Angaben deutſchen 
Blutes iſt, unterhält ſeit dem Jahre 1930 ein Liebesverhältnis 
a der Jüdin M. und hat ihr die Ehe verſprochen. Am 26. Mai 
1935 beantragte er bei dem für feinen Wohnſitz zuſtändigen Stan⸗ 
mt unter Vorlage der erforderlichen Standesurkunden das 
deufgebot zur Eheſchließung zwiſchen ihm und der M. Der Stan⸗ 
esbeamte lehnte den Erlaß des beantragten Aufgebotes ab mit 
M. Begr., zur Eheſchließung zwiſchen einem deutſchblütigen 
Amme und einer Jüdin könne er als Nationalſozialiſt keine 

mtshilfe leiſten. 
S Der Antragſteller beruft ſich darauf, daß die Weigerung des 
f tandesbeamten in den beſtehenden geſetzlichen Beſt. keine Grund⸗ 
dase finde, und hat beantragt, den Standesbeamten anzuweiſen, 
s begehrte Aufgebot zu erlaſſen. 
te Es iſt richtig, daß die beſtehenden geſetzlichen Beſt. die Ehe⸗ 
älteßung zwiſchen einem deutſchblütigen Manne und einer Jüdin 
% verbieten. Dieſer formalgeſetzliche Zuſtand vermag aber den 
u des Antragſtellers nicht zu ſtützen. 
0 it der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus in 
ateutſchland find die Grundlagen der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
gaſchauung zugleich die Grundlagen für den völkiſch⸗ſtaatlichen 
„euaufbau des deutſchen Reiches geworden. Dieſer wird durch⸗ 
Führt und im Tiefſten getragen aus der Erkenntnis der unlös⸗ 
Wien naturgeſetzlichen Einheit von Raſſe, Seele und Recht. Die 
Ei ederbefreiung des deutſchen Menſchen von allen ſchädigenden 
Seellalſen artfremder Raſſen, die Wiedererſtarkung der deutſchen 
ie e und ihre Reinerhaltung für alle Zukunft iſt hierbei das un⸗ 
turrückbare höchſte Ziel. In dieſer völkiſch gerichteten Grundhal⸗ 
ng wurzelt das Rechtsdenken und die Rechtsfindung im neuen 
in iſchland ebenſo wie das geſamte bereits vorl. Geſetzgebungs⸗ 
SE des Dritten Reiches. Hierfür ſind unter anderen insbeſ. das 
und DG. nebſt DurchfVO., ſowie das RErbhofG., die DGemO. 
8 das Wehrch. die eindeutigſten Bekundungen. Dieſe grund⸗ 
unenden Geſetze find durchdrungen von der Einſicht in die ſeeliſch 
ſtör körperlich ſchädigenden Wirkungen der Blutmiſchung deutſch⸗ 
umiger Menſchen mit Angehörigen artfremder Raſſen oder 
dag gemeinfchaften, insdeſ. mit Juden; fie erſtreben folgerichtig 

Stel, die durch Raſſemiſchung eingetretene Entartung des 
„Volkes mit allen Mitteln und unverzüglich aufzuhalten 
Volkes rüber hinaus den raſſiſchen Wiederaufſtieg des deutſchen 

s nach allen Richtungen hin zu ſichern. Dieſem auf allen 
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Gebieten der Geſetzgebung wie auch in dem geſamten amtlichen 
und halbamtlichen Schrifttum des Staates und der NSDAP. zu⸗ 
tage tretenden Streben wäre es ein Schlag ins Geſicht, wollte 
der nationalſozialiſtiſche Staat gleichzeitig weiterhin Ehen zwiſchen 
Deutſchblütigen und Juden zulaſſen. 

Der Einwand, daß trotz alledem ſolche Miſchehen bisher ge⸗ 
ſetzlich noch nicht verboten ſeien, ſchlägt nicht durch. Dieſer Ein⸗ 
wand entſpringt typiſch jüdiſch⸗liberaliſtiſchem Moral- und Rechts⸗ 
denken; letzteres hatte mit dem Grundſatz: „Was nicht verboten 
iſt, iſt erlaubt“ deutſches Recht und deutſche Sitte bereits faſt 
völlig inſtinktlos und wurzellocker gemacht. Nationalſozialiſtiſche 
— das iſt arteigene — Rechtsanſchauung hat demgegenüber wie⸗ 
der das artgemäße Geſetz des Sollens aufgerichtet als Anforderung 
an jeden einzelnen, ſeine innere Haltung und äußere Lebensfüh⸗ 
rung allein auf das Wohl ſeines Volkes auszurichten und deſſen 
Belangen ſich unterzuordnen. Dieſer Satz iſt bindendes geltendes 
Recht des Dritten Reiches und, wie oben dargelegt, bereits in 
grundlegenden Geſetzen eindeutig zum Ausdruck gekommen. Mit 
dieſem Rechtsſatz ſteht die Eheſchließung eines deutſchblütigen 
Mannes mit einer Jüdin in unlösbarem Widerſpruch. Eine ſolche 
Eheſchließung kann daher nicht mehr zugelaſſen werden und der 
Standesbeamte hat mit Recht den Erlaß des vom Antragſteller 
begehrten Aufgebots abgelehnt. 

(AGG. Wetzlar, Beſchl. v. 17. Juni 1935, 1 III 5/35.) 


| Reihsarbeitsgericht | 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


976. 8 626 BGB. Berechtigung friſtloſer Entlaſſung 
unter dem Druck betriebsfremder Einflüſſe. (Vgl. JW. 1935, 
1352 u. 1354.) 

Nach feſtſtehender Rſpr. des RG. und des RArbc. (vgl. bei. 
RNArbcg. 12, 325 = JW. 1933, 1968) iſt ein wichtiger Kündigungs⸗ 
grund i. S. des § 626 BGB. dann gegeben, wenn dem Arbeit⸗ 
geber bei verſtändiger Würdigung aller Umſtände die Einhaltung 
des Vertragsverhältniſſes nicht zugemutet werden kann. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Sachlage durch das Verſchulden 
eines Vertragsteiles oder durch Ereigniſſe, die unabhängig von 
dem Verhalten der Vertragsteile eingetreten ſind, herbeigeführt 
wurde. Die Würdigung der Umſtände iſt Sache des Tatrichters. 
Die Rev. hat nur zu prüfen, ob ein beſtimmtes Ereignis an ſich 
und abgeſehen von den Uniſtänden des Einzelfalles die friſtloſe 
Entlaſſung rechtfertigen kann und ob der Tatrichter die beſonderen 
Umſtände des Falles in rechtlich einwandfreier Weiſe, namentlich 
ohne Verſtoß gegen die Grundſätze von Treu und Glauben im Ver⸗ 
kehr und der Treuepflicht zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
erwogen hat. 

Nach dieſen Grundſätzen kann es nicht zweifelhaft ſein, daß 
die Einhaltung des Dienſtvertrags für den Arbeitgeber untragbar 
werden kann, wenn dadurch eigene lebenswichtige Belange ſeiner 
Perſon oder des Betriebs gefährdet werden, daß alſo Widerſtände 
von vertragsfremder Seite gegen die Beſchäftigung des Dienſtver⸗ 
pflichteten zu ſeiner Entlaſſung zwingen können. Bei der Ab⸗ 
wägung der Pflichten des Wirtſchaftsführers aus ſeiner Treue⸗ 
pflicht gegen den Dienſtverpflichteten auf der einen Seite und aus 
der Wahrung der Belange des Unternehmens und der Geſamtheit 
der Belegſchaft auf der anderen Seite ſowie der berechtigten Rück⸗ 
ſichtnahme auf eine perſönliche Gefährdung des Arbeitgebers ſelbſt 
iſt daran ſeſtzuhalten, daß vorübergehende oder im Verhältnis zu 
der Wichtigkeit der Treuepflicht in ihrer Bedeutung zurücktretende 
Nachteile des Arbeitgebers die friſtloſe Entlaſſung ſo wenig tragen 
können, wie die bloß ſubjektive Vermutung des Arbeitgebers einer 
ihm oder ſeinem Betriebe aus der Weiterbeſchäftigung des Dienſt⸗ 
verpflichteten drohenden Gefahr ohne eine beachtliche objektive 
Grundlage (RArbG. 13, 185 [188] JW. 1934, 121). . 

Das LArbG. hat in Befolgung dieſer Gedankengänge die friſt⸗ 
loſe Entlaſſung des Kl. ohne Rechtsirrtum für begründet erklärt. 
Es hat einen ſtarken Druck der Parteiſtellen auf den Bekl. für er⸗ 
wieſen erachtet, hat aber nicht dieſen Druck als ſolchen zur Recht⸗ 
fertigung der Kündigung herangezogen, ſondern ihn wiederum nur 
als Beweisanzeichen dafür angeſehen, daß der Bekl. in der Tat bei 
der Einſtellung eines ſo maßgeblichen Beamten wie des Kl. (Guts⸗ 
inſpektors) in ſeinen Betrieb für den Betrieb und für ſeine Perſon 
auf Grund objektiver Unterlagen ernſte und folgenſchwere Weite⸗ 
rungen erwarten konnte. Auch abgeſehen von der politiſchen Span⸗ 
nung in Schlefien in den letzten Junitagen, die ſchon einige Zeit 
in der Luft lag, war der Bekl. auf ein gutes Einvernehmen mit 
der Kreisbauernſchaft und mit ſeiner übrigen Belegſchaft um ſo 
mehr angewieſen, als er im Entſchuldungsverfahren ſtand, und als 
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Widerſtände in feinem Betrieb ſich zur Zeit der Ernte beſonders 
verhängnisvoll auszuwirken drohten. Er durfte aber auch außer 
der Rückſicht auf feine wirtſchaftlichen Belange für ſich beanſpru⸗ 
chen, einer Verkennung ſeiner Treuebereitſchaft gegen die Regie⸗ 
rung vorzubeugen, der er ſich und die ihm nahe ſtehenden politi= 
ſchen Verbände durch die Deckung des politiſch verdächtigen Kl. 
ausſetzen konnte. 
(RATES, Urt. v. 13. März 1935, RAG 254/34. — Görlitz.) 


Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsſinanzräten Ott und Sölch 


[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt! 


77. 81 Reichs flucht St BO.; 8 80 Abſ. 1 R Abg. 1931. 
Für die Reichsflucht StVO. kommt es nicht auf die bürger⸗ 
lich⸗rechtliche, ſondern auf die tatſachliche Aufgabe des 
Wohnſitzes an. Daher kann auch ein geſchäftsunfähiger 
Geiſteskranker ſeinen inländiſchen Wohnſitz jedenfalls 
dann aufgeben, wenn es auf Veranlaſſung oder mit Ge⸗ 
nehmigung deſſen geſchieht, dem die perſönliche Fürſorge 
für den Steuerpflichtigen obliegt (3. B. der Ehefrau), ſelbſt 
wenn er bürgerlich⸗rechtlich nicht zur Vertretung des 
Steuerpflichtigen befugt iſt. 

(RFH., 3. Sen., Urt. v. 7. Febr. 1935, III A 346/34.) 
* 


78. 88 1, 9 RFluhtStVO. v. 8. Dez. 1931. Das Be⸗ 
ſtehen eines Steuerſteckbriefes iſt kein Grund, der die 
1 des Steuerpflichtigen in das Inland verhindern 
müßte. 

(RFH., 3. Sen., Urt. v. 31. Jan. 1935, III A 365/34.) 


* 

79. 8 14 Abſ. 1 Ziff. 2 Erbſch StG. 1925; 855 RErbhofc. 
Iſt die Zuwendung eines jetztals Erbhof geltenden Bauern- 
guts durch Übertragung des wirtſchaftlichen Eigentums 
an den Übernehmer vor dem Inkrafttreten des RErbhofch. 
(1. Okt. 1933) ausgeführt worden, fo tritt Befreiung von 
der Erbſchaftſteuer für den Übernehmer nicht ein, auch 
wenn die Umſchreibung im Grundbuch erſt nach dieſem 
Zeitpunkt ſtattgefunden hat. 

Streitig iſt in erſter Linie, wann die Zuwendung des 
Vaters des BeſchwF. an dieſen ausgeführt worden iſt ($ 14 Abſ. 1 
Ziff. 2 Erbſch StG. 1925). Die Vorbehörden vertreten den Stand⸗ 
punkt, daß als Zeitpunkt der Zuwendung der Zeitpunkt gelte, in 
dem der Erwerber die wirtſchaftliche Herrſchaft über das Grund⸗ 
ſtück erlange. Das ſei hier der 1. Juli 1933. Der Beſchwỹ. 
will erſt den Tag der Umſchreibung gelten laſſen. Dieſer liege 
nach dem 1. Okt. 1933, dem Tage des Inkrafttretens des RErb⸗ 
hof G. v. 29. Sept. (RGBl. I, 685). Nach § 55 dieſes Geſ. habe 
100 Anerbe für den Übergang des Erbhofs keine ErbſchSt. zu 
zahlen. 

Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des NFH. genügt zum Übergang 
der Zuwendung in das Vermögen des Beſchenkten, daß er das 
wirtſchaftliche Eigentum an dem geſchenkten Wirtſchaftsgut er⸗ 
halten hat. Bei Grundſtücken genügt alſo Einräumung des Eigen⸗ 
beſitzes und des Nutzungsrechts, Umſchreibung im Grundbuch iſt 
nicht erforderlich (vgl. RF. 18, 263). Nach dem notariellen Ver⸗ 
trage v. 7. Mai 1932 verpflichtet ſich der Vater des Beſchw f., 
ihm die Erbpachthufe zum 1. Juli 1933 im Wege verfrühter 
Erbfolge zu übertragen. Es heißt dann weiter: „Bis zum 1. Juli 
1933 bewirtſchaftet der jetzige Beſitzer das Grundſtück in der bis⸗ 
herigen Weiſe weiter. Er übergibt es am 1. Juli 1933 ſeinem 
Sohn in dem Zuſtande, in welchem es ſich bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung befinden wird.“ Später wird vereinbart: „Die 
Übergabe und Auflaſſung erfolgt am 1. Juli 1933.“ Daß dieſe 
Abrede nicht eingehalten worden fei, hat der BeſchwF. nicht be⸗ 
hauptet. Was er dazu in der RBeſchw. neu vorbringt, kaun in 
dieſer Rechtsſtufe nicht mehr berückſichtigt werden. Deshalb iſt 
mit dem Fincher, davon auszugehen, daß der Beſchw§. den Hof 
am 1. Juli 1933 übernommen hat. Die Schenkung war alſo an 
dieſem Tag ausgeführt und muß nach dem zu dieſer Zeit gül⸗ 
tigen Recht verſteuert werden. 

Das NErbhof®. ift nach feinem § 57 am 1. Okt. 1933 in 
Kraft getreten. Es wirkt ſich aber für die Übergangszeit auch auf 
vordem abgeſchloſſene Verträge inſofern aus, als die Genehmigung 
des Anexrb&. zu Veräußerungen (§ 37 a. a. O.) für alle Geſchäfte 
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erforderlich wird, die noch nicht vor dem 1. Okt. 1933 durch Un 
ſchreibung im Grundbuch wirkſam geworden find (vgl. Bog els, 
RErbhoiß., 2. Aufl., S. 178). Die Genehmigung iſt nach dem 
Vortrag des BeſchwF. ſpäter erteilt. Sie hat aber rückwirkende 
Kraft und wirkt auf den Zeitpunkt der abgegebenen Erklärung 
zurück (Vogels S. 175; vgl. auch Runderlaß des RM. vom 
22. Dez. 1934 [RStssl. 1934, 1696 zu VII). Welchen Einfluß die 
Verſagung der Genehmigung, die nach § 37 Abſ. 3 a. a. O. übri⸗ 
gens nicht zu befürchten war, auf die Schenkungsſteuer ausgeud! 
hätte, braucht nach Lage des Falles nicht erörtert zu werden. 


(NRFH., 3. Sen., Urt. v. 16. Jan. 1935, IIIL e A 96/34.) 


* 
80. 8 14a BraunſchwewStG. i. d. Faſſ. der VO. vom 
25. März 1933 (BraunſchwGuVS. 1933, 41). 

1. Der durch BO. v. 25. März 1933 (Braunſchw Gnu S. 1933, 
41) in das BraunſchwGewStG. eingefügte § 14a hält ſich 
im Rahmen der in Kap. VI 8 6 der VO. des RPräſ. vom 
18. März 1933 (RGBl. 1933, I, 109) den Ländern eingeräum“? 
ten Ermächtigung und iſt daher rechtswirkſam. 

2. Der Begriff „Einheitspreisgeſchäft i. S. des 8 140 
BraunfhmbewStß.'i. d. Faſſ. der BO. v. 25. März 19% 
(BraunſchwGu VS. 1933, 41) ift abzuleiten aus der Vis, 
des RPräſ. zum Schuße der Wirtſchaft v. 9. März 1932 
(RG Bl. I, 121, Teil III 8 1). Hiernach handelt es ſich be! 
einem Einheitspreisgeſchüft um eine Verkaufsſtelle, in 
der Waren mehrerer nicht zuſammengehöriger Warenarten 
ausſchließlich oder überwiegend in einer oder mehreren 
feſtſtehenden Preisſtufen feilgehalten werden. 

Die Steuerpflichtige, eine KommGej., betreibt ein Verkaufs 
geſchäft für Haus⸗ und Küchengeräte. Auf einem getrennten Geſchäfts⸗ 
grundſtück hat fie unter dem Namen K. eine beſondere Abteilung ein 
gerichtet. Das Fin A. hat in dieſer Abteilung ein Einheitspreisgeſchält 
i. S. des durch VO. v. 25. März 1933 (Braunſchwöh VS. 1953, 41) ein 
gefügten § 14 a BraunſchwchewStc. erblickt. Bei der Veranlagung der 
Gewerbeſteuer der Steuerpflichtigen für 1933/34 hat das Find, den 
auf die K.⸗Abteilung entfallenden Teil der ſtaatlichen Gewerbeſteuer de? 
geſamten Betriebs von 313,48 AM auf die Hälfte dieſes Satzes ermil 
telt und zu dieſem Teilbetrag einen Zuſchlag von 600 0 gem. 8 
Nr. 1 VO. feſtgeſetzt. 

Einſpruch und Ber. waren erfolglos. 111. 

Gegen das BU. hat die Steuerpflichtige RBeſchw. und das Fin 
Anſchlußbeſchwerde eingelegt. Die Steuerpflichtige wiederholt in ihre 
RBeſchw. im weſentlichen ihre früheren Einwendungen: \ 

1. Die BraunſchwV'O. v. 25. März 1933 halte ſich nicht im 
Rahmen der in Kap. VI 8 6 VO. des RPräſ. v. 18. März 1933 (Noch 
Vl. 1933, I, 109 ff.) den Ländern eingeräumten Ermächtigung und Je 
rechtsunwirkſam, ſofern der durch die erſtere VO. eingeführte 8 1 
GewStG. nicht durch Heranziehung des 8 14 Abſ. 2 ergänzt und au 
für Einheitspreisgeſchäfte ein Mindeſtumſatz von 400000 AM ver 
langt würde. Dieſer Umſatz fei aber von der k. nicht erzielt worden. 

2. Die K.⸗Abteilung ſei als Teil betrieb kein Einheitspreis 
geſchäft im Sinne des GewStcF. Abgeſehen davon würden in 5 
.⸗Abteilung keine Waren mehrerer nicht zuſammengehöriger Waren 
arten ausſchließlich oder überwiegend in einer oder mehreren feſtſtehel 
den Preisſtufen feilgeboten. Es würden vielmehr Waren in alle 
Preislagen feilgehalten. Im übrigen könne auch der Begriff des Ein, 
heitspreisgeſchäfts nicht ohne weiteres der RVO. v. 9. März 13992 
Teil III 81 (ROLL. 1932, I, 121 [125]) entnommen werden. ae 
K.⸗Abteilung ſei weder nach ihrer Größe und ihrem Umfang noch nach 
ihrem geſamten inneren Aufbau als ein Warenhaus oder warenhaus“ 
ähnlicher Betrieb anzuſehen. Der Zweck der Warenhausſteuer ſei ob 
die mittelſtändiſchen Betriebe zu ſchützen. Zu dieſen Betrieben rech 
aber gerade der Betrieb der Steuerpflichtigen. g 

Das Fin A. verlangt in feiner Anſchlußbeſchwerde, die Steuer 
pflichtige vom Geſamtertrage und dem geſamten Betriebskapitale 
dem Zuſchlag von 600% heranzuziehen. Die k.⸗Abteilung der Steuer 
pflichtigen ſei als ſolche nicht ſteuerpflichtig. Es müſſe deshalb das ge, 
ſamte Geſchäft der Steuerpflichtigen als Einheitspreisgeſchäft i. S. bes 
8 14a Gew&t®. angeſehen und zuſchlagspflichtig gemacht werden. 

Die RBeſchw. iſt begründet, dagegen die Anſchlußbeſchwerde um 
begründet. 

Zu Nr. 1 der RBefgm.: Die VO. des Rpräf, über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirtſchaft und der Recht. 
pflege v. 18. März 1933 (RG Bl. 1933, I, 109, 116) ermächtigt! 
Kap. VI (Realſteuerſperre) $6 die Länder, in denen eine Warenba nr 
ſteuer befteht, die Steuerſätze der Warenhausſteuer bis höchſtens 
das Zweifache der bisherigen Steuerſätze zu erhöhen und den Kreis de 
der Warenhausſteuer unterliegenden Betriebe zu erweitern. Die glei 75 
Vorſchr. enthält auch 8 9 NealStSperr Bo. v. 31. März 1933 (M 
Bl. I. 157) und 87 Durchf Beſt. zur Neal StSperrVO. vom gleiche 
Tage (RG Bl. I. 159). Im Geſ. zur Regelung der Warenhausftent 
und der Filialſteuer für das Jahr 1933 v. 15. Juli 1933 (RG 
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1933, I, 492) hat 89 RealStSperr O. 1933 eine Neufaſſung erhal⸗ 
ten und 87 DurchfBeſt. zur Real StSperr VO. iſt geſtrichen worden. 
Die den Landesregierungen erteilte Ermächtigung, den Kreis der der 

arenhausſteuer unterliegenden Betriebe zu erweitern, iſt jedoch aus⸗ 
drücklich aufrechterhalten worden (8 2). 

Auf Grund der Ermächtigung v. 18. März 1933 hat die Braun⸗ 
ſchweigiſche Landesregierung durch VO. v. 25. März 1983 (Braunſchw⸗ 
GVO. 1933, 42) unter Tit. V GewStG. v. 1. April 1931 (Braunſchw⸗ 
VOS. 1931, 53), der vom Warenhauszuſchlag handelt, hinter 8 14 
die neue Vorſchr. des § 14a eingefügt, wonach Einheitspreisgeſchäfte 
und Kleinpreisgeſchäfte dem gleichen Zuſchlag wie die in § 14 Abſ. 1 
genannten Großbetriebe unterworfen werden ſollen, ſoweit ſie nicht 
auf Grund des 8 14 ſelbſt zuſchlagspflichtig find. 

Mit dieſer Neuregelung verſtößt die braunſchweig. Vo. nicht 
gegen die ihr durch Reichsrecht erteilte Ermächtigung. Die einzelnen 
Reichs O. enthalten keine näheren Beſt. über den Begriff „Waren⸗ 
haus“ und auch nicht darüber, welche Arten von ſonſtigen Betrieben 
der Warenhausſteuer unterworfen werden können. Die Beſtimmung 
des Begriffs „Warenhaus“ iſt vielmehr grundſätzlich den Ländern ſelbſt 
überlaſſen worden. Aus der geſchichtlichen Entwicklung der Warenhaus⸗ 
ſteuer ergibt ſich, daß die Gewerbeſteuergeſetzgebung der Länder eine 
Objektive Begrenzung des Begriffs der Warenhäuſer zu finden geſucht 
und ſie in der Vereinigung mehrerer ſonſt in Spezialgeſchäften bearbei⸗ 
teten Warengruppen in einem Geſchäft fixiert haben (Popitz, 
domm. z. UmſStch., Erg.⸗Bd. zur 3. Aufl., 1930, 220). So hat 
Braunſchweig in 814 GewStcg. dem Warenhauszuſchlag Großbetriebe 
unterworfen, die Einzelhandel mit Waren aus mehr als einer der in 

15 des Gef. bezeichneten Gruppen betreiben. Dabei ſollen als Groß⸗ 
betriebe ſolche Gewerbebetriebe gelten, die einen Umſatz von 400 000 RAM 
aben. Dieſe Merkmale des zuſchlagspflichtigen Betriebs hat der Rey. 
mit dem Reichsrecht grundſätzlich für vereinbar gehalten (Eutſch. des 
RR. 32, 186). 
an Aus vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich zunächſt, daß die den 
ändern reichsrechtlich erteilte allgemeine Ermächtigung, den Kreis 
er zuſchlagspflichtigen Betriebe zu erweitern, zunächſt nicht in dem 
Zinne verſtanden werden kann, daß der Reichsgeſetzgeber dieſe Ermäch⸗ 
igung nur auf Großbetriebe hat befchränkt wiſſen wollen. Auf der 
anderen Seite kann er aber auch dieſe Ermächtigung nicht in dem 
inne verſtanden haben, daß nun damit den Ländern ein Freibrief ge⸗ 
er werden ſollte, den Kreis der zuſchlagspflichtigen Betriebe etwa 
1 1 Belieben auszudehnen. In dieſem Falle würden es die Länder 
95 der Hand gehabt haben, die Grundſaße der RealtSperr VO. zu 
durchbrechen, fo daß fie praktifch auf dem Papiere geſtanden hätten. 
ent Hinblick auf die Eutſtehungsgeſchichte der Wareuhausſteuer kaun 
* nur ſolche Betriebe im Auge gehabt haben, bei denen in ähulicher 
elſe wie bei den Warenhäuſern aus wirtſchafts- und ſteuerpolitiſchen 
ründen eine Sonderbeſteuerung gerechtfertigt erſcheint. Das iſt aber 
ei Einheitspreisgeſchäften der Fall. Der Warenhausſteuergedaulee iſt 
3 den Beſtrebungen der ſog. Mittelſtandsbewegung hervorgegan⸗ 
2 welche die Warenhäuſer grundjäglich bekämpfte, um den kleineren 
ud mittleren Einzelhandel gegen den allzu ſtarken Wettbewerb durch 
arenhäuſer zu ſchützen. In neueſter Zeit hat ſich nun neben den 
geſchan usern die Geſchäftsart der Einheitspreis und Kleinpreis⸗ 
f ſchäfte entwickelt, die unabhängig von ihrer Größe und 
bc em Umſatz durch die näheren Umſtände, anter denen 
e ihre Waren feilhalten, in ähnlicher Weiſe wie die 
arenhäuſer in ſtarken Wettbewerb zu dem ſonſtigen Einzelhandel 
7 und daher im Intereſſe der Erhaltung eines geſunden Mittel⸗ 
le in gleicher Weiſe wie die Warenhäuſer vom mittleren und kKlei⸗ 
geſetl, Einzelhandel abgelehnt werden. Dieſen Beſtrebungen iſt reichs⸗ 
as dec ce dadurch Rechnung getragen worden, daß in der VO. 
1 räſ. zum Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932 Teil III (RG⸗ 
1982, I, 121, 125) die Errichtung und der Betrieb von Einheits⸗ 
In gelhäften beſtimmten Einſchränkungen unterworfen worden iſt. 
a. den Gef. zum Schutze des Einzelhandels v. 12. Mai 1933 Art. I 
dates Jah 2 (NG Bl. I, 262) i. d. Faſſ. des NGef. v. 13. Dez. 1934 


1 J. 1241) iſt die Errichtung, Erweiterung und Verlegung von 


8 eitspreisgeſchäften ganz allgemein und unbefriſtet ver⸗ 


Aa worden. Das in Art. I 8 2 dieſes Sei. enthaltene allgemeine 
er ot der Eröffnung von Verkaufsſtellen, in denen Waren feilgeboten 
and en, umfaßt auch die Übernahme einer Verkaufsſtelle durch eine 
55 ere Perſon, ſofern mit der Übernahme eine Anderung der Betriebs⸗ 
Eh insbeſ. die Umwandlung in ein Warenhaus, Kleinpreisgeſchäft, 
Preisſtoreisgeſchäft oder in ein anderes durch die beſondere Art der 
kr ſtellung gekennzeichnetes Geſchäft verbunden iſt (83 Nr. 3). So⸗ 
ae 0 den VO. zur Durchführung des Geſ. zum Schutze des Einzel⸗ 
109373 v. 12. Mal 1933 i. b. Faſſ des Gef. v. 15, Jul 1033 (ic l. 
Nen I, 493) v. 25. Okt. 1933 (RG Bl. 1933, I, 779 [RG Bl. I, 267) 
m zahmen, z. B. bei der Errichtung einer Verkaufsſtelle in bereits 

195 Sn aber leerſtehenden Verlaufsräumen, vorgeſehen find, dür⸗ 
he che Ausnahmen nicht zugelaſſen werden, ſofern es ſich um die 

ir tung eines Warenhauſes, Kleinpreisgeſchafts, Serienpreisgeſchäfts 
handelt (BO. v. 12. Mai 1933 [RG Bl. 1933, I, 2071 d] und vom 


28. Nov. 1933, II [RG Bl. 1933, I, 1014). Mit ſämtlichen Vorſchr. 
verfolgt der Reichsgeſetzgeber offenſichtlich den Zweck, die weitere 
Ansdehnung der Warenhäufer und der ihnen gleich⸗ 
geſtellten Einheitspreisgeſchäfte uſw. aufzuhalten. 
Es iſt daher anzunehmen, daß der Geſetzgeber bei der den Landesregie⸗ 
rungen in der Reichs VO. v. 18. März 1933 (RG Bl. 1933, I, 109, 116) 
Art. VI 8 6 erteilten Ermächtigung vor allem an die Einheitspreis⸗ 
geſchäfte gedacht hat. Die brauuſchweigiſche Landesregierung hat alſo 
durch die Einfügung des § 14a in das GewStG. weder gegen die ihr 
zugeſtandene Ermächtigung noch gegen die in der BD. enthaltenen 
Grundſätze über die Realſteuerſperre verſtoßen. Die Vorſchr. des 8 14 
kann auch vor allem unter dem Gefichtspunkte keine Einſchräukung 
erfahren, daß fie unter Ergänzung durch 8 14 Abſ. 2 GewSt. die Er⸗ 
zielung eines Mindeſtumſatzes von 400 000 RA im Feſtſtellungszeit⸗ 
raum zur Vorausſetzung habe. Reichsrechtlich iſt, wie bereits erwähnt, 
eine ſolche Einſchränkung nicht vorgeſehen und auch Zweck und Ziel 
der reichsrechtlichen Ermächtigung und des $ 14a GewStG. würde dem 
widerſprechen. Im Gegenteil iſt aus dem Zuſatz, „ſoweit fie nicht ſchon 
auf Grund des 8 14 zuſchlagspflichtig Find“, zu folgern, daß gerade 
noch andere Betriebe, die nicht Großbetriebe find und auch den in 8 14 
Abſ. 2 vorgeſehenen Umſatz von 400000 % nicht erreichen, von dem 
Zuſchlag getroffen werden ſollen. 

Zu 2: Nach 8 1 GewSt. v. 1. April 1931 (BraunſchwGVoS. 
1931, 53) iſt Steuerobjekt das Gewerbe. Es iſt grundſäßlich als ſolches 
einheitlich zu veranlagen, auch wenn es an mehreren Betriebsſtätten 
betrieben wird (8 4 Abſ. 1). Nur wenn es ſich um mehrere ſelbſtändige 
Betriebe desſelben Unternehmers handelt, findet eine getrennte Ver⸗ 
anlagung der einzelnen Betriebe ſtatt (8 4 Abſ. 2). Aus dieſen Vorſchr. 
ergibt fich, daß lediglich wirlſchaftliche Geſichtspunkte für die Beſtim⸗ 
mung des Steuerobjekkts maßgebend find. Ein ſelbſtändiges Gewerbe 
i. S. des 84 Abſ. 2 liegt dann vor, wenn der betreffende Betrieb für 
ſich betrachtet ſich als eine wirtſchaftliche Einheit darſtellt. In dieſem 
Sinne bildet aber im vorl. Falle die k.-Abteilung nicht für ſich, fon» 
dern nur zuſammen mit dem ſonſtigen Betrieb der Steuerpflichtigen 
eine in ſich geſchloſſene wirtſchaftliche Einheit. Die %.-Abteilung kann 
alſo als ſolche nicht als ſelbſtändiges Gewerbe angeſehen und für ſich 
allein veranlagt werden. 

An dieſer Rechtslage ändern auch die Vorſchr. des Tit. V SS 14ff. 
GewStG. nichts. Dieſe regeln nur die Frage, ob und wann der 
Warenhauszuſchlag zu dem veranlagten Steuerbetrag zu entrichten iſt. 
Man Kann nicht davon ausgehen, der Geſetzgeber habe hierbei nur an 
ſelbſtändige und für ſich zu veranlagende Gewerbebetriebe gedacht. 
Allerdings werden Warenhäuſer in der Regel als Großbetriebe wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſtändig ſein und daher für ſich zu veranlagen ſein, ſo daß 
bei ihnen keine beſonderen Schwierigkeiten hinſichtlich der Zuſchlags⸗ 
berechnung entjtehen werden. Anders iſt es dagegen bei Einheits⸗ und 
Kleinpreisgeſchäften, die gewöhnlich als mittlere Betriebe vorkommen 
und daher auch, wie der vorl. Fall zeigt, manchmal Betriebsteil eines 
anderen Gewerbebetriebs ſein können. Schließlich läßt auch die Faſ⸗ 
fung des 8 14 a keinen Schluß nach der Richtung zu, daß der Gejeh- 
geber die Zuſchlagspflicht nur auf wirtſchaftlich ſelbſtändige und für ſich 
zu veranlagende Einheitspreisgeſchäfte hätte beſchränkken wollen. Eine 
nähere Beſtimmung des Begriffs „Einheitspreisgeſchäfte“ gibt der Ge⸗ 
ſetzgeber allerdings nicht. Im Hinblick hierauf könnte die Frage daher 
immerhin zu Zweifeln Anlaß geben. Das BG. hat den Begriff aus 
der VO. des RPräſ. v. 9. März 1932 (RGBl. I, 121 Teil III 8 1) ab⸗ 
geleitet. Hiernach find Einheitspreisgeſchäfte ſolche Verkaufs- 
ſtellen, in denen Waren mehrerer nicht zuſammengehöri⸗ 
ger Warenarten ausſchließlich oder überwiegend in 
einer oder mehreren feſtſtehenden Preisſtufen feil⸗ 
gehalten werden. Das BG. verſteht nun die Bezeichnung „Ver⸗ 
Raufsſtelle“ nicht in dem Sinne des Gewerbebetriebs in feiner Sefamte 
heit, ſondern als Teilbetrieb, ſofern dieſer Teilbetrieb im übrigen die 
Vorausſetzungen der Vorſchr. erfüllt. Dieſer Auffaſſung tritt der Sen. 
bei. Zunächſt iſt die Ableitung des Begriffs „Einheitspreisgeſchäft“ 
aus 8 1 der erwähnten Vorſchr. im Hinblick auf die unter Nr. 1 ge⸗ 
machten Ausführungen naheliegend und durchaus vertretbar. Die Aus⸗ 
legung des Begriffs „Verkaufsſtelle“ iſt auch zutreffend. Sie ſteht im 
Einklang mit der Vorſchr. anderer Geſetze, vor allem z.B. mit 8 11 
Fin Ausglz., wonach als Betriebsſtätte eines Gewerbebetriebs u. a. 
auch die Verkaufsstellen mitaufgeführt find. Schließlich entſpricht dieſe 
Auffaſſung aber auch allein dem Sinn und Zweck des Geſetzes. Wenn 
Einheitspreisgeſchäfte im Hinblick auf den zu ſtarken Wettbewerb, den 
ſie dem mittelſtändiſchen und kleineren Einzelhandel machen, einer zu⸗ 
ſätzlichen Gewerbebeſteuerung unterworfen werden ſollen, hann es kei⸗ 
nen Unterſchied machen, ob ein Einheitspreisgeſchäft als ſolches ſelb⸗ 
ſtändig oder nur unſelbſtändiger Betriebsteil eines Gewerbes iſt (ſiehe 
auch 8 23 Abſ. 2 GewStRahmcd. v. 1. Dez. 1930 [RGBl. I, 517 
— 537 — 5. Es iſt auch unerheblich, ob ein Unternehmer ein Ein⸗ 
heitspreisgeſchäft im unmittelbaren Zuſammenhang mit ſeinem ſonſti⸗ 
gen Betriebe, z. B. als beſondere Verkaufsabteilung in ſeinem Laden⸗ 
lokale oder — wie hier — in einem beſonderen Geſchäftslokal ein⸗ 
richtet (ſ. auch 82 BO. v. 9. März 1932 [RGBl. 1932, I, 121 
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— 125 —)). Würde die Zuſchlagspflicht nur auf wirtſchaftlich ſelb⸗ 
ſtändige Einheitspreisgeſchäfte beſchränkt, ſo würde die vom Geſetzgeber 
gewollte Hemmung eines ſchrankenloſen Wettbewerbs mit dem übrigen 
Einzelhandel auf dem Papier ſtehenbleiben. Es würde vor allem die 
Gefahr beſtehen, daß der Inhaber das Einheitspreisgeſchäft zum Teil⸗ 
betrieb eines ihm gehörigen anderen Betriebs machen würde. Ob einer 
ſolchen Maßnahme die ſteuerliche Anerkennung zu verſagen wäre, würde 
zum mindeſten zweifelhaft ſein, da es einem Unternehmer nicht verſagt 
werden kann, ſeinen Betrieb ſo zu organiſieren, wie er das aus ge⸗ 
ſchäftlichen und wirtſchaftlichen Gründen für zweckmäßig erachtet (vgl. 
Entſch. des RFH. 34, 196). Im vorl. Falle muß ſomit die Zuläſſig⸗ 
keit des Zuſchlags wegen des Betriebs der &.-Abteilung grundſätzlich 
bejaht werden. 

Damit iſt allerdings noch nicht die weitere Frage bejaht, ob, wie 
das Fin A. in ſeiner Anſchlußbeſchwerde verlangt, nunmehr der Zu⸗ 
ſchlag vom geſamten Betriebe zu berechnen iſt, jo daß aljo in dieſem 
Falle der geſamte Betrieb als Einheitspreisgeſchäft behandelt würde. 
Ein Geſamtbetrieb wird noch nicht dadurch zu einem Einheitspreis⸗ 
geſchäft, wenn nur ein beſonderer Teil von ihm den Charakter eines 
Einheitspreisgeſchäfts hat. Die Belegung des Geſamtbetriebs mit dem 
Warenhauszuſchlag würde für den Betriebsinhaber zu einer unbilligen 
Vorbelaſtung führen und daher Sinn und Zweck des Geſetzes wider⸗ 
ſprechen. Das Ergebnis iſt ſomit, daß im vorl. Falle der Zuſchlag nur 
von der K.⸗Abteilung berechnet werden kann. 

Wie dieſer Zuſchlag allerdings zu berechnen iſt, dafür trifft das 
Geſetz keine nähere Regelung. Es würde nun wiederum Sinn und 
Zweck des Geſetzes widerſprechen, wenn man wegen dieſer Geſetzeslücke 
die Zuſchlagsberechtigung im vorl. Falle für unzuläſſig erklären würde. 
Mit dem Willen des Geſetzes würde das um ſo weniger in Einklang zu 
bringen ſein, als ihm beſondere Zuſchläge für Teile eines Betriebs 
nicht unbekannt find. So wird z. B. der ſog. Filialzuſchlag nach SS 13, 
1 Abſ. 2 GewStG. auch von einem Teilbetrieb entrichtet. Ferner findet 
ſich eine beſondere Zerlegung des veranlagten Gewerbeſteuerbetrags 
für die Zwecke der Zuſchlagsberechnung durch die Gemeinden und 
Kreisgemeindeverbände, nämlich in dem Falle, wenn ein Gewerbe⸗ 
betrieb ſich über mehrere Gemeinden oder Kreisverbände erſtreckt (8 31 
Abſ. 3). Unter dieſen Umſtänden hält es der Sen. nicht allein für ver⸗ 
tretbar, ſondern für geboten, wenn der für die Zuſchlagsberechnung im 
vorl. Falle zu ermittelnde Teilſteuerſatz im Schätzungswege unter ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung der entſprechenden ſonſtigen Vorſchr. des GewStG. 
ermittelt wird (j. auch 8 23 Abſ. 2 GewStgtahmG.). Das Fin A. iſt fo 
verfahren, indem es den auf die X.⸗Abteilung ermittelten Teilſteuer⸗ 
ſatz im Schätzungswege auf die Hälfte des veranlagten Geſamtſteuer⸗ 
ſatzes ermittelt hat. Dieſe Schätzung erſcheint an und für ſich einwand⸗ 
frei, zumal ſie nach der ausdrücklichen Feſtſtellung der Vorinſtanz von 
der Steuerpflichtigen nicht angegriffen worden iſt. 

Nicht einwandfrei dagegen iſt die Feſtſtellung des Beh., daß es 
ſich bei der X.⸗Abteilung der Steuerpflichtigen tatſächlich um ein 
Einheitspreisgeſchäft handelt. Es entſpricht zunächſt den vorſtehend ent⸗ 
wickelten Gedankengängen, wenn die Vorinſtanz die Beſtimmung des 
Begriffs „Einheitspreisgeſchäft“ der VO. v. 9. März 1932 (RGBl. 
1932, I, 121 Teil III § 1) entnommen hat. Es hätte dann aber im 
Bl. näher dargelegt werden muſſen, inwiefern in tatſächlicher Hinſicht 
die X.⸗Abteilung dieſe Vorausſetzungen erfüllt. 

(RFB., 4. Sen., Urt. v. 9. Jan. 1935, IV A 187/34 8.) 
<= Rö. 37, 124.) 


* 

81. 88 2 Nr. 3b, 7 Körp St.; 8 4 Abſ. 2 Durchf VO. z. 
Körp St. Wenn ein Verſorgungsbetrieb Geräte unter 
den üblichen Preiſen verkauft oder Inſtallationen unter 
den Selbſtkoſten oder ohne den ſonſt üblichen Nutzen her— 
ſtellt, um einen höheren Abſatz an Gas oder Elektrizität 
und dadurch mittelbare Vorteile zu erzielen, ſo wird ſich 
für die Regel der Nachweis nicht erbringen laſſen, daß 
eine nach 8 4 Abſ. 2 Durchf Vo. z. Körp StG. vorgenommene 
Schätzung des Gewinns aus verſorgungsfremden Geſchäf⸗ 
ten, einſchließlich des mittelbaren Nutzens, gegen 89 
R Abg. verftößt. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 5. März 1935, I A 193/32.) 
* 


82. 88 2 Nr. 3b, 7 KörpStG.; 8 3 Abſ. 1 Nr. 3 Körp⸗ 
StGꝰDurchfVoO. Auch die im § 3 Abſ. 1 Nr. 3 KörpStG⸗ 
Durchf VO. aufgeführten Hafenbetriebe können nur dann 
als Verſorgungsbetriebe anerkannt werden, wenn die Be- 
völkerung auf ihre Benützung angewieſen iſt. 

(RZH., 1. Sen., Urt. v. 18. Dez. 1934, LA 165/33.) 
* 


83. 8 4 Abi. 1 KörpStG. Ein preußiſcher Dampfkeſſel⸗ 
übermahungsverein ift als Erwerbsgeſellſchaft i. ©. des 
84 Abſ. 1 KörpStG. anzuſehen. 

(Rp., 1. Sen., Urt. v. 13. Febr. 1935, IA 155/34.) 
* 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


84. 828 RBewVermStDurchfBeſt. 1931. Grundſtücke, 
die mit einem Gebäude bebaut find, das nach der bau? 
polizeilichen Genehmigung nur auf die Dauer weniger 
Jahre zugelaſſen und dann wieder abzubrechen iſt, und 
bei denen am Feſtſtellungsſtichttag die Lebensdauer der 
Gebäude nur eine kurze iſt, eignen ſich nicht zur Bewer“ 
tung mit dem Ertragswert. Sie ſind vielmehr mit dem 
gemeinen Wert des Grund und Bodens einſchließlich des 
Gebäudes unter Berückſichtigung der kurzen Lebensdauer 
zu bewerten. 

(Ro., 3. Sen., Urt. v. 7. März 1935, III A 41/35.) 


* 
85. 8 16 Abſ. 1 R BewG. 1931. Der Umſtand, daß für 
eine ſichere und landesüblich verzinsliche Forderung eine 
längere Zeit unkündbare Forderung beſtellt iſt und daß im 
Verkehr zurzeit für ihre Abtretung nicht der volle Nenn“ 
wert erzielt werden kann, rechtfertigt regelmäßig nicht die 
Bewertung der Forderung mit einem entſprechenden Min- 
derwert. Auch der zeitige Kurswert von Hyothekenpfand⸗ 
briefen beeinflußt die Bewertung hypothekariſch geſicher— 
ter Forderungen regelmäßig nicht. 
(R5H-, 3. Sen., Urt. v. 10. Jan. 1935, IIe A 77/34.) 
* 


86. 8 16 Abſ. 1 RBewG. 1931. Im Falle der fort” 
geſetzten Gütergemeinſchaft iſt eine zum Geſamtgut ge“ 
hörige Forderung gegen einen vermögensloſen Abkömm⸗ 
ling nicht deshalb vollwertig, weil ſie nach Auflöſung der 
Gütergemeinſchaft oder nach dem Tode des überlebenden 
Ehegakten aus dem Anteil des Schuldners am Geſamtgut 
oder am Nachlaß des Ehegatten gedeckt werden kann. Das 
gleiche gilt in der Regel, wenn die Forderung zum Sonder“ 
vermögen des überlebenden Ehegatten gehört. 

(RF ., 3. Sen., Urt. v. 24. Jan. 1935, IIe A 412/34.) 
* 


87. 88 28 Abs. 1, 44 Abſ. 1 Satz RBew G. 1931. Die Ein? 
tragung eines landwirtſchaftlichen Betriebs mit Brennere! 
in die Erbhofrolle hindert nicht, ſteuerrechtlich die Bren“ 
nerei als ſelbſtändigen gewerblichen Betrieb anzuſehen. 

(RZD., 3. Sen., Urt. v. 24. Jan. 1935, III A 20/35.) 
* 


88. 88 45 Abſ. 1 Nr. 1, 50 Abſ. 3, 54 Abſ. 1 ABewÖ- 
1931. Wenn ein einem Betrieb eines Gewerbes dienendes 
Grundſtück mit dem zugehörigen gewerblichen Betriebs“ 
inventar, Maſchinen und ſonſtigen Vorrichtungen zu einem 
einheitlichen Geſamtpachtpreis verpachtet iſt, ſo iſt für die 
Feſtſtellung des Einheitswertes des Grundſtückes der auf 
das mitverpachtete Betriebsinventar (Maſchinen pp.) fal“ 
lende angemeſſene Teilbetrag des Geſamtpachtpreiſe? 
aus zuſcheiden. 

(RAF., 3. Sen., Urt. v. 14. Febr. 1935, III A 379/84.) 
* 


>89. 8 67 Abſ. 1 Nr. 4 RBem®. 1931. Die Vorſchrift 
des 8 67 Abſ. 1 Nr. 4 RBewc. 1931 iſt auf denjenigen, der 
am Veranlagungszeitpunkt Betriebsinhaber iſt, auch dann 
anzuwenden, wenn er den Betrieb in der Zeit zwiſchen 
dem 30. Juni und dem Veranlagungszeitpunkt erworben 
hat. Seinem Geſamtvermögen iſt auch der am 30. Jun! 
vorhanden geweſene Überbeſtand umlaufender Betriebs mit- 
tel zuzurechnen. Bei Errechnung des Überſchuſſes der Be⸗ 
triebseinnahmen über die Betriebsausgaben find auch 
die Einnahmen und Ausgaben feines Betriebsvorgänger? 
zu berückſichtigen. 

(RZH., 3. Sen., Urt. v. 21. Febr. 1935, III A 351/34 8.) 
= Rö. 37, 239.) 

* 

>90. 8 6 Abſ. 6, TarSt. 15 Abſ. 4 zu d Prötemp&t®- 
Übernimmt in einer hypothekariſchen Schuldverſchreibung 
der Schuldner und Grundſtückseigentümer die Verpflich 
tung zur Löſchung von Vorhypotheken, ſoweit ſich dieſe mi 
dem Eigentum in ſeiner Perſon vereinigen werden, un 
bewilligt er zugleich dem Gläubiger zur Sicherung des 
Löſchungsanſpruchs nach 81179 BGB. die Eintragung einen 
Vormerkung, ſo iſt die Beurkundung dieſer Bewilligung 
nach TarSt. 15 ſtempelpflichtig. Die Befreiungsvorſchrif 
des Abſ. 4 zu b dieſer Tar St. findet keine Anwendung 
Der für den Stempelanſatz maßgebende Wert des Löſchungs 
anſpruchs richtet fi auf Grund des § 6 Abſ. 6 nach dem 
Betrage der geſicherten Hypothekenforderung oder nach 
dem Geſamtbetrag der von der Löſchungs verpflichtung 
betroffenen Vorhypotheken, falls dieſer niedriger lieg: 

(R., 2. Sen. Urt. v. 22. Febr. 1935, II A 244/34 8.) 
<= R59. 37, 280.) 
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Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Giefe und 
Bindewald, Berlin 
le Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt! 


91. 88 1, 2, 24 Abſ. 2 PatG. Zur Frage der Schlüſſig⸗ 
keit eines auf offenkundige Vorbenutzung (durch Feilhalten) 
geſtützten Einſpruchs gegen eine Patentanmeldung. Strenge 

nforderungen. 

Mit Recht fühlt ſich die Anmelderin dadurch beſchwert, daß die 
Anmeldeabteilung den Einſpruch der Antragſtellerin gegen die An⸗ 
meldung als gehörig mit „Gründen“ i. S. des § 24 PatG. ver⸗ 
ehen erachtet und demgemäß dem Geſuch um Gewährung der 
Akteneinſicht ſtattgegeben hat. Gegenſtand der von der Antrag⸗ 
ſtellerin bekämpften Anmeldung ift eine ... Anlage mit Röhren 
aus gewiſſen ... Stoffen. Zur Begründung ihres Einſpruches hat 
die Antragſtellerin in der Einſpruchsſchrift vorgebracht, ſolchen An⸗ 
lagen fehle die Neuheit. Denn einmal ſeien ihr ſelbſt in den 
Jahren 1932 und 1933 Ofen mit den Merkmalen der vorliegenden 

nmeldung angeboten worden. Ein Herr Xx. in .. (Vorarl⸗ 
berg) habe ſolche Maſchinen i. J. 1926 gebaut und in 
S chweiz) betrieben. Außerdem habe Herr K. dem früheren Be⸗ 
triebsleiter der Anmelderin ein Lichtbild des Schweizer Be⸗ 
triebes gegeben und ihm die Wirkungsweiſe der Maſchinen erklärt. 
Dieſes auf die Behauptung offen kundiger Vor⸗ 
benutzung hinauslaufende Vorbringen ermangelt genügend ſchlüſ— 
ger Angaben. 

Was das der Antragſtellerin ſelbſt gemachte Angebot 
anlangt, ſo fehlt jede Angabe, wo es erfolgt ſein ſoll. Da der 
K. ſche Betrieb im Auslande lag und nur eine inländiſche Vor⸗ 
benutzung neuheitsſchädlich iſt, ſo hätte es beſtimmter Ausführun⸗ 
gen nach der Richtung bedurft, ob Ofen der in der Schweiz her⸗ 
geſtellten und in der Schweiz betriebenen Art der Antragſtellerin 
in Deutſchland angeboten worden fein ſollen. Es fehlen ferner 
Larlegungen darüber, in welcher Form das Angebot gemacht ſein 
oll (unter Vorlage von Werbungsſchriften), ob offenkundig, d. h. 
entgegen geſchäftlicher Gepflogenheit ohne Auferlegung einer Ge— 
geimhaltungspflicht, und ob das Feilhalten noch vor dem Anmel⸗ 
dungstage, dem 15. Aug. 1932, erfolgte. Die Antragſtellerin it 
denn auch trotz der Aufforderung des Senates im Zwiſchenbeſcheide 
b. 24. Jan. 1935 zu genaueren Angaben auf das angeblich ihr 

elbſt gemachte Verkaufsangebot mit keinem Worte mehr ein⸗ 
gegangen. 


5 Aber auch ſoweit die Antragſtellerin offenkundige Vor⸗ 
enutzung durch gewiſſe Beſprechungen des K. mit einem Betriebs 
iter der Anmelderin geltend macht, fehlt es an der not⸗ 

wendigen Schlüſſigkeit. 

8 Weder iſt innerhalb der Einſpruchsfriſt eine Vorbenutzungs⸗ 

landlung i. S. des § 2 Abſ. 1 PatG. dargetan (das bloße Er⸗ 
autern der in Rede ſtehenden Anlage an Haud eines Lichtbildes 

bedeutet noch keineswegs ein Feilhalten, kann vielmehr einem an— 

r Zwecke als dem eines Kaufabſchluſſes gedieut haben), noch 

lasse ebenſo wie bei dem oben behandelten Angebote — das Unter⸗ 

eiſſen der in Fällen der vorliegenden Art üblichen Auferlegung 

m Schweigepflicht behauptet, noch angegeben, ob die angebliche 
guterhalkung des &. mit dem Betriebsleiter der Anmelderin im 
nlande und bereits vor dem Anmeldungstage ftartgejunden haben 

Und ſelbſt wenn man die näheren Angaben der Autrag⸗ 
lellerin im Schriftſatze v. 20. Febr. 1935, obwohl erſt nach Ab⸗ 

4 uf der Einſpruchsfriſt eingegangen, ſämtlich noch als verwerlbar 
Mehen will, fo läßt ſich doch dieſen ergänzenden Ausführungen 
r die Behauptung einer im Inlande durch Feilhalten erfolgten 

liectbenutzung gewiſſer Drähte entnehmen, die mit Hilfe der vor⸗ 
gegend zum Patentſchutz angemeldeten Anlagen für Drähte uſw. 
derseſtellt waren. Von einem Feilhalten der Anlage ſelbſt iſt we⸗ 

im genannten Schriftſatze noch in den ihm in Abſchrift bei⸗ 

unh aten drei Schreiben des X. au die Anmelderin v. 24. Febr. 

5. April 1932 und v. 18. Febr. 1935 die Rede. 

Iſt ſomit der Einſpruch der Antragſtellerin nach vorläufiger, 

10 kleneinſichtsverfahren allein möglicher Prüfung als nicht ge⸗ 

mit . begründet und deshalb unzuläſſig anzuſehen, ſo entfällt da⸗ 

ein berechtigtes Intereſſe an der erſtrebten Uktenoffenlegung. 
(Apatel., 13. Beſchws in 6. April 1935, E 43178 
VIII 5/1 0 Cr 7 eſchwSen., Entſch. v p 6 es 
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92. Zur Frage der Akteneinſicht: Ein vorbehaltsloſer 
Verzicht des Patentinhabers auf die Geltendmachung von 
Verletzungsanſprüchen beſeitigt das berechtigte Intereſſe 
(an einer Offenlegung der Patentakten) desjenigen, der 
durch den Vertrieb gewiſſer Gegenſtände in die Schutzrechte 
des Patentinhabers eingreift. 

Bereits im erſten Rechtsgang hatte die Patentinhaberin er⸗ 
klärt, daß ſie den Vorwurf einer Verletzung ihres Patentes 590 102 
durch die Antragſtellerin nicht erheben wolle. Im zweiten Rechts⸗ 
zuge hat ſie dieſe Erklärung wie folgt unterſtrichen: „Es wird hier⸗ 
mit ausdrücklich, und zwar auch für etwaige Rechtsnachfolger im 
Patent, die Erklärung wiederholt, daß die in Abb. 4 auf S. 8 des 
von der Autragſtellerin (zur Stützung ihres Geſuches um Gewäh⸗ 
rung der Akteneinficht) überreichten Proſpektes dargeſtellte Vor⸗ 
richtung das Patent 590 102 nicht verletzt.“ In dieſer Außerung 
liegt ein rechtsverbindlicher, unzweideutiger und vorbehaltsloſer 
Verzicht auf alle etwaigen, unſtreitig bisher auch noch nie geltend 
gemachten Verletzungsanſprüche hinſichtlich der im Offenlegungs⸗ 
antrage geſchilderten Vorrichtung. Damit entfällt einſtweilen ein 
berechtigtes Intereſſe an der erſtrebten Akteneinſicht. Nun weiſt 
allerdings die Antragſtellerin darauf hin, daß dieſer Verzicht der 
Patentinhaberin nur für die zur Zeit von der Antragſtellerin 
hergeſtellte Ausführungsform der in Rede ſtehenden Vorrichtung 
Geltung habe, und daß ihr daran gelegen ſei zu wiſſen, ob ſie 
nicht etwa im Falle der Herſtellung anderer Ausführungsformen 
in den Schutzbereich des Patentes eingreifen würde; es ſei leicht 
möglich, daß die Anwendung der von ihr hergeſtellten Vorrichtung 
in Sonderfällen eine andere Ausführungsform bedinge und eine 
ſolche Anderung der bisherigen Bauart von der Patent⸗ 
inhaberin als ein unzuläſſiger Eingriff in ihre Schutzrechte ange— 
ſehen werde. Solche bloßen Zukunftsmöglichkeiten 
vermögen jedoch den Antrag auf Offenlegung nicht 
zu rechtfertigen. Es bleibt der Antragſtellerin vielmehr über- 
laſſen, ſobald ſie ernſtlich zu einer anderen Bauart übergehen will 
und ſich über die Einzelheiten der Ausführung ſchlüſſig geworden 
iſt, ſich mit der Patentinhaberin in Verbindung zu ſetzen und als⸗ 
dann im gegebenen Falle ihr Offenlegungsgeſuch zu wiederholen. 

(RPatel., 13. BeſchwSen., Entſch. v. 1. April 1935, 0 19536 
X 24e XIII B 50/35.) Bd.) 


c 


93. 8 2 Bund VO. v. 10. Sept. 1914 (RG Bl. 403); 
Art. II Gef. v. 2. April 1920 (RG Bl. 675 ff.); SI Bund RVO. 
v. 13. April 1916 (RGBl. 278). Keine Überſpannung der 
Anforderungen an die Maßnahmen der Leitung kleinerer 
Betriebe zur Friſtüberwachung. Übereinſtimmung mit der 
öſterreichiſchen Patentamtsübung. 


Dem von der Prüfungsſtelle abgelehnten Antrage der Wider⸗ 
ſprechenden auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Widerſpruchsfriſt war zu entſprechen. Die Antrag⸗ 
ſtellerin, eine GmbH., hat u. a. durch Vorlage eidesſtattlicher Ver⸗ 
ſicherungen glaubhaft gemacht, daß ihr kaufmänniſcher Leiter Herr 
L. vom Geſchäftsführer (Herrn B.) alsbald nach Eingang der 
Mitteilung des RPatA. aus § 5 WbzG. die Weiſung erhielt, 
Widerſpruch gegen die vorliegende Anmeldung zu erheben, ferner 
daß ſich der Geſchäftsführer auf Herrn L. als erprobten lang⸗ 
jährigen Leiter verlaſſen durfte, daß dieſer denn auch das Schrift⸗ 
ſtück ordnungsmäßig in ſeine Terminsmappe legte, aus der es auf 
ungeklärte Weiſe ohne Schuld 2.3 und des Geſchäftsführers ver⸗ 
ſchwand, noch ehe er dem Vertreter der Widerſprechenden den 
Auftrag zur Einreichung des Widerſpruches beim RPat A. erteilen 
und eine Friſtkontrolle veranlaſſen konnte. Es wäre eine 
überfpannung der Sorgfaltspflicht, wollte man, 
wie die Anmelderin möchte, darin ein Verſchulden des 
Geſchäftsführers erblichen, daß er die beſondere 
Friſtkontrolle nicht ſelbſt oder durch ein eigenes 
Büro vorgenommen hat. So groß iſt nach den glaubhaften 
Ausführungen der Widerſprechenden ihr Betrieb offenbar nicht, daß 
ſich die Einrichtung eines beſonderen Überwachungsbüros für Ans 
gelegenheiten des gewerblichen Rechtsſchutzes gelohnt hätte und daß 
ſie erforderlich geweſen wäre. Der Senat teilt die Auf⸗ 
faſſung des öſterreichiſchen Pat A. in jeiner einſchlägigen 
Entſch. v. 27. Sept. 1934 (Aktenzeichen A 1826/33: OſtpatBl. 
1935, 6, r. Sp., letzter Abſatz). Es heißt dort: 

„Was den von der Einſprecherin und Beſchwerdegegnerin ge⸗ 
rügten Mangel an beſonderen, über die Verwendung einer verläß⸗ 
lichen Angeſtellten hinausgehenden Maßnahmen, insbeſ. Kontroll⸗ 
maßnahnten, betrifft, fo iſt zu bemerken, daß ſolche für die über- 
wachung von Friſten und für die Einzahlung von Gebühren in 
Patentangelegenheiten im allgemeinen zweifellos notwendig find. 
Es würde aber dem Sinne des WiedeinfegungsG. nicht entſprechen, 
alle jene Fälle von vornherein von der Anwendung dieſes Ge⸗ 
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ſetzes auszuſchließen, in denen ſolche beſondere Maßnahmen — fei 
es wegen des geringen Umfanges der auf dem Patentgebiete lie⸗ 
genden Geſchäfte, ſei es wegen anderer berückſichtigenswerter Um⸗ 
ſtände — nicht vorgeſehen und füglich auch nicht gefordert werden 
können. Es muß vielmehr im einzelnen Falle geprüft werden, ob 
das Verhalten der Partei oder ihres Vertreters ein ſolches geweſen 
iſt, daß eine beſonders hohe Gewähr für die Einhaltung der Friſt 
bzw. für die richtige Zahlung einer Gebühr gegeben war.“ 
(RRatN., 12. BeſchwSen., Eutſch. v. 15. Febr. 1935, F 319542 b WzZ 
BS XII /s.) (Bd. 


Keichsverſicherungsamt 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin 
[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſsA.) abgedruckt] 
[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 


**O 94. 8 182 Ziff. 1 RVO. Eine Krankenkaſſe, die zur 
Wärmebehandlung ein elektriſches Heizkiſſen abgegeben 
hat, iſt nicht verpflichtet, auch die Koſten für den elek⸗ 
triſchen Strom zu erſtatten. 

(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 10. Jan. 1935, Ia K 36/341.) [K., 

* 

95. 8 358 RVO. Zur Frage der Zuſtändigkeit der 
Verſicherungsbehörden bei Streitigkeiten wegen Anglei⸗ 
chung der Dienſtbezüge der Kaſſenangeſtellten an die Be- 
züge der Reichsbeamten. 


Auf Anweiſung des OVerſA. und entſprechende Anordnung 
des VerſA. hatte der Krankenkaſſenvorſtand beſchloſſen, zur Au⸗ 
gleichung der Bezüge der Kaſſenangeſtellten an die Bezüge der 
Reichsbeamten unter anderen auch die Bezüge des Angeſtellten B. 
durch Rückſtufung und anderweite Feſtſetzung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters neu zu regeln. Damit war B. nicht einverſtanden und 
rief die Entſch. des Verf. an. Dieſes hat durch Entſch. den An⸗ 
ſpruch auf Rückgängigmachung der beſchloſſenen Angleichung zu⸗ 
rückgewieſen und ſeine Zuſtändigkeit aus $ 358 RVO. ange⸗ 
nommen. Auf Beſchw. hat das OVerſA. die Entſch. des Vers A. 
aufgehoben mit der Begr., daß es die vom Kaſſenvorſtand be⸗ 
ſchloſſene Angleichung der Dienſtbezüge bereits vorher genehmigt 
habe und das Vers. daher zur Entſch. über die Rechtmäßigkeit 
der darauf erfolgten Rückſtufung nicht zuſtändig geweſen ſei. 
Ser dieje Entſch. hat B. weitere Beſchw. beim RVerfA. ein- 
gelegt. 

Es war zunächſt zu prüfen, ob die weitere Beſchw. trotz des 
gegenteiligen Vermerks in der angefochtenen Entſch. zuläſſig iſt. 
Offenbar hat das OVerfA. feine Entſch. deshalb für endgültig be⸗ 
zeichnet, weil den Ausgang des Verfahrens eine Streitigkeit aus 
dem Dienſtverhältnis eines der Dienſtordnung unterſtellten An⸗ 
geſtellten bildete und das Verf. im Rahmen des § 358 RVO. 
entſchieden hatte. Tatſächlich hat das OVerſA. aber die Voraus⸗ 
ſetzungen für einen Streit nach $ 358 RVO. als nicht gegeben 
erachtet und gerade um deswillen die Entſch. des Vers. auf⸗ 
gehoben, weil § 358 nicht anwendbar geweſen ſei. Hat hiernach 
aber das OVerſal. die Vorausſetzungen eines Streites nach § 358 
ausdrücklich verneint, ſo hat es außerhalb des Rahmens des § 358 
entſchieden, für die Anfechtbarkeit ſeiner Entſch. iſt daher die all⸗ 
gemeine Vorſchr. des § 1797 und nicht die des § 358 RVO. ge 
geben. Tatſächlich richtet ſich auch die weitere Beſchw. in erſter 
Linie dagegen, daß das DBerfil. die Zuſtändigkeit des Vers A. 
verneint hat. Der BeſchwF. verfolgt daher mittels der weiteren 
Beſchw. vor allem feinen Anſpruch auf fachliche Entſch. im Rah⸗ 
men des $ 358 RVO. Die Rechtslage iſt in einem ſolchen Falle 
keine andere, als wenn ſich im Feſtſtellungsverfahren der Unfall⸗ 
verſicherung das OVerſA. zur Entſch. über Angelegenheiten, in 
denen der Rekurs ausgaſchloſſen ift, für ſachlich unzuſtändig er⸗ 
klärt hat. Der Rekurs iſt alsdann zuläſſig. Somit iſt die weitere 
Beſchw. zuläſſig; ſie war auch hinſichtlich der Zuſtändigkeit der 
Verſicherungsbehörden von Erfolg. Entgegen der Auffafjung des 
OVerfA. hat der BeſchwF. einen Anſpruch auf Nachprüfung ſei⸗ 
ner Einſtufung im Verfahren nach § 358 RV O., fo daß alſo die 
ſachliche Zuſtändigkeit des VerfA. im erſten Rechtszuge gegeben 
iſt. Zu Unrecht verneint das OVerſA. dieſe Zuſtändigkeit mit dem 
Hinweis auf den Ausgleichungserlaß des Heſſ. Min. v. 22. Juni 
1933 i. Verb. m. der 2. NotV O. des RPräſ. v. 5. Juni 1931, 
§ 7 Ab. 4 2. Teil Kap. I i. d. Faſſ. der 3. NotVO. v. 6. Okt. 
1931. Dieſe VO. ſchließen das Recht der Angeſtellten, ihre ver⸗ 
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mögensrechtlichen Anſprüche aus dem Dienſtverhältniſſe im Wege 
des § 358 RVO. zu verfolgen, nicht aus. Insbeſondere gilt nach 
§ 49 Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung von Vorſchr. auf dem 
Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Veſoldungs⸗ und des Ber 
ſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 für Angeſtellte, deren 1 
in einem Tarifvertrag oder in einer Dienſtordnung geregelt nd, 
die Vorſchr. des § 41 Abſ. 2 des Geſetzes nicht, nach der die 
zur Durchführung der Gehaltsangleichung getroffenen Maßnah⸗ 
men der Nachprüfung im ordentlichen Rechtsweg oder im Ver⸗ 
fahren vor Verwaltungsgerichten uſw. nicht unterliegen. Es tt 
ſomit das Streitverfahren nach §S 358 RVO. im vorl. Fall ſtatt⸗ 
haft. Hiernach war die angefochtene Entſch. aufzuheben. Mit der 
weiteren ſachlichen Frage, ob die Angleichung im Einklang mit 
den geſetzlichen Vorſchr. erfolgt iſt, hatte ſich das RVerſA. nicht 
zu befaſſen. Die Entſch. darüber fteht den in S 358 RVO. genannt? 
ten Verſicherungsbehörden und danach gegebenenfalls den ArbG. 
zu, da es ſich um vermögensrechtliche Anſprüche handelt. Daher 
iſt die Sache zur Entſch. an das OVerfA. zurückverwieſen worden. 


(ABerfi., Entſch. v. 6. März 1935, II K 91/34.) 8. 
* 


96. 8 371 RVO. Zur Frage der Zuläſſigkeit der Be“ 
legung privater Krankenauſtalten mit Kaſſenmitgliedern., 
Begriff „Krankenhäuſer“. 


In N. beſteht neben dem ſtädtiſchen Krankenhaus eine pri 
vate Frauenklinik von Dr. G. In dem ſtädtiſchen Krankenhaufe 
behandelten die Kaſſenärzte ihre Patienten ſelbſt, bis die Stadt’ 
verwaltung Arzte in ihrem Krankenhauſe anſtellte. Der Kaffen 
arzt Dr. K. legte darauf ſeine Kaſſenpatienten nach Vereinbarung 
mit Dr. G. in deſſen Klinik. Der Kaſſenverband des Bezirks ver? 
langte jedoch von den Kaſſenärzten, daß ſie ihre Patienten zu 
kliniſcher Behandlung dem ſtädtiſchen Krankenhaus überweiſen ſoll 
ten. Als im April 1934 die Landkrankenkaſſe und die Ortskran⸗ 
kenkaſſe des Bezirks in mehreren Fällen die Genehmigung zur 
Aufnahme von Patienten des Dr. K. in die Privatklinik des Dr. G. 
verſagten und die Patienten in das ſtädtiſche Krankenhaus ein 
wieſen, haben die beiden Arzte Dr. K. und Dr. G. Beſchw. beim 
VerſA. eingelegt. Die beiden Kaſſen haben beantragt, die Beſchw⸗ 
zurückzuweiſen. Sie ſtützen ihr ablehnendes Verhalten auf 8 371 
ABO. und find der Anſicht, daß Privatkliniken keine Kranken“ 
häuſer i. S. dieſer Vorſchr. und des § 184 Abſ. 5 RVO. ſeien. 
Im übrigen ſei es auch Pflicht der Kaſſenvorſtände, die kommu⸗ 
nalen Krankenhäuſer lebensfähig zu erhalten. Das VerſA. hat die 
Beſchw. der beiden Arzte mit der Begr. abgewieſen, daß die Cat 
zungen beider Kaſſen gem. § 371 Abſ. 1 RVO. die Vorſtände 
ermächtigt hätten, die Krankenhausbehandlung nur durch 
ſtimmte Krankenhäuſer zu gewähren. Demgemäß hätten die Vor 
ſtände das ſtädtiſche Krankenhaus in N. beſtimmt. Gegen dieſe 
Entſch. hat Dr. K. Beſchw. an das OVerſA. eingelegt. Inzwiſchen 
hatte er ſelbſt eine Privatkrankenanſtalt in der Stadt errichte 
und nach Erhalt der Genehmigung durch das Landesgeſundheits 
amt eröffnet. Ein Antrag auf Aufnahme eines Kaſſenmitgliede 
zur Vornahme einer Bruchoperation wurde aber wieder von den 
Ortskrankenkaſſe abgelehnt. Das OVerſA. lehnte die Beſchw. de⸗ 
weil Privatkliniken, die überwiegend den eigenen Intereſſen 25 
Klinikinhabers dienten, nicht als Krankenhäuser i. S. des 8 © 
RVO. zu betrachten ſeien. Dagegen hat Dr. K. weitere Beſchw. 
beim RVerſA. eingelegt mit dem Bemerken, daß ſich dieſe nur 
noch gegen den Ausſchluß ſeiner eigenen Klinik richte. 

Das NVerſsA. hat die Vorentſcheidungen aufgehoben und 
feſtgeſtellt, daß die Krankenkaſſen nicht berechtigt ſind, die var 
lung der Klinik des Beſchw§. für die Behandlung gem. $ 9 
Abſ. 1 und 2 RVO. abzulehnen. i a 

Die Auffaſſung des VerſAl., daß die ſatzungsmäßige Ermäch⸗ 
tigung nach $ 371 Abſ. 1 RVO. den Kaſſenvorſtänden die un 
beſchränkte Freiheit gäbe, Krankenhäuſer zur ausſchließlichen Be 
handlung der Kaſſenmitglieder und ihre Angehörigen zu beſtimm 
und alle anderen auszuſchließen, iſt rechtsirrig. Nach 8 371 Abs t 
RVO. i. d. Faſſ. des Gef. v. 14. Aug. 1933 (RG Bl. u 581) 1] 
der frühere Rechtszuſtand geändert, nach dem es im freien ai 
meſſen der Kaſſen lag, mit Inhabern privater Krankenanſtalt 7 
Verträge über die Aufnahme und Pflege ihrer Mitglieder 0 
ſchließen. Die Krankenkaſſen ſind jetzt vielmehr verpflichtet, arg 
private Krankenanſtalten zuzulaſſen, ſofern ſie den in 8 371 Abs. 
Satz 1 RVO. enthaltenen allgemeinen Richtlinien entſprechen 
alſo Gewähr für ausreichende, zweckmäßige und wirtſchaftli 
Krankenhausbehandlung bieten ſowie angemeſſene Bedingung 
haben. In der Begr. zu dieſer Geſetzesänderung hat der NAT — 
ausgeführt: „Die privaten Krankenhäuſer ſind an ſich ſchon d 0 
öffentlichen gegenüber durch unterſchiedliche Beſteuerung in 1 
günſtigerer Lage. Die Lage dieſer Anſtalten hat ſich bei = 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Gegenwart Me 
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und mehr verſchlechtert, und es beſteht die Gefahr, daß ein Teil 
von ihnen geſchloſſen werden muß. Dies würde die weitere Wir⸗ 
tung nach ſich ziehen, daß das Perſonal dieſer Anſtalten ſtellungs⸗ 
los und die Zahl der Arbeitslofen vermehrt würde, eine Folge, 
die mit den Zielen der Reichsregierung nicht im Einklang ſtünde.“ 
Daraus erhellt eindeutig die Abſicht des Geſetzgebers, die bisher 
den Krankenkaſſen gegebene Möglichkeit, private Krankenanſtalten 
nach ihrem Ermeſſen aus irgendwelchen Gründen auszuſchließen, 
durch bindende Richtlinien für die Auswahl der Krankenhäuſer 
(§ 371 Abſ. 2 Satz 1) zu beſchränken, und, foweit fie dieſen all⸗ 
gemeinen Richtlinien entſprechen, den Ausſchluß nur aus einem 
wichtigen, vom DBerffl. zu prüfenden Grunde (§ 371 Abſ. 2 
Satz 2) mit deſſen Zuſtimmung zu geſtatten. 

Die Entſch. des VerſA. verſtößt ſomit gegen das geltende 
Recht. Die Entſch. des OVerſA. iſt ebenfalls nicht einwandfrei. 
Zwar hat es nicht verkannt, daß § 371 Abſ. 2 auch die privaten 
Krankenanſtalten ſchützt. Es hat aber geglaubt, den Begriff „Kran⸗ 
kenhäuſer“ einſchränkend auslegen und ſolche Krankenanſtalten 
ausnehmen zu ſollen, die überwiegend der eigenen Praxis des 
Klinikinhabers dienſtbar ſind. Dafür fehlt es an jedem Anhalt 
um Geſetz. Aus der angeführten Begr. der Geſetzesänderung ergibt 
ich das Gegenteil. Gerade die privaten Anſtalten, die ſog. Privat⸗ 
kliniken der Arzte, ſollten den gleichen Schutz erhalten, wie die 
öffentlichen und gemeinnützigen Krankenanſtalten. Daher waren 
die Entich. der Vorinſtanzen aufzuheben. Die Kaſſen haben auch 
nicht geltend gemacht, daß die neue Klinik des BeſchwF., um die 
es 19 jetzt allein noch handelt, den allgemeinen Richtlinien (8 371 
Abſ. 2 Satz 1) nicht entſpreche. Aus einem anderen Grunde können 
lie eine Klinik aber nur ausſchließen, wenn das OVerfA. dieſen 

rund für wichtig erachtet und förmlich ſeine Zuſtimmung zum 
Ausſchluß erteilt hat. Das iſt nicht geſchehen. Solange aber die 
Zuſtimmung des OVerfA. nicht erteilt iſt, find die Kaſſen nicht 
berechtigt, die Behandlung der Kaſſenmitglieder in der Klinik des 
gene abzulehnen, wenn ſie den allgemeinen Richtlinien 
enügt. 


(AVerſAl., Entſch. v. 31. Okt. 1934, II K 57/34 BS.) 13. 
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97. 8 595 RVO. Vorausſetzungen für die Witwen⸗ 
beihilfe. Hat ein Verletzter bis zu ſeinem Tode eine Rente 
don 50% der Vollrente oder mehrere Renten aus der Un⸗ 
fallverſicherung bezogen, deren Hundertſätze zuſammen 
die Zahl 50 erreichen, und tft der Tod nicht Folge des Un» 
falls, fo Hat feine Witwe Anſpruch auf Witwenbeihilfe ge⸗ 
mäß 85958 RVO., ohne daß eine Nachprüfung darüber 
Kuala iſt, ob der Verletzte Schwerbeſchädigter i. ©. des 

559 b Abſ. 1 RVO. geweſen iſt. 

Der Hauer B. hatte von der bekl. Ber®en. wegen einer Lun⸗ 
generkrankung, die als ſchwere Staublungenerkrankung anerkannt 
war, bis zu ſeinem Tode die Vollrente erhalten. Dagegen ſind die 
Anſprüche der Witwe auf Sterbegeld und Hinterbliebenenrente 
abgelehnt worden, weil nach dem Ergebnis der Leichenöffnung 
der Tod des B. nicht auf eine ſchwere Staublungenerkrankung, 
ondern auf eine ſchwere fortſchreitende Blutarmut (perniziöfe 
kettämie) zurückzuführen iſt, die mit der Staublungenerkrankung in 
einem Zuſammenhang ſteht. Die von der Witwe eingelegten 
Rechtsmittel ſind erfolglos geblieben. 

Nunmehr hat die Witwe beantragt, ihr die gem. § 595 a 
ABO, zuſtehende Witwenbeihilfe zu zahlen. Die Bekl. hat jedoch 
auch dieſen Anſpruch abgelehnt, weil bei dem verſtorbenen Ehe⸗ 
mann eine ſchwere Staublungenerkrankung überhaupt nicht vor⸗ 
gelegen habe und er daher, obwohl er bis zu ſeinem Tode die 
Sollrente bezogen habe, nicht als Schwerbeſchädigter i. S. des 
0 559 b RVO. anzufehen ſei. Denn nach den auf Grund der Lei⸗ 
denöffnung erſtatteten Gutachten habe überhaupt keine ſchwere 

aublungenerkrankung vorgelegen, ſo daß er die ihm zu Leb⸗ 
zeiten gewährte Vollrente zu Unrecht bezogen habe. Auf die Ber. 
Rr Kl. hat das OVerſA. die Sache gem. § 1693 RVO. dem 
ABA, zur grundſätzlichen Entſch. vorgelegt. Dieſes hat den 
dolehnenden Beſcheid aufgehoben und die Bekl. zur Gewährung 
er Witwenbeihilfe verurteilt. 
üb Gemäß $ 595 a RBO., der auf Grund des Art. 19 des 2. Gef. 
Bler Anderungen in der Unfallverſicherung v. 14. Juli 1925 (RG⸗ 
S0 J. 97 ff.) in die RVO. eingefügt ift, erhält die Witwe eines 
wmenperberlehten, wenn fie keinen Anſpruch auf Witwenrente hat, 
h ell der Tod des Verletzten nicht Folge eines Unfalls war, / 
des JAV. als einmalige Witwenbeihilfe. Schwerverletzter i. S. des 
195 a RVO. iſt, wie ſich aus der in dieſem Paragraphen enthal⸗ 

nen Verweiſung auf § 559 b Abſ. 1 RVO. ergibt, ein Verletzter, 
— eine Rente von 50 oder mehr Prozent der Vollrente oder meh⸗ 
re Renten aus der Unfallverſicherung bezieht, deren Hundertſätze zu⸗ 
unmen die Zahl 50 erreichen. Die Rechtsauffaſſung der Bell. 
ware dann zutreffend, wenn der Anſpruch auf Witwenbeihilfe 


aus § 595 a RWO. rechtlich dem Anſpruch auf Sterbegeld und 
Hinterbliebenenrente ($ 586 RWO.) gleichzuſtellen wäre, weil 
nach der ſtändigen Rechtsübung der RVerſA. dieſe Anſprüche von 
dem Rentenanſpruch des Verletzten unabhängige, völlig ſelbſtän⸗ 
dige Anſprüche ſind, deren Berechtigung ohne Bindung an die 
Rechtskraft einer dem Verletzten gegenüber ergangenen Entſch. 
von neuem zu prüfen iſt. Würde alſo der Anſpruch auf Witwen⸗ 
beihilfe aus § 595 a RVO. rechtlich den Anſprüchen aus § 586 
RO. gleichzuſtellen fein, jo wäre nach dem Tode eines Verletzten, 
der bisher 50% é Rente aus der Unfallverſicherung bezogen hat, 
eine erneute Prüfung der Frage geboten, ob er bis zu ſeinem 
Tode durch Folgen eines Unfalls oder, was nach § 547 RVO. 
dem gleichzuſtellen wäre, durch Folgen einer Berufskrankheit um 
wenigſtens 50% in ſeiner Erwerbsfähigkeit gemindert, mithin 
Schwerverletzter geweſen iſt. 

Der Anſpruch auf Witwenbeihilfe aus § 595 a RVO. iſt 
jedoch nicht als ein ſelbſtändiger Anſpruch, ſondern als Ausfluß 
des dem Verletzten zuſtehenden Anſpruchs auf Verletztenrente an⸗ 
zuſehen. Die Witwenbeihilfe bildet den Abſchluß der dem Ver⸗ 
letzten bis zu ſeinem Tode gewährten Rentenzahlungen und ſoll 
einen Ausgleich dafür darſtellen, daß Schwerverletzte wegen der 
erheblichen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit im allgemeinen 
vor ihrem Tode nicht Gelegenheit gehabt haben werden, Fürſorge 
für ihre Familie zu treffen. Dabei kann es nach der Auffaſſung 
des RVerſA. nicht darauf ankommen, ob der Verletzte die ihm 
bis zu ſeinem Tode gewährte Rente als Schwerverletzter ſachlich 
zu Recht oder zu Unrecht bezogen hat. 

Für eine ſolche Auslegung ſpricht auch der Wortlaut des 
Geſetzes. 

§ 59558 RWO. verweiſt zur Erläuterung des Begriffs 
„Schwerverletzter“ ausdrücklich auf 8 559 b Abſ. 1 RVO. Nach 
der Faſſung dieſer Vorſchr. iſt für die Annahme der Schwerver⸗ 
letzteneigenſchaft lediglich Vorausſetzung, daß der Verletzte eine 
Rente von wenigſtens 50% bezieht. Da der verſtorbene Ehe⸗ 
mann der Kl. bis zu ſeinem Tode Vollrente bezogen hat und 
die Kl. keinen Anſpruch auf Witwenrente hat, iſt alſo bei wort⸗ 
gemäßer Auslegung des Geſetzes die Bekl. zur Gewährung der 
Witwenbeihilfe verpflichtet. 

Das RVerſA. vermochte der Anſicht der Bekl. nicht beizutre⸗ 
ten, daß dieſe dem Wortlaut folgende Auslegung des Geſetzes eine 
mit dem Rechtsempfinden nicht zu vereinbarende Unbilligkeit dar⸗ 
ſtelle und ſchon deshalb abzulehnen ſei, weil der Geſetzgeber, wie 
§ 24 des Geſ. zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Knapp⸗ 
ſchafts⸗, Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung v. 7. Dez. 1933 
(RGBl. I, 1039) erkennen laſſe, formalrechtliche Bindungen an ob⸗ 
jektiv zu Unrecht gewährte Leiſtungen beſeitigen wolle. Denn der 
Zweck der Vorſchr. des $ 595 a RVO. geht dahin, die Witwe eines 
Empfängers einer Unfallrente, der infolge der — zu Recht oder 
zu Unrecht — gewährten hohen Unfallrente ſeinen geſamten Haus⸗ 
halt auf dieſe Rente eingeſtellt und ſich, auch wenn er vielleicht 
dazu noch in der Lage geweſen wäre, mit Rückſicht auf dieſe Rente 
keinen anderweitigen Erwerb oder bei Unmöglichkeit körperlicher 
Betätigung keine anderweitige Unterſtützung geſucht hat, im 
Augenblick des Todes ihres Ernährers nicht völlig mittellos der 
Not preiszugeben. Die Gewährung der Witwenbeihilfe ſtellt, unter 
dieſem Geſichtspunkt betrachtet, auch kein objektives Unrecht dar. 
Denn wenn die Bekl., von irrigen Vorausſetzungen ausgehend, die 
Rente gewährt und dadurch mittelbar die ſonſt mit Sicherheit zu 
erwartenden Verſuche des Verletzten, anderweit für ſeinen Lebens⸗ 
unterhalt etwas zu erhalten, verhindert hat, ſo muß ſie die Folgen 
dieſes Irrtums auch inſoweit tragen, als ſie die geſetzlich vor⸗ 
geſehene Abſchlußzahlung aus dieſer Rente zu gewähren hat. Es 
geht nicht an, daß die Witwe des bisher als ſchwerverletzt aner⸗ 
kannten Rentenempfängers plötzlich deshalb jeder Zuwendung ſei⸗ 
tens des Verſicherungsträgers beraubt wird, weil ſich nach ſeinem 
Tode herausſtellt, daß die Annahme, die vorl. Körperſchädigung ſei 
Unfallfolge oder eine Berufskrankheit, unrichtig war. 


Das RVerſAl. iſt daher der Überzeugung, daß der Geſetzgeber 
bewußt die Gewährung der Witwenbeihilfe lediglich davon ab⸗ 
hängig gemacht hat, daß der Verſtorbene eine Rente von wenig⸗ 
ſtens 50 bezogen hat. Diefe Überzeugung wird dadurch beſtärkt, 
daß das 2. Gef. über Anderungen in der Unfallverſicherung vom 
14. Juli 1925 (RGBl. I, 97), durch das § 595 4 in die RVO. 
eingefügt worden iſt, von einer ſehr wohlwollenden Einſtellung 
gegen die Verletzten und ihre Angehörigen getragen war, wie die 
zahlreichen durch dieſes Geſetz der RVO. eingefügten Vorſchr. er⸗ 
geben, die ſich ausnahmslos zugunſten der Verletzten auswirken 
und die Verpflichtungen der Verſicherungsträger ihnen gegenüber 
zum Teil nicht unerheblich erweitern. Wenn alſo Zweifel bei der 
Auslegung der durch dieſes Anderungsgeſetz geſtalteten Vorſchr. 
beſtehen, ſo iſt dieſe Grundeinſtellung des Geſ. v. 14. Juli 1925 
in Betracht zu ziehen. 
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Bedenken gegen die hiernach gebotene Auslegung des § 595 a 
RVO. können nicht aus den entſprechenden Vorſchr. des RVG. 
und den dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen hergeleitet 
werden. Denn während § 595 a RVO. die Gewährung der Wit⸗ 
wenbeihilfe bei Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen zwin⸗ 
gend vorſchreibt, lautet $ 40 RVG. : „Iſt der Tod nicht die Folge 
einer Dienſtbeſchädigung, ſo kann der Witwe eines Schwerbeſchä⸗ 
digten im Falle der Bedürftigkeit eine Witwenbeihilfe gewährt 
werden.“ Wenn daher in Nr. 1 Abſ. 5 der zu den §§ 40, 42 RVG. 
ergangenen AusfBeſt. gejagt iſt, daß die Witwenbeihilfe nicht be⸗ 
willigt werden könne, wenn ſich herausſtelle, daß das Nenten- 
leiden des Verſtorbenen zu Unrecht als Folge einer Dienſtbeſchä⸗ 
digung anerkannt ſei, ſo läßt ſich hieraus im Hinblick auf den 
grundſätzlich anders gefaßten Wortlaut der Geſetzesvorſchriften kein 
Anhaltspunkt für die Auslegung des 8 595 a RVO. gewinnen. 

Im übrigen ſprechen für dieſe aus Rechtsgründen gebotene 
Auslegung des § 595 a RVO. auch ſchwerwiegende praktiſche und 
wirtſchaftliche Erwägungen. Würde die erneute Nachprüfung der 
Schwerverletzteneigenſchaft nach dem Tode des Rentenberechtig⸗ 
ten möglich ſein, ſo würden die Verſicherungsträger der Unfall⸗ 
verſicherung verpflichtet ſein, in allen denjenigen Fällen, in denen 
der Tod der Schwerverletzten nicht Folge eines Unfalls war, er⸗ 
neut zu prüfen, ob der Verſtorbene zur Zeit des Todes wirklich 
Schwerverletzter war. Es würde ſich die Nachprüfung dann nicht 
nur allein darauf zu erſtrecken haben, ob die Geſundheitsſchädigung, 
die bei der Rentengewährung als Unfallfolge oder als Berufs- 
krankheit anerkannt worden war, tatſächlich mit einem Betriebs⸗ 
unfall in urſächlichem Zuſammenhang ſtand oder Berufskrankheit 
geweſen iſt, ſondern es müßte weiter geprüft werben, ob die Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit zur Zeit des Todes tatſächlich 50% 
oder mehr betragen hat. Durch die hierdurch notwendig werden⸗ 
den Ermittlungen (ärztliche Gutachten, Leichenöffnungen, Zeugen⸗ 
vernehmungen uſw.) würde aber für die Verſicherungsträger und 
die Rechtsmittelinſtanzen eine Mehrbelaſtung entſtehen, die mit 
den Erſparniſſen, die durch das Ergebnis eines ſolchen Nachprü⸗ 
fungsverfahrens möglicherweiſe erreicht werden, nicht zu recht⸗ 
fertigen ift. Denn Fälle, in denen Unfallrenten von 50 %0 und mehr 
zu Unrecht gewährt worden ſind, dürften doch die Ausnahme bil⸗ 
den, ſelbſt wenn bei den ſogenannten Silikoſefällen häufiger Irr⸗ 
tümer bei der Anerkennung ſolcher Fälle vorkommen mögen, was 
durch die Schwierigkeit der Erkennung dieſer Berufskrankheit zu 
erklären iſt. 

Wenn alſo ein Verletzter bis zu ſeinem Tode eine Rente von 
50% der Vollrente oder mehrere Renten aus der Unfallverſiche⸗ 
rung bezogen hat, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl 50 er⸗ 
reichen, und der Tod nicht Folge eines Unfalls iſt, ſo hat ſeine 
Witwe Anſpruch auf Witwenbeihilfe gem. $ 595 a RVO., ohne 
daß eine Nachprüfung darüber zuläſſig iſt, ob der Verletzte Schwer⸗ 
verletzter i. S. des § 559 b Abſ. 1 RVO. geweſen iſt. 

In Anwendung dieſes Grundſatzes ergibt ſich für die vorl. 
Streitſache, daß die Kl. Anſpruch auf die einmalige Witwenbei⸗ 
hilfe hat, denn ihr Ehemann bezog bis zu ſeinem Tode die Voll⸗ 
rente, er war alſo Schwerbeſchädigter, und der Tod iſt nicht Folge 
eines Unfalls oder einer Berufskrankheit. Das RVerſA. hat daher 
gem. § 1715 Abſ. 1 RVO. ſelbſt entſchieden und unter Aufhebung 
des angefochtenen Beſcheides die Bekl. zur Gewährung der Wit⸗ 
wenbeihilfe aus § 595 a RVO. verurteilt. 


(NRVerſA., Entſch. v. 18. Jan. 1935, Ia 2741/34, Eu M. 37, 182.) [8. 
x 


* 0 98. 51506 Abf.2 Nr. 2 RVO. Bei der Feſtſtellung, 
welche Aufwendungen für wiederkehrende Geldleiſtungen 
zu Laſten des Trägers der Krankenkaſſe bleiben, iſt der 
Aufwand für die dort bezeichnete geſamte Unterſtützungs⸗ 
zeit den Leiſtungen gegenüberzuſtellen, die dem Träger der 
Unfallverſicherung auf Grund der Unfallverſicherung für 
dieſe Reit insgeſamt obliegen (vgl. Entſch. 3216, ANachr⸗ 
fRVerſ. 1928, IV 265). 

§ 1506 Abſ. 2 Nr. 2 beſtimmt lediglich, daß die dem Ver⸗ 
letzten vom Beginne der neunten Woche an gewährten Aufwen⸗ 
dungen für wiederkehrende Geldleiſtungen, wozu nach § 1507 Nr. 1 
zweifelsfrei auch das hier in Rede ſtehende Hausgeld gehört, zu 
Laſten des Trägers der Unfallverſicherung gehen, und daß zu 
Laſten der Krankenkaſſe für die Zeit, in der der Träger der Un⸗ 
fallverſicherung zur Gewährung einer Rente verpflichtet iſt, ihre 
Aufwendungen bleiben, ſoweit ſie über das hinausgehen, was 
der Träger der Unfallverſicherung auf Grund dieſer zu leiſten hat. 

Wie in § 1506 Abſ. 2 Nr. I RVO ſpricht der Geſetzgeber 
alſo nur allgemein von „Aufwendungen“, ohne auf die einzelne 
Leiſtung abzustellen. Wie ſchon das VerſA. ausgeführt hat, unter- 
ſcheiden ſich die beiden Geſetzesvorſchriften (Nr. 1 und Nr. 2) nur 
dadurch, daß der zu Laſten der Krankenkaſſe verbleibende Betrag 
in Nr. 1 der zwei Drittel des Grundlohns überſteigende, in Nr. 3 
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der die Aufwendungen des Trägers der Unfallverſicherung, die er 
auf Grund dieſes gemacht hat, überſteigende Betrag iſt. Es iſt 
aber nicht erſichtlich, weshalb die vom RVerſA. in der Entſch. 3216 
(ANachrfR Verf. 1928, IV 265) dargelegten Geſichtspunkte, daß es 
für die Berechnung des nach Nr. 1 in Frage kommenden Betrages 
auf den ganzen in Betracht kommenden Zeitraum ankomme, für 
die Berechnung des nach Nr. 2 etwa zu erſtattenden Betrages nicht 
ebenfalls Geltung haben ſollten. Die Faſſung der Ausgleichsvor⸗ 
ſchriften, insbeſ. des § 1506 RVO. ſpricht dafür, daß ſich die 
Verteilung der Laſten nach größeren Zeitabſchnitten regeln ſollte, 
andernfalls hätte es im Geſetz ausdrücklicher Vorſchr. bedurft. Für 
die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ſpricht vor allem auch, daß nur 
mit ihr zu zweckmäßigen, der Sachlage entſprechenden einfachen 
Berechnungen und Ergebniſſen zu gelangen ift.- 

(NVerſ A., 1. RevSen., Urt. v. 10. Jan. 1935, Ia KE 16/40. [8 
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99. 870 ArbBernG. Verſicherungsfreiheiteiner Ber 
ſchäftigung bei Notſtandsarbeiten innerhalb eines Zorli” 
betriebes. 

Der Perlenmacher G. war vom 1. Okt. 1933 als Notſtands⸗ 
arbeiter im Staatsforſt bei einem Forſtamt im Wegebau beichäftig, 
geweſen. Es war zu entſcheiden, ob dieſe Beſchäftigung, die als 
Notſtandsarbeit i. S. von § 139 ArbVermG. bei einem in eigener 
Regie innerhalb des forſtwirtſchaftlichen Betriebes von einem 
Forſtamt durchgeführten Wegebau ausgeübt wird, als „Beſchäf⸗ 
ligung in der Forſtwirtſchaft“ i. S. des §S 70 ArbVermG. ver“ 
ſicherungsfrei iſt. Dies iſt zu bejahen. Entſcheidend iſt nicht die 
berufliche Eigenart der Beſchäftigung, ſondern die betriebliche Zu 
gehörigkeit des Arbeitnehmers. Unter „Beſchäftigung in der Forſt⸗ 
wirtſchaft“ iſt alſo eine Beſchäftigung in einem forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe zu verſtehen. Hiernach genügt es im allgemeinen, 
daß die fragliche Tätigkeit in einem forſtwirtſchaftlichen Betriebe 
ausgeübt wird ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſelbſt forſtwirtſchaft⸗ 
licher Art iſt. Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen find die Wege⸗ 
bauarbeiten im Forſt, bei denen G. als Notſtandsarbeiter be’ 
ſchäftigt worden iſt, vom Forſtamt in eigener Regie und in deſſen 
Bereich ausgeführt worden; fie haben ausſchließlich der Holz⸗ 
abfuhr und damit den beſonderen Bedürfniſſen der Forſtwirtſchaft 
und der Hebung der Wirtſchaftlichkeit des Forſtbetriebes gedient. 
In einem ſolchen Falle ſteht zunächſt die Zugehörigkeit des Br 
ſchäftigten zu einem forſtwirtſchaftlichen Betriebe i. S. des $ 70 
außer Frage, fo daß die Verſicherungsfreiheit der Beſchäſtigung 
feſtzuſtellen iſt. Dem ſteht nicht entgegen, daß dieſe Arbeiten als 
Notſtandsarbeiten i. S. des § 139 zur Beſchaffung von Arbeits- 
gelegenheit für Arbeitsloſe ausgeführt worden ſind, da es ſich 
um Arbeiten handelt, die nur in dem Sinne zuſätzlich ſind, da 
fie vom Forſtamt zum Zwecke der Arbeitsbeſchaffung vorweg ge⸗ 
nommen ſind und ſich nach ihrer Zweckbeſtimmung im Rahmen 
des forſtwirtſchaftlichen Betriebes erhalten haben. 

(RVerſA., Entſch. v. 23. Nov. 1934, IIIa Ar 33/34; EuM. 37, 
144.) 8. 


* 


100. 8 143 a Arb VermG. Die Beitragspflicht des 
Arbeitgebers nach § 143 a Arb VermG. iſt jedenfalls dann 
nicht gegeben, wenn die zuſtändige Einzugsſtelle den zur 
Abgabe der Befreiungsanzeige bereiten Arbeitgeber aus“ 
drücklich veranlaßt hat, von der Erſtattung der Befrei 
ungsanzeige Abſtand zu nehmen. 

Nach § 85 a Abſ. 1 Arb VermG. hat der Arbeitgeber, wenn 
eine Beſchäftigung, die der Pflicht zur Krankenverſicherung oder 
Angeſtelltenverſicherung unterliegt, von der Pflicht zur Arbeits“ 
loſenverſicherung frei iſt, das ſchriftlich derjenigen Stelle anzu⸗ 
zeigen, die ohne die Verſicherungsfreiheit Einzugsſtelle wäre (Be⸗ 
fretungsanzeige). Nach § 143 a iſt der Arbeitgeber, der dieſe An⸗ 
zeige nicht erſtattet, beitragspflichtig, er hat bis zum Ende der 
Kalenderwoche, in der die Befreiungsanzeige eingeht, feinen Bel“ 
tragsanteil zu zahlen. Die beiden Vorſchr. der §8 85 a und 143% 
ſtellen zweifellos Ordnungsvorſchriften dar. Einen Einfluß auf 
das Verſicherungsverhältnis des Arbeitnehmers hat die Unter“ 
laſſung der Anzeige nicht. Erſtattet der Arbeitgeber die Befreiungs⸗ 
anzeige nicht form⸗ und friſtgemäß, jo wird ihm ein Ordnungs? 
beitrag auferlegt. Dieſe Ordnungsſtrafe kann ihrem Weſen nach 
nur den ſäumigen Arbeitgeber treffen. Ein Arbeitgeber, der die 
Anzeige auf Veranlaſſung der zuſtändigen Einzugsſtelle nicht er“ 
ſtattet, kann aber nicht als ſäumig angeſehen werden. Er kan 
daher auch nicht mit einer Ordnungsſtrafe belegt werden. Für ihn 
gilt vielmehr die Vorſchr. des § 165 a ArbVermG., wonach Bel’ 
träge, die irrtümlich entrichtet worden ſind, zurückgefordert werden 
können. 

(AVerſ A., Entſch. v. 7. Nov. 1934, III Ar 50/34 BS; Eu. 37, 
158.) 3. 
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101. 5 79 des Gef. zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, Beſoldungs⸗ und 
Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 (RG Bl. I, 433, 447), der 
ein Befreien von der Rückzahlungspflicht vorſieht, gilt 
nicht nur dann, wenn ein Ruhen der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe nach bisherigem Recht nicht eingetreten war, die 

eiſtungen alſo zu bewirken geweſen waren, ſondern ganz 
allgemein (alſo auch, wenn der Fiskus eine Rückzahlung 
zu Unrecht empfangener Gebührniſſe aus früherer Zeit 
verlangt), für alle Fälle, in denen ein Anſpruch auf die 
Leiſtungen nicht beſteht, mithin die Verſorgungsgebühr— 
niſſe nach neuem Recht ruhen. 
(RVerſorgcger., Entſch. v. 8. Okt. 1934, M 12024/32, 1.) 
* 


102. Es ſoll zwar keinem Kriegsbeſchädigten verwehrt 
ſein, Erholung und Vergnügen innerhalb des durch ſeinen 
Leidenszuſtand gebotenen Rahmens zu genießen. Läßt 
der Verſorgungsberechtigte jedoch die gebotene Vorſicht, 
zu der er auch mit Rückſicht auf ſeine Angehörigen mora⸗ 
Life) verpflichtet iſt, außer acht und tritt infolge der Über- 

chreitung, vor der er ſogar noch gewarnt worden iſt, ein 
Unfall ein, fo kann dieſer nicht mehr als DB.-Folge auf⸗ 
gefaßt werden; denn in dem eigenen, bewußt fahrläſſigen 
Verhalten des Beſchädigten liegt eine Unterbrechung des 
auſalzuſammenhanges. 
(RVerſorgGer., Urt. v. 19. Dez. 1934, M 1343/32, 10.\ 
+ 
103. Bei der Kapitalverſicherungsanſtalt in Hannover 
handelt es ſich nicht um eine Anſtalt des öffentlichen Rechts; 
aher nicht unter 857 Nr. 2 Abſ. 2 Satz 1 und 2 erſte Hälfte 
f 115 i. d. Faſſ. des Gef. v. 30. Juni 1933 (RG Bl. TI, 433) 
allend. 
(RVerſorgGer., Entſch. v. 27. Dez. 1934, M 5597/3, 2.) 
* 


104. Dienſtaufwandsgelder, die nicht für dienſtliche 
Zwecke, ſondern nur aus dienſtlichen Gründen zur freien 
erwendung im eigenen Nutzen des Dieuſtverpflichteten 
gewährt werden, ſind bei der Feſtſtellung des dem Ruhen 
zugrunde liegenden Einkommens nach 8 62 RVerſorgG. 
nicht abzugsfähig, weil ſie Zuſchüſſe ſind, die dem Emp⸗ 
änger über den üblichen Lohn hinaus zur Befriedigung 
perfönlicher, ihm durch die Art ſeiner Dienſtleiſtung er⸗ 
wachſender höherer Lebenshaltungskoſten gezahlt werden; 
ſie ſtellen tatſächlich eine Lohnerhöhung dar und gehören 
eshalb mit zum Einkommen des Empfängers. Anders 
verhält es ſich mit den Auslagen, die der Arbeitgeber 
ür den Arbeitnehmer macht und die ihm von dem Arbeit- 
geber erſetzt werden, weil ſie unmittelbar für dienſtliche 
wecke gemacht werden; dieſe Gelder haben mit den Ein⸗ 
nahmen des Arbeitnehmers nichts zu tun, ſind alſo nicht 
als „Einkommen“ anzuſehen. Solche Auslagen müſſen 
daher bei der Ruhensberechnung außer Anſatz bleiben. Dies 
gilt vor allem auch für die Erſtattung der Fahrtkoſten. 
(RVerſorgcher., Urt. v. 16. Dez. 1934, M 34678/81, 2.) 
E 


105. Zurücknahme eines Rechtsmittels durch einen 
unabwendbaren Irrtum (vgl. RVerſorgGer. IX, 18 Nr. 6) liegt 
vor, wenn ein nicht rechtskundiger Verſorgungsberechtigter 
durch den rechtskundigen Vorſitzenden des VerſorgGer. 
falſch belehrt wurde. 

(RVerſorgGker., Urt. v. 22. Jan. 1935, M 31744/31, 1.) 
* 


106. Bei Streitigkeiten über die Ergänzung des Ruhe⸗ 
gehalts der Beamten auf Grund des $ 7 BenfErg®. ſind 
die ordentlichen Gerichte zuſtändig, auch wenn der An- 
[pruch auf Ergänzung auf eine Verwendung als Soldat 
HR aktiven Heere geſtützt wird. Die Beſtimmungen über 
gde, Feſtſetzung und die endgültige Verrechnung der nach 
= 7 VenfErgd. in Betracht kommenden Ruhegehalts⸗ 
. greiſen in die Vorſchriften über den Rechtsweg 

ein. 

(RVerſorgcher., Entſch. v. 30. Jan. 1935, M 28154/31, 12.) 
* 
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107. Eine vom RVerſorgGer. und von der oberſten 
Verwaltungsbehörde in Verſorgungsſachen (RAM.) über⸗ 
einſtimmend vertretene Rechtsauffaſſung iſt, auch wenn es 
ſich um eine zweifelhafte Rechtsfrage handelt, doch als 
ſo geſichert anzuſehen, daß Beſcheide, die eine entgegen⸗ 
ſtehende Rechtsauffaſſung vertreten, als unrichtig i. S. 
des 8 65 Abſ. 2 Verf. zu gelten haben. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 30. Jan. 1935, M 533/33, 2.) 
* 


108. Das Ruhen nach 8 36 MVG., 8 8 ARG. und 8 105 
RVerſorg G. kann nur dann Platz greifen, wenn ein Dienſt⸗ 
einkommen erdient worden iſt. Das trifft nicht zu, wenn 
dem Verſorgungsberechtigten durch Strafurteil auf die 
Dader von fünf Jahren die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter aberkannt worden iſt und er damit 
kraft Geſetzes (8 35 Abſ. 2 StGB.) fein Amt verloren 
hat, ohne daß noch irgendeine Entſcheidung im Diſzi⸗ 
plinarwege ſtattgefunden hätte. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 30. Jan. 1935, M 12 064/32, 2.) 
* 


109. Hat ein Vormund die ihm für das Mündel zu 
Unrecht gezahlten Verſorgungsgebührniſſe beſtimmungs⸗ 
gemäß für das Mündel verwendet, ſo können die gezahlten 
Beträge von dem Vormund nicht als „Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe“ zurückgefordert werden. Macht der Reichsfiskus in 
einem ſolchen Falle Erſtattungsanſprüche gegen den Vor- 
mund geltend, ſo kann hierüber nur im Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten entſchieden werden. 

(RVerſorgGher., Entſch. v. 5. Febr. 1935, M 1698/34, 4.) 
* 


110. Da die Zuſatzrente nach 8 3 Nr. 3 RVerſorgG. 
zu den Verſorgungsgebührniſſen gehört, haben darüber, 
ob ſie der Verſorgungsberechtigte zu Unrecht empfangen 
hat, nicht die im $ 94 RVerſorgG. genannten Stellen, 
fondern nach § 73 Verf. die Verſorgungsbehörden zu 
entſcheiden. Als zu Unrecht empfangen würde die Zuſaß⸗ 
rente nur dann anzuſehen jein, wenn Gründe fo ſchwer⸗ 
wiegender Art vorliegen, daß die Fürſorgeſtelle an ihre 
urſprüngliche Feſtſtellung nicht für gebunden, vielmehr 
für berechtigt zu erachten iſt, rückwirkend von ihrer Ent⸗ 
ſcheidung, daß dem Verſorgungsberechtigten Zuſatzrente 
in dem ihm gewährten Umfange zuſtehe, abzugehen. Dies 
wäre dann der Fall, wenn die Tatſachen, auf welche die 
Fürſorgeſtelle ſich bei der Feſtſtellung der Zuſatzrente ge— 
ſtützt hat, ſich ſpäter als jo unrichtig erweiſen, daß man 
annehmen kann, die Fürſorgeſtelle, die nachpflichtmäßigem 
Ermeſſen zu entſcheiden hat, werde bei richtiger Kenntnis 
der Verhältniſſe zu einer anderen Entſcheidung, hier alſo 
zur Ablehnung von Zuſatzrente, gelangt ſein. Muß letz⸗ 
teres verneint werden, ſo kann von zu Unrecht bezogenen 
Verſorgungsgebührniſſen und damit auch von einer be⸗ 
rechtigten Rückforderung keine Rede ſein. 

(NMVerſorgGer., Entſch. v. 15. Febr. 1935, M 15 152/32, 1.) 
* 


111. Ein „Entfallen“ von Leiſtungen i. S. des $ 79 
Abſ. 1 Satz 1 Geſ. v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 433) liegt dann 
nicht vor, wenn die Parteien ſich zu Recht darüber einig 
find, daß die Verſorgungsgebührniſſe des Beſchädigten 
den Ruhensvorſchriften ſowohl nach $ 62 RVerſorgG. i. d. 
Faſſ. der 2. VO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen v. 5. Juni 1931 (RG Bl. I, 279), als auch nach 
§ 62 RVerſorgG. i. d. Faſſ. des § 71 des Gef. v. 30. Juni 
1933) vorliegen. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 20. Febr. 1935, M 6685/33, 1.) 
* 


112. Der Erſatzanſpruch aus 8 21 Abſ. 2 VO. über die 
Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 ſetzt ſowohl die Gleich- 
artigkeit als auch die Gleichzeitigkeit der Leiſtungen vor⸗ 
aus. Vgl. jetzt § 21 a daſelbſt i. d. Faſſ. der 2. Not VO. 
v. 5. Juni 1931. 

(RVerſorgcger., Entſch. v. 28. Febr. 1935, M 23 628/31, 1.) 

* 

113. Die Zuſtändigkeit des RVerſorgGer. nach 8 90 
Abſ 4 Verfch. i. d. Faſſ. der Bek. v. 2. Nov. 1934 (REBEL I, 
1113) iſt auch dann gegeben, wenn eine ſachliche Entſchei⸗ 
dung über den ſie begründenden Streitgegenſtand im 
Spruch verfahren nicht getroffen werden kann. 

(RVerſorgGer., Entſch. v. 2. März 1935, M 1627/35, 1, Grdſ. E.) 
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Berichtet von Senatspräſident v. Kries, Berlin 


114. Polizeiliche Anordnung unwirtſchaftlicher In⸗ 
ſtandſetzung eines abbruchreifen Mietshauſes, 8 41 Abſ. 2 
PrPol Verw. v. 1. Juni 1931 (GS. 77); 88 4, 6, 36 MietSchG. 
v. 1. Juni 1923 i. d. Faſſ. der Bek. v. 17. Febr. 1928 (RG Bl. 
I, 25) und v. 27. April 1933 (RG Bl. I, 235). Der Polizei⸗ 
pflichtige kann zur Beſeitigung eines polizeiwidrigen Zu⸗ 
ſtandes an Stelle des ihm aufgegebenen nicht ein anderes 
Mittel anbieten, über das er ſelbſt nicht verfügt; er kann 
nicht verlangen, daß die Polizei ſich an eine andere Per⸗ 
for halten Soll, der das angebotene Mittel zu Gebote fteht. 

R. iſt Eigentümer eines Hauſes in N. In dieſem Hauſe wohnen 
mehrere Familien, die den Kündigungsſchutz des Miet Sch. genießen, 
darunter auch zwangsweiſe eingewieſene Mieter. Im Sept. 1932 zeigte 
R. der Pol. in N. an, daß für die Mieter infolge des ſchlechten bau⸗ 
lichen Zuſtandes möglicherweiſe Lebensgefahr beſtehe und bat um 
Beſichtigung des Hauſes und Feſtſtellung feiner Baufälligkeit. 

Mit Vfg. v. 15. Nov. 1932 teilte ihm die Ortspol. von N. 
die bei der Beſichtigung im einzelnen feſtgeſtellten baulichen Mängel 
mit und forderte ihn zugleich unter Zwangsandrohung auf, zur Ab⸗ 
wehr der durch dieſe Mängel drohenden Gefahren die notwendigen, 
im einzelnen näher bezeichneten baulichen Inſtandſetzungsmaßnahmen 
zu treffen, deren Koſten auf 250 RA geſchatzt wurden. Der nach ver⸗ 
geblicher Beſchw. von R. erhobenen Klage im VermStrPerf. gab das 
BezVerwöGer. ſtatt. Die Rev. des bekl. Landrats wies das OVG. zurück. 

Nach den Feſtſtellungen des BezVerwGer. befand ſich das Haus 
des Kl., nachdem es i. J. 1928 ſchon einmal aus Mitteln der Stadt 
mit einem Koſtenaufpvand von 800 AM inſtand geſetzt worden war, 
z. Z. der angegriffenen Vfg. wieder in einem alle Bewohner gefähr⸗ 
denden Zuſtande. Der Kl. hatte bereits mehrfach, ſo in den Jahren 
1930 u. 1931, den Magiſtrat um die Abbruchsgenehmigung für das 
Haus gebeten. Dieſe Anträge waren jedoch abgelehnt worden. Der 
Ortspol. waren dieſe Vorgänge bekannt; ſie konnte daher nicht im 
unklaren darüber ſein, daß Kl. ernſtlich die Abſicht hatte, das Haus 
nicht weiter für Wohnungszwecke zu verwenden, ſondern abzubrechen. 

Aus dieſem Tatbeſtand hat das BezVerwGer. den Schluß ge⸗ 
zogen, daß die Pol. zu einem Eingriff zwar an ſich berechtigt geweſen 
ſei, daß ſie aber das Räumungsangebot des Kl. als ein gleichwertiges 
Mittel der Gefahrenabwehr i. S. des 8 41 Abſ. 2 Satz 2 Pol Verw. 
hätte berückſichtigen und nunmehr die ſchleunige Räumung der Miet⸗ 
wohnungen hätte durchführen müſſen. Indem fie auf der für den 
Eigentümer läſtigeren Wiederherſtellung des Hauſes beſtanden habe, 
habe ſie ſich offenbar nicht von polizeilichen, ſondern von wohnungs⸗ 
politischen Geſichtspunkten leiten laſſen, wozu das PolVerwG. keine 
Grundlage biete. 

Dieſe Ausführungen entſprechen inſofern nicht dem geltenden 
Recht, als das PolVerwG. dem Polizeipflichtigen nicht die Befugnis 
gibt, an Stelle einer ihm aufgegebenen Leiſtung ein Erſatzmittel an⸗ 
zubieten, über das er nicht verfügt. Ihm ſteht nach dem klaren Wort⸗ 
laut des Gef. nur die Möglichkeit offen, mit eingeholter Erlaubnis 
der Pol. ein anderes taugliches Mittel ſeinerſeits „anzuwenden“ 
(5 41 Abſ. 2 Satz 3 Pol Verw.), nicht aber vermag er von der Pol. 
zu verlangen, daß dieſe ſich an eine andere Perſon halte, welcher das 
angebotene Mittel zu Gebote ſteht. Der Antrag des Kl., die Pol. 
möge, anſtatt ihn zur Inſtandſetzung des Gebäudes anzuhalten, die 
Mieter des Hauſes zur Räumung ihrer Wohnungen veranlaſſen, 
brauchte deshalb nicht berückſichtigt zu werden. 

Auch der Umſtand, daß ſich die Pol. bei ihrem Vorgehen gegen 
den Kl. offenbar von wohnungspolitiſchen Rückſichten hat leiten laſſen, 
würde die angegriffene Pol Vfg. nur dann unzuläſſig machen, wenn 
es ſich um die Beſeitigung nicht eines polizeiwidrigen Zuſtandes, ſon⸗ 
dern lediglich eines den Anforderungen der Wohnungspflege wider⸗ 
ſprechenden Zuſtandes gehandelt hätte (vgl. OVG. 78, 431, 434). Davon 
kann aber angeſichts der vom BezVerwöer. ſelbſt feſtgeſtellten drohen⸗ 
den Einſturzgefahr hier nicht geſprochen werden. War daher die Pol. 
nach den Grundſätzen des PolVerwG. berechtigt, gegen Kl. ein⸗ 
zuſchreiten, ſo iſt ihre Vfg. nicht deshalb als rechtswidrig anzuſehen, 
weil fie zugleich polizeifremde Ziele verfolgte. Denn nach feſtſtehender 
Rſpr. des Gerichtshofs kommt es für die Rechtmäßigkeit einer Pol Pfg. 
nur darauf an, ob ſie im beſtehenden Recht ihre Rechtfertigung findet, 
nicht aber auf die — möglicherweiſe unrichtigen — Beweggründe, 
welche die Pol. zum Erlaß der Pfg. veranlaßt haben (OVG. 76, 
383, 385). 

Endlich kann auch die vom Vorderrichter aus der ſächſ. Nipr. 
übernommene Erwägung, daß die Pol. unter mehreren zur Gefahren⸗ 
abwehr möglichen Mitteln das für den Betroffenen gelindeſte aus⸗ 
zuwählen habe, die Entſch. des BezVerwöGer. nicht ſtützen. Wie der 
Vorderrichter ſelbſt hervorhebt, ſchreibt der 8 41 Abſ. 2 Satz 2 Pol Verw. 


nur „tunlichſt“ ein ſolches Vorgehen der Pol. vor und ſtellt daher 
lediglich eine Sollvorſchrift dar, auf deren Innehaltung der Polizei⸗ 
pflichtige kein im VerwStr Verf. verfolgbares Recht hat. 

Bei der wegen dieſer Rechtsirrtümer eintretenden freien Beurtei⸗ 
lung der ſpruchreifen Sache iſt der Gerichtshof zu dem gleichen Er⸗ 
gebnis gekommen wie das BezVermGer. 

Auszugehen iſt von der auch vom BezVerwGer. an die Spitze 
ſeiner Beweisführung geſtellten Tatſache, daß es dem Kl. ernſtlich 
darum zu tun war, das für ihn unwirtſchaftliche Haus der ferneren 
Benutzung als Mietshaus zu entziehen. Dieſe Abſicht konnte Kl. aber 
nicht nur dann verwirklichen, wenn die Wohnungen durch die Pol. 
freigemacht wurden, ſondern auch dadurch, daß er ſelbſt im Wege der 
Mietaufhebungsklage gem. § 4 MietSchch. gegen die Mieter vorging. 
Auch dieſes Mittel, die polizeiliche Gefahr zu beſeitigen, lag, wie die 
Pol. aus den Umſtänden des Falles erkennen mußte, in der Abſicht 
des Kl., als er in feinem Schreiben v. 19. Sept. 1932 auf den ge⸗ 
fährlichen Zuſtand des Hauſes aufmerkſam machte. Wenn die Pol. 
in ihrer Vfg. v. 15. Nov. 1932 im Gegenſatz zu den erkennbaren Ab⸗ 
ſichten des Kl. die Vornahme von Inſtandſetzungsarbeiten forderte, 
ſo bedeutete das für den Kl. nichts anderes, als daß ihm das Mittel 
der Räumung polizeilich verboten wurde. Das Vorgehen der Pol. 
ſetzte ſich damit in Widerſpruch zu der Beſt. des § 41 Abf. 2 Pol Verw., 
wonach jeder, der von der Pol. in Anſpruch genommen wird, das 
Recht hat, die Gefahr durch ein von ihm anzubietendes anderes, ebenſo 
wirkſames Mittel abzuwehren (OVG. 90, 293, 296). 

Ein ſolches Vorgehen wäre gegen Kl. nur zuläſſig geweſen, wenn 
das Mittel der Räumung von vornherein als völlig untauglich hätte 
bezeichnet werden können. Das war aber nicht der Fall. 8 4 Miet Sch. 
will zwar in erſter Linie dem Vermieter die Möglichkeit geben, die 
Mieträume für feine eigenen Zwecke in Benutzung zu nehmen, aber 
darüber hinaus iſt nach Sinn und Wortlaut des Geſ. auch jedes 
andere Intereſſe, das der Vermieter an der Erlangung der Mieträume 
hat, vom Gericht zu berückſichtigen. Als Beiſpiel it in der Begr. 
des Gef. der Fall angeführt, daß der Vermieter in den Räumen um⸗ 
fangreiche Inſtandſetzungsarbeiten vornehmen muß, die eine Frei⸗ 
machung der Räume notwendig machen (Verh. des RT. Bd. 372 
S. 4538). Ebenſo kann die Klage darauf geſtützt werden, daß das 
Gebäude abgebrochen werden müſſe oder daß die Wohnungen wegen 
ihres die Bewohner gefährdenden Zuſtandes geräumt werden müßten. 
War aber die Räumungsklage an ſich zuläſſig, ſo beſtand angeſichts 
der drohenden Gefahr für den Kl. auch die Ausſicht, innerhalb kurzer 
Zeit ein Räumungsurteil gegen die Mieter zu erhalten; alsdann wäre 
zur anderweitigen Unterbringung der Mieter die Gemeindebehörde 
(Wohn A.) verpflichtet geweſen (8 36 MietSchch.). Es iſt dabei zu be⸗ 
rückſichtigen, daß zu der Zeit, als die ſtreitige Vfg. erging, die 
Wohnungszwangswirtſchaft ſchon weitgehend aufgelockert worden war 
und eine weitere Auflockerung alsbald bevorſtand. Jedenfalls konnte 
die Verfolgung der Räumungsabſicht des Kl. durchaus nicht mehr für 
ſo ausſichtslos erachtet werden, daß dem Kl. dieſer Weg von vorn⸗ 
herein hätte abgeſchnitten werden dürfen. Indem die Pol. dies tat, 
beeinträchtigte fie ihn in den ihm geſetzlich zuſtehenden Rechten (8 50 
Abſ. 1 Pol Verw.). 

Die Pol Vfg. v. 15. Nov. 1932 und der ſie aufrechterhaltende 
BeſchwBeſch. des bekl. Landrats find daher mit Recht vom BezVerwG. 
aufgehoben worden. 


(Er OG., 4. Sen., Urt. v. 8. Nov. 1934, IV C 56/34.) 


* 

115. Gewerbepolizei. Zurücknahme der Beſtallung 
eines öffentlich angeſtellten Verſteigerers. § 53 Abſ. 2 
RGewd. 

1. Die in § 53 Abſ. 2 RGewoO. für die Zurücknahme 
aufgeſtellte Vorausſetzung: es müfje aus Handlungen oder 
Unterlaſſungen des Inhabers der Mangel der bei der Er? 
teilung vorausgeſetzten Eigenſchaften „klar erhellen“, hat 
die Bedeutung, daß der Richter die Zurücknahme nur aus“ 
ſprechen darf, wenn er von dem Mangel dieſer Eigen 
ſchaften voll überzeugt iſt. 

2. Begriff der „ſtrengen Rechtlichkeit“ i. S. der Nr. 61 
der Vorſchriften des Preuß. Handelsminiſters über Umr 
fang der Befugniſſe und Verpflichtungen uſw. der Ber 
ſteigerer v. 10. Juli 1902 (PM Bl. 279). Auslegung dieſes 
Begriffs im Hinblick auf die vom nationalſozialiſtiſchen 
Staate verfolgten ethiſchen Zielſetzungen. 

Durch Urt. des BezVerwGker. iſt die dem Auktionator C. vom 
Regpräſ. erteilte Beſtallung als öffentlich angeſtellter Verſteigerer 
zurückgenommen worden. Die Rev. des C. wies das OVG. zurück 

1. Formell iſt folgendes zu bemerken: Obwohl durch das Geſ. 
zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe v. 7. Aug. 
1933 (RGBl. 1, 578) die Unterſagung der Ausübung dieſes Gewerbes 
eine beſondere Regelung erfahren hat, haben die Vorinſtanzen mit 
Recht angenommen, daß eine Unterſagung auf Grund dieſes Geſetzes 
gegenüber der nach $36 RGewdO. für zuläſſig erklärten „öffentlichen 
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Anſtellung“ nicht durchgreife, vielmehr die Zurücknahme der Be⸗ 
ſtallung als öffentlich angeſtellter Auktionator nach wie vor den 
Sonderbeſtimmungen der 88 53 Abſ. 2, 54 RGewdO. unterliege. Da 
der Polizei daran gelegen war, dem Bekl. nur dieſe Beſtallung zu 
entziehen, ſo hat ſie mit Recht den letztgenannten Weg beſchritten. 
Gegenüber einer Unterfagung nach dem RGeſ. v. 7. Aug. 1933 wäre 
das VerwStr Verf. nicht gegeben (88 1, 3 preuß. Durchf VO. v. 16. Aug. 
1933 [GS. 3160). Inzwiſchen hat die Rechtslage durch Ergehen des 
Ge. v. 16. Okt. 1934 (RGBl. I, 974) eine Anderung erfahren. Die 
neuen Beſt. müſſen jedoch in der vorl. Streitſache unberückſichtigt bleiben. 

2. Unbegründet iſt der Vorwurf der Rev., daß der erſte Richter 
den Sachverhalt nicht hinreichend aufgeklärt habe. In tatſächlicher 
Hinſicht haben dem angef. Urt. als Unterlage folgende Feſtſtellungen 
gedient: erſtens, daß der Bekl. in Kenntnis des ſtaatlichen Unter⸗ 
nehmens zur Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen ſich 
durch Zeitungsanzeigen zur Beſchaffung von zinsloſen Baugeldern für 
Land⸗ und Forſtarbeiter erboten hat, zweitens, daß er mit mindeſtens 
drei Bewerbern Verträge abgeſchloſſen hat, in denen er ſich eine Pro⸗ 
viſion von 50% für den Fall verſprechen ließ, daß er ihnen ein Dar⸗ 
lehn zum Bau eines Landarbeiterhauſes verſchaffte, obwohl die Land⸗ 
wirtſchaftskammer für ihre mit dem Bauvorhaben verbundene Tätig⸗ 
Reit, die erheblich weiter ging als die vom Bekl. angebotene, nur 
eine Verwaltungsgebühr von 2½ % des Baudarlehns, höchſtens 
180 RM, verlangte. 


Dieſe Feſtſtellungen find in einwandfreier Weife getroffen worden. 
Was insbeſ. die vom Bekl. geleiſtete Tätigkeit, verglichen mit der⸗ 
jenigen der Landwirtſchaftskammer, anlangt, ſo erledigte letztere nach 
dem bei den Streitakten befindlichen Merkblatt: „alle mit der Träger- 
ſchaft verbundenen Aufgaben, die koſtenloſe Lieferung der einſchlägigen 
Beſtimmungen, Antragsformulare und Bauzeichnungen (Typenentwürfe), 
koſtenloſe Beratung der Bauherren, auch in techniſcher und finanzieller 
Hinſicht, Prüfung der Anträge, Überwachung der Bauausführung, Ab⸗ 
rechnung der Maßnahme uſw.“. Die Tätigkeit des Behl. beſtand nach 
ſeiner eigenen Darſtellung in der Beſchaffung, Ausfüllung und Ein⸗ 
reichung folgender Unterlagen: 

1. eines Fragebogens von der Länge einer Seite, 

2. einer Verpflichtungserklärung nach einem Vordruck der miniſteriellen 
Beſtimmungen für die Förderung des Baues von Landarbeiter⸗ 
wohnungen, 

3. eines ſog. Finanzierungsplanes in doppelter Ausführung, 1¼ Sei⸗ 
ten lang, 

4. eines Lageplans, 

5. einer Bauzeichnung in dreifacher Ausfertigung. Hierzu iſt zu be⸗ 

merken, daß als Bauzeichnung die koſtenlos gelieferten Muſterentwürfe 

der Landwirtſchafts kammer benutzt werden konnten, und daß als 

„Lageplan“ eine ungefähre, auf die Bauzeichnung zu ſetzende Skizze 

genügte. Wenn der Bekl. außerdem den „Nachweis, daß die Voraus⸗ 

ſetzungen für die Gewährung des beantragten Darlehus gegeben waren“, 
anführt, ſo iſt das ſo zu verſtehen, daß er den Bewerbern aufgab, 
die erforderlichen Papiere (Arbeits⸗ oder Kranlienkaſſenbeſcheinigungen 

uſw.) beizubringen. Für die Beſchaffung der Unterlagen zu 1—5, 

insbeſ. ſoweit ſie bautechniſcher Art waren, bediente ſich der Behl. 

er Hilfe eines Bauunternehmers. In dieſer Tätigkeit iſt nichts ent⸗ 
halten (vielleicht mit Ausnahme der Anfertigung de: Lageſkizze), was 
em Bewerber nicht auf dem Bürgermeiſteramt oder nötigenfalls von 
der Bauabteilung der Landwirtſchaftskammer ebenfalls geleiſtet worden 
wäre. Die Darſtellung des Bekl. in der Reviſionsſchrift erweckt ſtellen⸗ 
weiſe den Eindruck, als ob durch ſeine Tätigkeit die Verwaltungs- 
gebühr der Landwirtſchaftskammer in Höhe von 2½ 0% der Darlehns⸗ 
ſumme erſpart worden wäre. Das iſt nicht der Fall; neben den 
vom Bekl. geforderten 5% wurden die 2½ 0% der Landwirtſchafts⸗ 
ammer in jedem Falle erhoben. 

Auf weitere Einzelheiten, namentlich die vom Bell. beantragte 
Vernehmung der Zeugen G. und Gr., einzugehen, war das BezVerwöer. 
nicht verpflichtet. (Es folgen dies begründende Ausführungen.) 

3. Bekl. verweiſt zutreffend darauf, daß nach § 53 Abſ. 2 
AGMdD. die ihm erteilte Beſtallung nur zurückgenommen werden 
könne, wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen der Mangel der 
bei der Erteilung vorausgeſetzten Eigenſchaften „klar erhelle“. Er 
vermißt eine entſprechende Feſtſtellung in dem angef. Urteil. Aller⸗ 
dings iſt darin ſein Verhalten nicht ausdrücklich mit den genannten 
Worten des Gef. gekennzeichnet worden. Indeſſen laſſen die oben wieder⸗ 
gegebenen Ausführungen des Urt. erkennen, daß für das BezVerwGer. 
irgendwelche Zweifel an der Feſtſtellung der mangelnden „ſtrengen 
Rechtlichleeit“ nicht beſtanden haben, daß vielmehr dieſe Feſtſtellung 
mit demjenigen Maße von Beſtimmtheit gelroffen worden iſt, welches 
der Geſetzgeber durch die Worte „klar erhellt“ kennzeichnen wollte. 

ie genannten Worte werden von der Rſpr. dahin ausgelegt, daß die 
volle Überzeugung“ des Richters von dem Mangel der vorausgefesten 

Eigenſchaften dargetan ſein müſſe (OVG.: PrVerwöBl. 16, 249; Neger 

15, 262). Dieſe Vorausſetzung iſt hier erfüllt. 

Ob der Repgt., wenn er zu einer Nachprüfung der vom erſten 


Richter getroffenen Feſtſtellungen berufen wäre, ebenfalls zu dem 
Schluß gelangen würde, daß aus dem vorl. Sachverhalt der Mangel 
der bei einem öffentlich angeſtellten Verſteigerer vorauszuſetzenden 
Eigenſchaften „klar erhelle“, iſt unerheblich. Denn, wie erwähnt, han⸗ 
delt es ſich, wenn das Gef. dieſe Worte gebraucht, um eine Frage der 
tatſächlichen Würdigung, nämlich um das Maß richterlicher Über⸗ 
zeugung, welches für die Zurücknahme einer gewerblichen Genehmi⸗ 
gung nach 853 RGewoO. gefordert wird, alſo nicht unmittelbar um 
eine Frage der Rechtsanwendung oder der Handhabung von Ver⸗ 
fahrensvorſchriften i. S. des 8 94 LVG. Nur wenn der Vorderrichter 
ſich nicht bewußt geweſen ſein ſollte, daß hier ein beſonderes Maß, 
eine beſonders feſte Überzeugung gefordert wird, wenn er alſo den 
Rechtsbegriff des „Klar Erhellens“ verkannt haben ſollte, würde ſeine 
Entſch. als rechtsirrtümlich angefochten werden können. Das iſt aber, 
wie ſchon ausgeführt, hier nicht der Fall. Ebenſowenig rechtfertigt 
ſich die Annahme, als ob bei dem erſten Richter Zweifel darüber 
obgewaltet hätten, daß der feſtgeſtellte Mangel auch im Zeitpunkte 
der Urteilsfällung noch als vorhanden anzuſehen war. 

4. Es blieb demnach nur noch zu prüfen, ob — wie Behl. dar» 
zutun ſucht — das ihm zur Laſt gelegte Verhalten ein ſolches iſt, 
welches bei zutreffender Würdigung überhaupt keinen Schluß auf einen 
Mangel an Rechtlichkeit zuläßt. Bekl. führt aus, die ſtrafrechtliche 
Unterſuchung ſeines Verhaltens habe zur Einſtellung des Verfahrens 
geführt, und in einem bürgerlichen Rechtsſtreit, in dem er die ver⸗ 
einbarte Proviſion eingeklagt habe, ſei er Sieger geblieben. Zutreffend 
hat der erſte Richter auf die damit geltend gemachten Geſichtspunkte 
keinen entſcheidenden Wert gelegt. Unter „Rechtlichkeit“ iſt eine Ein⸗ 
ſtellung zu den Dingen des Rechts zu verſtehen, die es nicht bei der 
förmlichen Beobachtung der Beſtimmungen bewenden läßt, ſondern 
ein Verſtandnis für die ethiſchen Grundgedanken des Rechts bekundet. 
Es iſt nun ſehr wohl denkbar, daß ein Verhalten vom Geſetzgeber 
nicht mit Strafe bedroht und auch in bürgerlich⸗xechtlicher Hinſicht 
nicht unwirkſam iſt, daß es aber gleichwohl die Rückſichtnahme auf 
das allgemeine Rechtsbewußtſein vermiſſen laßt. Das kann nament⸗ 
lich dann der Fall ſein, wenn ein Rechtsgeſchäft nicht nur eine Wür⸗ 
digung in bürgerlich⸗rechtlicher Hinſicht zuläßt, ſondern, wie hier, 
auch einer gewerbepolizeilichen Beurteilung, d. h. einer ſolchen unter 
öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten, unterliegt. Wenn daher Bell. 
ausführt, es beſtehe für Perſonen, die gewerbsmäßig andere in Rechts⸗ 
angelegenheiten beraten, keine Rechtspflicht, ihre Kunden auf eine 
etwaige Möglichkeit anderweiter koſtenloſer Beratung aufmerkjam zu 
machen, zudem würden nachweislich die von ihm beratenen Perſonen 
ihren Auftrag nicht zurückgezogen haben, wenn er ſie über jene 
Möglichkeit aufgeklärt hätte, ſo iſt dieſer Einwand nicht durchſchlagend. 
Auch wenn die einzelnen Kunden als ſolche ſich nicht als geſchädigt 
betrachtet haben, weil ſie für die geforderte Bezahlung etwas erhalten 
haben, was ihren perſönlichen Wünſchen entſprach, ſo bleibt doch denk⸗ 
bar, daß das Verhalten des Bekl. die Belange der Allgemeinheit ver⸗ 
nachläſſigt, und damit gegen die das öffentliche Recht beherrſchenden 
Rechtsgedanken verſtoßen hat. 


Ein ſolcher Verſtoß iſt in dem Verhalten des Berl. offenbar zu 
erblicken. Wenn der Staat zinsloſe Baudarlehen für Landarbeiter⸗ 
wohnungen bereitſtellt und die Landwirtſchafts kammer, abgeſehen von 
einer geringen Verwaltungsgebühr, ebenfalls unentgeltlich die Be⸗ 
ratung der Bewerber übernimmt, ſo liegt darin ein aus ſozialen und 
bevölllerungspolitiſchen Gründen ausgeſprochener Verzicht auf das 
ſonſt übliche Eutgelt für ſolche Leiſtungen. Wer ſich dieſen Verzicht 
dergeſtalt zunutze macht, daß er nun ſeinerſeits eine Tätigkeit ein⸗ 
ſchiebt, für die er ſich ein entſprechendes Entgelt zuſagen laßt, durch⸗ 
kreuzt damit die obwaltende ſoziale Abſicht der ſtaatlichen Juſtanzen 
und mißbraucht eine auf das Gemeinwohl gerichtete öffentliche Ein⸗ 
richtung zu ſeinem privaten Nutzen. Die darin zutage tretende Ge⸗ 
ſinnung widerſpricht den gerade vom nationalſozialiſtiſchen Staate 
verfolgten ethiſchen Grundtendenzen und damit dem Begriff der 
„Rechtlichkeit“, wie ihn die gebotene Auslegung i. S. dieſer Tendenzen. 
fordert. Zu Recht hat daher der erſte Richter aus dem Verhalten des 
Bekl. gefolgert, daß ihm die ſtreuge Nechtlichkeit in dieſem Sinne 
fehle. Da es ſich um eine Frage der inneren, jubjektiven Einſtellung 
handelt, fo ift es naturgemäß unerheblich, ob die Verträge, die Bekl. 
mit den Darlehnsſuchern geſchloſſen hat, ihm wirklich den beabſich⸗ 
tigten Gewinn gebracht haben oder, wie er behauptet, von den 
Vertragsgegnern ſei es überhaupt nicht, ſei es nur teilweiſe, erfüllt 
worden ſind. 

5. Die Gründe, aus denen für einen öffentlich beſtellten Ver⸗ 
ſteigerer das vorſtehend gekennzeichnete Erfordernis eines beſonders 
ſtrengen Rechtsbewußtſeins aufgeſtellt worden ift, {ind in dem angef. 
Urt. zutreffend wiedergegeben. Sie liegen darin, daß durch die behörd⸗ 
liche Beſtellung den Rechtshandlungen des Verſteigerers öffentlich ein 
beſonderes Maß von Zuverläſſigkeit beigelegt wird, und daß ſich dieſe 
Ausnahmeſtellung nur ſo lange rechtfertigt, als ſie in den perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften des Gewerbetreibenden ihre Begründung findet. 
Auch im Hinblick auf die geſetzgeberiſchen Abſichten, die mit den ein⸗ 
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ſchlägigen Vorſchriften verbunden find, ift alſo eine Verletzung des 
geltenden Rechts in der angef. Entjch. nicht erkennbar. Im übrigen 
brauchen die Verſtöße, aus denen die mangelnde Eignung eines Ge⸗ 
werbetreibenden für ein beſtimmtes Gewerbe gefolgert wird, ſich nicht 
notwendig im Betriebe dieſes Gewerbes ſelbſt ereignet zu haben. Dies 
hat das OVG. in vielen Entſch. ausgeſprochen. Es iſt alſo unerheb⸗ 
lich, daß Behl., als er die beanſtandeten Abmachungen traf, nicht als 
öffentlich beſtellter Verſteigerer, ſondern als Makler und damit, wie 
er ſich ausdrückt, als „Privatperſon“ tätig geworden iſt. 
(PrOVG., 3. Sen., Urt. v. 22. Nov. 1934, III C 75/34.) 
* 


116. 88 35, 40 RGew O. Polizeiliches Unterſagen eines 
Gewerbes. Ein polizeiliches Verbot des Betriebes eines 
der in $ 35 RGewoO. genannten Gewerbe iſt unzuläſſig, 
auch wenn bereits eine Unterſagungsklage ſchwebt. f) 


Die Ortspol. in O. erhob am 23. Juni 1934 gegen den Rechts⸗ 
berater M. Klage im VerwStrVerf. auf Unterſagung des Betriebes 
wegen Unzuverläſſigkeit. Am folgenden Tage verbot ſie ſelbſt ihm die 
weitere Ausübung des Betriebs gemäß 88 14, 40, 41 Pol VerwG. vom 
1. Juni 1931 (GS. 77) von ſofort an, da die Durchführung des 
Verbotes aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes 
keinen Aufſchub leide. Die Art ſeiner Vorſtrafen wegen Preistreiberei, 
übler Nachrede, Beleidigung, Betrug und Sittlichkeitsverbrechens laſſe 
erkennen, daß ihm die erforderliche Zuverläſſigkeit als Rechtsberater 
fehle. Er beherrſche in ſeinen Schriftſätzen weder die Rechtſchreibung, 
noch drücke er ſich verſtändlich aus. Er ſei auch ſchon in einer Irren⸗ 
anſtalt zur Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes geweſen. In der Aus⸗ 
übung des Gewerbes durch ihn liege eine Gefahr, durch die allgemein 
die öffentliche Sicherheit bedroht werde. 

Der nach erfolgloſer Beſchwerde erhobenen Klage des Rechts⸗ 
beraters gab das BezVerwGer. ſtatt. Die Rev. des bekl. Landrats 
wies das OVG. zurück. 

Die Vorentſch. zeigt keine irrtümliche Rechtsauffaſſung. Es iſt 
zwar anerkannten Rechtes, daß der Gewerbetreibende bei der Aus⸗ 
übung ſeines Gewerbes den allgemein geltenden Polizeivorſchriften 
unterliegt wie jeder andere in ihrem Geltungsbereiche. Die polizeilichen 
Befugniſſe reichen aber keineswegs ſo weit, daß die Polizei den Betrieb 
eines freien Gewerbes ohne weiteres durch Vfg. überhaupt unterſagen 
darf, nachdem 81 NGemd. den Betrieb eines Gewerbes jedermann 
geſtattet hat, ſoweit nicht durch ſie ſelbſt Ausnahmen vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen ſind. Solch eine Ausnahme iſt hinſichtlich der ge⸗ 
werbsmäßigen Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten uſw. durch 
835 RGewdO. zwar vorgeſehen; die Ausübung dieſes an ſich freien 
Gewerbes kann bei Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug 
auf dieſen Gewerbebetrieb unterſagt werden. Die Unterſagung darf 
aber nur in dem Verfahren und in den Formen erfolgen, die durch 
8 40 RGewdo. und den zu deſſen Ausführung in Preußen erlaſſenen 
§ 119 Zuft®. vorgeſchrieben find — d. h. durch eine Entſch. des zu⸗ 
ſtändigen VerwöGer., die auf Klage der Ortspol. ergeht. Die Ortspol. 
iſt dieſer zwingenden Regelung gegenüber nicht befugt, ſelbſt eine 
Unterſagung auszuſprechen —, und zwar auch dann nicht, wenn ſie 
glaubt, daß durch den Fortbetrieb des Gewerbes bis zur verwaltungs⸗ 
richterlichen Entſch. eine polizeiliche Gefahr entſteht (vgl. Drews, 
Preuß. PolRecht, Bd. 1 S. 34; Bd. 2 S. 137; Entſch. des OVG. vom 
4. Febr. 1926: PrVerwBl. 47, 299). 


(ORG, 3. Sen., Beſch. v. 4. Okt. 1934, II C 126/34.) 


Anmerkung: Die Entfch. erweckt Bedenken. Sie kapituliert 
ohne ausreichende Prüfung vor einem augenſcheinlichen Mißſtand. 
Es fragt ſich, ob ſie rechtlich unausweichlich war. 

Das Gericht meint, dem Vorgehen der Polizei ſtehe der in 8 1 
RGewdO. ſtatuierte Grundſatz der Gewerbefreiheit entgegen. Da dies 
in der Tat der entſcheidende Geſichtspunkt iſt, muß hier die Nach⸗ 
prüfung einſetzen. 

Es iſt anerkannten Rechtes, daß der Polizei auch innerhalb 
ihres grundſätzlichen Aufgabenkreiſes, im Innern des Staates Ge⸗ 
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwehren, eine 
Reihe von Lebensbereichen durch ſondergeſetzliche Regelung entzogen 
iſt. Soweit eine ſolche Entziehung erfolgt iſt, alſo auf den ſog. 
„polizeifeſten“ Gebieten, beſitzt die Polizei grundſätzlich keine Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Vornahme polizeilicher Handlungen, ſelbſt wenn auf 
den ihrem Zugriff entzogenen Gebieten eine Sachlage eintreten ſollte, 
die man als einen polizeiwidrigen Zuſtand anzuſprechen hat, weil er 
der in 8 14 Pol Verwéß. implieite ausgeſprochenen polizeilichen Ord⸗ 
nungsnorm widerſpricht. Auf dieſe Einſchränkung der Polizeigewalt 
durch ſondergeſetzliche Entziehung deutet der Wortlaut des 8 14 Pol⸗ 
Verwch. ſelbſt hin, indem er der Polizei ihre polizeiliche Aufgabe 
nur „im Rahmen der geltenden Geſetze“ zuweiſt. 

Die ſog. „polizeifeſten“ Gebiete — ſchon der Ausdruck zeigt den 
darin liegenden individualiſtiſchen Vorbehalt gegenüber dem Staat — 
können ſowohl durch ſondergeſetzliche Beſtimmungen des Reiches wie 
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auch des Landes geſchaffen ſein. Gleichviel jedoch, worauf ihr Daſein 
rechtlich beruht, — ſie zeigen untereinander keineswegs eine gleiche 
Struktur. Die Exemtion von der Polizeigewalt iſt bald größer, bald 
geringer. Es handelt ſich alſo um einen durchaus relativen Begriff. 
Dies zeigt ſich vor allem bei dem hier in Rede ſtehenden Grundſatz 
der Gewerbefreiheit, der nicht etwa im Geſetz ſelbſt ſcharf und er» 
ſchöpfend beſtimmt iſt, ſondern das Ergebnis der Auslegung des 8 1 
RGewdo. darſtellt. In SI NGemd. hat der Geſetzgeber die Befug⸗ 
niſſe der Polizeibehörden „nicht poſitiv oder negativ in beſtimmter 
Weiſe beſchränkt, ſondern nur einen allgemeinen Grundſatz aufgeſtellt, 
als deſſen Reflexwirkungen ſich Einſchränkungen der Polizeigewalt 
ergeben“ (Drews, PrPolR. Bd. I, 4. Aufl., S. 34). Die Auslegung 
ſolcher allgemeinen Grundſätze führt nun bekanntlich, da ſie keine rein 
rationale Prodezur iſt, je nach dem ſympathiebetonten inneren Ziel zu 
ganz verſchiedenen Reſultaten. Daher nimmt es nicht wunder, daß 
der Grundſatz der Gewerbefreiheit bisher — in einer betont individuali⸗ 
ſtiſchen Zeit — ohne zwingende Nötigung durch den Wortlaut des 
Geſetzes denkbar weit und damit möglichſt polizeifeindlich gefaßt wor⸗ 
den iſt. Das PrOVG. hat jedoch in ſeiner Entſch. Bd. 91 S. 215 ff., 
bei. S. 219, ſelbſt anerkannt, daß die Auslegung der Geſetze „i. ©. 
des herrſcheuden Rechtsbewußtſeins, d. h. im Geiſte der nationale 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung“ zu erfolgen hat. Mithin wäre auch im 
gegebenen Falle zu prüfen geweſen, ob man bei einer Nachprüfung 
des überkommenen Begriffes „Gewerbefreiheit“ an Hand national» 
ſozialiſtiſcher Grundſätze nicht zu einer neuen Auslegung dieſes Be⸗ 
griffes gelangt wäre, die ein ſtaatspolitiſch geſünderes Ergebnis ver⸗ 
bürgt hätte. Im vorliegenden Falle hat nämlich der ſonſt fo oft be⸗ 
währte ſtaatspolitiſche Inſtinkt des PrO VcG. verſagt! Unter Zuhilfe⸗ 
nahme dieſes Inſtinktes hätte es nämlich — wie in dem ähnlich 
liegenden Falle OVG. 77, 423 ff. — ſelbſt dann zu einem ertrag⸗ 
licheren Ergebnis gelangen können, wenn es den überkommenen Be⸗ 
griff der Gewerbefreiheit unverändert übernommen hätte. 


Nach überkommener Anſchauung hindert der Grundſatz der Ge⸗ 
werbefreiheit die Polizei nur daran, aus polizeilichen Bedenken den 
Beginn oder die Fortführung eines Gewerbes als ſolchen zu unter» 
ſagen; hinſichtlich der Art und Weiſe der Ausübung des Gewerbes 
waren die Gewerbetreibenden dagegen ſchon ſtets der polizeilichen 
Überwachung unterſtellt (Landmann⸗Rohmer, Komm. z. GewO., 
8. Aufl., I. Bd. 1. Teil S. 97 unten). Daß die Polizei den Beginn 
und die Fortführung eines Gewerbes nicht hindern darf — bei ge⸗ 
nehmigungspflichtigen Gewerben jedenfalls nicht mehr nach erteilter 
Genehmigung —, iſt jedoch auch bisher nicht etwa dahin zu verſtehen 
geweſen, als ob der Polizei die Beſtimmung zeitlicher Modalitäten 
grundſätzlich verſagt wäre. Auch nach überkommener Anſchauung 
kann ein Gewerbebetrieb weder zu jeder Zeit begonnen noch auch 
zu jeder Zeit fortgeſetzt werden. Nicht nur, daß ſelbſtverſtändlich die 
geſetzlichen Sonn- und Feiertage zu beachten find, — es find auch 
z. B. Verbote gewerblicher Betätigung zu gewiſſen Zeiten, etwa des 
Hauſierens an Markttagen, Firmungstagen, während der Miſſions⸗ 
zeit uſw., ausgeſprochen worden und verwaltungsgerichtlich unbe⸗ 
anſtandet geblieben (Landmann-Rohmer a. a. O. S. 95). Dieſe 
zeitlichen Beſchränkungen trafen gleichmäßig denjenigen, der zur ge⸗ 
gebenen Zeit ein ſchon begonnenes Gewerbe fortſetzen oder ein noch 
nicht begonnenes eröffnen wollte. Man ſieht alſo, daß die für zu⸗ 
läſſig erachtete polizeiliche Regelung der Ausübung eines Gewerbes 
zuweilen auch zugleich eine Regelung des Gewerbebeginnes darſtellt, 
beides iſt oft nicht voneinander zu trennen. In zeitlicher Hinſicht iſt 
alſo bisher als Ausfluß der Gewerbefreiheit nur anerkannt worden, 
daß die an ſich auch zeitlich zuläſſige polizeiliche Ausübungsbeſchrän⸗ 
kung die Ausübung des Gewerbes nicht „dauernd“ unterbinden dürfe. 
So heißt es in einer Entſch. des PrOVG. (FW. 1927, 309): „Grund⸗ 
regel dabei (sc. bei der polizeilichen Regelung der Ausübung des 
Gewerbes) iſt aber, daß die Ausübungsbeſchränkung niemals ſo weit 
gehen darf, daß die Ausübung des Gewerbes als ſolchen dauernd 
unmöglich gemacht wird.“ Auch in der vom beſprochenen Urteil ſelbſt 
angeführten Entſch. (PrVerwBl. 47 S. 299) heißt es: „Doch darf 
eine ſolche (sc. die Ausübung des Gewerbes regelnde polizeiliche) Ver⸗ 
fügung nicht dahin führen, daß bei ihrer Beachtung dem Gewerbe⸗ 
treibenden der Betrieb dauernd unmöglich würde.“ Schon nach 
überkommener Auffaſſung macht alſo der Grundſatz der Gewerbe⸗ 
freiheit die Gewerbebetriebe keineswegs in zeitlicher Beziehung völlig 
gegenüber der Polizei immun. Vielmehr kann die Polizei vorüber⸗ 
gehend auch den Beginn oder die Fortſetzung eines Gewerbes unter⸗ 
ſagen, wenn die näheren Umſtände vorliegen, die ihr Eingreifen zu⸗ 
läſſig erſcheinen laſſen. Es liegen jedoch noch weitere Urteile des 
PrOVG. vor, die für die oben abgedruckte Entſch. hätten geradezu 
vorbildlich ſein können. Vor allem iſt hier die Entſch. in Bd. 77 
S. 423 ff. zu nennen, die ſich mit der Zuläſſigkeit eines vorüber⸗ 
gehenden Vorführungsverbots hinſichtlich eines Bildſtreifens befaßt. 
Die Polizei hatte hier die weitere Vorführung eines von der Film⸗ 
prüfungsſtelle zunachſt zugelaſſenen, aber wegen inzwiſchen erkennbar 
gewordener Polizeiwidrigkeit dem Widerrufsverfahren vor der Ober⸗ 


64. Jahrg. 1935 Heft 29 


prüfungsſtelle unterworfenen Bildſtreifens bis zur Entſch. im Wider⸗ 
rufsverfahren verboten, obwohl ihr im Reichslichtſpielgeſetz hierzu 
keine ausdrückliche Handhabe geboten war. In dieſem Zuſammenhang 
(a. a. O. S. 430 ff.) argumentiert das PrOVBE. wie folgt: „Allerdings 
iſt im Aufbau des Reichslichtſpielgeſetzes eine Lücke inſofern ver⸗ 
blieben, als es für den Fall, daß ein zugelaſſener Bildſtreifen ſich 
zu der Folgezeit als polizeiwidrig erweiſt, bis zur Durchführung des 
Widerrufsverfahrens an einer Vorſchrift darüber fehlt, ob der Bild⸗ 
ſtreifen gleichwohl bis zum Spruche der Oberprüfungsſtelle weiter 
vorgeführt werden darf oder nicht, und welche Behörde für dieſe 
Zwiſchenzeit zum Einſchreiten berufen iſt. Der Mangel ausdrücklicher 
Vorſchriften kann indeſſen nicht dahin führen, für den Bildſtreifen 
einen Freibrief bis zum Spruche der Oberprüfungsſtelle zu ſchaf⸗ 
fen. Müßte die Vorführung des Bildſtreifens bis zum Schluſſe des 

iderrufsverfahrens ſtets behördlich geduldet werden, ſo würde dies 
auch dann gelten muüſſen, wenn der Inhalt des Bildſtreifens erheb⸗ 
liche, unmittelbar bevorſtehende Gefahren für die öffentliche Sicher⸗ 
heit und Ordnung herbeiführte. Das würde aber im Widerſpruche mit 
dem Grundgedanken des Geſetzes ſtehen, demzufolge doch gerade 
polizeiwidrige Bildſtreifen von der Vorführung ausgeſchloſſen 
bleiben ſollen. Dem Geſetzgeber kann nicht unterſtellt werden, daß 
er ſich ſeiner Aufgabe für gewiſſe Zeiträume, nämlich vom Zeit⸗ 
punkt, in dem die Polizeiwidrigkeit erkennbar und Abhilfe dagegen 
dringlich wird, bis zum Abſchluß des Widerrufsverfahrens ganz habe 
entſchlagen wollen. Es iſt für das Gebiet des preußiſchen Polizeirechts 
anerkannten Rechtens, daß die Polizei ausnahmsweiſe zur Ab⸗ 
wendung von Not⸗ und Mißſtänden, die dringend der polizeilichen 
Abhilfe bedürfen, wenn ſolche ſich nicht auf andere Weiſe beſchaffen 
laßt, berechtigt iſt, vorübergehend bis zur Ermöglichung 
anderweitiger Regelung auch in ſolche Rechtsverhältniſſe 
einzugreifen, die an ſich ihrem Zugriff entzogen ſind.“ Nicht minder 
bedeutſam iſt in dieſem Zuſammenhang die Entſch. PrOVG. 79, 
280 ff., in der das Gericht ausdrücklich die Befugnis der Polizei 
anerkennt, „auf Grund des ſog. Notſtandsrechts in beſonderen Aus⸗ 
nahmeſällen zur Abwendung unmittelbarer Gefahr, z. B. bei Auf⸗ 
ruhr und dergleichen Schankſtätten vorübergehend polizeilich 
zu ſchließen. Es iſt ferner darauf hinzuweiſen, daß der jetzt in § 22 
Abſ. 2 Gaſtſtättc. übernommene Art. 1 8 3 Abſ. 2 NotG. v. 24. Febr. 
1923 die Ortspolizeibehörde ermächtigt hat, einen Gaſt⸗ oder Schaul- 
wirtſchaftsbetrieb vorläufig zu ſchließen, wenn u. a. aus dent 

erhalten des Betriebsinhabers klar erhellt, daß er die erforderliche 
Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. Die Ortspolizeibehörde hat jedoch in 
dieſem Fall unverzüglich bei der zuſtändigen Behörde die Zurüch⸗ 
nahme der Erlaubnis zu beantragen. 


Es zeigt ſich alſo, daß der Polizei ſowohl in Lichtſpielſachen 
wie auch im Schankſtätteurecht unbeſchadet des Grundſatzes der Ge⸗ 
werbefreiheit die Befugnis zugebilligt worden iſt, bis zur Durch⸗ 
ührung des Widerrufsverfahrens einſtweilige Verbote weiterer ge⸗ 
werblicher Betätigung auszusprechen. Die Rechtsähnlichkeit dieſer 
Sachverhalte mit dem der beſprochenen Entſch. zugrunde liegenden 
Fall liegt auf der Hand. Es fragt ſich alſo, ob ſich aus dieſer 
Mechtsähnlichzeit im Wege der Analogie Schlüſſe ziehen laſſen, die 
das vom PrOG. im gegebenen Fall mißbilligte Verhalten der 
Polizei gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Das iſt m. E. zu bejahen! 
Hunächſt wäre es abwegig, die. Zuläſſigkeit des Analogieſchluſſes mit 
er petitio prineipii zu beſtreiten, die polizeiliche Immunität des 
ewerbes fer die Regel, der gegenüber ſich die oben erörterten 
polizeilichen Eingriffsmöglichkeiten als reſtriktiv zu interpretierende 
usnahmen darſtellten (quod contra rationem legis receptum est, 
non est producendum ad consequentias). Dieſes Argument ver⸗ 
ange aus zwei Gründen nicht. Zunächſt iſt der Begriff „Gewerbe⸗ 
freiheit“, wie eingangs gezeigt, keine feſtſtehende Größe, ſondern 
ein Interpretationsergebnis und als ſolches ein Kind ſeiner Zeit, 
Mo mit dem überkommenen Inhalt ein Kind der individualiſtiſchen 
Epoche. Eine Interpretation auf der geiſtigen Grundlage der Gegen⸗ 
wart dürfte auch bei Beibehaltung des Geſetzeswortlauts zu einem 
anderen Begriff der Gewerbefreiheit führen. Zudem find die oben 
beſprochenen Muſterentſcheidungen noch vor dem Anbruch des Dritten 
Keiches ergangen und beruhen offenbar auf der zutreffenden Grund⸗ 
anſchauung, daß die erwähnten polizeilichen Beſchränkungen und 
Jugriffsmöglichkeiten als immanente Schranken und ſomit als In⸗ 
halt, nicht dagegen als exogene Ausnahmen der Gewerbefreiheit zu 
denken ſeien. Das Gewerbe ift nur grundſätzlich frei, der Grundſat 
der Freiheit involviert jedoch bereits als immanenten Beſtandteil 
eine polizeiliche Bindung, beſonders für den Ausnahmefall dringen⸗ 
r polizeilicher Not. Aber ſelbſt wenn es ſich nicht um bereits in⸗ 
3a tlich vorbeſtimmte Ausnahmen, fondern um prinzipwidrige Durch⸗ 
brechungen der Regel handeln würde, ſtände ihrer analogen An⸗ 
Wendung un Sinnbereich der Ausnahmeregelung nichts im Wege. 
Der Satz nämlich, daß Ausnahmen reſtriktiv zu interpretieren, alſo 
einſchränkend zu handhaben ſeien, ſoll nur vor einer allzu un⸗ 
bedachten Übertragung der Ausnahmeregelung warnen; der Nutz⸗ 
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barmachung des in der Ausnahmeregelung erkennbar werdenden 
Sonderprinzips im gleichen Sinnbereich ſteht er nicht im Wege. Auf 
das andere — typiſch liberale — Argument, daß im Polizeirecht 
ein grundſätzliches Analogieverbot herrſche (jo Anſchütz, VerwArch. 
Bd. 14), braucht heute nicht mehr eingegangen zu werden. 

Auch auf anderen Gebieten iſt es anerkannt, daß die Polizei 
auf ihnen eine ſubſidiäre Kompetenz zur Abſtellung dringender Not⸗ 
ſtände beſitzt, obwohl der Polizei grundſätzlich der Zutritt zu dieſen 
Gebieten wegen primärer Zuſtändigkeit anderer Behörden verſagt 
iſt: „Die Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung iſt unter 
allen Umſtänden das Primäre, die Zuſtändigkeitsorganiſation das 
Sekundäre; die Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung darf in einem geordneten Staatsweſen nie an der 
Zuſtändigkeitsfrage ſcheitern“ (Drews a. a. O. S. 25; derſelbe 
S. 127 — zwar mit Bezug auf die Zuſtändigkeitsabgrenzung inner⸗ 
halb der Polizei, aber in allgemeiner Faſſung —: „Die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung darf eben nicht an bloßen Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen ſcheitern“, vgl. auch S. 129). 

Es muß ſomit als ein integrierender Beſtandteil jeder ſtaat⸗ 
lichen Ordnung, beſonders aber als ein reichsrechtlich gebilligter 
Grundſatz des geltenden preußiſchen Rechts anerkannt werden, daß die 
Polizei auch auf ſolchen Gebieten behelfsweiſe bis zur Ermöglichung 
einer anderweitigen Regelung durch die primär zuſtändige Behörde 
dann eingreifen darf, wenn die Polizeiwidrigkeit einen ſolchen In⸗ 
tenſitätsgrad erreicht hat, daß „das öffentliche Intereſſe eine Reme⸗ 
dur unabweisbar erheiſcht“ (ftereotype Wendung des PrOVG. hin⸗ 
ſichtlich des Widerrufs von Bauerlaubniſſen bei bereits ins Werk 
geſezten Bauten; vgl. OVG. 24, 350; 29, 390). In einem ge⸗ 
ordneten Staat darf es keine Einbruchsſtelle für das ſoziale Chaos 
geben. Das muß als wichtigſter Rechtsgrundſatz bei jeder Auslegung 
von Geſetzen beachtet werden. 

Wie dringend das Bedürfnis nach Anerkennung eines ſolchen 
Grundſatzes gerade für Fälle der hier vorliegenden Art iſt, ergibt 
ſich aus folgendem: Mit Rückſicht auf die erfahrungsgemäß lange 
Zeitdauer eines gewerblichen Unterſagungsverfahrens nach $35 RGew o 
iſt in dem Entwurf der Novelle zur RGewoO. in einem § 35 b die aus⸗ 
drückliche Einführung einer vorläufigen Schließung in den Fällen des 
8 35 vorgeſehen, ſofern mit der Fortſetzung des Gewerbes eine Gefahr 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, Geſundheit oder Sittlichkeit 
verbunden iſt. Der zuſtändigen Polizeibehörde ſoll für dieſe Fälle 
ausdrücklich die Befugnis zugeſprochen werden, die Fortſetzung des 
Gewerbes mit ſofortiger Wirkung vorläufig zu verbieten; fie ſoll 
dabei aber unverzüglich bei der hierfür zuſtändigen Behörde den An⸗ 
trag auf endgültige Unterſagung des Gewerbes ſtellen müſſen. 

Man ſieht: die Mißſtände, die mit der Unterbindung des 
vorläufigen Einſchreitens der Polizei bis zur Durchführung des 
Unterſagungsverfahrens verbunden ſind, find jo groß, daß ſie be» 
reits den Geſetzgeber auf den Plan gerufen haben. Muß wirklich erſt 
deſſen Wort abgewartet werden? Oder ſollte es nicht vielmehr den 
königlichen Richtern eines höchſten Gerichts möglich ſein, ſchon mit 
dem geltenden Geſetz zu Ergebniſſen zu gelangen, die dem prak⸗ 
tiſchen Bedürfnis genügen und ſtaatspolitiſchen Inſtinkt verſpüren 
laſſen! 

Die Zulaſſung einſtweiligen polizeilichen Einſchreitens in Fällen 
der hier vorliegenden Art iſt um. fo dringlicher, als das PrOG. 
den Ausſpruch der Unterſagung gemäß § 35 RGewo. im ſummari⸗ 
ſchen verwaltungsgerichtlichen Beſcheidverfahren nach $ 64 Pre VG. 
nicht für ſtatthaft erachtet (OVG. 11, 309), aber auch einſtweilige 
Verfügungen oder ähnliche Eilmaßnahmen nicht in Betracht kommen 
(ogl. Brauchitſch, Verw. f. Preußen, Bd. 1, 24. Aufl., Anm. 5 
zu 8 60 LG.). 0 

Die hier von der Polizeibehörde getroffene Maßnahme hat ſich 
völlig in den Intentionen der geplanten Novelle zur RGew oO. ge 
halten, deren künftige ausdrückliche Beſtimmungen m. E. ſchon 
jetzt bei einer ſinnvollen Geſetzesauslegung als geltendes Recht an⸗ 
erkannt werden können. 0 

RA. Reuß, Berlin. 


* 


117. Polizeiliches Verbot des Erſcheinens einer Zei⸗ 
tung. 88 14, 21 PrPolVerwG. v. 1. Juni 1931 (BE. 77); 
51 RPräſ VO. zum Schutz von Volku. Staat v. 28. Febr. 1933 
(RG Bl. I, 83). Auf Grund 8 1 RPräſ BO. v. 28. Febr. 1933 
kann die Polizei einer Zeitung nicht nur eine Veröffent- 
lichung verbieten, von der eine Gefährdung der Staats⸗ 
ſicherheit zu befürchten iſt, ſondern auch die Aufnahme 
einer beſtimmten Nachricht gebieten, ſofern dies zur Ab⸗ 
wehr einer ſolchen Gefahr erforderlich iſt. Im Falle des 
ſog. polizeilichen Notſtandes (8 21 Pol Verw.) gilt letzteres 
auch dann, wenn die Zeitung an der Entſtehung der Ge⸗ 
fahr unbeteiligt iſt. Ein als allgemeine Straf⸗ oder Er- 
ziehungsmaßnahme gedachtes polizeiliches Verbot des Er- 
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ſcheinens einer Zeitung kann auf § 1 VO. v. 28. Febr. 1933 
nicht geſtützt werden. 

Der RegPräſ. in K. forderte die A. Zeitung auf, folgende ihr 
vom Landrat ſchon überſandte „Lokalnotiz“ ſofort im lokalen Teil 
des Blattes aufzunehmen: 

„Vom hieſigen Landratsamt wird uns mitgeteilt, daß Landrat B. 
aus Z. mit der Vertretung des Landratsamts A. beauftragt worden 
iſt. Landrat B. hat die Dienſtgeſchäfte bereits übernommen.“ 

Da die Zeitung der Aufforderung nicht nachkam, verbot der Reg⸗ 
Präs. durch Vfg. v. 14. Juni 1934 die A. Zeitung für die Dauer von 
drei Tagen. Die Pfg. ſtützte ſich auf 81 VO. d. RPräſ. zum Schutze 
von Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 (RG Bl. I, 83) i. Verb. mit 
§ 1 Pr O. v. 2. März 1933 (GS. 33) und § 41 PolVerwG. vom 
1. Juni 1931 (GS. 77). Ihre Begr. beſagte, die Zeitung habe die ihr 
ſchon am 8. Juni vom Landrat aufgetragene Veröffentlichung, trotz 
fernmündlicher Erinnerung und gleichzeitiger nochmaliger ſchriftlicher 
Aufforderung des NegPräf., durch ſchriftliche Erklärung gegenüber 
dem Landrat abgelehnt. Die Begr. fährt dann fort: 

„Die Beurlaubung des bisherigen Landrats C. hat einem Teil 
der Preſſe Anlaß gegeben die unrichtige Meldung zu bringen, daß 
die Beurlaubung rückgängig gemacht bzw. befriſtet ſei. Die Folge 
dieſer Meldung war eine ſtarke Beunruhigung der Bevölkerung des 
Kreiſes A. Die amtliche Preſſenotiz hatte den Zweck, Aufklärung zu 
bringen und die öffentliche Ruhe und Ordnung wiederherzuſtellen. 
Die ablehnende Haltung der A. Zeitung iſt geeignet, dieſe im Inter⸗ 
eſſe der öffentlichen Ordnung notwendigen behördlichen Maßnahmen 
zu vereiteln. Dieſe Sabotage bedeutet eine ſchwere Schädigung öffeut⸗ 
licher Intereſſen und der Staatsautorität und macht obengenanntes 
Verbot erforderlich.“ 

Auf die hiergegen erhobene Klage hob das BezVerwGer. die Pfg. 
v. 14. Juni 1934 mit folgender Begr. auf: Es möge dahingeſtellt 
bleiben, ob mit der Vfg. bezweckt geweſen ſei, die Kl. zur Aufnahme 
der Notiz zu bewegen oder ſie für die Nichtaufnahme zu beſtrafen. 
Um die Veröffentlichung zu erzwingen, hätten dem Bekl. nur die 
Zwangsmittel des § 55 Pol Verw. zu Gebote geſtanden, und zwar, 
da hier die Ausführung durch Dritte oder unmittelbarer Zwang nicht 
in Frage gekommen ſeien, nur die Auferlegung eines Zwangsgeldes. 
Dagegen gehöre das Verbot des Erſcheinens der Zeitung nicht zu den 
vorgeſehenen Zwangsmitteln. Als Strafe für die Nichtaufnahme der 
Notiz habe der Bekl. das Verbot ebenſowenig verhängen können, da 
das Pol Verw. eine ſolche Strafe nicht kenne. Auch andere Geſetze 
hätten ihm die Befugnis zu ſeinem Vorgehen nicht gegeben. Das 
RPreßGG. beſtimme zwar in $ 10, daß der verantwortliche Redakteur 
einer periodiſchen Druckſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, verpflich⸗ 
tet ſei, die ihm von einer öffentlichen Behörde mitgeteilten amtlichen 
Bek. auf deren Verlangen gegen Zahlung der üblichen Einrückungs⸗ 
gebühren in eine der beiden nächſten Nummern des Blattes aufzu⸗ 
nehmen. Die hier fragliche Notiz ſei aber als amtliche Bek. nicht er⸗ 
kennbar, ſondern ausdrücklich als „Lokalnotiz“ bezeichnet geweſen; 
auch habe der Bekl. die Zahlung der Einrückungsgebühren nicht an⸗ 
geboten. Schließlich hätte nach 8 19 RPreßG. nur die Beſtrafung mit 
einer Geldſtrafe, nicht aber das Zeitungsverbot als Sühnemittel wegen 
der Nichtaufnahme der Notiz zur Verfügung geſtanden. Die frühere 
Möglichkeit, im Falle der Nichtaufnahme einer amtlichen Kundgebung 
das Erſcheinen zu verbieten, wie fie zuletzt in der VO. d. RPräſ. 
gegen politiſche Ausſchreitungen v. 14. Juni 1932 (RGBl. I, 297), 
88 5 u. 6 Nr. 6, enthalten geweſen ſei, wäre u. a. ſchon deshalb nicht 
mehr gegeben, weil dieſe VO. durch die ſpätere VO. d. RPräſ. vom 
19. Dez. 1932 (RGBl. I, 548) inſoweit außer Kraft geſetzt worden fei. 
Die VO. d. RPräſ. zum Schutze des Deutſchen Volkes v. 4. Febr. 
1933 (RGBl. I, 35) ſehe für Fälle der vorl. Art ein Verbot nicht vor. 
Ebenſowenig ſei auf dieſen Fall die VO. d. RPräſ. zum Schutze von 
Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 (RG Bl. I, 83), auf die ſich der 
Bell. berufe, anwendbar. Zwar ſei durch dieſe VO. der Art. 118 
RVerf. bis auf weiteres außer Kraft geſetzt und damit auch die ſonſt 
beſtehende Preſſefreiheit der Möglichkeit einer Beſchränkung unter⸗ 
worfen worden, aber aus dieſer Beſchränkung könne immer nur ein 
Verbot für beabſichtigte Veröffentlichungen, nicht aber das Gebot 
einer Veröffentlichung hergeleitet werden; letzteres müſſe vielmehr 
durch eine beſondere geſetzliche Beſt. gerechtfertigt fein. Obwohl die 
Friſt, während welcher das Erſcheinen der Zeitung verboten worden 
ſei, längſt abgelaufen ſei, habe das Verbot auch jetzt noch ausdrücklich 
aufgehoben werden muſſen, da Kl. nach der Rſpr. eine entſprechende 
Entſch. beanſpruchen könne. 3 

Die Rev. des beklagten Regpräß wies das OVG. zurück. 

Die Ausführungen des Reviſionsklägers find zwar inſofern zu⸗ 
treffend, als ſie einen Teil der Ausführungen des angef. Urt. als irrig 
angreifen. Gleichwohl bleibt das Urt. in ſeinem Ergebnis zutreffend. 
Der Nevifionskläger bekämpft mit Recht die Annahme des BezVerw⸗ 
Ger., daß, nachdem die VO. d. RPräſ. v. 28. Febr. 1933 in ihrem 
8 1 u. a. die ſog. Preſſefreiheit aufgehoben habe, die Polizei gleich⸗ 
wohl niemals das Gebot einer Veröffentlichung, ſondern nur das 
Verbot einer ſolchen ausſprechen dürfe. Es iſt vielmehr grundſätzlich 


denkbar, daß ſich ein ſolches Gebot als eine zuläſſige polizeiliche Vfg. 
darſtellt, wenn nämlich die ſonſtigen Vorausſetzungen einer auf den 
genannten 8 1 zu ſtützenden polizeilichen Vfg. vorhanden ſind. Wie 
der Sen. kürzlich in ſeiner Entſch. v. 25. Okt. 1934, III C 87/4, 
näher ausgeführt hat, iſt dies dann der Fall, wenn die polizeiliche 
Gefahr, um deren Abwehr es ſich handelt, auf dem durch die Ein⸗ 
gangsworte der VO. v. 28. Febr. 1933 gekennzeichneten Gebiete der 
innerpolitiſchen Sicherheit des Staates gelegen iſt. Sollte die Schrift⸗ 
leitung eines Blattes durch ihre Veröffentlichungen eine Gefahr dieſer 
Art — elwa eine politiſche Beunruhigung der Öffentlichkeit — her⸗ 
vorrufen und die Polizei daraufhin zu der Überzeugung gelangen, daß 
eine andere Veröffentlichung beſtimmten Inhalts in dem gleichen 
Blatte ein geeignetes Mittel zur Beſeitigung dieſer Gefahr darſtelle, 
ſo wird fie auf Grund des mehrerwähnten § 1 in der Tat befugt ſein, 
der Schriftleitung, als Urheberin der Gefahr i. S. des 8 19 Pol Verw., 
die betr. Veröffentlichung unter Zwangsandrohung zur Pflicht zu 
machen. Liegen die beſonderen Vorausſetzungen des ſog. polizeilichen 
Notſtandes nach 8 21 PolVerivG. vor, fo kann die Polizei eine gleiche 
Forderung auch an ſolche Blätter richten, die an der Eutſtehung der 
Gefahr unbeteiligt ſind. 

Die hiermit von dem Reviſionskläger aufgeworfene Frage iſt 
aber für den vorl. Rechtsſtreit ohne Bedeutung. Denn es handelt ſich 
in ihm nicht um die Rechtsgültigkeit der von dem Bell. an Kl. ger 
richteten Auflage einer Veröffentlichung beſtimmten Inhalts, ſondern 
um das im Anſchluß an die Nichterfüllung dieſer Auflage ergangene 
dreitägige Verbot des Blattes. Dieſes Verbot hat das BezVerw⸗ 
Ger. aus zutreffenden Gründen für unzuläſſig erklärt. Es wäre zu⸗ 
läſſig geweſen, wenn von dem Erſcheinen des Blattes während der 
betr. drei Tage, auf die ſich das Verbot erſtreckte, eine konkrete 
polizeiliche Gefahr in dem bereits erörterten Sinne gedroht und daher 
das Verbot ein zur Abwehr dieſer Gefahr geeignetes Mittel dargeſtellt 
hätte (in dieſem Falle wäre auch der Regpräſ. die nach § 1 der von 
ihm angeführten VO. v. 2. März 1933 [GS. 33] für das Verbot zur 
ftändige Stelle geweſen). Das Vorhandenſein einer ſolchen Gefahr 
hat der Bekl. aber ſelbſt nicht behauptet. 

Da hiernach der Geſichtspunkt der Abwehr einer konkreten poli⸗ 
zeilichen Gefahr entfällt, fo bleibt, wie das angef. Urt. zutreffend aus“ 
führt, nur die Annahme, daß das Verbot entweder eine Zwangsmaß⸗ 
nahme oder eine Strafmaßnahme darſtellen ſollte. War es eine 
Zwangs maßnahme, ſo Konnte dieſe nach Lage der Sache nur als 
eine ſolche wegen Nichtbefolgung der voraufgegangenen Vfg., betr. Abe 
druck einer Zeitungsnachricht, gemeint ſein; und zwar mußte dann 
das Verbot, da die durch 855 Abſ. 2 Satz 1 Pol Verw. vorgeſchrie⸗ 
bene vorherige Androhung in der genannten Pfg. unterblieben war, 
als eine Zwangsmaßnahme gelten, in welcher Androhung und Aus⸗ 
führung des Zwangsmittels miteinander verbunden ſind und daher 
zeitlich zuſammenfallen. Die Rechtsbehelfe, die dem von einer ſolchen 
Zwangsmaßnahme Betroffenen zu Gebote ſtehen, ergeben ſich aus der 
Vorſchr. des 8 57 Abſ. 2 Satz 2. Hiernach find gegen die Androhung 
eines Zwangsmittels, die nicht in der zugrunde liegenden polizeilichen 
Vfg. enthalten iſt, die gleichen Rechtsmittel gegeben wie gegen die 
polizeiliche Vfg. ſelbſt. Es kann alſo in einem ſolchen Falle (im 
Gegenſaß zu dem des erſten Satzes des 857 Abſ. 2) gegenüber der 
ſelbſtändig angedrohten Zwangsmaßnahme auch eine ſelbſtändige, 
d. h. auf die Zwangsmaßnahme beſchräukte, Anfechtung erfolgen. Ein 
derartiger Fall einer ſelbſtändigen Anfechtung des angedrohten und 
feſtgeſetzten Zwangsmittels iſt, wenn man in dem fraglichen Verbot 
überhaupt eine polizeiliche Zwangsmaßnahme erblicken will, hier ge 
geben. Denn Kl. hatte, wie der Wortlaut ihrer Kl. ergibt, dieſe aus⸗ 
ſchließlich gegen das dreitägige Verbot des Erſcheinens der Zeitung 
gerichtet und beantragt, dieſes Verbot für ungültig zu erklären. Be⸗ 
ſtanden hiernach inſoweit gegen die Zuläſſigkeit der erhobenen Klage 
keine Bedenken, jo hat ihr der Vorderrichter auch in fachlicher Hin⸗ 
ſicht zutreffend entſprochen, indem er ausführt, daß das Verbot, wenn 
es als Zwangsmittel gedacht geweſen ſein ſollte, unzuläſſig geweſen 
ſei, weil es nicht unter die nach dem PolVerwG. allein zulaſſigen 
Zwangsmittel falle. Nach 8 55 Abſ. 1 des Gef. kommen als ſolche 
nur in Frage: Ausführung der zu erzwingenden Handlung durch einen 
Dritten, Feſtſetzung von Zwangsgeld oder unmittelbarer Zwang. Unter 
keine dieſer Möglichkeiten war das Zetitungsverbot einzuordnen; 
insbeſ. hätte als „unmittelbarer Zwang“ nur gelten können, wenn die 
Polizei etwa ihrerſeits durch eigene Beauftragte den Satz und Druck 
der fraglichen Nachricht durchgeführt hatte. 

Das Verbot kann daher nur als eine ſelbſtändige polizeiliche 
Vfg., und zwar — wie dies auch durch ihre Schlußworte beſtätigt 
wird — als eine Straf⸗ oder allgemeine Erziehungsmaßnahme ger 
dacht geweſen ſein. Da für eine ſolche das PolVerwG. keine Hand⸗ 
habe bot, jo bedurfte fie, um gültig zu fein, einer beſonderen geſetz⸗ 
lichen Grundlage. Eine derartige Grundlage war indeſſen nicht vor⸗ 
handen. Allerdings find, worauf auch das angef. Urt. hindeutet, in 
8I BO. d. RPräſ. zum Schutze des Deutſchen Volkes v. 4. Febr. 
1933 (RGBl. I, 35) Vorſchr. enthalten, die beim Vorliegen gewiſſer, 
beſtimmt umgrenzter Tatbeſtände ein befriſtetes Verbot periodiſcher 
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Druckſchriften zulaſſen. Sie ſind auch neben der ſpäteren VO. vom 
28. Febr. 1933 noch in Geltung geblieben. Indeſſen iſt hier keiner 
der daſelbſt angeführten Tatbeſtände gegeben. Das gilt insbeſ. von 
der Nr. 7 des genannten Paragraphen, nach der das Verbot einer 
periodiſchen Druckſchrift zuläſſig iſt, wenn in ihr „offenſichtlich un⸗ 
richtige Nachrichten enthalten find, deren Verbreitung geeignet iſt, 
lebenswichtige Intereſſen des Staates zu gefährden“. Die Vorſchr. 
trifft nach ihrem Wortlaut ſchon deshalb nicht zu, weil es ſich im vorl. 
Falle nicht um die Veröffentlichung einer beſtimmten Nachricht, ſon⸗ 
bern um die Nicht veröffentlichung einer ſolchen handelt. 
Tatſächlich hat aber auch der Regpräſ. die angef. Maßnahme 
nicht auf die Beſt. der VO. v. 4. Febr., ſondern auf 8 1 VO. vom 
28. Febr. 1933 geſtützt. Dieſe VO. kann jedoch nicht dahin verſtanden 
werden, als habe ſie der Polizei die Möglichkeit der Verhängung von 
ergeltungs⸗ oder allgemeinen Erziehungsmaßnahmen, zumal von 
olchen außerhalb des Rahmens der geſetzlich zuläſſigen Strafarten, 
eröffnen wollen. Vielmehr iſt auch durch ſie die Polizei auf die Auf⸗ 
gabe der Gefahrenabwehr im eigentlichen Sinne beſchränkt geblieben. 
Eine polizeiliche Vfg., die über dieſe Aufgabe hinausgeht, ohne durch 
ein beſonderes Geſetz ausdrücklich gerechtfertigt zu ſein, verſtößt gegen 
den Grundſatz des inſoweit fernerhin in Kraft gebliebenen § 14 Pol⸗ 
VerwG. und iſt damit ungültig. Wenn der bekl. RegPräſ. — ge⸗ 
ſtützt auf 8 1 VO. und innerhalb der oben bereits erörterten Grenzen 
der Zuläſſigkeit einer ſolchen Maßnahme — einer Zeitung den Ab⸗ 
druck einer beſtimmten Nachricht zur Pflicht machte, ſo ſtanden als 
Strafmaßnahmen im Falle der Nichtbefolgung nur die im 8 4 V0. 
beſonders vorgeſehenen Geld- und Freiheitsſtrafen zu Gebote, die 
gegebenenfalls im ordentlichen Strafverfahren zu verhängen waren. 
Die Verhängung eines auf dieſe VO. geſtützten, ſtrafweiſe erfolgen⸗ 
en Verbots des Erſcheinens einer Zeitung war dagegen ausgeſchloſſen. 
(Pro., 3. Sen., Urt. v. 10. Jan. 1935, III C 161/34.) 


* 


118. Polizeiliches Verbot des Erſcheinens einer Zei⸗ 
tung. 8 14 PBrYol®erw®. v. 1. Juni 1931 (GE. 77); 81 
RPräſd o. zum Schutz von Volk u. Staat v. 28. Febr. 1933 
AGBl. I, 83). Wenn eine Zeitung auf Grund § 1 RPräſ⸗ 
SO, v. 28. Febr. 1938 wegen ihrer ſtaatsgefährdenden Rich 
kung auf unbeſtimmte Zeit verboten worden iſt, kann auch 
eine angeblich neue Zeitung, die ſich ſachlich als die alte 
darſtellt oder als ihr Erſatz anzuſehen iſt, auf unbeſtimmte 
eit verboten werden. Eine Zeitung ſtellt ſich ſachlich 
als die alte dar, wenn ſie im weſentlichen dieſelbe poli— 
üſche Richtung verfolgt, wie die verbotene. Dagegen iſt 
ine neue Zeitung ohne Rückſicht auf ihren Inhalt als 
Erſatz der verbotenen anzuſehen, wenn die beſonderen 
mſtande des Einzelfalles mit hinreichender Deutlichkeit 
einen Zuſammenhang zwiſchen der alten und der neuen 

eitung erkennen laſſen. 

Nachdem die im Verlage der Fler Verlagsgeſellſchaft in F. er⸗ 
ſcheinende ſozialdemokratiſche Tageszeitung „Volksfreund“ auf Grund 
er VO. d. RPräſ. zum Schutz von Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 
auf unbeſtimmte Zeit verboten war, übernahm D. durch Pachtvertrag 
biss. April 1933 von der genannten Verlagsgeſellſchaft, bei der er 
isher als Geſchäftsführer angeſtellt geweſen war, Gebäude und Druk- 
rei mit der geſamten Einrichtung und allen Beſtänden, um eine au⸗ 
eblich parteipolitiſch nicht gebundene Tageszeitung herauszugeben. 
Diefe Zeitung, die im Mai 1933 in F. erſchien, hieß zunächſt . 
und führte ſodaun, um Verwechſlungen mit dem ähnlichen Namen 
31 anderen Zeitung auszuſchließen, die Bezeichnung „Tageblatt 

“ 


„Durch polizeiliche Vfg. des Oberbürgermeiſters in F. als Orts⸗ 
polizeibehörde v. 1. Juni 1933 wurde auf Grund von § 11 VOD. d. RPräſ. 
zum Schutze des Deutſchen Volkes v. 4. Febr. 1933 (RGBl. 35) in 
er erweiterten Zuſtändigkeit des § 1 der obenerwähnten VO. vom 
= Febr. 1933 das „Tageblatt für ...“ auf die Dauer von vier 
Wochen verboten, weil es als Erſatzblatt für den verbotenen „Volks⸗ 
reund“ anzuſehen ſei, da es dem gleichen Bezieherkreis zugeſtellt und 
ußerdem mit ben gleichen Druchmaſchinen uſw. hergeſtellt ſei. Auf 
dall hw. bes D. ordnete der Regpräſ, durch Vfg. v. 7. Juni 1933 an, 
aß das Verbot für unbeſtimmde Zeit Geltung habe. 

BezVerwGer. wies mit folgender Begr. die Klage ab: 
ud Nach 8 1 PrO. zur Regelung der Zuftändigkeit der Landes⸗ 
ud Kreispolizeibehörden v. 2. März 1933 (6 . 33) ſei für das Ver⸗ 
ot periodiſcher Druckſchriften nach Maßgabe des 8 1 BD. d. RPraſ. 
fe 28 Febr. 1933 die Landespolizeibehörde zuſtändig; im vorl. Falle 
W alſo der bell. RegPräſ., der das vorher von der Ortspolizei⸗ 
ta rde erlaſſene Verbot von ſich aus beſtätigt und erweitert habe, zu⸗ 
undig geweſen, fo daß nur noch von dem Verbot die Rede ſein könne, 
as der Regpräf. als Landespolizeibehörde erlaſſen habe. 
ie Nicht nachgewieſen ſei, daß die vom Kl. herausgegebene Druck⸗ 
hrift die gleiche politische Richtung wie der früher verbotene ſozial⸗ 


demokratiſche „Volksfreund“ verfolgt oder ſich an genau den gleichen 
Leſerkreis gewandt habe. Die Tatſache bleibe aber beſtehen, daß ein 
marxiſtiſches Unternehmen wie die Fler Verlagsgeſellſchaft dem Kl., 
ihrem früheren Geſchäftsführer und Angeſtellten, der ſogar noch jetzt 
als Geſchäftsführer der Geſellſchaft eingetragen ſei, und der alſo bis 
dahin die gleiche politiſche Richtung wie die Verlagsgeſellſchaft ver⸗ 
folgte, Gebäude und Druckerei verpachtet habe, in denen und mit 
denen vormals die verbotene Zeitung betrieben worden jet, um ſeiner⸗ 
ſeits eine Tageszeitung herauszugeben. Es ſei daher zu beſorgen, daß 
der Verleger, wenn nicht ſchon bisher, ſo doch künftig und vielleicht 
zunächſt nur verſteckt die gleiche Richtung einſchlage, die er unter 
marxiſtiſcher Herrſchaft verfolgt habe, zumal er einen größeren Teil 
des alten Bezieherkreiſes noch beiſammen habe und es für ihn jeden⸗ 
falls leichter als für einen anderen Verleger ſei, den Bezieherkrets in 
der früheren Art wieder zu ergänzen. 

Die Druckſchrift des Kl. ſei daher als Erſatzblatt des verbotenen 
„Vollsſreundes“ anzuſehen. 

Die Rev. des Kl. wies das OVG. zurück. 

Gegen die Zuläſſigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens beſtehen 
im vorl. Fall keine Bedenken; denn, wie der Sen. in der Entſch. 
v. 25. Okt. 1934, III C 87/34, bereits näher ausgeführt hat, unter⸗ 
liegen nach der gegenwärtigen Lage der Geſetzgebung auch ſolche poli⸗ 
zeilichen Vfg., die ſich auf 81 Vo. d. Rpräſ. zum Schutze von 
Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 ſtützen, den Vorſchr. des Pol⸗ 
VerwG. über die Anfechtung polizeilicher Vfg. Nach 8 49 Pol Verw. 
v. 1. Juni 1931 (GS. 77) in der durch § 33 Nr. 3 VO. v. 3. Sept. 
1932 (GS. 289) geänderten Faſſung findet aber gegen einen ab⸗ 
weiſenden Beſchwerdebeſcheid und gegen die polizeiliche Vfg. einer 
Landespolizeibehörde die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Landespolizeibehörden find nach 83 Pol Verwoh. die RegpPraſ. 

Nach 8 1 Pr O. v. 2. März 1933 iſt für das Verbot periodiſcher 
Druckſchriften nach Maßgabe des 81 Vo. d. RPräſ. v. 28. Febr. 
1933 die Landespolizeibehörde zuſtändig. Der Oberbürgermeiſter als 
Ortspolizeibehörde war ſomit zu dem Erlaß des Zeitungsverbots vom 
1. Juni 1933 nicht berechtigt. Da aber auf die Beſchw. des Kl. der 
beklagte Regpräſ. durch Vfg. v. 7. Juni 1933 angeordnet hatte, daß 
das von der Ortspolizeibehörde auf vier Wochen beſchränkte Verbot 
für unbeſtimmte Zeit gelten ſolle, iſt es nicht zu beanſtanden, wenn 
der Vorderrichter davon ausgegangen iſt, daß nunmehr als Gegen⸗ 
ſtand des vorl. Rechtsſtreits nur noch dieſe Anordnung des Bekl. in 
Betracht kommt. 

Sie ſtützt ſich auf 8 14 Pol Verw. in der durch § 1 VO. des 
RPräſ. v. 28. Febr. 1933 erweiterten Zuſtandigkeit und auf 8 1 Pr⸗ 
VO. v. 2. März 1933. Durch 8 1 VO. d. RPräſ. v. 28. Febr. 1933 
iſt Art. 118 Wein Verf., alſo das bisherige Recht der Preſſefreiheit, 
außer Kraft geſetzt und beſtimmt, daß Beſchränkungen dieſes wie einer 
Reihe anderer Grundrechte „auch außerhalb der ſonſt hierfür be⸗ 
ſtimmten geſetzlichen Grenzen“ zuläſſig ſind. Eine poltzeiliche Vfg., 
die ſich auf dieſe VO. gründet, iſt aber durch die Zweckbeſtimmung 
derſelben, die nach ihren Eingangsworten der „Abwehr kommuniſti⸗ 
ſcher ſtaatsgefährdender Gewaltakte“ dienen ſoll, auf das Gebiet der 
politiſchen Polizei beſchränkt. Die in 8 1 den Behörden verliehenen 
außerordentlichen Vollmachten rechtfertigen ſich aus dem Bedürfnis 
der inneren und äußeren Sicherung des Beſtandes der neu erwachſenen 
nationalſozialiſtiſchen Staatsform; es iſt z. B. nicht daran gedacht, 
daß auf Gebieten, wie dem der Waſſer-, der Wege⸗, der Jagdpolizei 
uſw., die Polizeibehörden nunmehr ein ſchrankenloſes Ermeſſen ſollten 
walten laſſen können. Dagegen fordert die zwingende und überragende 
Notwendigkeit der Feſtigung des neuen Staates, daß auf politiſchem 
Gebiete die Grenzen dieſes Ermeſſens jo weit als irgend möglich ge⸗ 
ſteckt 2 (vgl. die erwähnte Entſch. v. 25. Okt. 1934, III C 
87/34). 

Der Vorderrichter hat feiner Entſch. die Anficht zugrunde ge⸗ 
legt, daß das Verbot einer Zeitung gerechtfertigt iſt, wenn fie ſich 
als Erjaß für eine periodiſche Druckſchrift darſtellt, die ihrer politiſchen 
Richtung wegen auf unbeſtimmte Zeit verboten war. Dieſe Rechts⸗ 
auffaſſung iſt zutreffend. Durch 8 9 Abſ. 3 der zur Zeit noch in Gel⸗ 
tung befindlichen VO. d. RPräſ. zum Schutze des Deutſchen Volkes 
v. 4. Febr. 1933 iſt beſtimmt, daß ein auf Grund des Abf. 1 erlaſſenes 
Verbot auch die in demſelben Verlage erſcheinenden Kopfblätter der 
periodiſchen Druckſchrift ſowie „jede angeblich neue Druckſchrift um⸗ 
faßt, die ſich ſachlich als die alte darſtellt oder als ihr Erſatz anzuſehen 
if”. Verbote auf Grund von 8 9 Abf. 1 a. a. O. können allerdings 
nur beim Vorliegen der dort einzeln aufgeführten Tatbeſtände und bei 
Tageszeitungen nach 89 Abſ. 2 a. a. O. in der Regel nur für die 
Dauer von vier Wochen erlaſſen werden. Da aber nach den obigen 
Darlegungen die Polizei bei einem auf Grund 8 1 VO. d. Rprüſ. 
v. 28. Febr. 1933 erlaſſenen Zeitungsverbot an die Schranken der 
VO. v. 4. Febr. 1933 nicht mehr gebunden ift, alſo auch eine Zeitung 
wegen ihrer ſtaatsgefährdenden Richtung auf unbeſtimmte Zeit ver⸗ 
bieten kann, ſo kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß in ſolch 
einem Falle auf Grund der VO. v. 28. Febr. 1933 auch eine angeblich 
neue Zeitung, die ſich ſachlich als die alte darſtellt oder als ihr Erſaß 
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anzuſehen iſt, auf unbeſtimmte Zeit verboten werden kann. Eine 
Zeitung ſtellt ſich ſachlich als die alte dar, wenn ſie im weſentlichen 
dieſelbe politiſche Richtung verfolgt wie die verbotene. Dagegen hängt 
die Beantwortung der Frage, ob eine angeblich neue Zeitung als 
Erſatz für eine verbotene anzuſehen iſt, von den beſonderen Umſtänden 
des Einzelfalles ab. Ohne Rückſicht auf den Inhalt der angeblich 
neuen Zeitung kann hierfür z. B. genügen, daß dieſe demſelben Be⸗ 
zieherkreis zugeſtellt wird oder denſelben Titel weiterführk. Die 
Merkmale des Erſatzes können ſich aber auch in ſonſtigen Tatſachen 
zeigen, die mit hinreichender Deutlichkeit einen Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen der alten und der neuen Zeitung erkennen laſſen. 

Im vorl. Falle hatte der Geſchäſtsführer der Fler Verlagsgeſell⸗ 
ſchaft, deren Zeitung wegen ihrer politiſchen Richtung auf unbeſtimmte 
Zeit verboten war, die für die Herſtellung und den Vertrieb dieſer 
Zeitung benutzten Gebäude und Einrichtungen übernommen, um 
ſeinerſeits eine angeblich neue Tageszeitung herauszugeben, und hatte 
ſich überdies in dem mit der Verlagsgeſellſchaft abgeſchloſſenen Pacht⸗ 
vertrage verpflichtet, den Pachtzins an die ... Akts. B. abzuführen, 
die alſo offeubar auch das bisherige Zeitungsunternehmen der Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft finanziert hatte. Es ergibt ſich ſomit, daß der Heraus⸗ 
geber der angeblich neuen Zeitung der Geſchäftsführer desſelben Ver⸗ 
lages geweſen iſt, daß ferner für die Herſtellung und den Vertrieb der 
Zeitung auch dieſelben Gebäude und Einrichtungen benutzt wurden, 
und daß ſchließlich auch finanzielle Bindungen gegenüber denſelben 
Geldgebern beſtanden haben. Dieſe Tatſachen ſind objektiv geeignet, 
in den Augen des Publikums einen Zuſammenhang zwiſchen der 
alten und der neuen Zeitung herzuſtellen und ſomit die Zeitung des 
Kl. als Erſatz für die verbotene Zeitung erſcheinen zu laſſen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, wie der Vorderrichter weiler 
angenommen, Kl. aber beſtritten hat, außerdem die Gefahr begründet 
war, daß der Zeitung in Zukunft auch die gleiche politiſche Richtung 
gegeben werden könnte, die zum Verbot der alten Zeitung geführt 
hatte. Denn die erwähnten Tatſachen reichen bereits aus, die Zeitung 
des Kl. als Erſatz für die verbotene Zeitung anzuſehen und daher nach 
den obigen Ausführungen auch ihr Verbot zu rechtfertigen. 

Daß Kl. im Strafverfahren freigeſprochen iſt, iſt für die Entſch. 
der Verwaltungsſtreitſache ſchon deswegen nicht maßgebend, weil die 
Rechtmäßigkeit einer polizeilichen Big. lediglich davon abhängt, ob 
objektiv die Vorausſetzungen gegeben ſind, die die Polizeibehörde zum 
Einſchreiten berechtigen, während es im Strafverfahren auch auf das 
ſubjektive Verſchulden des Täters ankommt. 

Die Abweiſung der Klage iſt daher zu Recht erfolgt. 


(Pro., 3. Sen., Urt. v. 24. Jan. 1935, III C 94/34.) 
* 


119. Polizeiverfügung. 88 14, 18, 41 PrPol Verw. v. 
1. Juni 1931 (GS. 77). Eine polizeiliche Forderung, deren 
Erfüllung nicht allein von dem Willen des Polizeipflich⸗ 
tigen abhängt und auf deren Erfüllbarkeit durch den 
Polizeipflichtigen nach den Erfahrungen des täglichen 
Lebens nicht mit hinreichender Sicherheit gerechnet werden 
kann, iſt unſtatthaft. Wird durch eine polizeiliche Ver— 
fügung dem Polizeipflichtigen etwas aufgegeben, wozu er 
allein aus eigener Kraft und ohne fremdes Zutun nicht 
imſtande iſt, ſo muß die polizeiliche Verfügung ſo gefaßt 
fein, daß der polizeiliche Auftrag, auch ohne zur Aus- 
führung gelangt zu ſein, ſeine Erledigung findet, falls 
der Polizeipflichtige nachweiſen kann, daß er von ſich aus 
alles getan hat, um ihm Genüge zu leiſten. 

Der Landwirt K., der verheiratet und Vater von vier Kindern 
im Alter von 12—21 Jahren iſt, war Pächter des der Stadt L. ge⸗ 
hörigen Gutes H. Auf Grund gerichtlichen Urt. mußte er ſeine Woh⸗ 
nung auf dem Gut zwangsweiſe räumen. Da er keine andere Woh⸗ 
nung hatte, ſorgte der Amtsvorſteher des Amtsbezirks H. in K. für 
ſeine vorläufige Unterbringung und wies ihm einige Räume in dem 
der Stadt L. gehörigen Kinderheim in H. als Obdach zu. Da die 
Stadt L. in der Folgezeit die Freigabe der Räume forderte, der Land⸗ 
wirt K. ſie aber nicht hergab, richtete der Amtsvorſteher in K. am 
17. Mai 1932 an ihn nachſtehende polizeiliche Vfg.: 

„Gemäß 88 55—57 Pol Verw. v. 1. Juni 1931 werden Sie 
hierdurch aufgefordert, bei Vermeidung eines Zwangsgeldes ... ſich 
binnen drei Wochen eine andere Wohnung oder ein anderes Unter⸗ 
kommen zu verſchaffen. Gleichzeitig weiſe ich auf den 8 351 Abi. 8 
NStGGB. hin, der da lautet: (folgt deſſen Wortlaut und Rechts⸗ 
mittelbelehrung)“. 5 

Über dieſe Vfg. beſchwerte ſich K. mit der Begr., daß er völlig 
mittellos und es ihm daher unmöglich ſei, ſich eine Wohnung zu 
mieten. 

Die Beſchw. wurde vom Landrat und die Klage des K. vom Bez⸗ 
Verw. abgewieſen. Auf Rev. des K. ſetzte das OVG. die an⸗ 
gefochtene Vfg. außer Kraft. 

Der Amtsvorſteher in K. hatte dem zur Aufgabe feiner Wohnung 
auf ſeinem bisherigen Pachtgut genötigten und infolgedeſſen obdach⸗ 


los gewordenen Kl. zur Behebung der Obdachlofigkeit einige Räume 
in einem der Stadt L. gehörigen Kinderheim in H. zugewieſen. Die 
polizeiliche Inanſpruchnahme des in der Verfügungsgewalt eines um“ 
beteiligten Dritten ſtehenden Wohnraums zum Zwecke der Unter⸗ 
bringung eines Obdachloſen ſtellt ſich als eine, ihre geſetzliche Berech⸗ 
tigung in der Vorſchr. des 8 21 Wollerw®. findende, ſog, polizei⸗ 
liche Notſtandsverfügung dar, die ihrem Weſen nach nur von vor⸗ 
übergehender Dauer iſt (OVG. 92, 109). Durch die unter ſolchen 
Umſtänden erfolgte Beſchlagnahme des einem Dritten gehörigen Wohn⸗ 
raumes übernimmt die Polizei dem Dritten gegenüber die Verpflich⸗ 
tung, die Beſchlagnahme ſo bald wie möglich wieder aufzuheben und 
für Rückgabe der Wohnung an ihn, wenn nötig durch polizeiliche Ge⸗ 
bote oder Verbote, beſorgt zu ſein (vgl. OVG. a. a. O. 111, 114, 118). 
Dieſe Verpflichtung der Polizei beſtand alſo auch hier, und zwar 
gegenüber der Stadt L. Ein Rechtsanſpruch des Kl. an die Stadt L. 
auf Beibehaltung der Wohnung aus einem Miet- oder ſonſtigen Woh⸗ 
nungsüberlaſſungsvertrag oder anderem Rechtsgrunde iſt aus dem 
Vortrag des Kl. nicht zu entnehmen, ſo daß das Verhältnis der 
Polizei zur Stadt L. geſtaltet war wie ſonſt bei dem Zugriff der 
Polizei auf die Wohnung eines unbeteiligten Grundeigentümers zur 
Verhinderung drohender Obdachloſigkeit. Der Amtsvorſteher in K. 
handelte deshalb im Rahmen ſeines Pflichtenkreiſes, wenn er geeignete 
Schritte, nötigenfalls auch im Wege unmittelbarer Zwangsanwendung, 
unternahm, um den Kl. nach einer angemeſſenen Friſt aus dem Kin⸗ 
derheim der Stadt L. wieder zu entfernen. Wenn der Amtsvorſteher 
zur Vorbereitung der Zurückgabe des vom Kl. feſtgehaltenen Wohn⸗ 
raumes an die Stadt L. und, um einer infolgedeſſen drohenden noch⸗ 
maligen Obdachloſigkeit des Kl. vorzubeugen, ſich an dieſen hielt und 
ihn verpflichtete, für Abſtellung des aus ſeiner Obdachloſigkeit ſich 
ergebenden polizeiwidrigen Zuſtandes beſorgt zu ſein, ſo war auch das 
berechtigt und begründet aus der Berantivortlichkeit des Obdachloſen 
für die durch ſeine Obdachloſigkeit bewirkte Störung der öffentlichen 
Ordnung. 


Durch die ſtreitige Vfg. iſt dem Kl. aufgegeben worden, ſich 
binnen drei Wochen eine andere Wohnung oder ein anderes Unter 
kommen zu beſchaffen. Dieſe polizeiliche Vfg. kounte jedoch einer 
Nachprüfung auf ihre Rechtmäßigkeit nicht ſtandhalten. Es iſt von 
jeher anerkannt worden, daß die Polizei nichts tatſächlich oder recht, 
lich Unmögliches verlangen darf (Brauchitſch, Bd. 2 Teil I Anm. 1% 
zu § 14 Pol Verw.; OVG. 24, 385; 38, 181; 64, 476; 72, 284; 
PrVerwPl. 5, 228; 34, 169/171; R.⸗ u. PrVerwBl. 52, 394/95). 
Eine polizeiliche Auflage, deren Unansführbarkeit von vornherein 
feſtſteht, iſt rechtlich unzuläſſig. Desgleichen iſt eine polizeiliche For⸗ 
derung unſtatthaft, wenn ihre Erfüllung nicht allein von dem Willen 
des Polizeipflichtigen abhängt und auf ihre Erfüllbarkeit durch den 
Polizeipflichtigen nach der Erfahrung des täglichen Lebens nicht mit 
hinreichender Sicherheit gerechnet werden kann. Das hat die Poltzei 
vor Erlaß einer Anordnung zu prüfen, und ſie darf es nicht bewußt 
darauf ankommen laſſen, ob es überhaupt möglich ſein wird, eine An⸗ 
ordnung, die fie gibt und deren Erzwingung ſie androht, auch auszul⸗ 
führen. Denn eine polizeiliche Vfg., deren Unausführbarkeit in der 
Folgezeit feſtgeſtellt wird, it zur Vollſtreckung ungeeignet und darum 
untauglich zur Verwirklichung des erſtrebten polizeilichen Zieles. Iſt 
das vorauszuſehen, Fo darf die polizeiliche Vfg. nicht erlaſſen wer 
den. Wird durch eine polizeiliche Vfg. dem Polizeipflichtigen etwa⸗ 
aufgegeben, wozu er allein aus eigener Kraft und ohne fremdes Zutun 
nicht imſtande iſt, ſo muß die polizeiliche Vfg. derart gefaßt ſein, daß 
der polizeiliche Auftrag, auch ohne zur Ausführung gelangt zu ſein, 
ſeine Erledigung findet, falls der Polizeipflichtige nachweiſen kann, 
daß er von ſich aus alles getan hat, um ihm Genüge zu leiſten. Unter 
dieſen Geſichtspunkten betrachtet, konnte die ſtreitige polizeiliche Vfg. 
nicht aufrechterhalten werden. Zwar hat der Vorderrichter ſeiner Über? 
zeugung dahin Ausdruck gegeben, daß dem Kl. bei ernſtem Willen, 
nötigenfalls unter Herantreten an den Bezirksfürſorgeverband wegen 
eines Mietzuſchuſſes, möglich geweſen wäre, für ſich und feine Famile 
ein anderes Unterkommen zu finden. Für dieſe Anſicht fehlt es aber 
an jeder tatſächlichen Begr. Auf Grund welcher Tatſachen und er 
wägungen das Gericht dieſe oder jene Überzeugung erlangt Hat, muß 
aber aus den Urteilsgründen erkennbar fein. Nicht daß das Gericht, 
ſondern aus welchen einzelnen Tatſachen es ſich feine über“ 
zeugung gebildet hat, muß aus dem Urt. eutnommen werden Können 
(vgl. PrVerwBl. 48, 279). Das folgt aus § 81 LG., und ein Bar’ 
ſtoß gegen dieſe Vorſchr. muß, wenn das Urt. wie hier auf ihm ber 
ruht, zur Aufhebung des Urt. führen. Bei freier Beurteilung iſt die 
Sache ſpruchreif. 

Maßgebend, für die Prüfung der tatſächlichen Vorausſeßzungen 
der polizeilichen Vfg. war der Zeitpunkt ihrer Zuſtellung, jo daß 
damaligen, nicht die jetzigen Einkommensverhältniſſe des Kl. zu 
grunde zu legen ſind und es nicht darauf ankommt, ob ſich ſein Ein 
kommen neuerdings dadurch erhöht hat, daß er als Wirtſchaftsbeaul 
tragter angeſtellt worden iſt. Als die polizeiliche Vfg. erging, ſtanden 
dem Kl. bei der Anzahl und dem Alter ſeiner Kinder von ſeiner 
Einkommen nur ſehr bejchränkte Mittel für Wohnungsmiete zur Ver 
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fügung. Das gilt auch dann noch, wenn ſein Einkommen, wie in der 
zlevInſt. neu behauptet worden tt, ſich monatlich auf 184,90 RA 
belief. Der Kl. hat ſich hierzu noch nicht geäußert; die Behauptung 
mag aber als richtig unterſtellt werden. Denn es darf nicht unbe⸗ 
zückſichtigt bleiben, daß dieſes Einkommen auch die Rente enthielt, 
ie der Kl. als Schwerkriegsbeſchädigter bezieht, und daß er außerdem 
berſchuldet it. Nimmt man hinzu, daß, wie der Bekl. erklärt hat, 
lich die Unterbringung von weiteren fünf obdachloſen Familien im 
mtsbezirk H. wegen Fehlens geeigneter Räumlichkeiten ſehr ſchwierig 
geſtaltet, jo erhellt daraus, daß die Ausſicht, der Kl. könnte ſich binnen 
zer Wochen eine Wohnung beſchaffen, wie ihm die Polizei aufgegeben 
hatte, gering war, ſelbſt wenn er, wozu er verpflichtet iſt, jeine Woh⸗ 
nungsanſprüche feinen Einkommensverhältniſſen anpaßte. Mit der 
Fruchtloſigkeit auch eruſter Bemühungen des Kl. um Erlangung einer 
Lohnung mußte die Polizeibehörde daher rechnen. Weil dem im all⸗ 
gemeinen bei obdachlos gewordenen Perſonen ſo iſt, iſt auch mit guten 
Gründen der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nicht ſchon erfüllt, 
pen der Obdachloſe nach behördlicher Friſtſetzung ſich kein Unter⸗ 
ommen beſchafft hat, ſondern erſt dann, wenn er zugleich auch den 
tachweis nicht erbringen kann, daß er es trotz der von ihm ange⸗ 
wandten Bemühungen nicht vermocht habe (8 351 Ziff. 8 StCB.). 
leſer Nachweis iſt ihm ſtets freigelaſſen, und er kann ſich durch ihn 
entlaſten. Die polizeiliche Vfg., die dem Kl. dieſen Nachweis nicht 
rſtattete, ſtellte an ihn eine Forderung, auf deren Erfüllbarkeit ſie 
mit einiger Gewißheit nicht rechnen konnte. Sie widerſprach deshalb 
den geltenden Rechtsgrundſätzen und mußte außer Kraft geſetzt werden. 
MOLG,, 3. Sen., Urt. v. 20. Dez. 1934, III C 139/34.) 
* 
te 120. 88 710, 731, 784,789, 790 I 11 A8 K.; BO. betr. Bei- 
Sagspflicht zur Unterhaltung von Kirchen-, Pfarr- und 
ſachulgebäuden im Markgraftum Oberlauſitz v. 11. April 
846 (GS. 164). Baulaſtpflicht des Kirchenpatrons. Zur 
age der Baulaſtpflicht des Kirchenparrons im Gebiet des 
zemaligen Markgraftums Oberlauſitz. Wie verhält ſich 
5 Baulaſtpflicht des Patrons bei Pfarrbauten zu der 
a Pfarrer obliegenden Pflicht zur Unterhaltung von 
Nunen und Gehegen (8 784 II 11 ALR.)? 
ft Die ee Kirchengemeinde in D., Kreis Sagan, be- 
badet ſich im Gebiet des ehemaligen Markgraftums Oberlauſttz, 
und auf Grund der Beſchlüſſe des Wiener Kongreſſes von 1815 
nd des im Anſchluß daran zwiſchen den Königen von Preußen und 
Fachſen abgeſchloſſenen Friedens⸗ und Freundſchaftsvertrags vom 
> Mai 1815 (GS. 53) an Preußen abgetreten wurde. Patron 
Rt, Kirche iſt der Fürſt zu S., und zwar als Eigentümer des 
zittergutes L. D. 
a0 Auf Antrag der Kirchengemeinde erließ der RegpPräſ. in L. 
a Grund Art. 17 Staatsch. v. 8. April 1924 (©. 221) einen 
Jaubeſchluß v. 7. Febr. 1930, worin er die Erneuerung des 
Faunes des Pfarrgrundſtücks in einer Länge von 36 m als not⸗ 
begin 9 und zweckmäßig anerkannte und den Patron für ver⸗ 
lichtet erklärte, zu den Koſten der Zaunerneuerung einen Patro⸗ 
ix beitrag in Höhe von einem Drittel der ſich auf 300 H be⸗ 
Menden baren Bauſumme zu leiſten. 
tern, Die daraufhin von dem Patron mit dem Antrage auf Frei⸗ 
ang von der Baulaſt für den Zaun erhobene Klage wies der 
5Ausſch. ab. Der Rev. des Kl. verſagte das OVG. den Erfolg. 
Genre Ortſchaft D. liegt unſtreitig in dem ehemals ſächſiſchen 
wanet, das, wie vorerwähnt, i. J. 1815 an Preußen abgetreten 
iſt den iſt. Durch Einführungspatent v. 15. Nov. 1816 (GS. 233) 
wo in dieſem Gebiete v. 1. März 1817 ab das ALR. eingeführt 
der den. Nach $ 2 Einführungspatent iſt das ALR. an die Stelle 
ſabſtiher zur Anwendung gekommenen Allgem. Landes- und der 
den diariſchen Geſetze getreten. Nach § 3 des Patents ſollten die in 
de einzelnen Provinzen und Orten bisher in Geltung geweſenen 
Kronderen Rechte und Gewohnheiten noch fernerhin ihre geſetzliche 
in t und Gültigkeit behalten; die Vorſchr. des ALR. ſollten erſt 
deren Ermangelung“ anwendbar ſein. 
Eins on dem Gebiete des Markgraftums Oberlauſitz beſtand nach 
Finſſchhrung des A8 R. Unklarheit daruber, ob in der Oberlauſitz 
59 ichtlich der landrechtlichen Verpflichtung der Patrone, zu den 
Abm der Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulgebäude beizutragen, eine 
der ichende Obſervanz, d. b. Provinzialobſervanz, beſtehe. Seitens 
achte Sächſ. Oberamtsregierung zu Bautzen war in einem Gut- 
ran (ſog. „Atteſt“ v. 27. Aug. 1821) die Auffaſſung vertreten 
Gru en, daß nach den in der Oberlauſitz von jeher befolgten 
ehem aben des erbländiſchen Kirchenrechts die Patrone und ein- 
ein arten Ortsherrſchaften nur wegen der ihnen etwa zuſtehenden 
dautezogenen Ruſtikalgrundſtücke zu Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schul⸗ 
Wee beizutragen hätten, ſonſt jedoch, ſoweit nicht beſondere 
von tage oder örtliche Gewohnheiten etwas anderes beſtimmten, 
ech er Beitragsleiſtung befreit ſeien. Die Rſpr. hatte ſich dieſer 


chtsmeinung überwiegend angeſchloſſen, doch fehlte es auch nicht 


an abweichenden Gerichtsentſcheidungen (vgl. von Wangen⸗ 
heim, Provinzialrecht des Markgraftums Oberlauſitz, 1844, 
S. 180182). 

Die VO. betr. Beitragspflicht zur Unterhaltung von Kir⸗ 
chen, Pfarr⸗ und Schulgebäuden im Markgraftum Oberlauſitz vom 
11. April 1846 (GS. 164) bezweckte, wie aus den Eingangswor⸗ 
ten hervorgeht, die Zweifel zu beſeitigen, die über die Ver⸗ 
pflichtung der Patrone und anderer Perſonen zur Unterhaltung 
der Kirchen⸗ uſw. Gebäude in der Oberlauſitz beſtanden. Daher 
wurde im $ 1 beſtimmt, daß in dem Markgraftum Oberlauſitz 
fortan bei allen Kirchen-, Pfarr⸗ und Schulbauten die Vorſchr. 
des ALH. Teil II Tit. 11 SS 710—756 anzuwenden ſeien; doch 
ſollte in allen Fällen nach § 2 der Patron nur ein Drittel der 
in barem Gelde zu entrichtenden Beiträge zu leiſten haben. Nach 
dieſer VO. kommt für die Oberlauſitz eine allgemeine Obſervanz 
(Propinzialobſervanz) anderen Inhalts nicht mehr in 
Betracht. Daraus ergab ſich ohne weiteres die Anwendbarkeit der 
s$ 712 bis 756 II 11 ALgl., welche die allgemeinen Vorſchr. über 
die „Koſten zum Bauen und zur Unterhaltung der Kirchen⸗ 
gebäude“ enthalten. 


Die BDO. beſchränkte ſich aber nicht darauf, die ſtreitige Lan⸗ 
desobſervanz zu beſeitigen, ſondern griff, um klare Rechtsverhält⸗ 
niſſe zu ſchaffen, auch in den Beſtand der örtlichen Obſervanzen 
ein. Denn nach § 3 VO. ſollte auf „örtliche Gewohnheiten“, die 
über die in den 88 1 und 2 erwähnten Verpflichtungen beſtänden, 
nicht ferner zurückgegangen werden. Dadurch wurde verhindert, 
daß etwa geltend gemacht werden könnte, es beſtehe trotz Auf⸗ 
hebung der Provinzialobſervanz eine ihr inhaltlich entſprechende 
örtliche Obſervanz. Die VO. räumte alfo auf dem für fie in Be⸗ 
tracht kommenden beſchränkten räumlichen und fachlichen Geltungs⸗ 
bereich mit allen Obſervanzen auf, die bis zu ihrem Inkrafttreten 
entſtanden waren. Dieſe Obſervanzen verloren ihre Wirkſamkeit. 
Kl. kann ſich alſo auf eine Obſervanz, die ſich vor dem In⸗ 
krafttreten der VO. v. 11. April 1846 etwa gebildet hat, nicht 
berufen. Wenn daher Kl., wie er geltend macht, bereits bei Erlaß 
der BO. obſervanzmaäßig nicht verpflichtet war, als Patron zu 
Zaunneubauten beizutragen, ſo iſt dieſe Obſervanz weggefallen 
und es käme nur in Frage, ob ſich die Obſervanz nach dem In⸗ 
krafttreten der VO. von neuem gebildet hat. 

Es mag zutreffen, daß die Gründe der angefochtenen Entſch. 
ſich nicht ausdrücklich darüber aussprechen, welche Stellung der 
BezAusſch. gegenüber der vom Kl. auch für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten der VO. behaupteten Obſervanzentſtehung eingenom⸗ 
men hat. Aus dem Inhalt des Urteils kann jedoch kein Zweifel 
darüber obwalten, daß der BezAusſch. das Beſtehen auch einer 
ſolchen Obſervanz verneinen wollte und verneint hat. 

Unzutreffend iſt die Anſicht des Revͤl., die Vorinſtanz habe 
über die von ihm in der Vorinſtanz geltend gemachte Obſervanz 
eine dem Akteninhalt zuwiderlaufende Feſtſtellung getroffen. Kl. 
hatte in der erſten Inſtanz geltend gemacht, die Vo. vom 
11. April 1846 finde auf Zäune und Zaunbauten keine An⸗ 
wendung. Dieſer Gegenſtand ſei vielmehr durch § 784 II 11 
ALR. geregelt; hiernach ſei die Unterhaltung der Zäune und Ge⸗ 
hege von den Pfarrern und Kirchenbedienten aus eigenen Mitteln 
zu beſorgen. Eine dieſe Vorſchr. abändernde Obſervanz zu Laſten 
des Patrons ſei vom Gemeindekirchenrat weder behauptet noch 
nachgewieſen. Der BezAusſch. hat in Ubereinſtimmung mit 
dieſem Vorbringen die Geltung des § 784 II 11 ALR. in dem 
Gebiete des ehemaligen Markgraftums Oberlauſitz bejaht und das 
Vorhandenſein einer dieſe Vorſchr. abändernden Obſervanz 
verneint. 

Der § 784 II 11 ALR. ſtellt eine Sonderregelung für die 
Unterhaltung von Zäunen und Gehegen von Pfarrbauten dar. Als 
ſolche geht fie den allgemeinen Vorſchr. über die Pfarrbaulaſt, die 
an ſich auch für Zäune als Zubehörfside der Pfarrgebäude gel⸗ 
ten vor. Für Pfarrgebäude gelten aber nach SS 789, 790 II 11 
ALR. die gleichen Grundſätze, wie ſie für die Bau⸗ und 
Reparaturkosten der eigentlichen Kirchengebäude beſtehen. Bei Un⸗ 
zulänglichkeit des Kirchenvermögens muͤſſen demnach die Koſten 
von den Eingepfarrten und dem Patron getragen werden. Wäh⸗ 
rend jedoch nach § 731 II 11 ALR. dem Patron bei Landkirchen 
zwei Drittel der in barem Gelde zu entrichtenden Beiträge zur 
Laſt fallen, iſt er, wie erwähnt, nach § 2 VO. v. 11. April 1846 
verpflichtet, nur ein Drittel jener Beiträge zu leiſten. Die BO, 
vom 11. April 1846 regelt, wie aus ihrer Entſtehungsgeſchichte 
ohne weiteres hervorgeht, nur die allgemeine Baulaſtpflicht (88 712 
bis 756 II 11 ALR.) und läßt daher den § 784 II 11 ALK. un⸗ 
berührt. Überdies wird im § 4 BO. ausdrücklich erklärt, daß an 
der Beitragsverpflichtung anderer Perſonen außer dem Kirchen⸗ 
patron und den Eingepfarrten durch das Geſetz nichts geändert 
werde. Ob überhaupt die Vorſchr. des § 784 II 11 ALR. durch 
eine abweichende Obſervanz geändert werden kann, mag hier da⸗ 
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hingeſtellt bleiben. Wenn der RevKl. jetzt geltend macht, es habe 
ſich eine Obſervanz gebildet, wonach der Kirchenpatron niemals 
Beiträge zu Zaunneubauten geleiſtet habe, ſo behauptet er nicht 
eine Obſervanz, die den § 784 a. a. O., ſondern eine ſolche, die 
die allgemeine landrechtliche Beitragspflicht des Kirchenpatrons zu 
Pfarrbauten abändert. Denn die Neuerrichtung von Zäunen 
fällt, wie der BezAusſch. mit Recht ausgeführt hat, nicht unter die 
Vorſchr. des § 784 a. a. O. Dieſe Vorſchr. iſt vielmehr, wie der 
BezAusſch. zutreffend bemerkt, jo auszulegen, wie es in dem 
Runderlaß (Zirkularverfügung) des Kultusminiſters v. 21. Okt. 
1841 (MBli V. 324, 325) geſchehen iſt. Hiernach fallen dem Pfarrer 
nicht ſämtliche Inſtandſetzungen von Zäunen und Gehegen der 
Pfarrgebaude zur Laſt. Vielmehr iſt nach § 784 II 11 ALR. zu 
unterſcheiden zwiſchen den laufenden Ausbeſſerungsarbei⸗ 
ten, die dem Pfarrer obliegen, und den Zaunerneuerun⸗ 
gen, die infolge Verfalls durch Alter, Zufall uſw. veranlaßt wer⸗ 
den, ohne daß eine Vernachläſſigung der laufenden Unterhalts⸗ 
pflicht des Pfarrers vorliegt. Die Neubauten der Zäune fallen, wie 
die angeführte Zirkularverfügung mit Recht ausführt, dem Pfar⸗ 
rer nur dann zur Laſt, wenn ſie durch ſein eigenes, perſönliches 
Verſchulden veranlaßt worden find (vgl. Koch, AL R., 8. Aufl., 
Bd. 4, S. 583, Anm. 12 zu § 784 II 11 AL R.). 

Ohne Rechtsirrtum hat im vorl. Falle der BezAusſch. auf 
Grund des Gutachtens eines Bauſachverſtändigen feſtgeſtellt, daß 
es ſich um einen Neubau des Zauns handle, der durch einen 
Verfall des Zaunes infolge Alters notwendig geworden ſei, ohne 
daß dem Pfarrſtelleninhaber ein Verſchulden treffe. Auf Grund 
des Gutachtens hat der BezAusſch. ohne Rechlsiertum ferner die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit des Zaunneubaues in der ge⸗ 
planten Ausführung bejaht. 

Hiernach würde gem. den 88 789, 790 II 11 und § 731 11 
11 ALR. i. Verb. m. $ 2 VO. v. 11. April 1846 — Unzuläng⸗ 
lichkeit des Kirchenvermögens vorausgeſetzt — der in dem an⸗ 
gefochtenen Beſchl. des RegPräſ. v. 7. Febr. 1930 feſtgeſetzte 
Patronatsbeitrag in Höhe von einem Drittel der in barem Gelde 
zu entrichtenden Beiträge = 100.RHN gerechtfertigt fein, falls 
nicht etwa nach dem Inkrafttreten der VO. die vom Nevftl. gel⸗ 
tend gemachte Obſervanz ſich gebildet hat. 

Zum Nachweis einer Obſervanz jenes Inhalts genügt nicht 
die Feſtſtellung, daß der Patron in einzelnen Fällen von Zaun⸗ 
neubauten ſich erfolgreich geweigert hat, den Patronatsbeitrag an 
die Kirchengemeinde zu entrichten. Aus dem, was der RevKl. 
zur Begr. der Obſervanz dargelegt hat, würde alſo an ſich das 
Beſtehen der Obſervanz noch nicht zu folgern ſein. Die Ent⸗ 
ſtehung einer Obſervanz jest vielmehr nach anerkannten Rechts⸗ 
grundſätzen einmal eine langjährige Übung voraus, und ſodann 
muß auch die Übung auf der Überzeugung beruhen, daß fie für 
den gegebenen Fall das Gebotene und Gewieſene ſei (vgl. OVG. 
187 252 283 15, 188 229, 17, 289, i i 23413679037 
207, 211; 76, 378, 381, 382; 85, 305, 310; 89, 177; 92, 86). 
Die langjährige Übung müßte ſich im vorl. Falle darauf er⸗ 
ſtrecken, daß der Patron bei notwendig gewordenen Zaun er⸗ 
neuerungen niemals zu Baubeiträgen herangezogen worden 
wäre. Es würden alſo die Fälle ausſcheiden, in denen lediglich 
Ausbeſſerungen des Zauns im Rahmen der Unterhaltspflicht des 
Pfarrers gem. § 784 II 11 ALR. erfolgten. Auf derartige Aus⸗ 
beſſerungsarbeiten bezieht ſich jedoch die Mehrzahl der überreich- 
ten Kirchenrechnungen. Weiterhin würden aber auszuſcheiden 
haben diejenigen Falle, bei denen zwar eine aus dem Rahmen 
des § 784 II 11 ALR. fallende Zaunerneuerung ſtattgefunden 
hat, jedoch eine Beitragspflicht des Patrons deshalb nicht beſtand, 
weil die Inſtandſetzungskoſten nach § 789 II 11 ALR. aus dem 
Kirchenvermögen genommen werden konnten. Schließlich kämen 
auch diejenigen Fälle nicht in Betracht, in denen der Patron nur 
deshalb nicht herangezogen worden iſt, weil die Kirchengemeinde 
ſich in einem Rechtsirrtum über die Tragweite der VO. vom 
11. April 1846 — insbeſ. der Vorſchr. des § 3 — befand. 

Wenn der Reval. zum Beweiſe der Obſervanz ſich auf den 
Baufall vom Jahre 1849 beruft, fo geht aus dem Schriftwechſel 
des Patrons mit dem Pfarrer lediglich hervor, daß der Patron 
dem Pfarrer gegenüber mit Erfolg ſich geweigert hat, Holz zum 
Zaunneubau unentgeltlich herzugeben, und zwar mit der durch⸗ 
aus unzutreffenden Begr., daß „unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen nichts geſchenkt werden konne“. Dieſer zweifellos erſt⸗ 
malige Baufall nach dem Inkrafttreten der VO. v. 11. April 
1846 beweiſt aber gerade, daß beide Vertragsparteien ſich offen⸗ 
bar über die durch 8 3 VO. herbeigeführte Rechtsänderung im 
Irrtum befanden. Beide Teile überſahen, daß vom Inkrafttreten 
der VO. ab auf Ortsobſervanzen nicht mehr zurückgegangen wer⸗ 
den durfte. Dieſer Irrtum ſchloß aber die Bildung einer Obſer⸗ 
vanz aus. Der Baufall von 1849 hat demnach hier auszuſcheiden; 
er läßt ſich zum Nachweis der Obſervanz nicht verwerten. Die 
übrigen vom Revͤl. angeführten Baufälle, von denen übrigens 
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nur die Zauninſtandſetzung vom Jahre 1892 mit einiger Sicher⸗ 
heit als eigentlicher Zaunneubau angeſprochen werden kann, ge 
nügen, wie auch der BezAusſch. angenommen hat, nicht zum Nach⸗ 
weis der vom RevKl. geltend gemachten Obſervanz, ganz ab 
geſehen davon, daß es auch zweifelhaft erſcheint, ob damals die 
verhältnismäßig geringfügigen Inſtandſetzungskoſten nicht über⸗ 
haupt nach § 789 II 11 ALR. aus dem Kirchenvermögen zu enk 
nehmen waren, ſo daß rechtlich der Patron gar nicht herangezogen 
werden durfte. 7 
Ohne Rechtsirrtum und ohne Verſtoß wider den Akteninhalt 
hat der Bezirksausſchuß ſchließlich feſtgeſtellt, daß das Kirchen 
vermögen allein im vorl. Falle nicht in der Lage ſei, die Koſten 
des geſamten Zaunneubaus zu tragen. Der Patron hatte in erſter 
Inſtanz die von der Kirchengemeinde geltend gemachte Unzu 
länglichkeit des Kirchenvermogens nicht beſtritten. Der BezAusſch⸗ 
hatte daher keinen Anlaß, die Zulänglichkeit des Kirchenvermö? 
gens näher zu prüfen. Wenn fetzt der Revͤl. unter Beweis“ 
antretung geltend macht, das Kirchenvermögen ſei leiſtungsfähig 
geweſen, jo iſt dies ein neues tatſächliches Vorbringen, das in der 
RevInſt. angeſichts der beſchränkten Natur der Rev. nicht berück⸗ 
ſichtigt werden kann. 
(PiOVG., 8. Sen., Urt. v. 2. Okt. 1934, VIII C 16/33.) 
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121. Dienſtſtrafrecht. 88 12, 12a, 13 PrBDStrd. vom 
27. Jan. 1932 (G S. 59) u. 18. Aug. 1934 (GS. 358). Durch die 
Bewilligung einer Unterſtützung auf Grund 8 13 BDStrd. 
wird der zu Dienſtentlaſſung oder Ruhegehaltsverluſt 
Verurteilte nicht zum Ruhegehaltsempfänger i. S. de? 
§ 12 a. a. O. 

Durch zweitinſtanzliches Urt. des OVG. v. 1. Juni 1934 wurde 
der Pol OOberwachtm. D. mit Dienſtentlaſſung beſtraft und ihm eine 
Unterſtützung in Höhe von 600% ſeines erdienten Ruhegehalts auf die 
Dauer von 6 Jahren bewilligt. Bevor dieſes Urt. erging, hatte des 
für D.s Amtsſitz zuſtändige Landrat gegen den Angeſch. ein zweites 
förmliches Dienſtſtrafverfahren eingeleitet wegen des Vorwurſs, daß 
der Angeſch. öfter im Nov. 1933 und Febr. 1934 in und außer 
Dienſt betrunken geweſen ſei. Durch Urt. v. 24. Mai 1934 erkannte 
die zuſtändige Dienftjtese. in dieſem zweiten Verfahren für Recht: 

„Der Angeſch. wird zur Dienſtentlaſſung und zur Tragung 97 
Koſten verurteilt. Ihm wird als Unterſtützung 60% des Ruhegehaltes, 
das er im Zeitpunkt der Dienſtentlaſſung erdient hätte, auf die Dauer 
von 6 Jahren bewilligt.“ 1. 

Gegen das Urt. hat der Angeſch. Ber. eingelegt und feine Frei 
ſprechung beantragt. Das OVG. hob die Vorentſch. auf und pet? 
das Verfahren ein. 2 

Die Ber. konnte nicht zu einer ſachlichen Nachprüfung führen! 

Nach Erlaß des angef. Urt. iſt der Angeſch. in dem erſten geg 3 
ihn eingeleiteten Dienſtſtrafverfahren durch das Urt. des Gerichtshof 
v. 1. Juni 1934 rechtskräftig mit Dienſtentlaſſung beſtraft worden 
der Angeſch. hat damit am 1. Juni 1934 feine Beamteneigenſchah 
verloren. Das vor dieſem Zeitpunkt gegen ihn eingeleitete zwei 
Dienſtſtrafverfahren kann, da er nicht mehr Beamter iſt, nur for 
geſetzt werden unter den Vorausſetzungen des 8 12 a BDSD., d. 1 
wenn der Angeſch. Ruhegehaltsempfänger iſt, und zwar 15 
dem Ziele der Aberkennung des Ruhegehalts. Es ift dann, wenn nich. 
wegen Schuldloſigleit oder mangelnden Beweiſes Freiſprechung — 
folgt, auf Einſtellung des Verfahrens oder Verluſt des Muhegehach 
zu erkennen. Die Einſtellung hat — abgeſehen von dem hier zz 
in Betracht kommenden Falle des 8 12 2 Ubi. 1 Satz 3 BDSD. 5 
dann zu erfolgen, wenn der Angeſch. zwar eines Dienftvergehin, 
ſchuldig ift, das Vergehen aber nur eine geringere Strafe als Die it 
entlaſſung rechtfertigt und daher auch nicht auf Ruhegehaltsverl 
erkannt werden kann. 0 

Es war daher im vorl. Falle zunächſt zu prüfen, ob der Ange) 4 
nach dem 1. Juni 1934 auf Grund der Tatſache, daß ihm 600% ſeime 
erdienten Ruhegehalts auf die Dauer von 6 Jahren bewilligt worde 
find, Ruhegehaltsempfänger i. S. des 812 a BDStrO. geworden 8 
Bei Verneinung dieſer Vorfrage iſt für ein Dienſtſtrafverfahren ub 
haupt kein Raum mehr, und das Verfahren muß ſchon wegen Fehle 
dieſer Vorausſetzung eingeſtellt werden. sone 

Die genannte Vorfrage war zu verneinen: Der zur Dae 
entlaſſung Verurteilte verliert nach 8 12 BStrO. den Anſpruch 
Dienſtbezüge, Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung, Amtsbezeichnung, 
Titel, Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen, ohne daß auf dieſe ge 10 
lichen Folgen beſonders erkannt zu werden braucht. Wenn befond ns 
Umſtände eine mildere Beurteilung zulaſſen, kann das Urt., 63 
auf Dienſtentlaſſung oder auf Ruhegehaltsverluſt lautet, nach er⸗ 
VBDESHD. dem Verurteilten auf Zeit oder lebenslänglich als e 
ſtützung einen Teil des Ruhegehalts bewilligen, das er im Zeitpun 
der Dienſtenllaſſung erdient hatte; dabei iſt die Unterſtützung 9 n, 
8 13 Abſ. 1 Sat 2 nach Hunderttellen des Ruhegehalts feitzulet 
Die Komm. von Brand (3. Aufl., Anm. 7 zu §S 12 a und Anm. 9 5 
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8 13) und Wittland (Anm. 7 zu § 12 a und Anm. 20 zu § 13} ver⸗ 
treten die Auffaſſung, daß eine gem. 8 13 BDStroO. bewilligte Unter⸗ 
ſtützung die rechtliche Natur eines Ruhegehalts hat und der entlaſſene 
Beamte daher als Ruhegehaltsempfänger i. S. des § 12 a BDStrO. 
anzuſehen iſt. Brand und Wittland verweiſen darauf, daß die 
75 Grund § 13 BDStrO. bewilligte Unterſtützung hinſichtlich der 
Anwendung von Kürzungsbeſtimmungen und Pfändungsbeſchränkungen 
ſowie hinſichtlich der Anrechnung bei einer Wiederanſtellung dem Ruhe⸗ 
gehalt gleichgeſtellt ift. Dies rechtfertigt jedoch nicht den Schluß, daß 
le bei der Dienſtentlaſſung bewilligte Unterſtützung rechtlich weſens⸗ 
gleich mit dem Ruhegehalt iſt, d. h. mit den von einem Beamten er⸗ 
dienten, nach feinem Ausſcheiden aus dem Dienſt auf Lebenszeit zu 
entrichtenden, auf Grund geſetzlicher Beſt. zu gewährenden Bezügen. 
Wittland verweiſt zur Begr. feiner Auffaſſung auch auf die Entſch. 
des Gerichtshofs, OVG. 83, 445. Dort iſt allerdings gefagt, daß die 
auf Grund des 816 Nr. 2 Abſ. 2 DiſzG. v. 21. Juli 1852 (GS. 465) 
bewilligte Unterſtützung den rechtlichen Charakter einer auf beſtimmte 
noten bemeſſenen Penſion hat; dabei handelte es ſich aber, wie die 
Entſcheidungsgründe in ihrem Zuſammenhange ergeben, lediglich um 
te Erörterung, wie die Unterſtützung zu beſtimmen und zu be⸗ 
rechnen iſt und welche Anrechnungen gegebenenfalls anzuordnen 
ſind. Die Rechtsnatur der auf Grund § 16 Gef. v. 21. Juli 1852 
dewilligten Unterſtützung iſt grundſätzlich klargeſtellt in der in dem⸗ 
lelben Bande veröffentlichten Entſch. des Gerichtshofs v. 20. April 
1928 (OVG. 83, 449 ff.). Dieſe Entſch. geht davon aus, daß nach der 
ausdrücklichen Beſt. des § 16 Nr. 2 Geſ. v. 21. Juli 1852 die Strafe 
der Dienſtentlaſſung den Verluſt des Titels und des Penſionsanſpruchs 
von ſelbſt nach ſich zieht, und ihre Wirkung danach in der gänzlichen, 
Ohne Übertragung eines anderen Amtes erfolgenden Entlaſſung aus 
sh gegenwärtig bekleideten Amte und dem Verluſt des Gehalts, des 
itels und des Penſionsanſpruchs beſteht, ohne daß auf dieſe Folgen 
beſonders zu erkennen wäre. Die Entſch. führt weiterhin aus, daß 
das Geſetz dem Diſziplinarrichter nicht geſtattet, von dieſen Folgen 
der Dienſtentlaſſung abzuſehen, und die Wirkung des Penſionsverluſtes 
ur dadurch gemildert werden kann, daß dem zur Dienſtentlaſſung 
erurteilten auf Grund von 8 16 a. a. O. ein Teil der Penſion 
auernd oder auf Zeit, und zwar nicht als Penſion, welche nur die 
ehrenvoll aus dem Amte ausgeſchiedenen Beamten beziehen, wohl aber 
als Unterſtützung bewilligt wird. Dieſe Rechtsausführungen gelten 
nach wie vor, da der zur Dienſtentlaſſung Verurteilte auch nach der 
letzt geltenden Beſt. des § 12 BDED. durch die Dienſtentlaſſung 
y en Anſpruch auf Dienſtbezlüge, Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung, 
mtsbezeichnung, Titel, Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen verliert, 
ohne daß auf dieſe geſetzlichen Folgen beſonders zu erkennen iſt, und 
97 früher in dem 8 16 Di;®. v. 21. Juli 1852, fo jetzt durch 
8 BDSD. für den Fall, daß beſondere Umſtände eine mildere 
8 eurteilung zulaſſen, die Möglichkeit gegeben it, in dem auf Dienſt⸗ 
bdallaſſung oder auf Ruhegehaltsverluſt kautenden Urt. zu beſtimmen, 
aß dem Verurteilten auf Zeit oder lebenslang als Unterſtützung ein 
= des Ruhegehalts, welches er im Zeitpunkt der Dienſtentlaſſung 
t dient hätte, zu gewähren iſt. Daß es ſich dabei aber nicht um eine 
zeilweiſe Belaſſung des erdienten Ruhegehalts, ſondern um einen be⸗ 
kenderen, durch poſitive Geſetzesbeſtimmung ermöglichten und durch 
aochtsbegründendes Urt. des DienſtſtrGer. geſchaffenen Unterſtützungs⸗ 
uſpruch handelt, ergibt ſich zweifelfrei daraus, daß 
- 1. die Strafe der Dienſtentlaſſung nach 8 12 BDStrO. den 
ölligen Verluſt des Ruhegehaltsanſpruches in ſich ſchließt; 
N. 2. nach 8 13 BDStrO. eine Unterſtützung, alſo nicht ein 
zuhegehalt zugeſprochen werden kann, wenn auch die Feſtſetzung und 
rechnung dieſer Unterſtützung „nach Hundertteilen des erdienten 
uhegehalts“ zu erfolgen hat; 
0 3. durch 8 13 BDStrO. i. d. Faſſ. des Gef. v. 18. Aug. 1934 
5 ©. 353) eine Unterſtützungsbewilligung nicht nur in den auf Dienſt⸗ 
eutlaſſung, ſondern auch in den auf Ruhegehaltsverluſt lautenden Urt. 
außelaſſen iſt. Es wäre widerſinnig, wenn nach der BOSID. zwar 
2 völligen Verluſt des Ruhegehalts zu erkennen, gleichzeitig aber 
. Ruhegehaltsanſpruch gemindert wieder zuzuerkennen wäre. Nach 
mer Faſſung läßt 8 13 des Gef. alſo zwar eine Vergünſtigung durch 
nterſtützungsbewilligung, nicht aber die Zuerkennung eines Ruhe⸗ 
gehaltsanſpruchs zu. 
In, Wenn dem entgegengehalten wird, daß durch eine ſolche Rege⸗ 
Pr der HDOSLD. der Unterſtützungsempfänger beſſer geſtellt würde 
der Ruhegehaltsempfänger, weil erſterer ſeiner Unterſtützung nicht 
Dior verluſtig gehen, letzterem dagegen ſein Ruhegehalt im Wege des 
nichnſtſtrafverfahrens aberkannt werden könne, jo ift dieſer Einwand 
Ge durchſchlagend: Einmal ſoll nach der Abſicht des Geſetzgebers die 
ſondahrung einer Unterſtützung gem. 8 13 BDStrO. nicht die Regel, 
N ern eine Ausnahme fein, außerdem aber kann nach ſtändiger 
25 der Dienſtſtrcer, auch dem Ruhegehaltsempfänger, dem das 
Babegehalt durch Urt. aberkannt wird, eine Unterſtützung gem. 8 13 
9Std, bewilligt werden. 
Mit Recht iſt daher von Klüber (Beamt Jahrb. 1933, 190 ff.) 


und Behnke (Beamt Jahrb. 1934, 486) die Auffaſſung vertreten 
worden, daß eine bei Verhängung der Dienſtentlaſſung auf Grund 
813 BDStrO. bewilligte Unterſtützung nicht als Ruhegehalt i. S. 
des Geſ. angeſehen werden kann. Der zur Dienſtentlaſſung verurteilte 
Beamte wird daher auch durch eine auf Grund des 8 13 erfolgende 
Unterſtützungsbewilligung nicht zum Ruhegehaltsempfänger i. S. des 
812 a BDSHD. Eine ſolche Unterſtützungsbewilligung erfüllt hier⸗ 
nach nicht die in $12a Abſ. 1 Satz 1 B StrO. geforderte Voraus⸗ 
ſetzung für die Fortſetzung eines bereits ſchwebenden oder die ſpätere 
Einleitung eines neuen Dienſtſtrafverfahrens. 
Das Dienſtſtrafverfahren unterlag daher der Einſtellung. 


(PrOVG., 1. (Dieuſtſtr. Sen., Urt. v. 16. Jan. 1935, VI D 14/34.) 


* 

122. Waſſerpolizeiliche Genehmigung. 8 99 PrWaſſch. 
v. 7. April 1913 (GS. 53); 8840, 48, 49 PrPol Verw. v. 
1. Juni 1933 (GS. 77); 8 50 Abſ. 3 Pre VG. v. 30. Juli 1888 
(GS. 195). Die Erteilung einer waſſerpolizeilichen Ge⸗ 
nehmigung gemäß § 99 Waſſc. ift keine Pol Pfg. i. S. § 40 
Pol VerwG. Sie kann nicht mit den Rechtsbehelfen dieſes 
Geſ. angefochten werden, ſondern nur mit Beſchwerde im 
Aufſichtswege gemäß § 50 Abſ. 3 LVG. 

Die Waſſerpolizeibehörde in F. erteilte am 17. Jan. 1933 
der Stadtgemeinde F. auf Grund § 99 Wafi®. die nachgeſuchte 
Genehmigung zur Beſeitigung einer Stauanlage an der B.⸗Mühle. 
Gegen dieſe Entſch. erhob der Mühlenbeſitzer H. Beſchw. beim 
Landrat in F., der die Big. v. 17. Jan. 1933 mit der Begr. auf⸗ 
hob, fie ſei eine Pol Vfg. i. S. des § 127 ff. LVG. und ſachlich 
aus — hier belangloſen — Gründen ungerechtfertigt. Der dar⸗ 
aufhin von der Stadtgemeinde F. erhobenen Klage im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren gab das BezVerwGer. ſtatt. Auf Rev. des 
bekl. Landrats hob das OVG. die Vorentſcheidung wegen unrich⸗ 
tiger, hier nicht intereſſierender, Anwendung des beſtehenden 
Rechts auf und wies in freier Beurteilung der ſpruchreifen Sache 
die Klage mit folgender Begr. ab: 

Von Amts wegen war zunächſt zu prüfen, ob im vorl. Falle 
das Verwaltungsſtreitverfahren überhaupt gegeben iſt. Es iſt des⸗ 
halb unerheblich, ob der Bekl. nach der Auffaſſung der Kl. da⸗ 
durch, daß er die Klage dem BezVerwGer. zur Entſch. vorgelegt 
hat, deren Zuläſſigkeit anerkannt haben ſoll. Ein ſolches Partei⸗ 
anerkenntnis würde den Verwaltungsrichter nicht binden und ihn 
nicht der Verpflichtung zur ſelbſtändigen Prüfung entheben. Nach 
§ 49 BolVermb,, auf den, wie bereits erwähnt, die Klage offen⸗ 
bar geſtützt wird und auch nur geſtützt werden kann, findet gegen 
einen abweiſenden Beſchwerdebeſcheid, d. h. gegen einen Beſcheid, 
durch den eine gegen eine Pol Vfg. gerichtete Beſchw. zurückgewieſen 
wird, binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren beim BezAusſch. ſtatt, an deſſen Stelle nach dem AnpG. 
vom 15. Dez. 1933 (GS. 479) das BezVerwGer. getreten iſt. Die 
Anwendung dieſer Vorſchr. ſetzt alſo voraus einmal, daß eine 
Beſchw. gegen eine Pol Vfg. i. S. des PolVerwG. erhoben, und 
zum anderen, daß dieſe Beſchw. von der angerufenen Behörde zu⸗ 
rückgewieſen worden iſt. Beides trifft hier nicht zu. Der mit der 
Klage angefochtene Beſcheid des Bekl. entſcheidet auf Beſchw., die 
der der Beſeitigung der ſtädtiſchen Stauanlage Widerſprechende 
wegen der der Stadtgemeinde von der Waſſerpolizeibehörde auf 
Grund § 99 Wafl®. erteilten Genehmigung erhoben hatte. Da der 
Bekl. dieſer Beſchw. durch Aufhebung der waſſerpolizeilichen Ge⸗ 
nehmigung ſtattgegeben hatte, kann ſchon um deswillen von einem 
abweiſenden Beſchwerdebeſcheide nicht die Rede ſein. Vor allem iſt 
aber die waſſerpolizeiliche Genehmigung, gegen die ſich die Beſchw. 
richtet, keine mit den Rechtsmitteln der Beſchw. und nachfolgender 
Klage anfechtbare „Pol Vfg.“. Die gegenteilige Anſicht des Bell. 
ſtützt ſich auf das Erläuterungswerk zum Waſſch. von Hol tz⸗ 
Kreutz⸗Schlegelberger, wo in Bd. J, 3. und 4. Aufl., 
Anm. 3 zu § 99 allerdings die Meinung vertreten wird, daß eine 
polizeiliche Genehmigung oder Erlaubnis zwar grundſätzlich nicht 
eine Pol Vfg. darſtelle, jedoch ausnahmsweise als ſolche zu gelten 
habe, wenn durch ihre Erteilung, wie bei der Genehmigung nach 
§ 99 a. a. O., in die Rechte anderer eingegriffen werde. Dabei iſt 
aber zu beachten, daß dieſe Außerung ſich bezieht auf die Zeit, als 
noch die Beſt. des 4. bis 6. Titels PrL VG. v. 30. Juli 1883 gal- 
ten, alſo als der Begriff der Pol Vfg. zwar ſchon in der Ripr. 
und im Schrifttum ſeine Ausgeſtaltung erhalten hatte, aber noch 
nicht geſetzlich feſtgelegt worden war. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſer Anſicht nach der damaligen Rechtslage beizupflichten 
ware. Seit Inkrafttreten des PolVerwG. v. 1. Juni 1931, unter 
deſſen Herrſchaft im vorl. Falle die waſſerpolizeiliche Genehmi⸗ 
gung erteilt worden iſt, können jedenfalls für den Begriff der 
Pol Vfg. lediglich die Vorſchr. dieſes Geſetzes als maßgebend in 
Betracht kommen. Nach deſſen 8 40 find nun Pol Vfg. Anordnun⸗ 
gen der Polizeibehörden, die an beſtimmte Perſonen oder einen 
beſtimmten Perſonenkreis ergehen und ein Gebot oder Verbot oder 
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die Verſagung, Einſchränkung oder Zurücknahme 
einer rechtlich vorgeſehenen polizeilichen Erlaubnis Beſcheinigung 
enthalten. Die Erteilung einer polizeilichen Erlaubnis oder 
Genehmigung fällt hiernach nicht unter den Begriff der Pol fg. 
Eine Ausdehnung dieſes Begriffs über den geſetzlichen Rahmen 
hinaus iſt nicht zuläſſig, zumal da aus den Geſetzesmaterialien 
ſich ergibt, daß bei der Beratung des Geſetzes im Landtagsaus⸗ 
ſchuß ausdrücklich abgelehnt worden iſt, den Begriff der Pol Vfg. 
auch auf die Erteilung einer polizeilichen Erlaubnis auszudehnen 
(vgl. Protokolle des Landtagsausſchuſſes S. 76). Die Vorſchr. des 
Waſſc̃. gewähren andererſeits keinen Anhalt dafür, daß etwa für 
die in dieſem Geſetze behandelten waſſerpolizeilichen Genehmi⸗ 
gungen überhaupt oder für die Genehmigung aus § 99 im beſon⸗ 
deren eine von den Beſt. des Pol Verw. abweichende Beurtei⸗ 
lung Platz zu greifen hätte. Die Beſchw. des der Staubeſeitigung 
Widerſprechenden kann hiernach nur als Aufſichtsbeſchwerde i. ©. 
des § 50 Abſ. 3 LVG. gelten, und der auf ſie ergangene Beſcheid 
des Bekl. kann auch nur als eine auf dieſer Vorſchr. beruhende 
Entſch. der Aufſichtsbehörde angeſehen werden, gegen die gleich⸗ 
falls kein ordentliches Rechtsmittel, ſondern auch nur die friſt⸗ 
loſe weitere Aufſichtsbeſchwerde an den RegPräſ. gegeben war. 

Für die Anwendung des § 49 Pol Verw. fehlt es hiernach 
an der erforderlichen geſetzlichen Vorausſetzung. Die Zuläſſigkeit 
der Klage läßt ſich auch nicht entſprechend den Ausführungen der 
Kl. damit begründen, daß in dem die waſſerpolizeiliche Genehmi⸗ 
gung aufhebenden Beſcheid des Bekl. eine Verſagung der bean⸗ 
tragten Genehmigung und damit zugleich eine mit den Rechts⸗ 
behelfen des PolVerwG. anfechtbare Pol Vfg. liege. Selbſt wenn 
man der letztgenannten Annahme beipflichten wollte, ſo würde der 
Erhebung der Klage nach den SS 45, 48 und 49 a. a. O. der 
Erlaß eines Beſchwerdebeſcheides vorausgegangen ſein müſſen, an 
dem es bisher jedoch fehlt. In Wirklichkeit iſt aber der Bekl. bei 
Erlaß ſeines Beſch. nicht als Waſſerpolizeibehörde, ſondern ledig⸗ 
lich als Aufſichtsbehörde über die Waſſerpolizeibehörde tätig ge⸗ 
weſen. Als Waſſerpolizeibehörde, die nach S 99 Waſſch. allein zur 
Entſch. über einen Antrag auf Genehmigung der Beſeitigung 
einer Stauanlage berufen iſt, kam der Landrat im vorl. Falle 
nicht in Betracht. Waſſerpolizeibehörde iſt vielmehr, da das Fließ, 
in dem ſich die ſtädtiſche Stauanlage befindet, nach den angeſtellten 
Ermittelungen ein Waſſerlauf dritter Ordnung iſt, gem. § 342 
Waſſch. die Ortspolizeibehörde, alſo an ſich der Bürgermeiſter in 
F. als Inhaber der örtlichen Polizeigewalt, wobei als für die 
Entſch. unerheblich dahingeſtellt bleiben kann, ob nicht im vorl. 
Falle der Bürgermeiſter als perſönlich beteiligt an der Wahrneh⸗ 
mung feines Amtes als Waſſerpolizeibehörde verhindert war (val. 
OVG. 54, 345) und ſtatt feiner eine andere Ortspolizeibehörde 
im Aufſichtswege zur Erledigung des Genehmigungsgeſuchs der 
Stadtgemeinde zu beſtimmen geweſen wäre. Jedenfalls war der 
Landrat nicht Waſſerpolizeibehörde und ſein mit der Kl. angefoch⸗ 
tener Beſcheid kann nicht als Pol Vfg., ſondern, wie vorſtehend 
ausgeführt, lediglich als ein im Aufſichtswege erlaſſener Be⸗ 
ſchwerdebeſcheid angeſehen werden. 

Die Kl. mußte hiernach wegen Unzuläſſigkeit des Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahrens abgewieſen werden. Deshalb konnte auf den 
ſachlichen Streit der Parteien darüber, ob die Kl. Anſpruch auf 
Erteilung der von ihr nachgeſuchten waſſerpolizeilichen Genehmi⸗ 
gung hat, nicht eingegangen werden. Darüber hat zunachſt im 
Aufſichtswege der RegPräſ. auf die bei ihm zugleich mit der 
Klagerhebung eingelegte Beſchw. der Kl. zu befinden. 

(PrOVG., 5. Sen., Urt. v. 29. Nov. 1934, VC 32/34.) 
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123. 88 35 Abſ. 1 Ziff. 3, 57 Ziff. 40 Bad GStG. v. 
3. Mai 1932; 85 Vollz VO. hierzu v. 2. Juni 1932. Begriff 
„Gemeinnützigkeit“, „Mildtätigkeit“ und „Jugendpflege“ 
bei Steuerbefreiung. 

1. Nach 835 Abſ. 1 Ziff. 3 SOSE. find von der Staatsſtener 
befreit u. a. die die gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken un⸗ 
mittelbar dienenden Gebäude der ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen oder des bürgerlichen Rechts. Nach Satz 2 daſelbſt be⸗ 
ſtimmen ſich die Vorausſetzungen, unter denen ein Zweck als gemein⸗ 
nützig oder mildtätig i. S. dieſer Vorſchr. anzuſehen iſt, nach den zur 
Durchführung des Körp StG. und des Verm tc erlaſſenen Beſt. Als 
hiernach anwendbar find in 8 5 Vollz VO. z. GrStG. v. 2. Juni 1932 
die 88 5—12 der VO. des RF M. zur Durchführung des KörpSt. 
v. 17, Mai 1926 (abgekürzt: DurchfBeſt. z. Körp StG.) und die 88 46 
bis 50 der DurchfBeſt. des RF M. zum RBewG. und zum Verm⸗ 
StG. für die Einheitsbewertung und Vermögeusſteuerverauſagung 
nach dem Stande v. 1. Jan. 1931 v. 22. Mai 1931 (abgekürzt: 


RVewVermSt durchfBeſt. 1931) bezeichnet. Nach den in dieſen Belt 
inhaltlich übereinſtimmend aufgeſtellten Merkmalen wird für den Be 
griff der „Gemeinnützigkeit“ erfordert, daß die Erfüllung 
ſolcher Zwecke die Allgemeinheit unmittelbar fördert, wobei die För“ 
derung der Allgemeinheit auf materiellem, geiſtigem oder ſittlichem 
Gebiet liegen kann; fie kann ſich u. a. erſtrecken auf die Förderung 
der Wiſſenſchaft, der Erziehung, der Berufsbildung, der Jugendpflege 
und Jugendfürſorge. Gemeinnützigkeit liegt nicht vor, wenn eine 
Tätigkeit nur den Intereſſen beſtimmter Perſonen oder eines engeren 
Kreiſes von Perſonen dient oder in erſter Linie Erwerbs- oder ſonſtige 
eigenwirtſchaftliche Zwecke verfolgt. Allgemeinheit können aber au ] 
Perſonenkreiſe fein, die örtlich, beruflich, nach Stand, Religions- 
bekenntnis oder nach mehreren dieſer Merkmale abgegrenzt find. DA 
gegen iſt ein Perſonenkreis nicht als Allgemeinheit anerkannt, wenn 
er durch ein engeres Band, wie Zugehörigkeit zu einer Familie, zu 
einem Familienverband oder zu einem Verein mit geſchloſſener Mil 
gliederzahl u. dgl. feſt abgeſchloſſen iſt oder wenn infolge ſeiner Ab⸗ 
grenzung die Zahl der durch die Förderung betroffenen Perſonen nach 
einem oder mehreren der für den Begriff der Allgemeinheit auf 
geſtellten Merkmale dauernd überhaupt nur eine kleine ſein kann. 

Bei der Feſtſtellung des von dem Kl. als juriſtiſche Perſon des 
bürgerlichen Rechts (vgl. 8 21 BGB.) nach der Satzung und tatſäch⸗ 
lich verfolgten Zwecks kommt es für den Begriff der Allgemein“ 
heit nicht auf den in dem „e. V. Theol. Studienhaus H.“ zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Perſonenkreis, welcher Träger des Unternehmens it 
und die Mittel für den Zweck des Vereins bereitſtellt, an, ſondern 
auf den Perſonenkreis, welcher durch dieſe Mittel in Auswirkung 
des ſatzungsgemäßen Zweckes des e. V. tatſächlich gefördert wird. DIE 
Tatſache, daß das Unternehmen des Kl. ſich auf die Betreuung von 
Studenten einer beſtimmten Univerſitätsſtadt und eines beſtimmten 
Religionsbekenntniſſes beſchränkt, ſteht der Anerkennung der Gemein 
nützigkeit nicht entgegen (vgl. Ric. 34, 202 ff.). Streitig iſt hinſicht⸗ 
lich der Staatsſteuer nur die Bemeſſung des unter dieſen Begr! 
fallenden Teilſteuerwerts des den gemeinnützigen Zwecken des e. B. 
dienenden Anweſens, deſſen Ausſcheiden aus dem ſteuerpflichtigen Wert 
in 837 Abſ. 2 GGStG. zugelaſſen iſt, da eine gemiſchte Benutzungs' 
art i. S. dieſer Vorſchr. vorliegt. d 

Feſtgeſtellt iſt, daß das Gebäude des Theol. Studienhauſes in“ 
ſofern verſchiedenen Zwecken dient, als das 3. Stockwerk den ge 
meinnützigen ſatzungsgemäßen Zwecken nicht unmittelbar dient, 
weil es anderweit vermietet iſt und erſt der erzielte Mietzins für 
dieſe Zwecke verwendet wird, ſodann, daß in die Räume des 1. un 
2. Stockes, welche der Aufnahme der Theologieſtudierenden dienen, M 
den Ferien, ſomit zeitweiſe, auch dritte Perſonen (ſog. Feriengäſte⸗ 
gegen Entgelt aufgenommen werden. Die aus der Vermietung des 
3. Stockwerkes erzielte Bruttomiete reicht nicht einmal aus, U 
daraus die öffentlichen Abgaben und die Aufwendungen für die In 
ſtandhaltung des Hauſes zu decken, und die Einnahmen aus 
Aufnahme von Feriengäſten ſind nur geringfügig im Verhältnis zu 
den Geſamteinnahmen, jo daß fie im Geſamthaushalt nur eine unter“ 
geordnete Rolle ſpielen; fie können daher gegenüber der Geſams 
leiſtung des Kl. für die gemeinnützigen Zwecke des Anweſens UN 
bedenklich als nur wenig ins Gewicht fallend angeſehen werden. 

Die Räume des Dachſtockes und des Kellers dienen als Neben“ 
räume in erſter Linie den gemeinnützigen Zwecken, und der Anteil / 
welcher ihrer Benützung auch für die Zwecke der Beherbergung der 
Feriengäſte zukommt, iſt als nicht meßbar bei der Frage der 904 
miſchten Benutzung außer Betracht zu laſſen. Dasſelbe gilt für DE 
Garten, deſſen Benützung nach Lage der Verhältniſſe nur für 
ſtändigen Inſaſſen des Hauſes in Frage ſteht. 

Geht man von den hiernach feſtgeſtellten verſchiedenen Nutzun. 
gen des Anweſens aus, ſo iſt jedenfalls das 3. Stockwerk als nicht 
unmittelbar gemeinnützigen Zwecken dienend als fteuerpflichtig zu A 
handeln. In freier Schätzung nimmt der Gerichtshof den hierauf en 
fallenden Teilſteuerwert nach den auch in anderen Fällen angewandle 
Maßſtäben mit einem Viertel des Geſamtſteuerwerts an. Mit nic 
ſicht jedoch darauf, daß das Gebäude auch durch die Aufnahme Ve 
zahlenden Feriengäſten zeitweiſe, wenn auch nur in geringfügigen 
Maße, unmittelbar eigenwirtſchaftlichen Zwecken dient, erſchien ei 
gewiſſe Erhöhung dieſes ſteuerpflichtigen Wertanteils angemeſſen. 

2. Die Klage iſt hinſichtlich der Befreiung von der Staatsſteue 
auch auf das Merkmal des „mildtätigen“ Zweckes geſtützt. Auch 
dieſer Begriff richtet ſich nach den im 8 35 Abs 1 Ziff. 3 Saz © 
EESG. angeführten, oben wiedergegebenen DurchfBeſt. Hiernach IM 
mildtätige Zwecke ſolche, die darauf gerichtet find, bedürftige Voll 
genoſſen zu unterſtützen, d. h. ſolche Perſonen, die infolge ihrer 10 
perlichen oder geiſtigen Beſchaffenheit oder ihrer wirtſchaftlichen zug 
der Hilfe bedürfen. Der Gerichtshof läßt es dahingeftellt, ob 8 
Leiſtungen des klagenden Vereins auch den Vorausſetzungen des it 
grifſes der „Mildkätigkeit“ entſprechen, da ſich die Anmenbbarkk! 
der Befreiungsvorſchr. des 8 35 Abſ. 1 Ziff. 3 GGStG. für 
Staatsſteuer ſchon allein aus der Erfüllung des Begriffs der „ 
meinnützigkeit“ ergibt. 


64. J 5 
. Jahrg. 1935 Heft 29] 


Rechtſprechung 


2103 


3. Die beantragte Befreiung von der Gemeinde- und Kreis⸗ 
ſteuer hat der Kl. auf den Begriff der „Jugendpflege“ i. S. des 
8.57 Ziff. 40 G0 Std. geſtützt, da die Befreiung des Kl. unter dem 
Geſichtspunkt der „Gemeinnützigkeit“ oder „Mildtätigkeit“ nach aus⸗ 
brücklicher Geſetzesvorſchr. (857 Ziff. 4 Satz 1 GESLG.) nur für die 
Staatsſteuer in Betracht Kommt. Der Begriff der „Jugendpflege“ 
wurde erſtmals in das GGStcz. 1926 aufgenommen und in dem GG⸗ 
St®. von 1932 beibehalten. Weder das Geſetz noch die Vollz VO. vom 
2. Juni 1932 enthält eine nähere Darlegung dieſes Begriffes. Er 
wird vom Geſetz ſomit als bekannt vorausgeſetzt. 

Bei Auslegung dieſes Begriffes iſt man daher auf die Anwen⸗ 
dung dieſes Begriffes in anderen Geſetzen oder geſetzesgleichen Beſt. 
angewieſen. So find z. B. in den Beſt. des Reichsrats über die Ver⸗ 
gnügungsſteuer v. 12. Juni 1926 in Art. II 8 2 Ziff. 3 (Steuerord⸗ 
nung für die Gemeinden) Veranſtaltungen, die der „Jugendpflege“ 
dienen, mit näheren Einſchränkungen von der Vergnügungsſteuer 
befreit. Nach dem hierzu ergangenen Rundſchreiben des RMdJ. an 
die Landesregierungen v. 29. Jan. 1925 ſind unter „Jugendpflege“ 
alle Beſtrebungen zu verſtehen, die der körperlichen, geiſtigen, fitt- 
lichen, religiöfen oder künſtleriſchen Hebung Minderjähriger 
dienen. Die Bezugnahme auf die Minderjährigkeit hinſfichtlich der 
als jugendlich anzuſehenden Perſonen ſteht in Übereinſtimmung mit 
der gleichen Altersbegrenzung im RJugWohlfch. v. 9. Juli 1922 
(88 56, 62 ff.), während im JGG. v. 16. Febr. 1923 der Begriff des 
„Jugendlichen“ für die beſonderen Strafrechtszwecke dieſes Geſetzes 
noch weiter auf das Alter von 14—18 Jahren eingeſchränkt iſt. Im 
vorl. Falle handelt es ſich bei dem für die Tätigkeit des Kl. in Be⸗ 
tracht kommenden Perſonenkreiſe um Studierende der evangeliſchen 
Theologie, welche nach ihrem Alter zu einem erheblichen Teil nicht 
zu den Minderjährigen zu zählen ſind. Es fehlt ſomit für die An⸗ 
wendung der Befreiungsvorſchr. des 8 57 Ziff. de GG Stg. nach dem 
tatſächlich in Betracht kommenden Kreis der Anſtaltsinſaſſen an dem 
Erfordernis des jugendlichen Alters, das mit dem Begriffe der 
„Jugendpflege“ regelmäßig verbunden iſt. Die Vorausſetzung für eine 
anteilmäßige Befreiung des klägeriſchen Anweſens von der Gemeinde- 
und Kreisſteuerpflicht unter dem Geſichtspunkt der Jugendpflege iſt 
aher zu verneinen. 

(Bad G., Urt. v. 20. Dez. 1934, 126/34.) 
Ber. von OVGR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 
* 
124. 820 Abſ. 2 Verf O.; $ 113 Ziff. 4 Bad BeamtG. 


1. Iſt in dem Dienſtſtrafverfahren der beteiligte Be— 
amte zur mündlichen Verhandlung vor der Staatsauf— 
ſichtsbehörde nicht unter der Verwarnung geladen wor⸗ 
en, daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen 
werde entſchieden werden, ſo muß das Erkenntnis der 
taatsaufſichtsbehörde aufgehoben und die Sache zur 
nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an die Staats- 
aufſichtsbehörde zurückverwieſen werden. 
Br 2. Die gleihe Folge tritt ein, wenn der ohne jene 
erwarnung geladene Beamte im Vorraum des Verhand- 
ſchrgs raums, nicht aber im Verhandlungsra um ſelbſt er- 
ſchienen war, weil er in entſchuldbarer Weiſe angenommen 
gatte, die Sache werde im Vorraum aufgerufen werden. 
35 1. Der Diizd. hat in feiner in Bad Verw. 1931, 152 ff. ver⸗ 
öffentlichten Entſch. ausgeſprochen, daß zu den für das Verfahren 
vor dem VGH. als Diſzo. für Gemeinde⸗ und Körperſchaftsbeamte 
anzuwendenden Vorſchr. des Beamt®. auch die Belt. des 8 113 
b amt. gehören, und daß beim Vorliegen einer der Vorausſetzungen 
des 8113 die Aufhebung des angef. Erkenntriſſes und die Ver⸗ 
lung der Sache an die Staatsaufſichtsbehörde zur nochmaligen 
erhandlung und Entſch. durch Beſchluß des mit 4 Mitgliedern des 
. und 3 vom Md. ernannten Mitgliedern beſetzten Diſzh. 
ohne vorherige mündliche Verhandlung zu erfolgen hat. 
ere, 2. Nach 8113 Ziff. 4 Beamt®. hebt der Diſzo. die Entſch. des 
erſten Rechtszugs — der Staatsaufſichtsbehörde — auf, wenn die 
Hauptverhandlung — die mündliche Verhandlung vor der Staats⸗ 
gufſichtsbehörde — in Abweſenheit des Anklagevertreter3 oder einer 
Kerſon ſtattgefunden hat, deren Anweſenheit das Geſetz vorſchreibt. 
Kür das Verfahren vor dem Bezirksrat waren in erſter Linie die 
300 ſchriften des Verwaltungsgeſetzes und der Verfahrensordnung vom 
1. Aug. 1884 (Verf O.) maßgebend (Bad Verw. a. a. O.). Nach 8 20 
J. 2 VerfO. werden die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung 
blen dem Bezirksrat unter der Verwarnung geladen, daß beim Aus⸗ 
eben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden werden. Die 
uns dieſer den Anſpruch der Beteiligten auf rechtliches Gehör 
— nden Vorſchr. iſt die weſentliche Vorausſetzung für die Zuläſſig⸗ 
Lad des Abweſenheitsverfahrens. Fehlt es an einer ordnungsmäßigen 
an ng, insbeſ. an dem Hinweis auf die Folge des Ausbleibens in 
55 Ladungsverfügung, ſo iſt eine Verhandlung vor dem Bezirksrat 
r zuläſſig, wenn der Beteiligte in der Verhandlung vor dem Bes 


zirksrat trotzdem erſchienen, zu dieſer Verhandlung zugezogen war. 
Liegt der erwähnte Mangel der Ladung vor, ſo gehört daher, wenn 
die Verhandlung ſtattfinden ſoll, der Beteiligte zu den Perſonen, 
deren Anweſenheit das Geſetz — die hier als ſolches in Betracht kom⸗ 
mende VerfO. — vorſchreibt. Schon hiernach war, da die Ladung 
des Kl. den erwähnten Mangel aufwies, die Vorausſetzung des 8 113 
Ziff. 4 BeamtG. für die Aufhebung des angefochtenen Erkenntniſſes 
und die Zurückverweiſung der Sache an den Bezirksrat gegeben. 

3. Die Vorausſetzung des 8113 Ziff. 4 Beamt®. iſt aber auch 
auf Grund anderer Erwägungen gegeben. 8 20 Abſ. 2 Verf O. wie auch 
der Abf. 1 daf. ſoll den Auſpruch des Beteiligten auf rechtliches 
Gehör ſichern. Die Vorſchr. iſt von beſonderer Bedeutung für das 
Dienſtſtrafverfahren, für das ſie die Möglichkeit der Verteidigung 
des Beamten vor der Dienſtſtrafbehörde — der Staatsaufſichts⸗ 
behörde — gewährleiſten ſoll. Erſcheint der Beamte zur mündlichen 
Verhandlung vor der Staatsaufſichtsbehörde, jo muß er zu der Ver⸗ 
handlung zugezogen werden, auch dann gehört er i. S. des 8 113 
Ziff. 4 BeamtGG. zu den Perſonen, deren Anweſenheit das Geſetz 
vorſchreibt; das Unterlaſſen ſeiner Zuziehung zu der Verhandlung 
erfüllt die Vorausſetzung des 8 113 Ziff. 4 a. a. O. Wenn man dem 
Sinn und Zweck der Vorſchr. des 8 20 Abſ. 2 VerfO. und des 8 113 
Ziff. 4 BeamtG. gerecht werden will, fo muß aber dem Unterlaſſen 
der Zuziehung des vor der Staatsaufſichtsbehörde erſchienenen Be⸗ 
amten der Fall gleichgeſetzt werden, daß der in Befolgung der Ladung 
zur angegebenen Zeit im Verhandlungsgebäude anweſende Beamte 
in entſchuldbarer Weiſe angenommen hat, es werde in dem Vorraum, 
in dem er ſich aufhielt, der Beginn der ihn betreffenden, in dem 
eigentlichen Verhandlungsraum der Staatsaufſichtsbehörde ſtattfin⸗ 
denden Verhandlung bekanntgegeben werden, und daß wegen des 
Unterlaſſens einer ſolchen Bekanntgabe der Beamte im eigentlichen 
Verhandlungsraum nicht rechtzeitig erſchienen iſt. Nach der dienſt⸗ 
lichen Außerung des Vorſitzenden des Bezirksrats beſteht zwar bei 
dem Bezteltsrat die auch im vorl. Fall befolgte Übung, daß die vor 
dem Bezirksrat zu verhandelnden Sachen nur von dem Vorſitzenden 
und nur im Sitzungsſaal aufgerufen werden. Hierin kann in der 
Dienſtſtrafſache des Kl. eine ausreichende Bekanntgabe des Verhand⸗ 
lungsbeginns aber nicht erblickt werden. Vor der Dienſtſtrafſache 
wurden nach den weiteren Ausführungen des Bezirksratsvorſitzenden 
andere Verwaltungsſachen von dem Bezirksrat behandelt. Der Um⸗ 
ſtand, daß die an dieſen Verwaltungsſachen beteiligten Perſonen, um 
dem Bezirksrat die geheime Beratung zu ermöglichen, den Sitzungs⸗ 
ſaal verlaſſen mußten und nach Beendigung der geheimen Beratung 
wieder in den Sitzungsſaal gerufen wurden, konnte, ſelbſt wenn das 
Zurückrufen die volle Wiederherſtellung der Offentlichkeit der Sitzung 
bedeuten ſollte, ſehr wohl in dem Kl. die Annahme begründen, es 
werde der Beginn der Verhandlung feiner Dienſtſtrafſache in dem Vor⸗ 
raum bekanntgegeben und er vor den Bezirksrat gerufen werden. 
Sollte ein Aufruf in dem Vorraum unterbleiben, ſo mußte bei der 
gegebenen Sachlage beſondere Vorkehr dagegen getroffen werden, daß 
der Kl. zu jener Annahme keinen begründeten Anlaß hatte. Der 
DifzH. hielt daher den oben erörterten, dem Unterlaſſen der Zur 
ziehung zur mündlichen Verhandlung gleichzuſetzenden Fall hier für 
gegeben. Zu dieſem Ergebnis mußte der Dij39. um fo mehr gelangen, 
als die Ladungsverfügung den Kl. auf die Zuläſſigkeit der Verhand⸗ 
lung in ſeiner Abweſenheit nicht hingewieſen hatte, er darum ſehr 
wohl von der Auffaſſung ausgehen mochte, es könne in feiner Ab⸗ 
weſenheit nicht verhandelt werden. 

Liegt eine der in 8 113 BeamtG. aufgeſtellten Vorausſetzungen 
vor, ſo muß der DiſzH. das angef. Erkenntnis aufheben und die 
Sache zurückverweiſen; in ſein Ermeſſen iſt in dieſem Fall, anders 
als in dem Fall des § 114 a. a. O., die Aufhebung und Zurüchkver⸗ 
weiſung nicht geſtellt; es war daher, wie geſchehen, zu beſchließen. 

(BadVGh. als DiſzH., Beſchl. v. 26. März 1935, 173/34.) 
Ber. von OVG R. Dr. Klotz, Karlsruhe. 
* 


125. 87 Bad Verſch. für Gemeinde» und Körperſchafts⸗ 
beamte v. 7. Mai 1929. Erhaltung der Anwartſchaft durch 
Anerkennungsgebühr. Auslegung der Worte durch ſchuld⸗ 
haftes Verhalten gezwungen zum Ausſcheiden aus dem 
Dienſt“ im Falle einer Nichtwiederwahl des Bürger- 
meiſters. Ein ſolcher Grund des Verſchuldens iſt erforder⸗ 
lich, der im Dienſtſtrafverfahren zur Dienſtentlaſſung ge- 
führt hätte. 

I. Nach 8 7 Abſ. 1 Verficherungs®. für Gemeinde⸗ u. Körper⸗ 
ſchaftsbeamte v. 7. Mai 1929 (Verſch.) kann ein aus dem Dienſte 
ausſcheidendes Mitglied der VerſAnſt. auf der Grundlage des bis⸗ 
herigen Dienſtverhältniſſes und des zuletzt bezogenen Dienſtein⸗ 
kommens die Mitgliedſchaft fortſetzen, wenn es mindeſtens fünf 
Jahre Mitglied war und beim Ausſcheiden nicht dienſtunfähig iſt. 
Dieſes Recht entſteht nicht, wenn das Mitglied durch ſchuld⸗ 
haftes Verhalten gezwungen war, aus dem Dienſt 
auszuſcheiden. Nach Abſ. 3 a. a. O. erliſcht die Berechtigung 
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zur Fortſetzung der Mitgliedſchaft, wenn die ſchriſtliche (ſ. Abi. 2) 
Anzeige nicht binnen ſechs Monaten nach Wegfall der Vorausſetzun⸗ 
gen der Mitgliedſchaft bei der VerſAnſt. erſtattet wird. 

Nach Abſ. 5 a. a. O. kann durch Satzung zugelaſſen werden, 
daß die Fortſetzung der Mitgliedſchaft auf der Grundlage eines 
Teilbetrags des zuletzt bezogenen Dienſteinkommens erfolgt, oder 
daß an Stelle der freiwilligen Fortſetzung der Mitgliedſchaft die Er⸗ 
haltung der bisher erworbenen Anwartſchaft auf Ruhegehalt und 
auf Hinterbliebenenverſorgung durch Zahlung einer jährlichen An⸗ 
erkennungsgebühr tritt. 

Nach 81 der Satzung der Verſelnſt. v. 12. Juli 1929 kann 
an Stelle der freiwilligen Fortſetzung der Mitgliedſchaft nach einer 
anrechnungsfähigen Mitgliedszeit von zehn Jahren zur Erhaltung 
der bisher erworbenen Anwartſchaft auf Ruhegehalt und Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung eine jährliche Anerkennungsgebühr entrichtet 
werden. Anſtatt zehn Jahre genügen neun Jahre, wenn ſie von dem 
Mitglied in der Eigenſchaft als Bürgermeiſter zurückgelegt ſind. 

Die in dieſen Beſt. aufgeſtellten Erforderniſſe ſind bei dem 
Kl. unſtreitig inſoweit gegeben, als ſeine Mitgliedſchaft bei der 
VerfAnſt. als Pflichtmitglied durch Ausſcheiden aus dem Dienſt des 
Bürgermeiſters durch Nichtwiederwahl erloſchen iſt und er die Be⸗ 
dingung einer zurückgelegten Dienſtzeit von anrechnungsfähigen 
neun Jahren in der Eigenſchaft als Bürgermeiſter erfüllt hat. 
Streit herrſcht dagegen darüber, ob die an Stelle der freiwilligen 
Fortſetzung der Mitgliedſchaft tretende Erhaltung der bisher er⸗ 
worbenen Anwartſchaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenver⸗ 
ſorgung durch Zahlung einer jährlichen Anerkennungsgebühr des⸗ 
halb ausgeſchloſſen ſei, weil der Kl. durch ſchuldhaftes Verhalten 
gezwungen war, aus dem Dienſt auszuſcheiden. 

II. Mit den Worten „durch ſchuldhaftes Verhalten gezwun⸗ 
gen war, aus dem Dienſte auszuſcheiden“, wird nach dem Geſetz 
ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem als Verſchulden zu 
Hatake eigenen Verhalten des Mitglieds und dem Aus⸗ 
ſcheiden erfordert. Bei einem Ausſcheiden infolge Nichtwieder⸗ 
wahl des als Kandidat auftretenden Bürgermeiſters ſcheint ein 
ſolcher urſächlicher Zuſammenhang zunächſt überhaupt zu fehlen, 
weil die Nichtwiederwahl als ein ſelbſtändiges, von dem Verhalten 
des Bürgermeiſters völlig losgelöſtes urſächliches Ereignis für das 
Ausſcheiden anzuſehen wäre. Dieſe rein äußerliche Betrachtung 
lehnt der Gerichtshof ab und läßt auch im Falle des Ausſcheidens 
durch Nichtwiederwahl die im Verhalten des Ausſcheidenden liegen⸗ 
den Gründe als ausſchließliche oder doch neben anderen Gründen 
als mitwirkende Urſachen im Sinne des Geſetzes gelten. An ſich 
it daher auch im Falle der Nichtwiederwahl grundſätzlich die Mög⸗ 
lichkeit eines urſächlichen Zuſammenhaugs zwiſchen Verhalten und 
Ausſcheiden zu bejahen. Für die vorliegende rechtliche Betrachtung 
iſt aber dieſer urſächliche Zuſammenhang dahin einzuſchränken, 
daß — wie in bürgerrechtlichen Haftungsfällen — nach dem Verſch. 
nur ein ſchuldhaftes Verhalten als urjächliche Bedingung in 
Frage kommen kann. Deshalb wird man in dem Fall, daß ein Bür⸗ 
germeiſter ausſchließlich aus Gründen der i. J. 1933 allent- 
halben vorgenommenen politiſchen Gleichſchaltung aus ſeinem Amte 
geſchieden iſt, nach den anerkannten Regeln des Dienſtſtrafrechts 
über ſchuldhaftes Verhalten nicht von einem verſchuldeten Aus⸗ 
ſcheiden mit den an ein ſolches geknüpften rechtlichen Folgen 
ſprechen können. Haben dagegen im Falle der Nichtwiederwahl ſo⸗ 
wohl Gründe der politiſchen Gleichſchaltung wie ſolche ſchuldhaften 
Charakters, die in dem Verhalten des Nichtwiedergewählten liegen, 
zu dem Ergebnis des Ausſcheidens mitgewirkt, ſo ſind die Gründe 
ſchuldhaften Charakters für ſich als urſächlich wirkend zu be⸗ 
urteilen, da der Urſachenbegriff im Rechtsſinne nicht erfordert, 
daß der ſchuldhaft Handelnde alle Bedingungen zu dem eingetre⸗ 
tenen Erfolg geſetzt hat, daß es vielmehr genügt, daß der ſchuld⸗ 
haft Handelnde überhaupt eine Vedingung als Urſache geſetzt hat, 
und daß die durch Mitwirkung anderer Ereigniſſe eingetretene 
Folge nicht in einem ſo loſen oder entfernten Zuſammenhange 
mit dem als Urſache in Anſpruch genommenen Handeln ſtehen darf, 
daß dieſer Zuſammenhang nach der Auffaſſung des Lebens ver⸗ 
nünftigerweiſe nicht mehr in Betracht gezogen werden kann. In 
dieſem Sinne ſpricht man in der Rechtslehre von dem ſog. „ad⸗ 
äquaten“ Urſachenbegriff (vgl. Planck, BGB., Bd. II 1 
S. 71 ff.; Bd. II 2 S. 1721; RR Komm. 3. BB. Vormerk. 3 unter 
Ziff. 3 zu § 249 S. 409 und Vormerk. 54 zum Abſchnitt „Un⸗ 
erlaubte Handlungen“ S. 597). 

III. Wendet man dieſen für das Rechtsleben maßgeblichen 
Urſachenbegriff auf den vorl. Fall. an und ergibt ſich, daß das 
Verhalten des Kl. bei ſeinem Ausſcheiden, das nach Ablauf der 
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Amtsperiode endgültig infolge des Ausgangs der Neuwahl, zu der 
er ſich ſelbſt als Kandidat geſtellt hatte, eingetreten iſt, urſächlich 
mitgewirkt hat, jo hängt die Entſch., falls ein Verſchulden des 
Kl. anzunehmen iſt, weiter von der Beantwortung der Frage ab, 
ob ein beſtimmter Grad des Verſchuldens als Voraus 
ſetzung für die Verſagung der Erhaltung der Anwartſchaft zu ver⸗ 
langen iſt oder ob jegliches Verſchulden, gleichviel welchen Grades, 
alſo auch ein ſolches Verſchulden genügt, das im Falle der Feſt⸗ 
ſtellung im geordneten Dienſtſtrafverfahren nur mit einer Ord⸗ 
nungsſtrafe zu ahnden wäre, oder ob ein Verſchulden zu verlangen 
iſt, das unzweifelhaft zur Strafe der Dienſtentlaſſung geführt hätte. 
Bei der Beantwortung dieſer Frage kann die mit der Verſagung 
der Erhaltung der Anwartſchaft verbundene Wirkung nicht außer 
acht gelaſſen werden. Die Verſagung hat zur Folge, daß der Bez 
troffene ſeine Anwartſchaft auf künftigen Ruhegehalt und auf 
Hinterbliebenenverforgung verliert, fo daß bei Eintritt der Dienſt⸗ 
unfähigkeit oder des Todes die daraus entſpringenden Anſprüche 
überhaupt nicht zur Entſtehung gelangen konnen. Dieſe Wirkungen 
treten im dienſtſtrafrechtlichen Verfahren nur im Falle des Aus” 
ſpruchs der ſtrengſten Strafe der Dienſtentlaſſung ein, wobei die 
Wirkung des Verluſtes der bezeichneten Anſprüche noch durch eine 
zeitlich begrenzte oder lebenslängliche Gewährung eines Unterſtützungs⸗ 
gehalts gemildert werden kann (vgl. $ 74 Abf. 2 Bad BBeamtG.). 
Wenn auch davon auszugehen iſt, daß die Möglichkeit dieſer Mil- 
derung an dem rechtlichen Erlöſchen jeder Beziehung des enk 
laſſenen Beamten zu der Anſtellungskörperſchaft nichts ändert und 
daß mit dieſem Erlöſchen die Belaſſung des Rechts der freiwilli⸗ 
gen Fortſetzung einer auf dem früheren Dienſtverhältnis beruhen? 
den Verſicherung — zum mindeſten der Pflichtverſicherung — 
grundſäglich nicht zu vereinbaren wäre, fo kann das VerjG. doch 
wohl nicht gewollt haben, daß beim Fehlen der worgügezun 
für die Strafe der Dienſtentlaſſung auch ein ſonſtiger Grad des 
Verſchuldens ausreichend ſei, um die Verfagung der Erhaltung der 
Anwartſchaft mit den erwähnten Folgen zu rechtfertigen. Ein Ar 
haltspunkt dafür, daß nur ein ſolches, die letztere Wirkung im 
Dienſtſtrafrecht nach ſich führendes Verhalten als Maßſtab für die 
Auslegung des Begriffes des Verſchuldens i. S. des 87 Abſ. 1 
Satz 2 BVerfG. maßgebend fein kann, ergibt ſich daraus, daß bei 
den Erörterungen des LT. bei Erlaſſung des Verſch. die Belt. des 
87 (Entw. § 5) in unmittelbare Beziehung zu den dae 
rechtlichen Beſt. des BG. gebracht wurde. In dieſer Beziehung ! 
bemerkenswert, daß der LTAusſchuß bei der Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs (vgl. Druckſ. Nr. 29 v. 31. Juli 1924 S. 5) ein eigenes 
Verſchulden des ausgeſchiedenen Mitglieds zwar nicht nur dann an“ 
genommen hat, wenn die Dienſtentlaſſung auf Grund eines Diſzi⸗ 
plinarverfahrens erfolgte, vielmehr auch den Fall gleichgeſtellt 
hat, daß die Dienſtentlaſſung auch wegen eines disziplinären oder 
ſtrafrechtlichen Verſtoßes ohne Diſziplinarentſcheidung erfolgt ſei. 
Jedenfalls wird unzweideutig auf ein die Dienftentlaffung 
rechtfertigendes Verhalten abgehoben. Wenn im übrigen (vgl 
Komm. z. Verſch. von Grampp in Anm. 4 zu 8 7 S. 112 und 
in Aum. 11 b zu § 14 S. 152) die Anſicht vertreten wird, daß ein 
Verſchulden im Sinne dieſer Beſt. ſtets auch dann vorliege, wenn 
das Dienſtausſcheiden z. B. wegen Unbrauchbarkeit oder aus einem 
anderen Anlaß freiwillig unter dem Druck der Verhältniſſe ek“ 
folgt iſt, ſo kann der Gerichtshof einer derart weitgehenden Aus⸗ 
legung des Begriffes des Verſchuldens i. S. des 87 Abſ. 1 Satz 2 
Verſch. nicht folgen. Im Hinblick auf die rechtliche Wirkung des 
Verſchuldens kann vielmehr als Wille des Geſetzes nur ein ſolches 
Verſchulden angefchen werden, welches auch im Dienſtſtrafrecht als 
ein mit der Wirkung der Dienſtentlaſſung verbundenes ſchuldhaftes? 
Verhalten zu gelten hätte. 
(BabBerivderd., Entſch. v. 15. Jan. 1935, 24/34.) 


Ber. von OVGR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


Berichtigungen 


JW. 1935, 1624 rechte Spalte 2. Abſatz vorletzte Zeile muß ſtatt 
„und den 275,25 RM geſetzt werden „von den 275,25 RM“. 


JW. 1935, 1626 rechte Spalte Zeile 25 von unten iſt ſtatt 
„5 400 ZPO.“ zu ſetzen „§ 400 BGB.“. 


JW. 1935, 1683 rechte Spalte Zeile 7 von unten iſt hinter dem 
Wort „dieſe“ einzufügen „Vorſchrift“. 
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